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Banker- 


Journal 


Barings- 
Kollaps: Ein 
weiterer 
Dominostein 
fällt 


Der Zusammenbruch der Lon- 
doner Traditionsbank Barings ist 
ein weiteres deutliches Symptom 
des anhaltenden Desintegra- 
tionsprozesses des globalen Fi- 
nanzsystems. Barings könnte 
sich als die »Creditanstalt der 
90er Jahre« erweisen, genauso 
wie der Bankrott der Wiener 
Creditanstalt 1931 den endgülti- 
gen Zerfall des Versailler Fi- 
nanzsystems signalisierte. Der 
auf Derivatspekulation zurück- 
gehende Barings-Bankrott folgt 
unmittelbar auf die Krise von 
Orange County und Mexiko und 
hat eine der Säulen der Londoner 
Finanzmacht zum Einsturz 
gebracht. Unmittelbar nach dem 
vergeblichen Versuch der briti- 
schen Zentralbank vom Dezem- 
ber, die wichtige S.G. Warburg 
durch eine Fusion mit Morgan 
Stanley zu retten, ist mit Barings 
jetzt die älteste Handelsbank der 
Londoner City (gegründet 1762) 
untergegangen. Barings ist 
neben Warburg eine der Banken, 
die einen Teil des Anlageport- 
folios des Hauses Windsor ver- 
waltet. 


Die angestrengten Bemühungen 
der Bank von England am Wo- 
chenende des 25.-26. Februar, 
mit Hilfe einer Gruppe Londoner 
Banken, einschließlich Barclays, 
eine Rettungsaktion zustande zu 
bringen, scheiterten am späten 
Sonntagabend, was den briti- 
schen Notenbankchef Eddie Ge- 
orge zu der Erklärung veran- 
laßte, die Barings-Pleite sei nicht 
mehr aufzuhalten. Der Grund 
dafür, warum sich kein Inte- 
ressent finden ließ, ist einfach: 
Barings sitzt auf einem Riesen- 
berg — mindestens 20.076 — De- 
rivatkontrakten (Futures und Op- 
tionen) des Finanzplatzes Singa- 
pur. Man hatte darauf spekuliert, 
daß der japanische Nikkei-Index 
mit Vertragsende am 10. März 
steigen werde. Das Gegenteil ist 
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eingetreten. Diese Kontrakte auf 
den japanischen Aktienmarkt 
müssen nun vor dem 10. März 
»glattgestellt« werden, wodurch 
auf Barings nicht absehbare, sich 
gegenseitig verstärkende Ver- 
luste zukommen. 


Am Geschäftsende des 27. Fe- 
bruar hatte Barings weitere 280 
Millionen Dollar Verluste ge- 
macht, wodurch der Gesamt- 
schaden auf 1,1 Milliarden Dol- 
lar stieg, dem eine Gesamtkapi- 
talreserve von nur 320 Millionen 
Dollar gegenübersteht. Die Bank 
von England versucht verzwei- 
felt, die Krise auf den Singapurer 
Finanzplatz abzuschieben. Aber 
der Absturz des britischen Pfun- 
des auf neue Rekordtiefen läßt 
erkennen, daß die Vertrauenskri- 
se in die Londoner City längst 
eingesetzt hat. 


Ex-Biz-Chef 
besorgt 


Alexandre Lamfalussy hat die 
Anfälligkeit des derzeitigen in- 
ternationalen Bank- und Finanz- 
systems hingewiesen. Viele Jah- 
re lang war Lamfalussy Direktor 
der Bank für Internationalen Zah- 
lungsausgleich (BIZ) in Basel 
und ist seit einigen Wochen der 
neue Präsident des Europäischen 
Währungsinstituts in Frankfurt. 
In einer Rede vor der Jahresver- 
sammlung der Deutschen Börse 
AG in Frankfurt am 30. Januar 
kritisierte Lamfalussy scharf die 
»Undurchsichtigkeit« des inter- 
nationalen Finanzsystems beson- 
ders in bezug auf die Belastung 
vieler Großbanken mit außerbi- 
lanzlichen Derivategeschäften. 
»Der zunehmende Einsatz von 
Derivaten und anderen außerbi- 
lanzlichen Instrumenten hat die 
Transparenz der Bilanzen der 
Marktteilnehmer verringert. Ich 
würde auf die Außerungen selbst 
eines Finanzprofis, der sich die 
veröffentlichten Abrechnungen 
einer internationalen Großbank 
oder von anderen Finanzinstitu- 
tionen ansähe und daraus eine 
zutreffende Einschätzung der 
Geschäftslage ableiten wollte, 
keinen Pfifferling geben.« 


Lamfalussy glaubt zwar, daß die 
Trends zu »Globalisierung« und 
»Finanzinnovationen« irreversi- 
bel seien, doch er beklagt, daß 
»die schiere Größe und Un- 
durchsichtigkeit der täglichen 


oder sehr kurzfristigen Liqui- 
ditäts- und Kreditbelastungen, 
denen Marktteilnehmer infolge 
der Fülle finanzieller Transak- 
tionen ausgesetzt sind (wovon 
die Derivate nur der letzte 
Ausdruck sind)... der Hauptver- 
breitungsweg einer Krise im 
gesamten Finanzsystem werden 
könnte.« In den heutigen »globa- 
len Märkten«, so Lamfalussy, 
»könnte schon die Pleite eines 
großen Finanzhauses nachteilige 
Folgen für das gesamte System 
haben.« 


Camdessus zur 
Finanzkrise 


IWF-Direktor Michel Camdes- 
sus erklärte in Paris: »Jede Fi- 
nanzkrise ist von Natur aus 
systemisch. Es gibt keine isolier- 
te mexikanische, asiatische oder 
europäische Krise«. Weiter er- 
klärte er, jetzt seien zusätzlich zu 
einer Aufstockung des IWF-Ka- 
pitals koordinierte und umgehen- 
de Reaktionen notwendig, um auf 
eine immer gefährlichere Welt 
zu reagieren. 


Camdessus bestätigte erhebliche 
Meinungsunterschiede auf dem 
kürzlichen G-7-Treffen in To- 
ronto am 3. Februar, das vorran- 
gig der Mexiko-Krise gewidmet 
war. Amerikaner und Japaner 
hätten die Lage in Mexiko als 
systemische Bedrohung angese- 
hen, während die Briten und in 
geringerem Maße Deutschland 
die Krise als »lokal begrenzt« 
eingestuft hätten. Der IWF- 
Direktor erklärte, die nächste 
Krise, die irgendwo in Europa 
oder Asien ausbrechen werde, 
»wird eine globale Krise sein, 
ebenso wie die mexikanische 
Krise eine globale war. 
Entweder man nimmt dies zur 
Kenntnis, oder man läßt es sein.« 

Oo 


Der Untergang 
des Hauses 
Warburg? 


Bereits im Dezember 1994 zeich- 
nete sich die extreme Schieflage 
des Londoner Finanzhauses S. 
G. Warburg & Co., eine der an- 
gesehensten Londoner Banken, 
ab. Das abrupte Ausscheiden der 
meisten führenden Finanzhänd- 


ler von Warburg in den vergan- 
genen Wochen und der Rücktritt 
des stellvertretenden Vorsitzen- 
den Lord Cairns am 13. Februar 
lassen darauf schließen, daß sich 
die Schwierigkeiten des Unter- 
nehmens noch verschärft haben. 


In früheren Zeiten hatte sich 
Warburg immer damit gerühmt, 
daß niemand die Bank je verlas- 
sen habe, um in ein Konkurrenz- 
unternehmen überzuwechseln. 
Offensichtlich sind die Bemü- 
hungen der Bank of England ge- 
scheitert, eine diskrete Fusion mit 
dem amerikanischen Finanzhaus 
Morgan Stanley zustande zu brin- 
gen. Insider der Londoner City 
schließen nicht mehr aus, daß 
das angeschlagene Unternehmen 
bald den Gang zum Konkurs- 
richter antreten muß. 


Die letztwöchige Entscheidung 
der Bank, den Aktienhandel ein- 
zustellen, beläßt dem Unterneh- 
men nur noch wenig Spielraum, 
nachdem es bereits Anfang Fe- 
bruar den Handel mit europäi- 
schen Anleihen gestoppt hatte. 
Am 31. März, dem Ende des 
Steuerjahrs, muß die Bank ihre 
Verluste offenlegen, die Gerüch- 
ten zufolge immens sein sollen. 


Krise auf dem 
französischen 
Immobilien- 
markt 
verschärft sich 


Die französische Finanzgruppe 
Suez meldete am 28. Februar 
Verluste in Höhe von 4,7 Mil- 
liarden FF, wobei ein Großteil 
der Verluste auf Rückstellungen 
im Immobilienbereich entfällt. 
Jetzt will sich Suez ganz aus dem 
Immobiliengeschäft zurückzie- 
hen, was den Druck auf den 
ohnehin abtrudelnden französi- 
schen Immobilienmarkt weiter 
verstärken wird. Credit Lyon- 
nais, die mit 109 Milliarden FF 
auf dem Grundstücksmarkt 
engagiert ist, wird im März ihre 
Vorjahresbilanz vorlegen. 


Angaben der französischen Wo- 
chenzeitung »L’Evenement de 
Jeudi« zufolge bewegen sich die 
Verluste von Credit Lyonnais im 
Immobilienbereich bei etwa 35 
Milliarden FF. Für die BNP gibt 


die Zeitung »faule« Immobilien- 
kredite in Höhe von 32 Milli- 
arden FF an, für Paribas 26 Milli- 
arden, für Suez 25 Milliarden, für 
Credit Agricole 24 Milliarden 
sowie für Societ@ Generale 23 
Milliarden und Comptoire des 
Entrepreneures 11 Milliarden. 


Nach Schätzungen der Tageszei- 
tung »Liberation« muß Cre- 
dit Lyonnais für den Zeitraum 
1994-1996 insgesamt 180 Mil- 
liarden FF abschreiben. Der fran- 
zösische Steuerzahler wird mit 
etwa 60 Milliarden FF zur Kasse 
gebeten werden. 


Der Chef von Credit Lyonnais 
Jean Peyrelevade war Berater der 
untergegangenen Barings Bank 
und ist mit Sir Peter Baring per- 
sönlich befreundet. 


Neue Studie 
über globale 
Derivat- 
verluste 


Es gibt eine neue Studie, in der 
die globalen Derivateverluste 
und die Beteiligung von Banken, 
Firmen und Regierungen an der 
Derivatspekulation analysiert wer- 
den. Die Studie zeigt, daß die 
kumulativen Verluste aus Deri- 
vatgeschäften in den letzten 24 
Monaten buchstäblich explodiert 
sind. 


Aufgeschlüsselt nach »Zwi- 
schenfällen pro Monat« ergibt 
sich der Trend einer deutlichen 
Beschleunigung der globalen De- 
rivateverluste. Bis Januar/Fe- 
bruar 1994 blieben die »Einzeler- 
eignisse« auf einem relativ Kon- 
stanten Stand von drei bis fünf 
»Unfällen« pro Monat. Die nach- 
folgende explosive Zunahme 
erreichte im Juni 1994 einen 
Höchststand von monatlich 34 
Ereignissen, und dieser Stand hat 
sich bis heute gehalten. 


In den letzten vier Monaten er- 
eigneten sich Megaderivatdesa- 
ster in Orange County, bei Ba- 
rings und Credit Lyonnais. Au- 
genblicklich führen die weltwei- 
ten Derivategeschäfte zu Netto- 
verlusten von schätzungsweise 
sechs Milliarden Dollar im 
Monat. Die Summe offener De- 
rivatekontrakte ist exponentiell 
angestiegen: 1991 gab es Kon- 


trakte in Höhe von etwa 8000 
Milliarden Dollar. 1993 erreichte 
diese Summe 17.000 Milliarden 
Dollar und Ende 1994 überstieg 
diese Summe nach Schätzungen 
46.000 Milliarden Dollar. 


Weltbank will 
Bürgerkrieg in 
Gaza 


Die fortgesetzte und systemati- 
sche Sabotage wirtschaftlicher 
Entwicklungsvorhaben in den 
autonomen Palästinensergebieten 
durch die Weltbank und andere 
internationale Finanzinstitutio- 
nen bereitet den Boden für einen 
Bürgerkrieg. 


Palästinensische Regierungsver- 
treter haben dokumentiert, daß 
zugesagte Finanzmittel für die 
Entwicklung zurückgehalten wur- 
den und es sogar zu regelrechtem 
Betrug seitens der Behörden ge- 
kommen sei, die die in den Os- 
loer Verträgen vom September 
1993 festgelegten Projekte finan- 
zieren sollten. So steht etwa der 
Holstfonds, der für die Bereit- 
stellung der Gelder für die lau- 
fenden Ausgaben wie etwa die 
Polizei verantwortlich ist, mit 
19 Millionen Dollar im Rückstand. 


Um 60.000 Arbeitsplätze für ar- 
beitslose Palästinenser in Gaza 
zu errichten, wären Investitionen 
von mindestens 90 Millionen 
Dollar im Monat notwendig. Das 
entsprechende Programm der 
Weltbank sieht lediglich 88 Mil- 
lionen über drei Jahre vor. 


Während Gelder für Entwick- 
lungsvorhaben blockiert werden, 
veranstaltete die Weltbank alle 
zwei Monate personalintensive 
»Finanzprüfungen«, die mit 1000 
Dollar pro Tag zu Buche schla- 
gen. Verträge über »technische 
Beratungen« sind mit der Be- 
schäftigung internationaler Bera- 
ter verbunden, die bis zu 20.000 
Dollar im Monat erhalten. Mit 
diesem Geld könnten entspre- 
chend palästinensischen Regie- 
rungsmitarbeitern in Gaza 20 
Ingenieure angestellt werden. 


Diese Sabotage der Weltbank hat 
zusammen mit der Schließung 
der Grenzen durch Israel die 
Wirtschaft praktisch zum Erlie- 
gen gebracht. In Gaza werden 
derzeit keine Infrastrukturprojek- 


te gebaut. So steht auch der Ha- 
fen von Gaza nur auf dem Papier, 
und es werden keine billigen 
Wohnungen gebaut, keine Kran- 
kenhäuser oder Schulen. Die ein- 
zige sichtbare. Bautätigkeit er- 
streckt sich auf privatfinanzierte 
Häuser oder Hotels. Obwohl die 
Weltbank 1993 in ihrem Infra- 
struktur-Programm die Notwen- 
digkeit für den Bau von Straßen 
hervorhebt, sind bisher nur In- 
standsetzungsmaßnahmen an den 
wenigen vorhandenen Straßen in 
Gaza geplant. 


In dieser angespannten Lage 
stellt Israel die Forderung, PLO- 
Chef Arafat müsse die Sicherheit 
Israels garantieren. Ein palästi- 
nensischer Regierungsmitarbei- 
ter sagte dazu: »Sie bringen Ara- 
fat in eine unmögliche Situation. 
Es hat den Anschein, als wollten 
sie einen Bürgerkrieg provozie- 
ren.« 


Der Mythos 
osteuro- 
päischer 
Stabilität 


Die schweren Regierungskrisen 
in Polen und Ungarn haben die 
Illusion erschüttert, die Länder 
des mittleren Osteuropa bildeten 
zwischen Westeuropa und der 
früheren Sowjetunion einen »Gür- 
tel der Stabilität«. Die politischen 
Instabilitäten sind die Folge des 
gesetzmäßigen Scheiterns der 
vom IWF diktierten »Wirt- 
schaftsreformen« in diesen auf- 
strebenden Märkten. Auch die 
osteuropäische »Finanzzeitbom- 
be« tickt weiter. Der ungarische 
Finanzminister Bekesi erklärte 
nach seinem Rücktritt, Ungarn 
sei das nächste Mexiko. Ungarns 
Auslandsverschuldung pro Kopf 
ist mit Abstand die höchste in 
Osteuropa und fast so groß wie 
die mexikanische. Auch der un- 
garische Zentralbankchef Bod 
und Privatisierungsminister Bar- 
tha sind auf eigenen Wunsch ent- 
lassen worden. 


Die Krise in Polen ist nicht weni- 
ger dramatisch. Der Sturz der Re- 
gierung Pawlak ist nur noch eine 
Frage der Zeit. Damit wächst die 
Möglichkeit einer Parlaments- 
auflösung durch Präsident Wale- 
sa mit anschließenden Neuwah- 
len. Die Wirtschaftslage ist ange- 


spannt. Die offizielle Arbeitslo- 
senrate liegt bei 16,5 Prozent und 
die jährliche Inflationsrate derzeit 
bei 32 Prozent. Auch in der tsche- 
chischen Republik und in der Slo- 
wakei wachsen die politischen 
Spannungen. 


Italien: Spar- 
politik wird 
Zusammen- 
bruch nicht 
bremsen 


Am 16. Februar passierte der 
Sparhaushalt der Regierung Lam- 
berto Dini sowie eine damit ver- 
knüpfte Vertrauensfrage das itali- 
enische Parlament. Dies sollte zu 
einer Beruhigung der Märkte bei- 
tragen und die Spekulation gegen 
die Lira eindämmen. Aber inner- 
halb von 24 Stunden danach 
sackte die italienische Währung 
um weitere fünf Prozent und die 
Aktienkurse um 3,4 Prozent ab. 
Der Finanzkollaps in Italien ist 
lediglich ein Symptom der inter- 
nationalen Finanzlawine und ist 
nicht in erster Linie auf spezifisch 
italienische Haushalts- und 
Finanzprobleme zurückzuführen. 


Zu diesen beiden Problemen ge- 
sellt sich nun auch eine Banken- 
krise. Die Aufsichtsbehörden 
meldeten Verluste in Höhe von 
589 Millionen Dollar der Banco 
di Napoli, der sechstgrößten 
Bank des Landes, im vergange- 
nen Jahr. Der italienische Staat, 
der 13 Prozent der Anteile der 
Bank hält, griff mit einer Ret- 
tungsaktion ein. Der Großteil der 
Verluste der Bank resultiert aus 
»faulen« Krediten an kleine und 
mittlere Unternehmen im italieni- 
schen Mezzogiorno. 


Am 15. März kündigte eine wei- 
tere Bank, die Banca Popolare di 
Milano ihrerseits Verluste von 
220 Millionen Dollar an. 


Banken 


Die 


Explosionen 


auf den 
Finanz- 
märkten 


In den letzten Wochen standen die Nachrichtenmedien weltweit 
im Bann von drei finanziellen Erdbeben: dem Zerplatzen der 
Derivate-Blase von Orange County, Kalifornien, der neuen 
Schuldenkrise von Mexiko und dem Bankrott der berühmtesten 
Bank der britischen Königsfamilie, der Barings Bank. Dies sind 
nur Beispiele von weitaus schlimmeren Finanzexplosionen, die 
am Horizont bereits sichtbar sind. 


Das gegenwärtige weltweite Wäh- 
rungs- und Finanzsystem wird 
von der schlimmsten Krise des 
20. Jahrhunderts erfaßt. Jede 
Währung auf der Welt hat gegen- 
über der D-Mark und dem japa- 
nischen Yen an Wert verloren. 
Der US-Dollar, die weltwichtig- 
ste Reservewährung, hat wieder- 
holt Zeiten von praktisch freiem 
Fall erlebt. Doch trotz dieser 
düsteren Warnungen hält das 
amtliche Washington an dem 
Irrglauben fest, daß nichts pas- 
siert, was nicht durch kluge ad- 
ministrative Maßnahmen kon- 
trolliert werden kann. 


Es ist der Vorsitzende der ameri- 
kanischen Federal Reserve, Alan 
Greenspan, ein ehemaliges Mit- 
glied der von den Briten kontrol- 
lierten J. P. Morgan Bank, der 
die Dummheits-Parade im offi- 
ziellen Washington anführt. Am 
9. März beharrte Greenspan dar- 
auf, daß Präsident William Clin- 
ton den Verfall des Dollars ver- 
ursacht habe, indem er die Haus- 
haltsausgleichs-Anderung blok- 
kiert hat. Am 15. März stürzte 
der Dollar von 99,45 Yen, die er 
am 7. Februar noch wert war, auf 
89,45 Yen. Vor dem Haushalts- 
ausschuß des Repräsentanten- 
hauses versicherte Greenspan, 
daß der Fall des Dollar dadurch 
verursacht würde, daß »man sich 
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auf den internationalen Finanz- 
märkten offenbar darüber Sorgen 
macht«, daß Amerika »nicht da- 
mit klar klar kommt ... die Frage 
des Haushaltsausgleichs zu lö- 
sen«. 


»Heißes Geld«, so hieß es in der 
Titelgeschichte der Zeitschrift 
»Business Week« vom 20. März 
und man betete damit Greenspan 
und Konsorten nach, indem be- 
hauptet wurde, daß der anhalten- 
de Zusammenbruch des weltwei- 
ten Finanz- und Wirtschaftssy- 
stems nur aus einem nicht ausge- 
glichenen Bundeshaushalt her- 
rührte. Es heißt darin: »Der 
Dollar crasht. Mexiko ist ein 
Schmelztiegel. Das europäische 
Währungssystem ist am Zusam- 
menbrechen. Das alles wird an- 
getrieben von einer Kraft: den 
weltweiten Großhändlern, die 
das Defizit nur noch erhöhen.« 
Dem Rudel schließt sich Lazard 
Freres’ Felix Rohatyn an, der In- 
vestmentbanker, der in den sieb- 
ziger Jahren in »Schmerz und 
Pein« für New York City bahn- 
brechend tätig war und meint: 
»Der Zusammenbruch unserer 
Währung wird uns zum Haus- 
haltsausgleich zwingen.« Morris 
Offit, Chef der Offitbank, fügt 
hinzu: »Wenn die Länder sich 
nicht selbst disziplinieren, wird 
es der Weltmarkt tun.« 


Greenspan derzeitiges Leben ei- 
ner nicht so ruhigen Hysterie 
spiegelt eine Generation von 
Bankern wider, deren Praktiken 
und Sinne sich zunehmend vom 
Kontakt mit der wirtschaftlichen 
Realität losgelöst haben. 


Seit der Demontage des Nach- 
kriegssystems der Währungssta- 
bilität von Bretton Woods im 
August 1971 hat sich die Welt- 
finanz zunehmend von jenen Re- 
alitäten gelöst, auf denen die Lei- 
stungen aller modernen europäi- 
schen Zivilisationen basierten: 
Zunahme der produktiven Ar- 
beitskräfte durch Investitionen in 
den wissenschaftlichen und tech- 
nologischen Fortschritt bei Land- 
wirtschaft, Infrastruktur und Pro- 
duktion. Mit der Einführung des 
Währungssystems der flexiblen 
Wechselkurse, dem Petrodollar- 
Schwindel der siebziger Jahre, 
den irrsinnigen Zinssätzen des 
Federal Reserve Vorsitzenden 
Paul Volcker Anfang der achtzi- 
ger Jahre, dem Schrottpapier- 
Schwindel der George Bush- 
Spezies und dem Derivate-Irr- 
sinn von 1989 bis 1994 ist die 
Volkswirtschaft als Produktion 
materieller Güter und Dienst- 
leistungen immer mehr ge- 
schrumpft, während die Finanz- 
einkünfte in die Höhe schossen. 


Weltfinanz ohne Kontakt 
mit der Realität 


Symptomatisch: von dem durch- 
schnittlichen Finanzumsatz, der 
täglich in den führenden Welt- 
zentren getätigt wird, betreffen 
nur ungefähr zwei Prozent den 
Handel. Den Rest repräsentieren 
entweder Finanzkosten oder das 
Spiel in einem internationalen 
Termingeschäft-Casino, das sich 
um die riesige Derivate-Speku- 
lationsblase herum konzentriert. 
Der wichtige Markt, der am wei- 
testen von der Realität entfernt 
ist, ist der Londoner Markt, wo 
nur wenig mehr als ein halbes 
Prozent des Tagesumsatzes den 
Handel widerspiegelt — im Ge- 
gensatz zu fünf Prozent in 
Deutschlands Finanzzentrum 
Frankfurt. 

Ein Bericht, der kürzlich von der 
London Business School for the 
Corporation of London erstellt 
wurde, bestätigt mit verblüffen- 
den Zahlen, wie stark Britannien 
und insbesondere sein Finanz- 
zentrum, die City of London, in 
die Spekulationsmärkte verwik- 
kelt ist. 


Britannien profitiert nicht nur 
von den Früchten der Spekula- 
tion; ohne Spekulationen wäre es 
nichts. 


Was wäre London ohne 
die Spekulationen? 


In der Londoner »Financial Times« 
vom 13. März wird die LBS- 
Studie wohlwollend zusammen- 
gefaßt: »Kein anderes Finanz- 
zentrum in der Geschichte hat ei- 
nen solchen Erfolg gehabt, »wäh- 
rend es gleichzeitig von der in- 
ländischen Wirtschaft halb gelöst 
1St<...« 


»Finanz- und wirtschaftliche 
Dienstleistungen im weitesten 
Sinne machen ein Fünftel des 
Bruttoinlandsprodukts von Groß- 
britannien aus. Davon, so schätzt 
die LBS, schaffen die hauptsäch- 
lich in der City angesiedelten Fi- 
nanzdienstleistungen Arbeits- 
plätze für 150.000 Menschen.« 


Der Autor John Plender liefert 
ferner Statistiken über Londons 
Weltmarktanteil an verschiede- 
nen Finanzmärkten: Eurobond- 
geschäfte 65 bis 75 Prozent; Eu- 
robondhandel auf Nebenmärk- 
ten: 75 Prozent; weltweite Geld- 
aufnahme zu niedrigeren Zins- 
sätzen als der Handelsgewinn 
außerhalb des Landes der Geld- 
aufnahme: 64 Prozent; weltweite 
Swaps-Aktivitäten: 35 Prozent; 
Devisen: 27 Prozent und Ver- 
waltung europäischer Vermö- 
genswerte für institutionelle In- 
vestoren außerhalb Europas: 81 
Prozent. 


In der gleichen »Business Week«- 
Ausgabe mit der Titelgeschichte 
über »Heißes Geld« erscheint 
auch ein zweites Feature: »Sin- 
gapure: Kann es wirklich Asiens 
Finanzhauptstadt sein?«. Dieser 
Artikel zeigt auf, daß 13,5 Pro- 
zent von Singapurs Bruttoin- 
landsprodukt aus Finanzdienst- 
leistungen stammt und daß Sin- 
gapurs Hauptspekulationszen- 
trum, die Singapure International 
Monetary Exchange, der »dritt- 
größte Devisenmarkt auf der 
Welt« ist. Wenn man das mit 
dem schwindelerregenden Aus- 
maß an Kontrolle, das London, 
wie oben gezeigt, über die welt- 
weiten Spekulationsmärkte aus- 
übt, und der Schrumpfung der 
weltweiten Volkswirtschaft als 
Produktion materieller Güter und 
Dienstleistungen zusammenfügt, 
kann man verstehen, warum und 


wie der Barings-Bankrott vom 
25./26. Februar passieren mußte 
und warum noch viele weitere 
folgen werden. 


Angesichts dieser Tatsachen sollte 
es kein Geheimnis mehr sein, 
warum die von Morgan geschul- 
ten Gedanken Greenspans so ent- 
setzlich weit weg sind von den 
wirtschaftlichen Realitäten. Der 
gigantischste, spekulative Ballon 
in der Geschichte hat ein bedroh- 
liches Leck und droht zu platzen. 
Nur wenn man die Schatzkam- 
mern der Regierungen plündert, 
einschließlich das US-Federal 
Budget, könnte dies möglicher- 
weise der Wall Street und Lon- 
don die Mittel dazu in die Hand 


geben, die derzeitige Krise zu: 


überstehen. Und danach — wer 
weiß? Kein Wunder, daß Green- 
spans Gedanken von der tatsäch- 
lichen Welt weit entfernt sind. 


Aufbau der 
Feuerstürme 


Unterdessen sind aus jedem Win- 
kel auf dem Planeten wirtschaft- 
liche und finanzielle Brände auf- 
geflammt, die Maßnahmen erfor- 
derlich machen: 


In Frankreich droht die Bank 
Credit Lyonnaise, eine der 25 
weltgrößten Handelsbanken, un- 
terzugehen. Am 14. März ließ die 
französische Tageszeitung »La 
Tribune« verlauten, daß Credit 
Lyonnaise, die riesige Summe 
uneinbringlicher Kredite hat, 
versuchen wird, sich selbst durch 
den Verkauf von 130 Milliarden 
französischer Francs an sicheren 
und uneinbringlichen Schulden 
durch eine neue Finanzinstitu- 
tion, die für diesen Zweck ge- 
gründet wurde, zu retten. Die 
französische Regierung wird ein 
Notstandsdarlehen von 130 Mil- 
liarden Francs, das sind über 20 
Milliarden Dollar, für dieses 
Geschäft zuschießen. 


In Lateinamerika ist der von 
London aufgebaute Spekulations- 
schwindel mit dem »Wunder der 
aufstrebenden Märkte« am zu- 
sammenbrechen. In Brasilien hat 
der Aktienmarkt in der Woche 
vom 6. März über ein Viertel sei- 
nes Wertes verloren. in der glei- 
chen Woche gab die brasiliani- 
sche Zentralbank fünf Milliarden 
Dollar ihrer Reserven — das ist 
ein siebtel ihrer Gesamtreserven 
— zum Schutz der Währung aus. 
In Argentinien hat die Regierung 


Carlos Menem versucht, vom 
Internationalen Währungsfonds 
als Teil eines sieben Milliarden 
Dollar Rettungspaketes 2,7 Mil- 
liarden Dollar zu borgen, um den 
Zusammenbruch abzuwenden. 
Am 16. März schossen Mexikos 
15tägige Schatzanweisungen auf 
unglaubliche 92,5 Prozent, was 
sämtlichen Zinssätzen die Rich- 
tung weist und für die mexikani- 
schen Banken und die mexikani- 
sche Wirtschaft die Gefahr der 
Implosion heraufbeschwört. 

In einer Rede auf dem UN-So- 
zialgipfel in Kopenhagen, Däne- 
mark, am 13. März verlangte der 
nigerianische Finanzminister An- 
thony Ani von Nigerias Gläu- 
bigern die zinsfreie Umschul- 
dung seiner 29 Milliarden Dollar 
Schuld über einen Zeitraum von 
75 Jahren sowie ein fünf- bis 
zehnjähriges Moratorium auf die 
Zahlungen. 


In den Vereinigten Staaten ent- 
hüllte die »Washington Post« am 
12. März die explosiven Infor- 
mationen, daß die amerikani- 
schen Handels- und Investment- 
banken im Jahre 1994 zwar fünf 
Milliarden Dollar an Gewinnen 
aus dem Derivatenhandel erwirt- 
schaftet haben, sage und schreibe 
12 Milliarden Dollar verloren 
haben. Der Dollar fällt weiter. 

Einige Leute, vor allem in Eu- 
ropa, sehen, was wirklich vor 
sich geht. Am 13. März schätzte 
die »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung«, daß in der Woche vom 
6. März die Papierverluste an 
Aktien, Bonds, Devisen und 
Derivaten weltweit phänomenale 
drei Billionen Dollar betragen 
haben. Bis zu einem gewissen 
Punkt ist die Analyse der Zeitung 
durchaus scharfsinnig; doch letzt- 
endlich empfehlen die Autoren 
eine Reihe von Reformen, die 
sich lediglich innerhalb der poli- 
tischen Grundsätze bewegen, 
nach denen die Briten das Welt- 
finanzsystem leiten. Sie lehnen 
es ab, das zu tun, was getan wer- 
den muß: sämtliche Regeln der 
letzten 25 Jahre müssen über 
Bord geworfen werden und die 
Welt muß finanziellen und wirt- 
schaftlichen Vergleichsverfahren 
unterworfen werden und Infra- 
struktur-Großprojekte sollten in 
Angriff genommen werden. 


Banker 


Der 


Zusammen- 
bruch von 
Barings war 
unvermeid- 


lich 


Am Wochenende vom 25./26. Februar hat die Bank von England 
gegen die Barings Bank den Konkurs eröffnet. Barings, dessen 
Gründer Francis Baring im 19. Jahrhundert Wegbereiter für den 
chinesischen Opiumhandel und bis vor kurzem der erste Banker 
von Königin Elizabeth II. war, ging mit seiner unersättlichen 
Sucht nach Derivaten einen Schritt über die Solvenz hinaus: 
Barings verzeichnet nun einen Verlust von mindestens 1,2 
Milliarden Dollar bei einer schwindelerregenden Investition von 
27 Milliarden Dollar in Derivaten auf den Terminmärkten in 
Singapur und Osaka. Der Verlust hat Barings’ Eigenkapital in 
Höhe von 855 Millionen Dollar aufgebraucht. 


Über das ganze Wochenende 
haben Regierungsvertreter und 
Banker, entsetzt über die Ba- 
rings-Krise und den Zusammen- 
bruch, Dringlichkeitssitzungen 
abgehalten, vor allem in London, 
Washington und Tokio. In Lon- 
don war die Bank von England 
entweder nicht bereit oder — was 
wahrscheinlicher ist — selbst zu 
bankrott, um Barings im Ausmaß 
ihrer womöglich ungeheueren 
Verbindlichkeiten zu helfen. 


Doch die britische Oligarchie 
wollte die seismische Natur des 
Barings-Bankrotts durchaus nicht 
enthüllen. Die Oligarchie möchte 
die Grundsätze, Grundvorausset- 
zungen und spekulativen Ver- 
fahren aufrechterhalten, durch 
die sie sich jahrhundertelang be- 
reichert hat, auch wenn mit die- 
sen Verfahren die Welt zerstört 
wird. Deshalb kam von den Lon- 
doner Institutionen eine einheitli- 
che Linie: der Konkurs von Ba- 
rings hatte nichts zu tun mit dem 
schlimmsten finanziellen Verfall 
in 600 Jahren. Er hatte nichts zu 
tun mit dem 30jährigen Projekt 


Londons, eine gigantische Fi- 
nanzspekulationsblase zu schaf- 
fen, die die Volkswirtschaft als 
Produktion materieller Güter und 
Dienstleistungen jetzt wegra- 
diert. Vielmehr war nur der 28 
Jahre alte Nicholas Leeson, 
Barings Singapur-Direktor für 
den asiatischen und amerikani- 
schen Derivatehandel, daran 
schuld, der die fatalen Derivate- 
geschäfte von Barings durchge- 
führt hat. 


Am 27. Februar brachte die 
Londoner »Financial Times«, das 
Sprachrohr der britischen Oligar- 
chie, diese Meinung schwarz auf 
weiß gedruckt. In einem Kasten 
auf der Titelseite unter der Über- 
schrift »Countdown bis zum 
Zusammenbruch« faßte sie den 
wichtigsten Schritt in dem Pro- 
zeß mit der Bemerkung zusam- 
men: »Mitte Februar: Leeson 
stimmt weiteren Derivateverträ- 
gen zu....« 


Am 28. Februar brachte die 
»New York Times« ein Feature 
unter dem Titel: »Für schurki- 


5/1995 [SODE 9 


Banker 


Der 
Zusammen- 
bruch von 
Barings war 
unvermeidlich 


sche Wertpapierhändler wird Ba- 
rings zu einem weiteren Opfer«. 
In dem. Artikel wird der Ge- 
schichte, wie wir sie kennen, ein 
Ende gesetzt. Von nun an sind 
alle Entwicklungen in der Fi- 
nanzwelt eine Folge von Aktio- 
nen durch Einzeltäter. Es wird 
eine Liste unzähliger Finanz- 
krisen in den letzten Jahren auf- 
geführt, wobei für jede einzelne 
einer Einzelperson die Schuld 
gegeben wird. 


Der Bankrott von Orange Coun- 
ty, Kalifornien, am 6. Dezember 
1994, aus Derivate-Verlusten, 
die jetzt in der Größenordnung 
von 1,69 Milliarden Dollar lie- 
gen, war fast ausschließlich das 
Werk des ehemaligen Finanzmi- 
nisters von Orange County, Ro- 
bert Citron, sagte die »Times«, 
und nicht die Gefahr, die den 
Derivaten innewohnt. 


Die Liquidation von Amerikas 
zwölftgrößter Investmentbank, 
Kidder Peabody, war das Werk 
von »schurkischen Geschäften« 
des Wertpapierhändlers Joseph 
Jett. Kidders vorherrschende Rol- 
le in dem mehrere Hundert 
Milliarden Dollar Markt für Hy- 
pothekenverpflichtungen - exoti- 
sche Instrumente, die so instabil 
sind, daß sie platzten und für 
Kidder die Hauptprobleme berei- 
teten, wurden unberücksichtigt 
gelassen. 


Das Leugnen der Realität nahm 
immer mehr zu. Am 28. Februar 
sagte ein Sprecher der Federal 
Reserve Bank in New York, des 
mächtigsten Zweigs des von den 
Briten kontrollierten Federal 
Reserve Systems, einem Repor- 
ter, der Bankrott der 233 Jahre 
alten Barings Bank »stellt nicht 
eine Phase in dem systemati- 
schen Zusammenbruch des Fi- 
nanzsystems dar. Es gibt keinen 
Zusammenbruch.« Gleichzeitig 
bestand der Gouverneur der Bank 
von England, Eddie George, wei- 
terhin darauf, daß jeder Versuch, 
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die krebsartigen Derivate zu re- 
gulieren, Blasphemie wäre. 


Am 27. Februar wies Peter Ba- 
ring, der Vorsitzende der bank- 
rotten Institution, jegliche Schuld 
von sich. Stattdessen sprach er 
von einem Komplott Leesons, 
die Bank absichtlich in den Kon- 
kurs zu treiben. 


In einem Rundfunkinterview wies 
Lyndon LaRouche die Theorie 
von Einzeltätern und Komplotten 
von sich. Komplotte und Fehler 
können in der Tat auftreten, sagte 
er, doch es handelt sich dabei 
um untergeordnete, fünftrangige 
Kennzeichen des größeren Zu- 
sammenbruchs-Prozesses. »Tat- 
sache ist,« sagte LaRouche, »daß 
dieser Crash in dieser Phase un- 
vermeidlich war und plötzlich 
kam.« 


Barings oder andere haben nichts 
dazu getan, um diesen Crash zu 
verursachen, »außer, daß sie die 
ganze Politik nicht geändert ha- 
ben«. Es mußte einfach passie- 
ren. 


»Die Menschen sind darüber ver- 
wirrt. Ich habe dieses Ereignis 
und das, was folgen wird, jahre- 
lang vorhergesagt. Das ist noch 
nicht alles. Nach dieser Kette — 
Mexiko, Barings und so weiter — 
wird noch ein größerer Crash 
kommen.« 


»Doch was die Leute nicht ver- 
stehen, ist das folgende: Sie mei- 
nen, dieses Geschäft oder jenes 
scheitert oder jemand stiehlt 
etwas und man versucht, die 
Zusammenbrüche auf diese Art 
und Weise zu erklären oder man 
sagt: »Das könnte nie wieder pas- 
sieren. Wir haben dies, wir haben 
anspruchsvollere Märkte, an- 
spruchsvollere Menschen.< Blöd- 
sinn!« 


»Um was es hier geht ist folgen- 
des: Seit Jahren haben wir mit 
diesem Schwindel, diesen Deri- 
vaten und anderen Arten von 
ähnlich zweifelhaften Instrumen- 
ten eine gigantische Spekula- 
tionsblase aufgebaut. Gleichzei- 
tig ist die Wirtschaft, die wirkli- 
che Wirtschaft darunter weltweit 
geschrumpft.... Unsere Produkti- 
vität, unser Reichtum pro Kopf, 
pro Haushalt, pro Quadratkilo- 
meter Territorium in den Ver- 
einigten Staaten und allgemein 
auf der ganzen Welt ist gesun- 
ken.« 

»Diese Spekulationsblase aus 


Derivaten nun, die davon ab- 
hängt, daß man eine kleine 
Spanne von höchst disproportio- 
nalen Gewinnen — einen soge- 
nannten Einkommensstrom - in 
das System kriegt, entstammt der 
»Schrumpfung< der Volkswirt- 
schaft als Produktion materieller 
Güter und Dienstleistungen.« 


»Was also auf diese Art und 
Weise im ganzen System pas- 
siert, ist, daß die Volkswirtschaft 
schrumpft, um die Spekulations- 
blase am Leben zu erhalten. Jetzt 
nimmt die Spekulationsblase 
immer mehr zu und die Wirt- 
schaft schrumpft immer mehr. So 
gibt es offensichtlich keinerlei 
Möglichkeit, wie man einen völ- 
ligen Zusammenbruch, ein Durch- 
stechen der Blase vermeiden 
kann.« 


»Es existiert eine Finanzspeku- 
lationsblase, ein Parasit, der 
überlebt, indem er seinen Opfern 
den Lebenssaft aussaugt und das 
Opfer wird dabei jedesmal mehr 
geschwächt, während die Blase 
immer größer wird — was sie 
auch muß, um überleben zu kön- 
nen - und von den Opfern immer 
mehr verlangt. Damit liegt in die- 
ser dynamischen Beziehung zwi- 
schen dem Parasiten und seinem 
Wirt ganz einfach der unver- 
meidliche Tod von beiden.« 


»Wir befinden uns in einem 
großen Zusammenbruch. In die- 
ser Periode haben wir nur zwei 
Möglichkeiten: entweder han- 
deln die Regierungen und setzen 
für die Finanzmärkte, einschließ- 
lich dem Central Reserve System 
wie dem Federal Reserve Sy- 
stem, Vergleichsverfahren in 
Gang oder die ganze Sache wird 
über die Art von Kettenreak- 
tions-Bankrott, den wir in Mexi- 
ko, Orange County, Barings und 
so weiter erlebt haben, hinausge- 
hen und zum tatsächlichen Zu- 
sammenbruch.... des ganzen Sy- 
stems führen.« 


Während sicher noch viel mehr 
über den Barings-Konkurs ans 
Tageslicht kommen wird, ist 
einiges doch bereits bekannt. In 
der jüngsten Vergangenheit hat 
Leeson mit dem japanischen 
Aktienindex Nikkei-225 eine Art 
»Würgestrategie« durchgeführt. 
Die Strategie besteht darin, daß 
der Nikkei-Index innerhalb einer 
bestimmten Handelsspanne bleibt. 
Einfach ausgedrückt wurde Ba- 
rings damit verpflichtet, den 
Nikkei-225 Index zu verkaufen, 


wenn er sich der 20.000 Marke 
näherte und zu kaufen, wenn er 
unter 18.000 fallen würde, was 
zu großen Verlusten führen wür- 
de, wenn der Index weit über die- 
se Grenzen hinausging, was auch 
geschah. Leeson soll Ende Ja- 
nuar mindestens 20.000 Verträge 
mit diesen Positionen im Wert 
von über sieben Milliarden Dol- 
lar aufgekauft haben. Der theore- 
tische Wert dieser Verträge war 
viele Male so hoch. 


Gleichzeitig setzte Leeson dar- 
auf, daß die Zinssätze in Japan 
steigen würden und kaufte japa- 
nische Staatsobligationen und 
kurzfristige Euro-Yen-Wertpa- 
piere im Wert von 20 Milliarden 
Dollar (deren Rendite die Zins- 
sätze in Japan widerspiegeln). 


Bei beidem hat sich Leeson ge- 
waltig getäuscht. Als sich das 
Blatt gegen ihn wendete, borgte 
er sich Geld, um Forderungen 
zur Einschußzahlung nachzu- 
kommen. Leesons Nikkei-225 
Verträge liefen erst am 10. März 
aus und wenn der Index weiter 
fällt, führt das zu noch größeren 
Verlusten. Am 2. März lag der 
Nikkei trotz konzertierter Be- 
mühungen der meisten Weltfi- 
nanzzentren, ihn aufzuhalten, bei 
16.963 Punkten. 


Die offizielle Story über die 
Leeson-Affaire hat viele Pro- 
bleme. Zum Beispiel wurde be- 
richtet, daß Leeson insgeheim, 
vielleicht sogar unter Verwen- 
dung von Scheinfirmen, Handel 
durchführte, so daß niemand von 
seinen Geschäften wußte, auch 
Barings nicht. Doch die Wertpa- 
pierbörse in Osaka, an der viele 
der Geschäfte durchgeführt wur- 
den, berichtete von ausstehenden 
Käufen des Nikkei-225 Index auf 
täglicher Basis und zeigte, daß 
Barings bis zum 17. Februar die 
Hälfte dieser Käufe auf dem 
Markt auf sich vereinigte — eine 
Tatsache, die jedermann in Asien 
bekannt war. 


Der Zerfall ist nur 
allzu real 


Außerdem berichtete die »Finan- 
cial Times« am 2. März, daß 
Barings selbst, die von Leesons 
Aktivitäten angeblich nichts 
wußte, seit Ende Januar über 700 
Millionen Dollar ausgegeben 
hatte, um Forderungen zur Ein- 
schußzahlung bei Leesons Ge- 
schäften nachzukommen. oO 


Banker 


City of 


London 
verliert ihre 
Barings 


Die Reihe von Finanzinstitutionen, die von der Familie Barings 
gegründet wurde, hat in den letzten 200 Jahren im britischen 
Empire eine wichtige Rolle gespielt. Seit dem Zweiten Weltkrieg 
zählten zu den Barings Kunden die Union Bank of Switzerland, 
die Royal Bank of Scotland, die Bank von England, die Regierung 


Ihrer Majestät und die Weltbank. 


Ein Profil der Direktion von 
Barings zeigt, daß sie auch heute 
immer noch ein wichtiger Teil 
des Establishment der City of 
London gewesen ist. Kurz ge- 
sagt, Barings ist nicht die Art von 
Firma, die von den britischen 
Oligarchen als »entbehrlich« an- 
gesehen werden würde. Der 
blitzartige Zusammenbruch von 
Barings am Wochenende des 
24./25. Februar spricht also Bän- 
de über die Geschwindigkeit und 
Grausamkeit, die der »große Fi- 
nanzmorast« der neunziger Jahre 
erreicht hat. 


Barings PLC geht auf die 
Partnerschaft von John und 
Francis Baring & Co. zurück, die 
im Jahre 1762 in London gegrün- 
det wurde. Da sie deutscher 
Herkunft waren, mußten die 
Barings eine Generation lang 
warten, bis sie in den Rängen der 
britischen Aristokratie offiziell 
akzeptiert wurden. Dennoch, im 
Jahre 1767 heiratete Francis 
(1740 - 1810) eine Harriet 
Herring. Cousine des früheren 
Erzbischofs von Canterbury. Bis 
zu den siebziger Jahren des 18. 
Jahrhunderts war Francis ein 
enger Vertrauter und Berater des 
Earl of Shelburne (später Lord 
Lansdowne) geworden und bis 
zum Jahre 1783 war er als 
Mitglied der Direktionsversamm- 
lung der British East India 
Company aufgenommen worden. 
Mit dem Geld von Barings wurde 
also der weltweite Opiumhandel 


Die Familie Barings, von 
holländisch-norddeutscher 
Herkunft, spielte eine füh- 
rende Rolle in der briti- 
schen Ostindiengesellschaft. 


finanziert. Die große Schiffahrts- 
gesellschaft für Opium, die Pen- 
insular & Orient Steam Navi- 
gation Company, wurde zu die- 
ser Zeit etwa mit Barings Geld 
gegründet. 


Francis zweiter Sohn Alexander 
(1774 — 1848) war der wichtigste 
»amerikanische Sekundant« der 
Briten. Bis zum Jahre 1798 
brachten Alexanders Geschäfte 
in den Vereinigten Staaten 
10.000 Pfund Gewinn pro Jahr 
ein. Mit Alexanders Geld kaufte 
man sich die Kontrolle über die 


Bostoner Opium- und Sklaven- 
handelsfamilien »Brahmin«. Ale- 
xander selbst heiratete die 
Tochter des Millionärs William 
Bingham aus Philadelphia. Im 
Jahre 1835 wurde ihm der Titel 
eines Baronet (britischer Adels- 
titel), Lord Ashburton, verliehen. 


Im Laufe der Zeit wurden den 
Barings noch vier weitere Baro- 
net-Titel verliehen: Northbrook 
im Jahre 1866; Revelstoke im 
Jahre 1885; Cromer im Jahre 
1901 und Howick of Glendale 
im Jahre 1960. 


Der dritte Earl of Cromer, Lord 
Errington, wurde im Jahre 1953 
Botschafter in den Vereinigten 
Staaten. Von 1962 bis 1967 war 
er Gouverneur der Bank von 
England, dann Vorsitzender von 
Barings und im Jahre 1971 
wurde er als Botschafter Ihrer 
Majestät ein zweites Mal nach 
Washington entsandt. 


Der Spitzenmann der Barings ist 
heute Lord Ashburton, Chef von 
British Petroleum (BP) seit Juni 
1992 und Mitglied von Prinz 
Philips 1001 Club Nature Trust. 
Lord Ashburton war seit dem 
Jahre 1955 ein Direktor von 
Baring Brothers Co. Ltd. Seine 
zweite Frau — die er im Jahre 
1987 geheiratet hat — war die 
Tochter von J. G. Spencer Chur- 
chill. Lord Ashburton war auch 
ein Direktor der Bank von Eng- 
land von 1983 bis 1991 und ein 
Treuhänder des Rhodes Trust 
seit 1970 und seit 1987 ihr 
Vorsitzender. 


Der jetzige Vorsitzende von 
Barings PLC, Peter Baring, der 
Urenkel des ersten Lord Revel- 
stoke, kam im Jahre 1959 zu 
Baring Brothers & Co. Ltd. und 
ist ein Direktor seit 1967. Er ist 
seit dem Jahre 1978 auch ein Di- 
rektor von Inchape PLC gewe- 
sen. Inchape ist die Holding- 
firma, die gegründet wurde, um 
die Peninsular & Orient Steam 
Navigation Company kontrollie- 
ren. 


Peters älterer Bruder Nicholas 
Hugo ist seit 1958 bei Barings 
und er war stellvertretender Vor- 
sitzender von 1986 bis 1989. Er 
sit Vorsitzender von Commercial 
Union PLC und sitzt im 
geschäftsführenden Vorstand des 
National Trust seit 1979. 


Robert Malpas ist seit dem Jahre 
1948 bei Imperial Chemical 


Industries Ltd. und war Ge- 
schäftsführer bei BP von 1983 
bis 1989. Seit dem Jahre 1991 
war er Vorsitzender der Cookson 
Gruppe. Malpas wurde im Jahre 
1989 ein Barings-Direktor. 


Der stellvertretende Vorsitzende 
von Barings PLC, Henry Michael 
Pearson Miles, ist auch leitden- 
der Direktor von John Swire & 
Sons Ltd. (seit 1988), eine der 
alten Opiumhandelsfamilien. Mi- 
les ist seit dem Jahre 1959 bei 
Barings. Der andere stellver- 
tretende Vorsitzende, Andrew 
Marmaduke Lane Tuckey, be- 
gann im Jahre 1968 bei Barings. 


Er war seit dem Jahre 1991 ein 
Direktor von Dillon Read Hol- 
ding, Inc., als Barings 40 Prozent 
aufkaufte. Im Jahre 1992 kam 
Tuckay ins International Capital 
Markets Advisory Commitee der 
Federal Reserve Bank von New 
York. 


Ein anderer Direktor von 
Barings PLC, Miles James 
Rivett-Carnac, ist auch Vorsit- 
zender von Baring Securities 
Ltd., die sich selbst als »ein 
internationales Aktienmakler- 
unternehmen mit auf die japani- 
schen Märkte, die asiatisch-pazi- 
fische Region und Lateiname- 
rika spezialisierten Kunden« 
und »ein Experte in weltweiten 
Terminmärkten« bezeichnet. Ri- 
vett-Carnac war seit 1991 Direk- 
tor der Londoner Wertpapier- 
börse und seit 1992 ein Direktor 
von Allied-Lyons PLC. 


Sir William Ryrie, der im Jahre 
1993 ein Barings-Direktor wur- 
de, war ein 1984 bis 1993 Chef 
der International Finance Cor- 
poration (IFC) bei der Weltbank. 


Er begann seine Karriere als 
Leutnant im Intelligence Corps 
in Malaya von 1952 bis 1953, 
als Sir Robert Thompson die: 
hohe Kunst entwickelte, kom- 
munistische Rebellen zuerste zu 
schaffen und sie dann zu töten. 


Von Malaya wurde Ryrie ins 
Colonial Otfice berufen und war 
von 1956 bis 1958 in Uganda. Er 
wechselte dann über ins Schatz- 
amt und wurde von 1969 bis 
1971 Principal Private Secretary 
des britischen Finanzministers. 
Ryrie wurde im Jahre 1975 zum 
leitenden britischen Direktor des 
Internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank und wurde 
Chef der IFC im Jahre 1984. 
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Banken 


Die Folgen 
der Derivate- 


Krise 


Wie nahe die Welt nach dem Zusammenbruch der britischen 
Effektenbank Barings PCL am 24. Februar vor einem finanziel- 
len und monetären Zerfall stand, wurde von Mary L. Schapiro, 
der Vorsitzenden der US-Warentermingeschäftskommission, vor 
dem Jahrestreffen der National Futures Industry Conference in 
Boca Raton, Florida, angedeutet. »Es ist sehr wichtig,« sagte Mrs. 
Schapiro vor der Versammlung von Derivatespekulanten, »daß 
man den wahrhaft internationalen Charakter der Probleme ver- 
steht, die durch den Zusammenbruch von Barings entstanden, 
auch wenn der direkte Kontakt von Barings mit den US-Märkten 
recht gering war ... Die Verzögerungen beim Transfer von 
Placierungen und Geldern bargen potentiell erhebliche Ri- 


siken für das ganze System.« 


Mrs. Schapiro sprach darüber, 
wie sie und ihre Mitarbeiter 
»fünf Tage lang praktisch 18 
Stunden täglich« daran gearbei- 
tet haben, um die Terminbörsen 
und Regulatoren anderer Länder 
dazu zu kriegen, erprobte US- 
Praktiken anzuwenden, um ein 
Einfrieren der Liquidität im gan- 
zen System zu verhindern. 


Notmaßnahmen 
sind gefragt 


»Wir sprachen mit ihnen, überre- 
deten sie und drängten sie, Pla- 
cierungen von verschiedenen Ba- 
rings-Konten zu transferieren«, 
sagte Mrs. Schapiro. »Außerge- 
wöhnliche Bemühungen wurden 
unternommen, um ad hoc Sy- 
steme zu entwerfen und durchzu- 
führen, die den Transfer von Pla- 
cierungen an den Börsen ermög- 
lichen sollten, die keinerlei Be- 
stimmungen für solche Transfers 
besaßen.« 


Doch während Mrs. Schapiro 
damit prahlte, wie die US-Re- 
gulatoren und Politiker ange- 
sichts der plötzlichen Auslö- 
schung von Barings erfolgreich 
Krisenmanagement betrieben hat- 
ten, begannen prominente Stim- 
men in Europa und anderswo 
darauf hinzuweisen, daß die in- 
ternationalen Finanz- und Wirt- 
schafts-krisen Notmaßnahmen er- 
forderlich machten. 
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Bei dem UN-Gipfel über soziale 
Entwicklung vom 6. bis 12. März 
in Kopenhagen wurde die Idee 
einer 0,05 prozentigen Steuer auf 
kurzfristige Devisengeschäfte als 
ein Mittel zur Abhilfe von 
Haushaltsschwierigkeiten der UNO 
vorgeschlagen und allgemein 
diskutiert. Obwohl dies an sich 
keine Antwort auf den Tumult 
auf den Finanzmärkten zu sein 
scheint, deutet die Tatsache, daß 
sich der IWF-Geschäftsführer 
Michel Camdessus offen für 
einen solchen Vorschlag zeigte, 
darauf hin, daß auf den höchsten 
Ebenen der internationalen Ban- 
ken- und Finanzwelt eine deutli- 
che Wende im Denken eingetre- 
ten ist. 


Schwache Vorschläge 
für eine rasant 
wachsende Epidemie 


Für die paranoiden Derivate- 
händler mag es in der zweiten 
Märzwoche so geklungen haben 
als ob fast jeder seinen Anteil an 
ihren Casinogewinnen fordere. 
Präsident Francois Mitterrand 
und der Präsidentschaftskandidat 
der französischen Sozialisten, 
Lionel Jospin, befürworteten wäh- 
rend der UN-Konferenz die Kon- 
trolle der Derivate-Spekulationen 
durch ein ähnliches, internationa- 
les Gesetz. 

In einem Artikel auf der Ti- 
telseite der Wochenzeitung »Die 


Zeit« vom 10. März unter der 
Überschrift »Verrückter Einsatz 
um jeden Preis« meinte der ehe- 
malige Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, daß sich Derivate »in 
den letzten Jahren auf der ganzen 
Welt rascher ausgebreitet haben 
als irgendeine Epidemie«, und er 
nannte drei »notwendige Schrit- 
te«. 


Erstens, schreibt Schmidt, müs- 
sen die nationalen Gesetzge- 
bungsorgane wie der Bundestag 
über Derivate besondere öffentli- 
che Anhörungen abhalten. Zwei- 
tens, »müssen die Bankenkon- 
trollbehörden in jedem einzelnen 
Fall intervenieren, in dem sie der 
Meinung sind, daß das interne 
Kontrollsystem einer Bank im 
Hinblick auf Derivate unzurei- 
chend ist«. Die Deutschen schei- 
nen sich im Augenblick am 
ernsthaftesten mit dem Thema zu 
befassen. Am 20. März präsen- 
tierten die Sozialdemokraten ei- 
ne »Große Anfrage«, die von 
Rudolf Scharping, dem Partei- 
vorsitzenden und Oppositions- 
führer unterzeichnet worden ist, 
und in der es hieß, daß angesichts 
der Milliarden DM an Deriva- 
teverlusten durch die Metallge- 
sellschaft und die Balsam-Grup- 
pe im letzten Jahr die Versiche- 
rungen von Bundesfinanzmini- 
ster Theo Waigel, daß Derivate 
keine grundlegende Gefahr für 
die Wirtschaft darstellen, in Fra- 
ge gestellt werden müssen. Zu 
der Anfrage gehörten 20 Fragen 
über die Pläne der Regierung 
hinsichtlich der Überwachung 
von Derivaten und darüber, daß 
Banken, Firmen und Kommunen 
Auskunftspflicht darüber haben 
sollten, wieviel »Risikogelder« 
sie in Derivaten angelegt haben. 
Mit einer parlamentarischen De- 
batte über die Große Anfrage ist 
innerhalb der nächsten drei oder 
vier Wochen zu rechnen. 

Selbst die stoische Deutsche 
Bundesbank konnte dem Thema 
nicht ausweichen. In einem Inter- 
view mit der deutschen Wochen- 
zeitung »Wirtschaftswoche« vom 
19. März wurde Edgar Meister, 
ein Bundesbankdirektor, nach 
seiner Meinung über die Auf- 
erlegung einer »Strafsteuer« auf 
Finanzspekulationen gefragt. Wäh- 
rend Meister sich beeilte, jeder- 
mann zu versichern, daß für den 
Zusammenbruch des Systems 
keine Gefahr bestünde, meinte er 
jedoch, daß »jeder Vorschlag zur 
Einschränkung rein spekulativer 
Transaktionen ernsthaft unter- 
sucht werden sollte«. 


Am 14. März enthüllte der kana- 
dische Außenminister Andre 
Quellet, daß Vertreter, die die 
Aufgabe hätten, die Tagesord- 
nung für das Treffen der Gruppe 
der Sieben im Juni in Halifax, 
Neuschottland (Kanada), vorzu- 
bereiten, inoffiziell die Idee dis- 
kutieren würden, als Abschrek- 
kungsmittel für Spekulationen 
eine Steuer auf Währungstrans- 
aktionen zu erheben. 


Abschreckungsmittel für 
Spekulanten 


»Die Informationen, die ich er- 
halten habe, sind die, daß seitens 
vieler ein echtes Interesse daran 
besteht dies zu diskutieren«, sag- 
te Quellet dem außenpolitischen 
Ausschuß im kanadischen Parla- 
ment. »Die Tatsache, daß es auf 
der Tagesordnung wäre und in 
Halifax diskutiert würde, ist ein 
ungeheuerer Schritt nach vorn.« 


Am nächsten Tag bestand ein 
Sprecher des kanadischen Au- 
ßenministeriums darauf, daß das 
Thema beim 50. Jahrestag von 
Bretton Woods, wie beim Tref- 
fen der Gruppe der Sieben im 
Jahre 1994 in Neapel gefordert, 
besprochen werden soll. 


Am 16. März sagte Hans Georg 
Fabritius, Vizepräsident der hes- 
sischen Landesbank, gegenüber 
der hessischen Bankenvereini- 
gung, daß die gegenwärtigen Be- 
stimmungen in Deutschland über 
»risikoreiche Instrumente« wie 
Derivate unzureichend seien. Fa- 
britius kritisierte, daß viele dazu 
neigen, den Zusammenbruch von 
Barings abzutun und zu behaup- 
ten, es sei »nur ein Einzelfali«, 
der »hier nicht passieren kann« 
oder daß der Barings-Zusam- 
menbruch »nicht durch Derivate 
per se verursacht worden ist«. 
Der »wirkliche Notfall« liegt in der 
nahen Zukunft, erklärte Fabritius 
und meinte, daß ein noch schlim- 
merer Fehlschlag mit Derivaten 
unvermeidlich ist und weitaus 
verheerender ausfallen wird als 
das, was mit Barings passiert ist. 


Panik in 
Italien 


Fabiritus’ Warnung hat sich in- 
nerhalb von wenigen Tagen in 
Italien als äußerst wahr erwiesen. 
Am 16. März genehmigte das ita- 
lienische Parlament ein Spar- 
maßnahmenpaket, um die Fi- 


nanzmärkte hinsichtlich der Sta- 
bilität und Bonität von Italiens 
Wirtschaft und Währung zu be- 
ruhigen. Doch am 18. März fiel 
die Lire innerhalb von »30 Mi- 
nuten Panik«, wie es eine Quelle 
bei der Banca d’Italia nannte, um 
fünf Prozent gegenüber allen an- 
deren Währungen und erreichte 
ein historisches Tief von 1.280 
gegenüber der D-Mark, während 
der Mailänder Aktienmarkt um 
3,41 Prozent fiel. 


Die Panik fordert die Argumente 
der Monetaristen nach »Stabili- 
sierungsmaßnahmen« heraus, da 
sie innerhalb von Tagen nach 
dem Gesetzeserlaß genau solcher 
»Stabilisierungsmaßnahmen« 
auftrat. »Woher kommen die 
massiven Verkaufsaufträge?« frag- 
te die italienische Tageszeitung 
»La Repubblica« am 18. März. 
»Sie sind in erster Linie das 
Ergebnis von Derivaten — jenen 
eigenartigen Finanzprodukten, 
die die Barings Bank in die Knie 
gezwungen haben.« 


Es war deshalb keine Überra- 
schung, daß die Instabilität der 
Weltfinanzmärkte bei dem Tref- 
fen der Außenminister der Eu- 
ropäischen Kommisssion in Car- 
cassonne, Frankreich, am Wo- 
chenende des 19./20. März das 
Hauptdiskussionsthema war. Der 
Präsident der Kommission, Jac- 
ques Santer, ehemaliger Pre- 
mierminister von Luxemburg, 
verlangte von der Gruppe der 
Sieben Maßnahmen zur Wieder- 
herstellung der Stabilität der 
Weltwährungsmärkte zu ergrei- 
fen, indem sie die internationale 
Kooperation wiederbeleben, wie 
sie die Plaza- und Louvre-Ver- 
einbarungen von Mitte der acht- 
ziger Jahre verkörpern. Die Lon- 
doner »Financial Times« schimpf- 
te darüber, daß Santer, »Kom- 
missionskollegen bei ihren re- 
gelmäßigen wöchentlichen Tref- 
fen gesagt hat, er würde den Spe- 
kulanten gerne ein für allemal ei- 
ne Lektion erteilen«. 


Der französische Außenminister 
Alain Juppe, der bei dem Treffen 
am 19. und 20. März den Vorsitz 
führte, erklärte, daß eine Reform 
des Weltwährungssystems uner- 
läßlich ist. Sonst, so meinte er, 
wird jedes Land auf der Welt 
Devisenturbulenzen ausgesetzt 
sein — und zwar mit all seinen 
gefährlichen Konsequenzen für 
Wirtschaft und Gesellschaft. 

Doch eine derartige Instabilität 
ist eine Auswirkung und nicht 


die Ursache. Das zugrundelie- 
gende Problem, das noch ange- 
gangen werden muß, ist, daß die 
Volkswirtschaft als Produktion 
materieller Güter und Dienstlei- 
stungen weiltweit in den letzten 
drei Jahrzehnten aufgrund der 
Politik des Nachindustrialismus, 
der Finanzderegulation, des Um- 
weltschutzes und der Bevöl- 
kerungsreduzierung stark ge- 
schwächt wurde. Bis zugegeben 
wird, daß das Experiment der 
»freien Märkte« der letzten drei 
Jahrzehnte, bei dem dem Geld 
freier Lauf gelassen wurde, um 
die höchste Rendite zu erzielen, 
ein totaler Fehlschlag war, ist für 
die Welt nichts anderes in Aus- 
sicht als weiterer finanzieller 
Tumult und das neue dunkle 
Mittelalter des schlimmsten wirt- 
schaftlichen Zusammenbruchs in 
der Geschichte. Wenn man die 
Kundenkonten von einem bank- 
rotten Derivate-Spekulanten ein- 
fach nur dem nächsten zuschiebt 
— der verzweifelte Trick, den die 
Vorsitzende der US-Warenter- 
mingeschäftskommission Scha- 
piro benutzt, um den Schaden 
aus der Barings-Implosion einzu- 
dämmen -, so wird damit der un- 


vermeidliche Tag der Abrech- 


nung nur verschoben. 


Zugrundeliegende 
Ursachen werden 
ignoriert 


Erforderlich ist die Rückkehr zu 
wirklicher Wirtschaftsaktivität: 
der Aufbau von Wasser-, Trans- 
port-, Ausbildungs- und anderen 
Systemen, die die Menschen 
brauchen. Das heißt, daß die 
Regierungen aufhören müssen, 
sich über Haushaltsausgleich Ge- 
danken zu machen und die sou- 
veräne Kontrolle über das Geld 
wiederherstellen und die Kon- 
trolle über die Kreditflüsse von 
den dummen Financiers und 
Bankern wiedererlangen müssen, 
die — wie der rauchende Krater, 
der einst Barings PLC war, be- 
zeugt — sowieso nur sich — und 
alle anderen - töten. 


William Engdahl 
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dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 
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Argentinien 


Finanzsystem 
vor dem Ruin 


Die Regierung Clinton und Vertreter der mexikanischen Regie- 
rung haben sich getroffen, um das Rettungspaket für den Peso 
vor einem Hintergrund auszuarbeiten, der auch die Möglichkeit 
eines dramatischen Zusammenbruchs des US-Dollar einschließt. 


Einige Leute im britischen Fi- 
nanzministerium sind beharrlich 
der Meinung, daß die Krise in 
Mexiko nur von lokaler Bedeu- 
tung ist und haben diese Meinung 
dazu verwendet, die Opposition 
gegen das, was Präsident Clinton 
zu erreichen versucht, zu schüren. 
Nun hat sich der Leitende Direk- 
tor des berüchtigten Internationa- 
len Währungsfonds Gehör ver- 
schafft. Alle Finanzkrisen sind 
systematischer Natur. Es gibt kei- 
ne separate mexikanische, asiati- 
sche oder europäische Krise, sag- 
te Michael Camdessus vom IWF 
in einem Interview mit der franzö- 
sischen Wirtschaftszeitung »Les 
Echos«. 


Alle Krisen sind 
systematischer Natur 


»Wir brauchen ein System koor- 
dinierter und rascher Reaktionen, 
zusammen mit erhöhtem Kapital 
für den IWF, um auf »eine zuneh- 
mend gefährliche Welt< zu rea- 
gieren«, sagte Camdessus. Er füg- 
te hinzu, daß es auf den jüngsten 
Vorbereitungstreffen für den Sie- 
bener-Gipfel in Toronto eindeutig 
unterschiedliche Auffassungen 
über den systematischen Charak- 
ter der Krise in Mexiko gegeben 
hat: Während Amerikaner und Ja- 
paner sie für eine Gefahr für das 
System halten, bestanden Briten 
und Deutsche darauf, daß sie es 
nur mit lokalen Problemen zu tun 
habe. 


Camdessus meinte, man dürfe 
nicht damit fortfahren, »die Welt 
wie der König von Spanien zu 
betrachten, der gerne gesagt hat, 
die lateinamerikanischen Krisen 
seien Krisen der Amerikaner, 
während die Krisen in Europa die 
Krisen der Europäer seien. Das 
ergibt keinen Sinn. Alle Krisen 
sind systematischer Natur.« 
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setz ein Umrechnungskurs von 
1:1 zwischen Peso und Dollar ein- 
geführt wurde, vollständig auf- 
gedeckt. Trotz Regierungsbe- 
mühungen, besonders jener des 
Urhebers des Plans, Finanzmini- 
ster Domingo Cavallo, die »Un- 
terschiede« zwischen Mexiko 
und Argentinien zu betonen, wird 
Argentinien immer anfälliger für 
eine Explosion im Stile Mexikos. 


Seit dem 20. Dezember konnte 
der Aktienmarkt in Buenos Aires 
ein Handelsvolumen nicht mehr 
zurückgewinnen, das auf seinem 
Höhepunkt im vergangenen Jahr 


All. 


Mexikos Präsident Ernesto Zedillo hat weiterhin Probleme 
mit dem Peso, der den gesamten lateinamerikanischen 
Kontinent in Mitleidenschaft zieht. 


Am 8. Februar hatte Camdessus 
in Paris eine Pressekonferenz 
gegeben, auf der er sagte, er kön- 
ne mindestens zehn Länder nen- 
nen, denen es in diesem Jahr ge- 
nauso gehen könnte wie Mexiko. 
Doch, sagte er: »Erwarten Sie 
nicht, daß ich Ihnen die Liste ge- 
be.« Es wird weithin vermutet, 
daß auf der Liste solche Länder 
stehen wie Argentinien, China, 
Brasilien, Ungarn, Rußland, die 
Philippinen, Thailand, Schwe- 
den, Italien und Kanada. 


Die Idiotie der Meinung von der 
lokalen Krise wird durch den fol- 
genden Bericht aus unserem Büro 
in Buenos Aires deutlich. 

Die durch den »Tequila-Effekt« — 
die Auswirkungen der Krise in 
Mexiko - erzeugte Panik hat die 
Zerbrechlichkeit des argentini- 
schen Konvertibilitätsplan, der 
Politik, die im April 1991 durch- 
geführt wurde und mit der per Ge- 


bei über 100 Millionen Dollar pro 
Tag lag. In der zweiten Februar- 
woche erreichte es seinen niedrig- 
sten Stand von 12 Millionen Dol- 
lar und die meiste Zeit seit De- 
zember berichteten Experten, daß 
sowohl die Aktien wie auch die 
Bonds mit »historischen Nied- 
rigstständen« schlossen. 


Auf den internationalen Märkten 
kaufen nur wenige argentinische 
Schuldenpapiere. Daniel Much- 
nik, dem Wirtschaftsredakteur 
der Tageszeitung »Clarin«, zufol- 
ge haben Inhaber argentinischer 
Aktien und Bonds zwischen dem 
20. Dezember und Anfang Fe- 


‘bruar mindestens 17,5 Milliarden 


Dollar verloren. 

Die Regierung vertritt weiterhin 
beharrlich die Meinung, daß Ar- 
gentinien nicht Mexiko ist. Doch 
sie hat die verhängnisvolle Politik 
der Ausgabe von Papieren wie die 
mexikanischen »Tesobonos« - 


kurzfristige, in Dollar ausgestell- 
te Schuldenpapiere — nachge- 
ahmt, die unter anderem die Krise 
überhaupt erst ausgelöst hat. Die 
erste Ausgabe hat einen Wert von 
400 Millionen Dollar und im Jah- 
re 1995 wird sie einen Gesamt- 
wert von 1,7 Milliarden Dollar 
erreichen. 


Argentiniens Handelsdefizit wird 
zwischen sechs und sieben Mil- 
liarden Dollar liegen und damit 
schätzungsweise 100 Prozent hö- 
her sein als das des Jahres 1993. 
Mitglieder von Cavallos Wirt- 
schaftsteam räumen ein, daß in 
diesem Jahr mindestens zehn Mil- 
liarden Dollar nötig sein werden, 
um das Kontokorrentdefizit ab- 
zudecken. Dieses pessimistische 
Bild wird abgerundet durch die 
Tatsache, daß die Zentralbank 
mindestens fünf Milliarden Dol- 
lar in das Bankensystem schießen 
mußte, um seinen Zusammen- 
bruch zu verhindern. 


Muchnik lag nicht so falsch, als er 
in einer seiner regelmäßigen 
Sonntagskolumnen in »Clarin« 
meinte, daß »die Entwicklungen 
in Mexiko in finanzieller, kom- 
merzieller, emotionaler und psy- 
chologischer Hinsicht in Argenti- 
nien ebenfalls vorhanden sind«. 


Das schwache Glied 
sind die Banken 


Doch wie der Ökonom Daniel 
Novak in seinem Kommentar in 
der Tageszeitung »Pägina 12« 
meinte: »Die Banken sind das 
schwache Glied in dem Modell, 
die Genitalien des argentinischen 
Finanzsystems.« Es gibt wirklich 
nicht viel, was getan werden 
kann, fügte er hinzu, außer »er- 
stens, beten; zweitens, versuchen, 
ausländische Investoren davon zu 
überzeugen, daß Argentinien und 
Mexiko völlig verschieden sind; 
drittens, alle möglichen Sicher- 
heitsnetze aufzustellen, um den 
finanziellen Zusammenbruch zu 
verhindern und ... viertens, weiter 
beten«. Die Krise sagte er, »arbei- 
tet auf gefährliche Art und Weise 
an der ersten Verteidigungslinie, 
der Maginot-Linie der Konverti- 
bilität: dem Finanzsystem«. 

Der Konvertibilitätsplan hängt 
einzig und allein davon ab, wie- 
viele Dollar es in dem System 
gibt, um die Parität mit dem Peso 
aufrechtzuerhalten. Es stimmt 
zwar, daß der Aktienmarkt in 
Buenos Aires und die Plazierung 
von Bonds auf den internationa- 


len Märkten eine wichtige Rolle 
für den Dollarkauf spielen, doch 
genauso wichtig oder vielleicht 
noch wichtiger ist die Rolle des 
Flüssigkeitskoeffizienten der Bun- 
des-Reserve-Banken in Dollar, 
die die Zentralbank für Einlagen 
in dieser Währung hält. In den 
Medien wurde berichtet, daß die 
Flucht dieser »Einlagen« in das 
benachbarte Uruguay und in an- 
dere Länder eine Größenordnung 
von zwei Milliarden Dollar er- 
reicht hat. Zuverlässige Quellen 
berichteten, daß die durchschnitt- 
liche Kapitalflucht inzwischen 
bei 70 Millionen Dollar täglich 
liegt. 


Am meisten betroffen sind die 
Kleinbanken, die sowohl von 
Ausländern als auch Argentiniern 
hohe Einlagen mit fester Laufzeit 
bekommen. Eine dieser Banken, 
die Extrader, mußte Anfang Ja- 
nuar ihre Tore wegen mangelnder 
Liquidität schließen. Von Beginn 
der Krise an hat die Zentralbank 
die Liquidität der staatseigenen 
Banco de la Naciön Argentina da- 
zu benutzt, um verschiedene Si- 
cherheitsnetze aufzubauen, damit 
in Schwierigkeiten geratenen 
Banken aus der Patsche geholfen 
werden kann, doch es herrscht in 
der Bankengemeinschaft Einig- 
keit darüber, daß die Sicherheits- 
netze nicht funktionieren. 


Die durch Abzug von Geldern er- 
zeugte Illiquidität läßt sich ver- 
gleichen mit dem, was in den Ver- 
einigten Staaten passiert ist, wo 
Großbanken die kleineren absor- 
biert haben, die zumindest ein 
teilweise beitreibbares Portefeuil- 
le bieten konnten, Selbst Präsi- 
dent Carlos Menem hat den Leu- 


ten öffentlich geraten, aufzupas- 
sen, wenn sie ihr Geld in Verwah- 
rung geben, da einige Banken 
kurz vor dem Untergang stehen. 


Eine unbezahlbare 
Schuld 


In einem Interview mit dem 
Talkshow-Gastgeber Mariano 
Grondona versuchte der Direktor 
der Zentralbank, Roque Fernän- 
dez, die Angste zu beschwichti- 
gen, indem er versicherte, daß die 
Portefeuilles der Banken gut fun- 
diert seien, da die von den, durch 
die Zentralbank geprüften, Ban- 
ken vergebenen Kredite mit Hy- 
potheken verbunden seien. Was 
Fernändez jedoch nicht erwähnte 
war, daß die Zahlungsfähigkeit 
der Bank auf der Grundlage die- 
ses Portefeuilles zweifelhaft ist. 
Realität ist, daß auf dem Immobi- 
lienmarkt die Preise um 20 Pro- 
zent gefallen sind und in Wohnge- 
bieten der Oberklasse finden sich 
jetzt an Wohnhäusern überall 
Schilder mit der Aufschrift »Zu 
verkaufen«, weil die Leute ihre 
Hypotheken nicht mehr bezahlen 
können. Das ist vergleichbar mit 
der Situation, die im Oktober 
1987 in den Vereinigten Staaten 
zum Zusammenbruch der Spar- 
und Kreditinstitute führte. 


In einem Artikel in der Wirt- 
schaftsbeilage zu »Clarin« mit 
dem Titel »Der Fall Mexiko trifft 
das Finanzsystem: ein Sommer- 
sturm« wird über Statistiken der 


“Fundaciön Capital vom Dezem- 


ber 1994 berichtet, die zeigen, 
daß der »irreguläre Schuldenbe- 
stand der Banken 29,6 Prozent er- 
reicht hat, verglichen mit 17,2 


Prozent im Dezember 1993«. In 
der gleichen Studie wird berich- 
tet, daß »die Banken zu Beginn 
des Jahres 1994 4,9 Milliarden 
Peso an Staatsanleihen besaßen ... 
Im Oktober ... fiel der Betrag in 
den Händen der Banken auf 3,4 
Milliarden, was 25 Prozent des 
Nettoanteils der Banken ent- 
spricht ... Der Fall im Bondvolu- 
men zwischen Januar und Okto- 
ber spiegelt die Tatsache wider, 
daß einige Firmen gezwungen 
waren, die Preise zu senken und 
ihre Anteile aufzulösen. Begin- 
nend mit der mexikanischen Ab- 
wertung fielen die Bondpreise 
weiter und verursachten einen er- 
neuten Zusammenbruch der Ak- 
tienpreise auf dem Finanzsek- 
tor.« 


Trotz alldem erlaubt die Regie- 
rung jetzt den Banken, Aktien 
und Bonds zum Nennwert auf- 
zunehmen, um Verluste, die durch 
den Zusammenbruch am Markt 
verursacht wurden, aufzufangen. 
Auch in diesem Jahr werden 350 
Millionen Dollar der Schulden- 
dienstverpflichtungen fällig, die 
seit Beginn des Konvertibilitäts- 
plans ausgegeben wurden; 80 
Prozent dieser Schulden werden 
von neun Großbanken in Buenos 
Aires gehalten. 


»El Economista« zufolge ringen 
die meisten der kleineren Banken 
in den Provinzen angesichts die- 
ser Situation mit dem Tode. Das 
gilt für die Salta-Staatsbank, die 
einen irregulären Schuldenbe- 
stand von 93 Prozent hat und de- 
ren Gewinnrate bei minus 38 Pro- 
zent liegt; oder die Bank von En- 
tre Rios, einer der wichtigsten 
landwirtschaftlichen Regionen, 


die einen irregulären Schuldenbe- 
stand von 75 Prozent und eine Ge- 
winnrate von minus 796 Prozent 
hat. Außer jenen in sechs Provin- 
zen liegen die irregulären Schul- 
denbestände der restlichen Pro- 
vinzbanken zwischen 20 Prozent 
und 90 Prozent und die Gewinn- 
raten sind meistens negativ. 


Die Lösung der Regierung be- 
steht darin, diese Banken zu pri- 
vatisieren, auch wenn sie bei der 
Kreditvergabe zur Finanzierung 
der zunehmend herabgesetzten 
lokalen produktiven Tätigkeiten 
in Industrie und Landwirtschaft 
eine wichtige Rolle spielen. 


Paradoxerweise zeigt eine Um- 
frage, die vor kurzem von »Cla- 
rin« veröffentlicht wurde, daß 40 
Prozent der verschuldeten Argen- 
tinier dennoch bereit sind, bei den 
Präsidentschaftswahlen im Mai 
wieder für Carlos Menem zu 
stimmen. Das zeigt, welche Angst 
die Menschen davor haben, was 
passieren würde, wenn der Kon- 
vertibilitätsplan zusammenbre- 
chen sollte und eine anschließen- 
de Abwertung ihre Dollarschul- 
den noch vergrößern würde. 


Die gleichen Voraussetzungen 
gelten mehr oder weniger in je- 
dem der zehn Länder, die vermut- 
lich auf Camdessus’ Liste stehen 
und in vielen, die nicht auf dieser 
Liste stehen - zum Beispiel die 
Vereinigten Staaten. Während der 
mexikanische Peso neue Tiefst- 
stände erreicht und die latein- 
amerikanischen Aktienmärkte ab- 
bröckeln, überrascht es nicht, daß 
der US-Dollar Finanzexperten 
zufolge kurz vor einer Vertrau- 
enskrise steht. 
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Die Bedeutung 
der russisch- 
ukrainischen 
Vereinbarung 


Die überraschenden Vereinba- 
rungen zwischen Rußland und 
der Ukraine deuten auf positive 
Veränderungen in der russischen 
Politik. Am 8. Februar wurde ein 
Freundschaftsvertrag, der mona- 
telang verschleppt worden war, 
in Kiew von den ersten stellver- 
tretenden Ministerpräsidenten Ruß- 
lands und der Ukraine, Oleg Sos- 
kowjez und Jewgenij Martschuk, 
paraphiert. Zusätzlich zum Ver- 
trag einigten sich beide Seiten 
auf eine Vereinbarung, womit 
der Streit um die Schwarzmeer- 
flotte und die dazugehörigen 
Militärbasen beigelegt wurde. Die 
Paraphierung des Freundschafts- 
vertrages beendet die vorange- 
gangenen russischen Versuche, ei- 
ne vertragliche Einigung durch 
immer weitergehendere provoka- 
tive Forderungen zu verhindern 
und die Souveränität der Ukraine 
in Frage zu stellen. Die Provoka- 
tionen der russischen Seite er- 
reichten im Januar einen Höhe- 
punkt, als Moskau darauf be- 
stand, daß die Ukraine der gro- 
ßen russischen Minderheit ihres 
Landes eine doppelte Staatsbür- 
gerschaft einräume. Sobald der 
Vertrag unterzeichnet ist, steht 
normalen russischen Energielie- 
ferungen an die Ukraine nichts 
mehr im Wege. Dies wiederum 
könnte zu einem Neuanfang der 
fast zum Erliegen gekommenen 
ukrainischen Industrieproduktion 
führen. 


Die Veränderung der russischen 
Politik gegenüber der Ukraine — 
Konfliktvermeidung und Ver- 
zicht auf scharfe verbale Strei- 
tigkeiten — ist angesichts der 
hohen wirtschaftlichen und geo- 
strategischen Bedeutung der 
Ukraine für Rußland nicht als 
isolierte Entwicklung zu betrach- 
ten. Dieser Durchbruch, der im 
wesentlichen auf Soskowjez zu- 
rückgeht, der als Reformgegner 
und Verfechter umfassender In- 
frastrukturvorhaben innerhalb der 
Regierung gilt, zeigt, daß in der 
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nahen Zukunft mit weiteren 
»Überraschungen« zu rechnen il 


Rees-Moggs 
neufeudalisti- 
sche Ziele 


Äußerst aufschlußreich und dra- 
stisch hat Lord William Rees- 
Mogg, früherer Chefredakteur 
der Londoner Times und Ver- 
trauter/Berater der ehemaligen 
Premierministerin Margaret That- 
cher, die neufeudalistische Welt- 
anschauung der britischen Oli- 
garchie ausgedrückt. In einem 
»Times«-Kommentar vom 16. 
Februar legt Rees-Mogg angebli- 
che Beweise dafür vor, daß die 
überwiegende Mehrheit der In- 
dustriearbeiter, des Mittelstandes 
und der »Unterklasse« im kom- 
menden »Informationszeitalter« 
unbedeutend und überflüssig wür- 
de. Dagegen werde die soziale 
und wirtschaftliche Vorrangstel- 
lung einer kleinen Elite weiter 
voranschreiten. In einem früheren 
»Times«-Artikel hatte Rees- 
Mogg bereits die Abschaffung 
der »Massenbildung« gefordert, 
denn in Zukunft, wenn 95 Pro- 
zent der Bevölkerung einer Ob- 
erschicht von fünf Prozent die- 
nen werde, zählten »nur noch die 
Eliten«. 


In seinem jüngsten Kommentar 
bezieht sich Rees-Mogg auf die 
Schriften des deutschen Statisti- 
kers Otto Ammon. Dessen Theo- 
rien gehen auf Sir Francis Galton 
zurück, den Mann, der den Be- 
griff »Eugenik« prägte und eine 
Theorie von der »genetischen 
Vererbung der Intelligenz« ent- 
wickelt hat. Ammon behauptet, 
Klassenunterschiede würden ge- 
netisch weitergegeben, und be- 
nutzt das Bild einer Rübe, um die 
gesellschaftliche Struktur zu ver- 
anschaulichen. Die überwiegen- 
de Mehrheit der Gesellschaft - 
Industriearbeiter und die Mittel- 
schicht — zeichneten sich durch 
»Mittelmäßigkeit« aus. Rees-Mogg 
aktualisiert Ammons Theorien, 
indem er sie mit den jüngsten 
»Erkenntnissen« von der »gene- 
tischen Basis der Intelligenz« 
korreliert, wie sie die Amerika- 
ner Charles Murray und Richard 
Herrnstein in »The Bell Curve« 
vorgelegt haben. 


Zusammenfassend erläutert Rees- 
Mosg seine Einsichten: »Fast das 


ganze Jahrhundert lang ... hat die 
Produktion moderner Maschinen 
unter Kontrolle des Menschen 
der mittelmäßig begabten Bevöl- 
kerung außergewöhnliche Mög- 
lichkeiten verschafft und die Un- 
gleichheit der Einkommen ver- 
ringert, wie sie früher in der Ge- 
schichte aufgrund unterschiedli- 
cher Befähigungen üblich war. 
Das Informationszeitalter hat 
einen ungeheuren Bedarf, größer 
als jemals zuvor, nach bestimm- 
ten relativ hohen Fähigkeiten 
erzeugt, ersetzt aber elektronisch 
die Begabungen vieler, die sich 
in der Mitte der Rübe befinden. 
Das Fabrikzeitalter belohnte jene 
in der Mitte der Rübe überaus 
reichlich; das Informationszeital- 
ter wird Menschen mit außerge- 
wöhnlicher Intelligenz belohnen. 
Daraus werden sich schwierige 
soziale Probleme ergeben... Ge- 
sellschaften, die das Gleichge- 
wicht wiederherzustellen versu- 
chen, indem sie ihre produktiv- 
sten Bürger besteuern, werden 
diese verlieren... In diesem neuen 
Zeitalter wird die Besteuerung 
der Reichen der Weg in den Ruin 
sein...« 


In einem Interview enthüllte 
Rees-Mogg kürzlich, daß sein 
Vorbild das Mittelalter sei, als 
»200 Leute einem Ritter in seiner 
Rüstung dienten«. Nach seiner 
Auffassung werde das Informa- 
tionszeitalter diese sozio-Öökono- 
mischen Strukturen wiederaufle- 
ben lassen. D 


Pasqua in 
Skandale 
verstrickt 


Die Chancen des französischen 
Innenministers Charles Pasqua, 
nach den Präsidentschaftswahlen 
im April/Mai Premierminister zu 
werden, sinken angesichts im- 
mer neuer Skandale beträchtlich. 
In einem ungewöhnlichen Arti- 
kel berichtete die Tageszeitung 
»Le Monde«, hochrangige Frei- 
maurerkreise seien bemüht, den 
Schaden zu begrenzen, der durch 
Pasquas Freunde im Zusam- 
menhang mit der »Affäre Halp- 
hen« entstanden sei. Die »Grand 
Loge Nationale de France« 
(GLNF), die einzige französi- 
sche Großloge, die von den 
angelsächsischen Freimaurern 
anerkannt wird, hat die Akti- 
vitäten der »Loge der Stille« 


zunächst einmal eingestellt. Ein 
führendes Mitglied dieser Loge 
ist ein gewisser Didier Schuller, 
ein enger Mitarbeiter Pasquas, 
der als Hauptverantwortlicher 
für eine Polizeiaktion gilt, womit 
der Schwiegervater Halphens zu 
einer Straftat angestiftet werden 
sollte. Schuller wurde für dieses 
Vorgehen bereits verurteilt. Vor 
der Polizeiaktion hatte sich 
Schuller mit Pasqua zu einer 
Planungsbesprechung getroffen. 
Pasqua seinerseits ist Mitglied 
der GLNF. Aufgrund der ver- 
schwiegenen Arbeit der Logen in 
Frankreich, die über großen 
Einfluß auf die französische 
Führungselite verfügen, ist es 
außergewöhnlich, daß diese 
Angelegenheit so in der Presse 
breitgetreten wurde. 


Das »Tschet- 
°. 
schenien- 
® 
Syndrom« im 
® 
russischen 
oy®. .. 
Militär 
Der Tschetschenien-Krieg hat 
die Fähigkeit des russischen Mi- 
litärs beeinträchtigt, als wirksa- 
mer Machtfaktor in der politi- 
schen Krise Rußlands aufzutre- 
ten, und hat erneut die Dringlich- 
keit einer Militärreform unter- 
strichen. Die Mißerfolge des 
Tschetschenien-Krieges — schlech- 
te Vorbereitung, schwere Verlu- 
ste, Brutalität - haben das Bild 
des Militärs in der Offentlichkeit 
sehr getrübt. Während das Mili- 
tär vor noch zwei Jahren die an- 
gesehenste Institution Rußlands 
war, trifft heute nahezu das Ge- 
genteil zu. Die Lage für das Mi- 
litär wird noch komplizierter, 
weil der Kaukasuskrieg noch 
keineswegs beendet ist. Deshalb 
wird sich das Militär auch wei- 


terhin schwer tun, in den russi- 
schen Machtkampf einzugreifen. 


Ein Kennzeichen des »Tschet- 
schenien-Syndroms« ist die Re- 
kordzahl von Wehrdienstverwei- 
gerern in Rußland. Es wird ge- 
schätzt, daß sich in diesem Jahr 
nur etwa 25 Prozent der einberu- 
fenen Wehrpflichtigen tatsäch- 
lich zum Dienst melden. Der 
Vorschlag von Verteidigungsmi- 
nister Gratschow, das akute Per- 
sonalproblem durch die Einzieh- 
ung von Studenten zu lösen, wird 


die Krise dramatisch verschär- 
fen. Damit wären Studentenpro- 
teste vorprogrammiert, wie sie 
Rußland lange nicht erlebt hat, 
und große Teile der Bevölkerung 
würden hinter den Studenten ste- 
hen. 

Im Gegensatz zu Gratschow 
nutzt die große Mehrheit der Mi- 
litärführung, vor allem der Ge- 
neralstab, die Fehlschläge in 
Tschetschenien zu der Forde- 
rung, daß die dringende und 
längst überfällige Umstrukturie- 
rung der Streitkräfte in diesem 
Jahr endlich verwirklicht wird. 
Man will insbesondere eine Bud- 
geterhöhrung durchsetzen, um 
eine Berufsarmee aus Freiwilli- 
gen aufzubauen, womit sich die 
politischen Tücken der Wehr- 
pflicht umgehen ließen. Ange- 
strebt wird die Verkleinerung der 
russischen Bodentruppen, damit 
das Phänomen von Rumpf- oder 
Papierdivisionen aufhört und das 
heute ungewöhnlich hohe Ver- 
hältnis von Offizieren zu Mann- 
schaften verschwindet. Jede 
Kampfeinheit hätte ihre volle 
Mannschaftsstärke und wäre so- 
fort einsatzbereit. Der Plan sieht 
vor, fast 700 Generäle und meh- 
rere tausend andere hohe Of- 
fiziere aus dem aktiven Dienst zu 
entlassen. Eine solche »neue« 
russische Armee — in militäri- 
scher wie politisch-institutionel- 
ler Hinsicht — könnte noch vor 
Jahresende Wirklichkeit werden. 


Serbischer 
Terror in 
Österreich? 


Der Bombenanschlag im öster- 
reichischen Oberwart, bei dem 
Anfang Februar vier Zigeuner 
ums Leben kamen, ist der letzte 
und blutigste einer ganzen Serie 
terroristischer Zwischenfälle, die 
mit zahlreichen Briefbombenan- 
schlägen im Dezember 1993 be- 
gann. damals wurde der Wiener 
Oberbürgermeister Helmut Zilk 
schwer verwundet. Weitere An- 
schläge ereigneten sich in Graz 
im Juli 1994, und im August 1994 
wurde in Klagenfurt ein Polizist 
von einer Bombe getötet. Myste- 
riöse »rechtsextremistische« Grup- 
pen, darunter eine »Bayerische 
Befreiungsfront«, übernahmen 
die Verantwortung. Zwar haben 
die Medien weltweit diese An- 
schläge »neonazistischer« Kreise 
hochgespielt, aber bisher liegen 


die Hintergründe dieser Terror- 
gruppen fast völlig im Dunkeln. 


In diesem Zusammenhang be- 
richtete die bosnische Nachrich- 
tenagentur TRWA Anfang Fe- 
bruar, österreichische Ermittler 
verfolgten insgeheim die Verbin- 
dungen der serbischen Mafia mit 
österreichischen Rechtsextremi- 
sten. Die österreichische Polizei 
hat wiederholt geheime Waffen- 
depots der serbischen Mafia si- 
chergestellt, und die Beziehun- 
gen der serbischen Mafia zum 
serbischen Geheimdienst sind 
wohlbekannt. Laut TRWA be- 
nutzt der Belgrader Geheim- 
dienst ein neonazistisches Cover 
für terroristische Anschläge, die 
darauf abzielen, Österreich zu 
diskreditieren und zu destabili- 
sieren. Belgrad betrachtet Oster- 
reich, Deutschland und Ungarn 
als die wichtigsten strategischen 
Stützen für Bosnien und Kroa- 
tien. Mysteriöse Terroranschlä- 
ge, ganz ähnlich wie jene in 
Österreich, haben sich im letzten 
Sommer auch in Ungarn ereignet. 

oO 


Prinz Philips 
WWE in der 
Krise 


Der World Wide Fund for Nature 
(ehemals World Wildlife Fund, 
WWF) hat in den sechziger Jah- 
ren die globale Umweltschutzbe- 
wegung in Gang gesetzt. Jetzt 
erlebt der WWF mit Prinz Philip 
an der Spitze eine schwere orga- 
nisatorische Krise. WWF-Insi- 
der, die dem britischen Königs- 
haus sehr nahe stehen, berichten 
vertraulich, daß der WWF an 
einem Rückgang der Einnahmen 
und einem Zusammenbruch der 
inneren Moral leide. Die Dinge 
sind soweit fortgeschritten, daß 
31 Mitarbeiter des internationa- 
len WWF-Hauptsitzes in Genf 
entlassen wurden, darunter auch 
Michael Pimbert, der die ein- 
flußreiche Abteilung für »Arten- 
erhaltung und Schutzgebiete« 
leitete. Der WWF scheint mit 
drei Hauptproblemen zu kämp- 
fen. Erstens haben sich die 
hochgespielten Kampagnen zum 
»Schutz bedrohter Tierarten« als 
Fehlschlag erwiesen. Außerdem 
wurde immer deutlicher, daß sie 
nur der Deckmantel für Geheim- 
dienstoperationen waren. 

Das kürzlich erschienene Buch 
»Der letzte Panda« enthüllt, daß 


die WWF-Kampagne zum »Schutz 
des Panda« in China kaum oder 
gar keinen Effekt hatte, aber dem 
WWF dadurch erhebliche Geld- 
mittel zuflossen. Andere Beob- 
achter haben ähnlich suspekte 
Züge an den Kampagnen zum 
»Schutz des Elefanten und Nas- 
horns« in Südafrika festgestellt. 
Zweitens wächst in bestimmten 
WWF-Kreisen das Unbehagen 
darüber, daß man die Tatsache 
nicht länger verheimlichen kann, 
daß vom WWF betriebene »Na- 
turparks« und »Schutzgebiete« 
in Afrika, Iberoamerika und 
anderswo als Ausbildungsstätten 
für paramilitärische Guerillaver- 
bände und/oder undurchsichtige 
Geheimdienstoperationen benutzt 
wurden. Die Entlassung Pim- 
berts könnte etwas mit diesem 
Problem zu tun haben, Drittens 
ist der WWF in bestimmten Län- 
dern wegen seines Anspruchs, 
»Naturschutz« über das Wohl 
der Menschen zu stellen, unter 
öffentlichen Beschuß geraten. 
Dies wurde beispielsweise in 
der bisherigen WWF-Hochburg 
Holland sichtbar, wo die Be- 
völkerung wütend auf die Um- 
weltschützer ist, weil diese den 
Bau neuer Deiche sabotierten, 
welche dem jüngsten Hochwasser 
besser standgehalten hätten. 


Die Angriffe auf den WWF ha- 
ben sicher auch mit der interna- 
tionalen Verbreitung einer Studie 
mit dem Titel »Der Untergang 
des Hauses Windsor« zu tun, 
worin die globalen Aktivitäten 
des WWF als Teil der neufeuda- 
listischen Politik der britischen 
Königsfamilie dokumentiert wer- 
den. Wahrscheinlich weil ihm 
das Pflaster zu heiß geworden ist, 
hat Prinz Philip inzwischen an- 
gekündigt, daß er in diesem Jahr 
als internationaler Präsident des 
WWF abtreten werde. OD 


Mittelasien 
mit Europa 
und dem 
Indischen 
Ozean 
Verbunden 


Eine neue Eisenbahnverbindung, 
die im November 1995 fertigge- 
stellt sein soll, wird zum ersten 
Mal Ashkabad im südlichen 


Turkmenistan mit Mashhad im 
Nordirak verbinden, und damit 
die erste durchgängige Verbin- 
dung zwischen China, Mittel- 
asien, dem Iran, der Türkei und 
Westeuropa eröffnen. Damit rückt 
auch eine Eisenbahnverbindung 
zwischen China, Mittelasien, dem 
persischen Golf und dem In- 
dischen Ozean in Reichweite. Die 
neue Strecke streift das 
Hochgebirge zwischen Turkme- 
nistan und dem Iran und wird die 
Hauptstrecke im südlichen Turk- 
menistan, die jetzt bis nach Kras- 
nowodsk an der Ostküste des 
Kaspischen Meeres verläuft, mit 
dem transiranischen Eisenbahn- 
netz verbinden. Derzeit ist Sari 
im Mittel-Südiran der südlichste 
Punkt des iranischen Schienen- 
netzes. Aber die weitere Verbin- 
dung zwischen Sari und Bandar 
Abbas an der Straße von Hor- 
musz, die den Persischen Golf 
mit dem Indischen Ozean verbin- 
det, ist bereits im Bau. 

Pläne für eine Verbindung zwi- 
schen Mittelasien und dem Per- 
sischen Golf gab es bereits An- 
fang diese Jahrhunderts. Die Ent- 
scheidung für den Bau fiel aber 
erst vor drei Jahren. Nachdem 
sich die turkmenische und die ira- 
nische Regierung im Frühjahr 
1992 über den Bau der Strecke 
Ashkabad-Mashhad verständigt 
hatten, erklärte der Iran seine 
Bereitschaft, 2,5 Milliarden Dol- 
lar in den Ausbau der bereits exi- 
stierenden Strecke Teheran-Quom- 
Isfahan zu investieren, die dann 
nach Kerman und Sari erweitert 
werden sollte. Darüber hinaus 
gibt es Pläne einer Direktverbin- 
dung zwischen Mashhad und 
Sari. Wenn das transiranische 
Netz die iranisch-pakistanische 
Grenze südlich von Kerman er- 
reicht hat, fehlt nur noch ein 
400 km langes Verbindungsstück 
zum pakistanischen Schienen- 
netz, womit dann der gesamte 
Indische Subkontinent angebun- 
den wäre. Mit seinem immensen 
wirtschaftlichen Entwicklungs- 
potential könnte Indien so leicht 
per Schiene mit Westeuropa ver- 
bunden werden. Parallel zur »neu- 
en Seidenstraße«, der eurasischen 
Landbrücke, würde damit eine 
durchgängige Verbindung zwi- 
schen Indien und Westeuropa in 
naher Zukunft möglich. 
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Tone 11 


Italien 


Von der 
Politik zum 
Marketing 


In den letzten Monaten hat sich das politische Leben in Italien 
sehr verändert. Das Land, das nach seiner Verfassung immer 


noch eine »parlamentarische Demokratie« sein sollte, das heißt, 
ein Regime, in dem das Volk durch eine Reihe delegierter Struk- 
turen und Organisationen Macht ausübt, geht in eine sogenannte 
direkte Demokratie über, das heißt, wo das Volk seinen Willen zu 
jedem Thema direkt zum Ausdruck bringen wird. 


In seiner »Republic« argumen- 
tierte Platon, daß zu viel Freiheit 
die Demokratie tötet. In Italien er- 
leben wir jetzt wahrscheinlich die 
Tatsache, daß zu viel Demokratie 
die Freiheit tötet. 


Der Gewinner 
bekommt alles 


Das grundlegende Element, das 
von der Nachkriegszeit bis zum 
Jahre 1992-93 der »parlamentari- 
schen Demokratie« gedient hat, 
waren die Parteistrukturen. Ita- 
lien war die »Demokratie der 
Parteien«. Sie entschieden über 
Gesetze und wählten die lokalen 
und nationalen staatlichen Büro- 
kratien aus. Die Aufteilung der 
bürokratischen Posten nach dem 
unterschiedlichen Gewicht der 
verschiedenen Parteien wurde in 
dem »Cencelli manual« — nach 
dem Christdemokraten benannt, 
der es schuf — katalogisiert, die es 
der ehemals regierenden Partei, 
den Christdemokraten (DC), er- 
laubte, wichtige Posten auf alle 
Parteien mit Sitz im Parlament zu 
verteilen und de facto Frieden und 
Kooperation unter ihnen auf- 
rechtzuerhalten. 


Doch dieses Parteiensystem wur- 
de vernichtet: durch die ungeheu- 
ere Staatsschuld — jetzt bei zwei 
Billionen Lire, mehr als das Brut- 
toinlandsprodukt —, durch Skan- 
dale, die das politische Leben der 
Ersten Republik zu einem Scher- 
benhaufen machte und durch das 
Referendum des Jahres 1993, in 
dem das Verhältniswahlrecht in 
das Mehrheitswahlrecht umge- 
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Silvio Berlusconi baute auf 
Meinungsumfragen die Kon- 
zeption seiner Politik auf. 


wandelt wurde - vorher bekam je- 
de Partei so viele gewählte Vertre- 
ter wie ihr prozentualer Stimmen- 
anteil war, jetzt bekommt der Ge- 
winner alles —. 


Mit der Regierung des TV-Ma- 
gnaten Silvio Berlusconi (April 
bis Dezember 1994), der ersten 
nach dem Referendum, und der 
ersten nach dem Tod der Ersten 
Republik, wurde von den Mas- 
senmedien laut und deutlich ver- 
kündet, daß die »direkte Demo- 
kratie« geboren sei. Es war nur 
allzu passend, daß der TV-Zar die 
Hebamme gewesen ist. Berlusco- 
ni lebt offenbar von Meinungs- 
umfragen. Allen seinen Entschei- 
dungen ging eine Meinungsum- 
frage voraus und nur wenn die 


Meinungsumfrage günstig ist, 
wird die Entscheidung getroffen. 
Es ist bekannt, daß das Privatfern- 
sehnetz von Werbespots lebt und 
für Werbespots sind Meinungs- 
umfragen erforderlich, um die 
Preise für die verschiedenen Sen- 
dezeiten sowie den tatsächlichen 
»Marktanteil« und damit den 
wirklichen »Wert« jeder Sendung 
zu ermitteln. Als Magnat eines 
Privatfernsehens war Berlusconi 
so mit Meinungsumfragen ver- 
traut, daß er bei seinem Eintritt in 
die politische Arena diese kon- 
zeptuelle Revolution in die Poli- 
tik eingeführt hat. Vor Ankündi- 
gung seines Programms machte 
er in der Bevölkerung Mei- 
nungsumfragen, um festzustellen, 
was gewünscht wurde. Dann ver- 
kündete er dies als sein Programm 
- so einfach wie der Verkauf eines 
fünf Sekunden Werbespots zur 
besten Sendezeit mit einem zehn 
prozentigen Rabatt auf den tat- 
sächlichen Wert. 


Meinungsumfragen 
als Politik 


Die Italiener wollten Arbeits- 
plätze. So versprach er Arbeits- 
plätze und gewann. An seiner Sei- 
te behielt Berlusconi das Mei- 
nungsumfrage-»Genie« Gianni 
Pilo, einen professionellen Mei- 
nungsforscher und Interviewer. 
Während der Regierungszeit von 
Berlusconi breitete sich die Um- 
frage-Manie wie ein Lauffeuer 
aus und die früheren Kommuni- 
sten, jetzt PDS, begannen damit, 
das Gleiche zu tun und gaben für 
die geringste Kleinigkeit Mei- 
nungsumfragen in Auftrag. Poli- 
tische »Round Tables« fanden 
täglich statt, um die Themen, die 
in den Umfragen aufgetaucht 
waren, zu debattieren. 


Die erfolgreichste kommunisti- 
sche Fernsehsendung, eine politi- 
sche Debatte, die von dem Jour- 
nalisten Michele Santoro geführt 
wird, stellt praktisch eine konti- 
nuierliche Meinungsumfrage dar. 
Sagen wir zum Beispiel das The- 
ma lautet: »Ist der rechte Flügel in 
den Massenmedien richtig reprä- 
sentiert?« Die Diskussionsrunde 
besteht aus verschiedenen »Per- 
sönlichkeiten«, den Herausge- 
bern der wichtigsten Zeitungen 
des Landes plus einiger Fernseh- 
journalisten. Alle fünf Minuten 


schwenkt die Kamera in einen. 


Raum hinüber, in dem junge 
Frauen Anrufe von den Zuschau- 
ern entgegennehmen. Die Offent- 


lichkeit wird aufgerufen, die Fra- 
ge zu beantworten: »Ist es zu ge- 
fährlich, daß Berlusconi im natio- 
nalen TV-Netz so viel Macht 
hat?« 


Alle fünf Minuten informiert eine 
nette Dame die Öffentlichkeit: 
»Jetzt sind 53,2 Prozent der Italie- 
ner der Meinung, daß es nicht ge- 
fährlich ist, 41,7 Prozent denken, 
daß es gefährlich ist und 5,1 Pro- 
zent haben keine Meinung.« 


Dann debattieren alle »Exper- 
ten«. Nach fünf Minuten wird das 
Programm erneut unterbrochen 
und die neuen »Ergebnisse« der 
Umfrage werden bekanntge- 
macht. Vielleicht rufen 25 Leute 
an, um diese dumme Frage zu 
beantworten. Dennoch wird die 
Umfrage als »die Meinung des 
italienischen Volkes« präsentiert. 


Das tägliche Brot 
der Politiker 


Die wichtigsten Tageszeitungen 
wie der »Corriere della Sera« ha- 
ben ständig Meinungsumfragen 
laufen. »Der Experte für die öf- 
fentliche Meinung«, Renato 
Mannheimer, befragt die Wähler 
nach ihren Absichten. Im Laufe 
von Wochen zeigt Mannheimer 
so, daß die Wähler zunehmend 
weniger für die Volkspartei 
(PP, die alten Christdemokraten) 
stimmen. Er möchte zeigen, daß 
die Leute bei dem neuen Mehr- 
heitswahlrecht entweder rechts 
oder links sein wollen und daß ei- 
ne Mitte des politischen Spek- 
trums nicht mehr möglich ist. Die 
Tatsache, daß eine Zeitung als ob- 
jektives Denken der Mehrheit der 
Italiener präsentiert, daß die PP 
nicht existieren sollte, ist ein 
weitaus stärkeres Argument als 
hundert Reden von Politikern. 


Doch Meinungsumfragen sind 
bei weitem kein amüsanter klei- 
ner Trick der Regierung Berlus- 
coni, sondern sie wurden zum 
täglichen Brot bei allen Massen- 
medien des Landes. Politische 
Plattformen werden immer mehr 
mit den Medien und weniger mit 
den Parteien in Zusammenhang 
gebracht. 


Die Option des »rechten Flügels« 
wird von der Tageszeitung »Il 
Giornale« und der Wochenzei- 
tung »Il Settimanale« und ihren 
Herausgebern Vittorio Feltri und 
Marcello Veneziani und den Jour- 
nalisten von Berlusconis TV-Im- 


perium präsentiert. Die Option 
des »linken Flügels« wurde in der 
klassischen Form des britischen 
Freihandels wiedergeboren und 
hat in Indro Montanelli, dem ehe- 
maligen Herausgeber von »Il 
Giornale« - die als antikommuni- 
stische Tageszeitung gegründet 
wurde! - und jetzigen Herausge- 
ber der liberalen »La Voce« ihren 
Fahnenträger gefunden. Kurz 
gesagt, die Journalisten überneh- 
men die Rolle des Politikers, der 
zum Volk spricht und die Ideen 
und Programme formuliert und 
diskutiert. 


Der Zyklus ist offensichtlich. Die 
Massenmedien formulieren den 
Denkprozeß, der dann in die »öf- 
fentliche Meinung« einfließt, wo 
er von den Meinungsumfragen 
»überwacht« wird, deren Ergeb- 
nisse für die gewählten Vertreter 
verbindlich werden. Dieser Me- 
chanismus garantiert, daß jeder, 
der die Medien kontrolliert, auch 
die gewählten Vertreter kontrol- 
lier, wobei die »öffentliche 
Meinung« die scheinbare Quelle 
der Legitimität darstellt. Die Poli- 
tiker werden auf Techniker redu- 
ziert, die auf Befehl der Mei- 
nungsumfrage-/Medien-Magna- 
ten handeln. 


Es ist kein Zufall, daß das Thema, 
das in der ersten Regierung Ber- 
lusconi am heißesten debattiert 
wurde, die Frage der Kontrolle 
des staatlichen Fernsehens war. 


Das Referendum- 
Karussell 


Doch nicht nur die Meinungsum- 
fragen stellen das Rückgrat der 
direkten Demokratie dar. Auch 
Referenden sind wichtig. Darin 
ist der ehemalige liberale Studen- 
tenführer Giacinto Pannella, jetzt 
ein radikaler Führer einer Kandi- 
datenliste unter seinem eigenen 
Namen, ein Meister. In den letz- 
ten Monaten schlug dieser Refe- 
rendum-Enthusiast insgesamt zehn 
Referenden vor, von denen sechs 
vom Verfassungsgericht als ver- 
fassungswidrig erklärt wurden 
und über die anderen vier wird zu- 
sammen mit anderen Referenden, 
die von verschiedenen Organisa- 
tionen eingebracht wurden, in die- 
sem Frühjahr abgestimmt wer- 
den. Pannellas Referenden gehen 
alle in Richtung Deregulation des 
öffentlichen Fernsehens, Arbeit- 
geber-/Arbeitnehmerbeziehun- 
gen und Konjunktur. In einem, 
das abgelehnt wurde, wurde die 


Deregulation von Fürsorgeunter- 
stützung verlangt. 


Steckt eine Strategie hinter dieser 
ganzen Wende hin zu »direkter 
Demokratie«? Ja, und zwar eine 
langfristige. 


Im Jahre 1977 wurde von Mario 
D’ Antonio ein Buch mit dem Ti- 
tel »La costituzione di carta« (Die 
Papierverfassung) veröffentlich. 
D’Antonio war mehrere Jahre 
lang Leiter des Studienzentrums 
der Abgeordnetenkammer (Un- 
terhaus) und im Jahre 1977 warer 
der führende Forscher für das In- 
stitut für Dokumentation und Ge- 
setzesstudien und ein produktiver 
Schriftsteller verfassungsrechtli- 
cher Themen - kurz gesagt, ein 
wahrer »Insider« der Staatsbü- 
rokratie. 


In dem Buch wird die Behaup- 
tung vertreten, daß, seit die Ver- 
fassung der italienischen Repu- 
blik im Jahre 1947 geschrieben 
wurde, ihr grundlegender Plan für 
das Funktionieren von Staat und 
Regierung immer mehr ausge- 
höhlt und im wirklichen politi- 
schen Leben umgekehrt worden 
ist. Die Behauptung wird über- 
zeugend dokumentiert. 


D’ Antonio zeigt, wie die Parteien 
von Anfang an die verfassungs- 
mäßigen Bestimmungen über die 
Machtteilung ignoriert, die Re- 
gierungseinrichtungen übernom- 
men und sie zu ihrem privaten 
Vorteil und wie privates Eigen- 
tum benutzt haben. 


Gleichzeitig herrschten in den 
Parteien die Oligarchien vor und 
erstickten die politische Debatte 
zunehmend. So waren die natio- 
nalen Institutionen permanent 
durch die Oligarchien besetzt, die 
die Parteien kontrollierten. Die 
Parteien ihrerseits lebten von der 
Korruption. Sie nutzten ihre 
Macht aus und nahmen im Aus- 
tausch für politische Gefälligkei- 
ten illegal Geld von Banken, von 
der Industrie und von anderen 
Quellen: eine Art geheimes, ille- 
gales Steuersystem, das den Wirt- 
schaftsentitäten auferlegt wurde. 
Jeder, der eine Karriere in öffent- 
lichen Institutionen anstrebte, 
mußte von einer Partei »prote- 
giert« werden und in einem Land, 
in dem der öffentliche Sektor die 
Hälfte der Wirtschaft ausmacht, 
bedeutete das eine ganze Menge. 
D’ Antonio zeigt, daß die Korrup- 
tion begann, noch bevor die Ver- 
fassung überhaupt geschrieben 


wurde. Mitte der vierziger Jahre, 
und sie setzte sich bis in die sieb- 
ziger Jahre hinein fort. In dem 
Buch heißt es, die verfassungs- 
rechtlichen Bestimmungen seien 
so verwickelt, daß es keine Mög- 
lichkeit gibt, zu einer Situation 
zurückzukehren, in der die Ver- 
fassung wirklich durchgesetzt 
werden könnte. Deshalb sollte 
den Parteien die Macht genom- 
men und direkte Demokratie ein- 
geführt werden, wobei man sich 
der Vorteile der Computer bedie- 
nen sollte - D’ Antionio impliziert 
so etwas wie ein System perma- 
nenter Volksbefragung. 


Schließlich, so meint er, darf die 
Regierung nicht mehr länger von 
Politikern geführt, sondern sie 
muß von normalen Bürgern ge- 
führt werden, die jeweils für ei- 
nen begrenzten Zeitraum durch 
Zufallslos ausgewählt werden. 


Der Angriff auf 
den Staat kam aus 
dem Staat 


Wie D’ Antonio betont, wurde das 
staatliche Fernsehmonopol genau 
Mitte der siebziger Jahre, als er 
das Buch schrieb, durch die 
Schaffung des Privatfernsehens 
gebrochen — was zu der Hegemo- 
nie von Berlusconis Netzwerken 
im Privatsektor geführt hat - und 
die soeben etablierte, öffentliche 
Finanzierung der Parteien erwies 
sich als unfähig, den existieren- 


den Korruptionszyklus zu stop- 
pen. 

In dem Buch wird bewiesen, daß 
die gegenwärtige politische Krise 
in Italien vor fast 20 Jahren ge- 
plant worden ist, zu einer Zeit, als 
sich die Angriffe durch die Roten 
Brigaden und verschiedener »au- 
tonomer« Gruppen und Gruppen 
des »rechten Flügels« gegen das 
auf die Christdemokraten kon- 
zentrierte Parteiensystem auf ih- 
rem Höhepunkt befanden. Es 
handelte sich bei weitem um kei- 
ne Randerscheinung, sondern der 
Angriff gegen den Staat kam aus 
dem Staat selbst heraus. Außer- 
dem liegen zwar keinerlei präzise 
Beweise dafür vor, doch man 
kann vermuten, daß umfassende 
Hilfe dabei von ausländischen In- 
teressen kam, die nie gezögert 
haben, sich in die italienische Po- 
litik einzumischen. 

Das Parteiensystem war zweifel- 
los korrupt. Die Frage ist jetzt 
nicht, ob die neuen Verantwortli- 
chen in der Massenmedien-Poli- 
tik mehr oder weniger korrupt 
sind. In den »Zwischenräumen« 
der auf den Massen basierenden, 
politischen Parteien gab es auch 
Leute, die die wahren Interessen 
Italiens als einer Nation repräsen- 
tiert haben. In den bürokratischen 
Organisationen, von denen die 
Massenmedien heutzutage kon- 
trolliert werden, ist kaum etwas 
anderes zu erkennen als die priva- 
ten Interessen einer immer kleine- 
ren und immer mächtigeren Oli- 
garchie. 
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Italien 


Oligarchien 


eherrschen 
die Regierung 


Die neue italienische Regierung unter Führung von Lamberto 
Dini wird von den Medien als technokratisches Kabinett be- 
zeichnet, das frei ist von »Parteieinflüssen«. Abgesehen von der 
tatsächlichen Realität sieht es so aus, daß sie vorwiegend von ei- 
ner einzigen Partei beeinflußt wird: der oligarchischen Partei. 
Angefangen mit Dini selbst, einem Produkt des römischen Salons 
von Gräfin Donatella Pecci Blunt, taucht hinter dem technokra- 
tischen Image seiner »parteilosen« Minister und Staatssekretäre 


die dominierende Präsenz von Prinz Philips Club of the Isles und 


des 1001 Clubs auf. 


Dini ist ein einfacher Diener der 
internationalen Oligarchie. Als 
Sohn eines florentinischen Obst- 
händlers machte er in der italieni- 
schen Bankenwelt seinen Weg 
nach oben und wurde im Jahre 
1970 Leitender Direktor des In- 
ternationalen Währungsfonds. Im 
Jahre 1974 handelte Dini den er- 
sten IWF-Kredit für Italien aus, 
dessen Bedingungen für Italiens 
Abkehr von einer Wachstumspo- 
litik in eine nachindustrielle, 
überschuldete Wirtschaft verant- 
wortlich sind. Von 1975 bis 1983 
überwachte Dini das Afrika-Pro- 
gramm des IWF, das den Konti- 
nent in einen Kapitalexporteur 
verwandelt hat, mit katastropha- 
len Konsequenzen für seine Wirt- 
schaft und volksmörderische 
Auswirkungen auf seine Bevöl- 
kerung. 


Aufstieg auf der 
gesellschaftlichen 
Stufenleiter 


In Gräfin Pecci Blunts Salon wur- 
de Dini als Ehemann für Donatel- 
la Zincone, die Erbin eines italie- 
nischen Geschäftsmannes, der 
seine Aktivitäten in den siebziger 
Jahren nach Costa Rica verlegt 
hat, ausgewählt. Mrs. Zincones 
Gruppo Zeta hat heute einen der- 
art großen Einfluß in dem mittel- 
alterlichen Land, daß sie »Die 
Königin von Costa Rica« genannt 
wird. Das Geheimnis der Gruppo 
Zeta: billige Arbeitskräfte in Co- 
sta Ricas Steuerparadisen, von 
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Lamberto Dini, früher Direk- 
tor des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, heute Italiens 
Regierungschef. 


der lokalen Regierung nur für 
Mrs. Dini-Zincone geschaffen. 


Somit haben wir hier den unge- 
wöhnlichen Fall, daß der Pre- 
mierminister eines Landes, der 
ein Sparmaßnahmenprogramm 
mit 10-15 Milliarden Dollar an 
Steuern und Haushaltskürzungen 
angekündigt hat und gleichzeitig 
sein eigenes Privatvermögen in 
Übersee vermehrt, indem er keine 
Steuern zahlt! So viel für einen 
»Technokraten«, der gegen politi- 


sche »Korruption« immun sein 
soll. 


Dini, der von einer von links be- 
herrschten Koalition gewählt 
wurde, hat auch eine radikale 
Rentenreform angekündigt, um 
durch die Einführung von Pen- 
sionskassen von einem staatli- 
chen System zu einem zuneh- 
mend privaten überzugehen. Ziel 
ist es, die staatlichen Pensionsan- 
sprüche und die Beträge insge- 
samt zu vermindern. Auch das 
Mindestrentenalter soll hochge- 
setzt werden. Unterdessen be- 
zieht Mr. Dini zusätzlich zu sei- 
nem Einkommen eine Pension 
von der Banca d’Italia, dieernach 
nur 15 Jahren Beschäftigung er- 
hält und die sich auf 10.000 Dol- 
lar monatlich beläuft. 


Marionetten und 
abermals Marionetten 


Deshalb überrascht es nicht, daß 
der Technokrat, den Dini zum Fi- 
nanzminister ernannt hat, Augu- 
sto Fantozzi, seine Erfahrungen 
als jahrelanger Steuerberater der 
venezianischen Finanzgruppe Be- 
netton gemacht hat. In Italien ist 
das Wirtschaftsressort in drei Mi- 
nisterien aufgeteilt: Schatzamt, 
das das Geld ausgibt; Haushalt 
(Planung) und Finanzen (Steuer- 
eintreibung). Mr. Fantozzi, der 
seine reichen Kunden darin bera- 
ten hat, wie sie weniger Steuern 
zahlen, hat also jetzt die Aufgabe, 
von der italienischen Bevölke- 
rung ein »entsprechendes« Opfer 
abzuverlangen. 

Ein direkterer Repräsentant der 
oligarchischen Partei ist Dinis 
Außenministerin Susanna Agnelli, 
in deren Adern selbst fast blaues 
Blut fließt. Sie ist die Schwester 
von Fiat-Chef Gianni Agnelli und 
hat in die oligarchische Familie 
Rattazzi eingeheiratet. Wie ihre 
beiden Brüder Gianni und Um- 
berto gehört sie zu den wenigen 
italienischen Mitgliedern von 
Prinz Philips 1001 Club. Die Fa- 
milie Agnelli ist in die in London 
konzentrierte, internationale Oli- 
garchie völlig eingegliedert. Es 
war kein Zufall, daß Agnellis er- 
ste Aktion im Amt ein Besuch 
beim britischen Außenminister 
Douglas Hurd gewesen ist. 


Es ist zwar möglich, daß sie sich, 
zumindest in der Öffentlichkeit, 
nicht als zu pro-britisch zeigt, 
doch ihre wahren Absichten zei- 
gen sich in der Person, die sie zum 
italienischen Repräsentanten in 


der Gruppe ernannt hat, die den 
nächsten EU-Vertrag vorbereitet 
und die die Kriterien für die 
Währungs- und politische Inte- 
gration Europas aktualisieren 
soll. 


Livio Caputo, auf den die Wahl 
Asgnellis fiel, ist ein Mitglied des 
in Mailand angesiedelten Zen- 
trums für Studien der Geopolitik, 
der Strategischen Sicherheit 
und des Ethno-Nationalismus 
(CSGSSE).Dieses Zentrum wird 
von Carlo Maria Santoro, einem 
anderen Mitglied der Regierung 
Dini, geführt. 


Die Festung 
Europa 


Santoro ist stellvertretender Ver- 
teidigungsminister. In einem In- 
terview mit der Zeitschrift 
»L’Italia« sagte Santoro: »Das 
Konzept der Festung Europa, das 
von Haushofer und Hitler ge- 
schaffen wurde, ist eine Formel, 
die auf der Idee eines Europa ba- 
siert, die ich als Offensive-Defen- 
sive für sehr angebracht halte. Ich 
erläutere: Die deutsche Vereini- 
gung im Jahre 1990 hat die Verei- 
nigung Westeuropas möglich ge- 
macht und die herausragende 
Rolle Deutschlands als erste De- 
fensivlinie Europas gegen den 
Osten und vielleicht sogar auch 
gegen den Fernen Westen, die 
Vereinigten Staaten, erneut be- 
kräftigt. Hier befinden wir uns, 
fast ohne es zu erkennen, inner- 
halb einer Festung Europa.« 


Santoro zieht einen Limes - latei- 
nisch für Grenze, was aber auch 
die römischen Mauern impliziert, 
um »Unerwünschte« draußen zu 
halten — zwischen Europa, ein- 
schließlich den nicht slawischen 
östlichen Ländern, und Rußland. 
Er zieht den gleichen Limes zwi- 
schen Europa und den Vereinig- 
ten Staaten, »da der amerikani- 
sche Kontinent nie wirklich euro- 
päisch sein kann«. 


Indem er die gemeinsamen euro- 
päischen und amerikanischen 
Wurzeln leugnet, leugnet Santoro 
die christlichen Wurzeln der 
westlichen Zivilisation als Gan- 
zes. Das ist das oligarchische 
Grunddenken, das die Geopolitik 
als ein Instrument zur Manipula- 
tion der Staaten gegeneinander 
erfand. 


Wir wollen unsere kurze Besichti- 
gung der Schreckensgalerie mit 


n 


Dinis stellvertretendem Außen- 
handelsminister, dem Banker Ma- 
rio D’Urso, beenden. Da Dini das 
Außenhandelsministerium abge- 
schafft und es dem Industriemini- 
sterium unterstellt hat, wird 
D’Urso letztlich wahrscheinlich 
die gleichen Vollmachten haben 
wie ein Minister. Wegen seiner 
engen Beziehungen zur Familie 
Windsor trägt D’Urso den Spitz- 
namen »Mario von England«. Er 
ist ein Freund von Margaret, der 
Schwester der britischen Köni- 
gin, und vor kurzem verprügelte 
er einen Paparazzo, der einen 
Schnappschuß von D’Urso mit 
der Herzogin von Kent gemacht 
hat. 


»Mario von 
England« 


Recherchen zufolge ist der Ban- 
ker D’Urso in Netzwerke ver- 
wickelt, die des Recyclings von 
Drogengeldern beschuldigt wer- 
den. Als Mitglied von Kissinger 
Associates ist er auch Italiens Re- 
präsentant für die Anlagebera- 
tungsfirma Shearson Lehman. 
D’Urso spielte eine herausragen- 
de Rolle in dem Fusions- und 
Aufkauf-Karussell, das zu Be- 
ginn der achtziger Jahre die alten 
deutsch-jüdischen Wall Street 
Häuser Kuhn Loeb, Lehman Bro- 
thers und Shearson Hayden Stone 
unter die Dachorganisation von 
American Express gebracht hat. 
D’Urso kam über die alte Kuhn 
Loeb Firma, deren internationale 
Abteilung er geleitet hat, bevor 
sie mit Lehman fusionierten, zu 
Shearson Lehman American Ex- 
press. Derzeit ist er der New Yor- 
ker Chef von Jefferson Insurance 
Co., dem gemeinsamen Arm der 
venezianischen Versicherungsrie- 
sen Assicurazioni Generali und 
Riunione Adriatica di Sicurtä, 
den zentralen Clearinghäusern für 
die alten venezianischen »fondi«. 
Die Personenliste des Vorstands 
der Assicurazioni Generali liest 
sich wie das »Who’s who« der 
Öligarchie von Mitteleuropa. Es 
ist ein typischer Ausdruck des 
Club of the Isles der Windsors. 


Kissingers Kritik 
an Aldo Moro 


Im September letzten Jahres orga- 
nisierte D’Urso für seinen Boß 
Henry Kissinger eine Italienreise. 
Fat Henry sprach vor einer Grup- 
pe von Bankern und Geschäfts- 
leuten, darunter Luigi Spaventa, 


ein Senator des linken Blocks und 
D’Ursos Partner in dem Spekula- 
tionsunternehmen Finanza & Fu- 
turo, das Carlo de Benedetti - ei- 
ner anderen Figur, die sich um die 
Generali dreht — gehört. Finanza 
& Futuro ist der drittgrößte Fonds 
in Italien, der in Finanz-Derivate 
investiert. Zu den anderen Gästen 
bei dem Treffen mit Kissinger ge- 
hörten der Banker Mario Sarci- 
nelli (Banca Nazionale del Lavo- 
ro), der Verleger Carlo Caracciolo 
von der Fürstenfamilie Caraccio- 
lo, die durch Eheschließungen 
mit den Agnellis verbunden sind, 
und der Geschäftsmann Antonio 
D’Amico, ein Mitglied von Prinz 
Philips 1001 Club. 


Bei diesem Treffen gab Kissinger 
ein Interview zum Thema Aldo 
Moro. Moro war der Führer der 
Christdemokraten, der im Jahre 
1978 von den Roten Brigaden ge- 
tötet wurde, wodurch sich frühere 
Drohungen Kissingers gegenüber 
Moro materialisierten. Kissinger 
meinte herablassend: »Aldo Mo- 
ro hat nicht verstanden, was Au- 
Benpolitik ist.« 


D’Urso ist Vorstandschef von Ita- 
ly Funds, einem New Yorker In- 
vestmentfonds, der nur mit italie- 
nischen Wertpapieren handelt. In 
den Jahresberichten von Italy 
Funds wird damit geprahlt, daß 
die Firma immer bessere Leistun- 
gen vollbracht hat als die italieni- 
sche Börse, das heißt, sie hat re- 
gelmäßig Profite aus dem Land 
gezogen. 


In Dinis »Kabinett ohne Quaalifi- 
kationen« ist das Außenhandels- 
ministerium natürlich der beste 
Platz für einen Unternehmer in 
Sachen Fluchtkapital. 


Prinz Philips 


Ernste Krise 
im WWF 


Hochrangige Persönlichkeiten in der weltweiten grünen Okolo- 
gie-Bewegung, darunter Personen mit Verbindungen auf aller- 
höchster Ebene zur britischen Königsfamilie, bestätigen, daß im 
World Wide Fund for Nature - WWF, früher World Wildlife 
Fund - »eine ernste Krise« ausgebrochen ist. Der WWF, dessen 
internationaler Präsident der britische Prinzgemahl Prinz Philip 
ist, war die Gruppe, die im Jahre 1961 die Bewegung der Grünen 
in Gang gesetzt hat. Die britische Königsfamilie hat den WWF 
von Anfang an als Werkzeug benutzt, um unter dem Deckmantel 
des »Schutzes der Tierarten und der Natur« ihre neo-feudalisti- 
sche Politik gegen die nicht weiße Bevölkerung durchzuführen. 


Die relevanten Quellen, die die 
intimsten Machenschaften des 
WWF kennen, berichten, daß die 
»ernste Krise« zweifacher Natur 
ist. Die Organisation leidet unter 
einem deutlichen Einnahmen- 
rückgang und gleichzeitig unter- 
miniert ihr beflecktes internatio- 
nales Image die Moral in den 
Rängen der WWF-Bürokratie. 
Als Zeichen der Zeit sind in den 
ersten Wochen des Jahres 1995 
31 Vertreter im WWF-Haupt- 
quartier in Genf entlassen wor- 
den, darunter solch hochrangige 
Vertreter wie Michel Pimbert, 
Chef der WWF-Sektion »Schutz- 
gebiete und Schutz der Arten«. 


Es steht viel auf 
dem Spiel 


Die in die Säuberung verwickel- 
ten WWF-Vertreter brachten rasch 
eine Schadenskontroll-Story in 
Umlauf und meinten, die Ent- 
lassungen hätten in einer »Über- 
gangs«-Zeit von WWF-Aktivi- 
täten und -Richtlinien lediglich 
mit »Haushaltskürzungen« zu 
tun. 


Einem Artikel im Londoner »Gu- 
ardian« vom 6. Februar zufolge 
hat der internationale General- 
direktor des WWF, Claude Mar- 
tin, Pimbert auch beschuldigt, 
daß letzterer dem WWF fälschli- 
cherweise vorgeworfen habe, er 
kümmere sich im Vergleich zu 
seiner Besessenheit, »die Natur 
zu schützen«, zuwenig um die 
»Eingeborenen«. 

So weit, so gut. Doch mehrere 
WWF-Quellen haben inoffiziell- 


angegeben, daß hier noch viel 
mehr auf dem Spiel stehe. Doch 
bevor ihre Erläuterungen skiz- 
ziert werden, muß von vorn her- 
ein gesagt werden, daß innerhalb 
der WWF-Struktur seit der Ver- 
öffentlichung des Berichts« »Der 
bevorstehende Fall des Hau- 
ses Windsor« helle Aufregung 
herrscht. In dem auch von CODE 
veröffentlichten Bericht wird bis 
ins allerkleinste Detail dokumen- 
tiert, daß der WWF für den 
Völkermord in Ruanda und in 
anderen Schwellenländern die 
Verantwortung trägt und daß die- 
ser Völkermord vom britischen 
Königshaus und seinen hochran- 
gigen Untergebenen innerhalb 
und außerhalb Britanniens, die 
den mächtigen »Club of the Isles« 
darstellen, koordiniert wird. Zu 
den Schlüsselmechanismen für 
das Fabrizieren von Kriegen und 
die Durchführung von Entvölke- 
rungsmaßnahmen gehören die 
international verwalteten und un- 
ter WWF-Schirmherrschaft ste- 
henden »Naturparks«, die in gren- 
züberschreitenden Regionen und 
an Stellen existieren, wo mehrere 
souveräne Staaten aufeinander- 
treffen. 


Daß der WWF durch diese 
Berichte von panischer Angst 
gepackt wurde, geht aus einer 
Aktennotiz von Robert San 
George, dem internationalen 
WWF-Kommunikationsdirektor 
in Genf, vom 5. Januar 1995 her- 
vor, der für die Verbindungen zu 
»nationalen WWF-Organisatio- 
nen« weltweit verantwortlich ist. 
In der Aktennotiz, die angeblich 
mit persönlicher Genehmigung 
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Prinz Philip 
Ernste Krise 


im WWF 


von Prinz Philip verfaßt und in 
Umlauf gebracht wurde, werden 
»N.O.s« angewiesen, wie sie auf 
die »anhaltenden Angriffe auf 
den WWF« reagieren sollen, 
wenn die »Publikationen weiter- 
hin in verschiedenen N.O.- Län- 
dern erscheinen«. San George 
alarmierte sein Netzwerk, daß 
»die Publikationen eine Reihe 
wilder Anschuldigungen gegen 
den WWF und die britische Kö- 
nigsfamilie beeinhalten. Sie be- 
haupten beispielsweise, daß der 
WWF für den Bürgerkrieg in 
Ruanda und den Völkermord, 
der dort passierte, verantwort- 
lich ist.« 


Internationale 
Rückwirkungen 


Informanten nennen drei mitein- 
ander in Zusammenhang stehen- 
de Probleme, die den bestiali- 
schen Apparat von Prinz Philip 
plagen. 


Obwohl die Berichte von den 
Informanten nicht speziell als 
Grund dafür angegeben werden, 
betonen sie, erstens, daß der 
WWF durch zunehmende und 
weitreichende Spekulationen da- 
rüber, daß die Parks als »Dek- 
kung« für Geheimdienstagenten 
und/oder das Training von para- 
militärischen Guerrillaorganisa- 
tionen in Afrika, Lateinamerika 
und anderswo benutzt werden, 
geschädigt worden sind. Ein 
WWFler meinte, daß dies wahr- 
scheinlich der wirkliche Grund 
für Pimberts Absetzung ist, der 
das sensitive Dossier über 
»Schutzgebiete« unter sich hatte. 


Ein anderer WWFler mit sehr 
guten Verbindungen brachte sei- 
ne Sorge darüber zum Ausdruck, 
daß zunehmend nun Publicity 
darüber betrieben werden könn- 
te, wie Mexikos Zapatistas durch 
die Naturschutzgebiete in Süd- 
mexiko und Mittelamerika logi- 
stisch unterstützt werden. 


Ein zweiter Faktor ist, daß die 
stark publizierten WWF-Kam- 
pagnen über die »Rettung vieler 
Tierarten wie Pandas, Elefan- 
ten, Rhinozerosse und Tiger vor 
dem Aussterben« dahingehend 
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entlarvt wurden, daß damit nicht 
nur keine Tiere gerettet werden, 
sondern daß es sich dabei auch 
noch und nur um Spenden- 
sammelaktionen handelt, die 
dem WWF riesige Geldsummen 
eingebracht haben. 

In einem jüngst veröffentlichten 
Buch mit dem Titel »Der letzte 
Panda« von George Schaller 
wird enthüllt, daß die WWF- 
Kampagne zur »Rettung des 
Panda« in China kaum oder 
keine Resultate erzielt hat, wäh- 
rend der WWF dabei jedoch eine 
Menge Geld eingenommen hat. 


Wie im Falle der Naturparks 
wurden die Kampagnen zur 
»Rettung der Tiere« auch als 
Deckmantel für Geheimdienst- 
und/oder militärische Operatio- 
nen benutzt. In Südafrika wer- 
den durch verschiedene offi- 
zielle Kommissionen oder jour- 
nalistische Recherchen düstere 
Merkmale der Kampagnen zur 
»Rettung des Elefanten und des 
Rhinozerosses« in Angola und 
anderen Teilen Südafrikas auf- 
gedeckt. Bestimmte Elemente 
der südafrikanischen Verteidi- 
gungskräfte erweisen sich in den 
letzten Jahren als so verwickelt 
in derartige Aktivitäten, daß 


einige Leute in der Umgebung 
von Prinz Philip sie vielleicht 
sogar als bequemen Sündenbock 
benutzen möchten, um den Zorn 
vom WWF und der britischen 
Königsfamilie abzulenken. 

Ein dritter, wichtiger Faktor 
waren die Rückwirkungen in be- 
stimmten Ländern gegen die 
Bemühungen des WWF, »den 
Naturschutz« über das menschli- 
che Wohlergehen zu stellen. 
Dies zeigte sich beispielsweise 
in der einstigen WWF-Hochburg 
Holland, wo die Bevölkerung 
jetzt in Rage ist über die Sa- 
botage des Baus eines Netz- 
werks von inländischen Deichen 
durch Umweltschützer, die die 
Schäden, welche durch die jüng- 
sten Überschwemmungen verur- 
sacht worden sind, vielleicht 
hätten eindämmen können. 

Ein Prinz Philip nahestehender 
Informant berichtete nervös, daß 
es ein ständig wachsendes Po- 
tential für ähnliche Manifesta- 
tionen von Wut über WWF- 
Sabotage an Industrie und Tech- 
nologien in den Vereinigten 
Staaten, Australien und anders- 
wo gäbe. 

Prinz Philip ist offensichtlich 
nicht glücklich über die Not, von 
der seine Lieblingsorganisation 


Prinz Philip ist offensicht- 
lich nicht glücklich über die 
Probleme, die seine Lieb- 
lingsorganisation heimge- 
sucht haben. 


heimgesucht wird. Er hat seine 
Absicht bekannt gegeben, daß er 
irgendwann in den nächsten 
Monaten als internationaler Prä- 
sident des WWF zurücktreten 
wird. Vielleicht hat er beschlos- 
sen, »zu gehen, solange er das 
noch kann«. Ein Nachfolger für 
ihn wurde noch nicht genannt. 

Der WWF hat seine eigene pre- 
käre Lage und seine Strategien 
für die Zukunft auf zwei Krisen- 
Gipfeln in den letzten Wochen 
beurteilt. Vom 3. bis 9. April war 
Japan der Standort eines Tref- 
fens über »Religion und Okolo- 
gie«, das zusammen vom WWF 
und der japanischen Moa-Stif- 
tung gesponsert wird. Bei der 
Moa Stiftung handelt es sich um 
eine Gruppe, die mit einem Ab- 
leger der Shinto-Religion in 
Japan in Verbindung steht. Vom 
29. April bis 4. Mai wurde das 
der britischen Königsfamilie ei- 
gene Schloß Windsor der Mit- 
telpunkt eines Treffens zum glei- 
chen Thema sein. 


Britannien 


Major 


schwach 
nach Barings- 
Bankrott 


Nach dem Zusammenbruch von Barings, der wichtigen Bank des 
britischen Empire, der scheinbar über Nacht kam und Schock- 
wellen durch sämtliche Institutionen gesendet hat, war es für das 
britische Establishment nicht leicht, seine kollektive »Stiff Upper 
Lip« zu bewahren. Eine unmittelbare Konsequenz war das be- 
schleunigte Dahinschwinden der Regierung von Premierminister 


John Major. 


Weniger als 72 Stunden nach- 
dem es der Bank von England 
nicht gelungen war, Barings vor 
der Vernichtung zu retten, über- 
lebte Major am I1. März mit nur 
fünf Stimmen ein Vertrauensvo- 
tum im Parlament im Zusam- 
menhang mit einem Gesetzent- 
wurf über die britische Europa- 
politik. Den jüngsten Meinungs- 
umfragen zufolge sind Majors 
Konservative der Labour-Oppo- 
sition mit 40 Prozent auf den 
Fersen und Major selbst kann 
rund zehn Prozent auf sich verei- 
nigen. 


Widerwillen gegen 
John Major 


Auch wenn Meinungsumfragen 
in gleichem Maße Manipulatio- 
nen des Establishments darstel- 
len, um öffentlich die Ansichten 
zu signalisieren, die inoffiziell in 
Britanniens privaten Elite-Clubs 
besprochen werden, wie sie die 
»öffentliche Meinung« wider- 
spiegeln, so hat die Veröffentli- 
chung dieser Ergebnisse doch ei- 
ne niederschmetternde Wirkung 
auf Entschlossenheit und Moral 
der Konservativen. 


Die Ergebnisse haben wenig zu 
tun mit der Begeisterung für den 
opportunistischen Labour-Chef 
Tony Blair. Vielmehr spiegeln 
sie den Widerwillen gegen Major 
persönlich und die Resultate der 
thatcheristischen Freimarkt-Poli- 
tik in Britannien wider. Der Zu- 


Unter Premierminister John 
Major sind die Dinge derar- 
tig in Unordnung geraten, 
daß der Ruf nach Wahlen 
immer lauter wird. 


sammenbruch von Barings bringt 
den Widerwillen gegen die Ober- 
flächlichkeit in Großbritannien 
an einen kritischen Punkt. Es 
geht dabei nicht um das angebli- 
che Verhalten von Nick Leeson 
als solches, sondern weil das, 
was Barings passiert ist, die Ver- 
worfenheit und den Leichtsinn 
des britischen Systems aus- 
drückt, besonders seit Margaret 
Thatcher im Jahre 1979 in Down- 
ing Street 10 eingezogen ist. 

Einem Hochrangigen konservati- 
ven Parlamentarier zufolge fürch- 


tet man im Innersten der Partei, 
daß »wir bei den äußerst wichti- 
gen Wahlen« im Mai dieses Jah- 
res »massakriert werden«. Dieser 
Informant meint, daß die briti- 
schen Torys bald das Schicksal 
der konservativen Partei Kana- 
das teilen werden, die aus der po- 
litischen Landschaft beinahe ver- 
schwunden ist, nachdem sie bei 
den allgemeinen Wahlen im Jah- 
re 1994 nur noch drei Prozent der 
Stimmen erhalten hat. 


Ein anderer Insider, der regelmä- 
ßig an den vertraulichen Sitzun- 
gen in Britanniens exklusiven 
Ditchley Park Estate teilnimmt, 
sagte gegenüber Journalisten auf 
inoffizieller Ebene, daß die Din- 
ge in Großbritannien derartig in 
Unordnung geraten sind, daß auf 
welchem Weg auch immer eine 
neue Regierung ins Dasein geru- 
fen werden müsse. Britannien 
braucht bald Wahlen - so wie die 
Dinge jetzt liegen, werden erst 
im Jahre 1997 Wahlen stattfin- 
den -—, »so daß wir eine Mehr- 
heitsregierung an der Macht ha- 
ben, die etwas tun kann, anstatt 
des Unsinns und der Verwirrung, 
die jetzt vorherrschen. Es ist 
egal, welche Partei regiert — nur, 
sie muß regieren können.« 


Der Faktor 
Clinton 


Die jüngsten diplomatischen 
Schritte von US-Präsident Clin- 
ton in der irischen Frage könnten 
der »Gnadenstoß« für Major 
sein. Clintons Entscheidung vom 
9. März, mit dem Sinn Fein 
Führer Gerry Adams zusammen- 
zutreffen und Spendensammel- 
aktionen der Sinn Fein in den 
Vereinigten Staaten zuzulassen, 
war das Thema der Schlagzeilen 
in Britannien und drängte den 
Besuch Ihrer Majestät, Königin 
Elizabeth II. am 9. März in 
Belfast - ihren ersten Besuch in 
dieser kampfgeschüttelten Stadt 
seit Beginn »der Unruhen« in 
Nordirland im Jahre 1969 - in 
den Hintergrund. Seit dem 
9. März war die britische Presse 
voll von Geschichten über die 
sich immer mehr »vergrößernde 
Kluft« in den britisch-amerikani- 
schen Beziehungen und Gewin- 
sel darüber, wie Großbritannien 
vom amerikanischen Präsidenten 
»gedemüdigt« worden ist. 


Auf einer Reise vom 12. bis 14. 
März in den Nahen Osten gab 
Major ein paar großspurige Er- 


klärungen ab, um sich selbst als 
jemanden darzustellen, der »Clin- 
ton zeigt, wo es langgeht« und 
als »Verteidiger britischer Inter- 
essen«. Das könnte gegen Major 
zurückschlagen. Zum Thema Ir- 
land als solches haben einige bri- 
tische Parlamentarier, die einen 
harten Kurs vertreten und für die 
Union sind, behauptet, daß Clin- 
tons Diplomatie gegenüber Adams 
erst dadurch ermöglicht wurde, 
daß Major selbst zu einem frühe- 
ren Zeitpunkt die Sinn Fein »be- 
schwichtigt« habe. Wenn sich ei- 
ne Gruppe von »unionistischen« 
Parlamentariern, ob in der Ulster 
Unionist Party als solcher oder 
innerhalb der konservativen Rän- 
ge, von Major lossagen sollte, so 
könnte das seine wackelige Mehr- 
heit im Parlament unterminieren. 


Außerdem könnten sich führende 
Gruppen des Establishments da- 
zu entschließen, daß die Notwen- 
digkeit des Wiederaufbaus der 
Beziehungen zu den Vereinigte 
Staaten, besonders zu einer Zeit 
des zunehmenden Chaos im in- 
ternationalen Finanzsystem, den 
Sturz Majors erforderlich ma- 
chen könnte, so daß man ihn 
durch jemanden ersetzen kann, 
der eher in der Lage ist, das 
»Thema« Amerika zu handha- 
ben. 


Das Nebenprodukt eines 
Finanzkarussells 


Unterdessen bringen immer mehr 
Briten ihren Zorn über die Kom- 
bination von wirtschaftlicher, po- 
litischer und moralischer Misere 
zum Ausdruck. 


Die Anti-Tory Revolte konzen- 
triert sich zunehmend auf die 
Mittelklasse-Basis, die Thatcher 
an die Macht gebracht hat. Blair 
hat auf politischen Reisen durch 
ehemalige Thatcher-Hochburgen 
in Englands Südosten Unterstüt- 
zung gewonnen. Die Ressenti- 
ments gegen die Regierung rei- 
chen von Kürzungen im Bil- 
dungshaushalt bis zu den Ver- 
schlechterungen im zunehmend 
»privatisierten« Gesundheitsdienst. 
Eine einflußreiche Person in 
London meinte »es läuft alles auf 
eine Revolte gegen die Ober- 
flächlichkeit und Schlampigkeit 
hinaus. Sie zerstören jede Unter- 
stützung, die für diese Regierung 
vielleicht noch vorhanden sein 
mag, besonders, da fast jeden 
Tag immer wieder neue Skan- 
dale bekannt werden.« 


5/1995 [SJODE 23 


Britannien 
Major 
schwach 

nach Barings- 
Bankrott 


Ein typisches Beispiel ist der 
Rücktritt von Robert Hughes am 
6. März, der für das Amt für 
Öffentliche Dienste« und Wis- 
senschaften verantwortlich war. 
Es stellte sich heraus, daß Hug- 
hes’ Verständnis vom »öffentli- 
chen Dienst« etwas weitgefaßt 
war, denn er hatte eine außerehe- 
liche Affaire mit einem Voll- 
machtgeber angefangen. Er war 
der »neunte« Minister, der zu- 
rücktrat, seit Major seine jetzige 
Regierung im Jahre 1992 gebil- 
det hat und der »fünfte«, der we- 
gen »persönlicher Taktlosigkei- 
ten« — wie die Briten es nennen — 
zurückgetreten ist. 


Ein weitaus schädlicherer Skan- 
dal, besonders in dem Klima 
nach Barings, war die Handha- 
bung der Privatisierung der bei- 
den staatseigenen Elektrizitäts- 
firmen PowerGen und National 
Power durch die Regierung. Mil- 
lionen von Briten hatten auf der 
Basis von Regierungszusagen, 
die in einem offiziellen Prospekt 
niedergeschrieben waren, Aktien 
an den Firmen gekauft, weil gro- 
Be Profite zugesagt wurden. 
Doch kurz bevor die Aktien öf- 
fentlich an den britischen Börsen 
gehandelt werden sollten, kün- 
digte Stephen Littlechild von der 
staatlichen Elektrizitätsfirma neue 
Preiskontrollen an, was die Ak- 
tienwerte sofort zum Absinken 
brachte. Ungefähr 3,5 Milliarden 
Pfund an Aktienwerten wurden 
über Nacht ausgelöscht und eine 
Million Briten verloren Geld. 
Die gesamten Aktienverluste wer- 
den dem »Daily Telegraph« vom 
11. März zufolge auf zehn Mil- 
liarden Pfund geschätzt, »was 
dem Crash an der Aktienbörse im 
Jahre 1987 gleichkommt«. 


Energieversorger 
stehen zur 
Versteigerung 


Regierungsbeamte haben zuge- 
geben, daß einige Minister wuß- 
ten, daß Littlechild Preiskontrol- 
len auferlegen wollte. Doch sie 
haben nichts unternommen, um 
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dieses Wissen an die Investoren 
weiterzugeben, die von den Bro- 
schüren in Zuversicht gewiegt 
wurden. Gegen das Kabinett Ma- 
jor wurden Anklagen wegen »in- 
sider Dealings« erhoben und zwar 
sowohl von den Parlamentariern 
der Opposition als auch von 
Kommentatoren in der britischen 
Presse. 


Was mit der manischen, thatche- 
ristischen Politik der »Privatisie- 
rung von Energieunternehmen« 
in Britannien passiert, sollte für 
jene Amerikaner eine ernüch- 
ternde Lektion sein, die von dem 
thatcheristischen Gingrich-Gramm 
Mob dazu verleitet werden, ähn- 
liche Ansätze für die Vereinigten 
Staaten zu unterstützen. Bereits 
am 18. Februar — eine Woche, 
bevor Littlechild seine Preiskon- 
trollabsichten enthüllt — berichte- 
te der Londoner »Guardian« über 
eine kaum publizierte Entschei- 
dung, die von Minister Michael 
Heseltine, dem Präsidenten des 
Board of Trade, getroffen wurde, 
wobei alle effektiven Kontrollen 
darüber beseitigt sind, wer solche 
Firmen kauft und die privatisier- 
te Energieversorgungsunterneh- 
men »freie Beute« werden. 


Tricks finanzieller 
Machenschaften 


Die »Guardian«-Reporter Will 
Hutton und Nicholas Bannister 
meinten: »Großbritanniens pri- 
vatisierte Wasser-, Elektrizitäts- 
und Gasgesellschaften stehen 
zur Versteigerung. »Anlagenaus- 
schlachter< und internationale 
Konzerne, die den »privat<-Sek- 
tor ausmachen, haben ein Auge 
auf die britischen Energiever- 
sorgungsunternehmen geworfen. 
Die Lieferung von Gas, Strom 
und Wasser wird in Großbritan- 
nien wohl zum Nebenprodukt 
eines Finanzkarussells werde ... 
Die Regierung hat sogar signali- 
siert, daß sie keinen Grund hat, 
gegen ein externes Angebot für 
ein britisches Energieversor- 
gungsunternehmen Einwände zu 
erheben. Der Bazar ist eröffnet.« 


Die verschiedensten Tricks »fi- 
nanzieller Machenschaften« wer- 
den künftig vor der Energie- 
lieferung an Millionen britischer 
Verbraucher Vorrang haben. Die 
beiden Reporter verspotteten die 
ganze »Energie-Privatisierung« 
als »Kartenhaus« und betonten, 
daß die Privatisierung insgesamt 
»ihren Glanz verloren« habe. I 


Mont Pelerin-Gesellschaft 


Das Ver- 
mächtnis von 
Friedrich 

von Hayek 


In der »Policy Review«-Ausgabe der Heritage Foundation vom 
Sommer 1994 wurde eine Gruppe führender amerikanischer 
Konservativer, darunter Senator Phil Gramm, das Mitglied des 
US-Repräsentantenhauses Dick Armey und Freimarktökonom 
Milton Friedman gebeten, Aufsätze zum Gedenken an den 50. 
Jahrestag des Erscheinens von Friedrich von Hayeks Buch »The 
Road to Serfdom« zu schreiben. Dieses Buch aus dem Jahre 1944, 
das geschrieben wurde, bevor die Gewehre im Zweiten Weltkrieg 
zum Schweigen gebracht worden waren, könnte sehr gut als 
»Mein Kampf« aus der Zeit der Wiederbelebung der »Kon- 
servativen Revolution« der Nachkriegszeit geschrieben werden. 


Dick Armey war hinsichtlich der 
jakobinischen Natur ihrer Bemü- 
hungen der Fanatischste unter 
jenen, die Beiträge dazu ver- 
faßten: 


»Die Befreiung steht kurz bevor. 
Trotz der ganzen Düsterkeit in 
der Regierungszeit Clinton, dür- 
fen wir nicht vergessen, daß eine 
das Paradigma erschütternde 
Revolution stattgefunden hat. In 
den zeichensetzenden Ereig- 


nissen der achtziger Jahre - vom 


Zusammenbruch des Kommunis- 
mus bis hin zum Wirtschafts- 
boom Reagans und dem Aufstieg 
des Computers — wurde die Idee 
wirtschaftlicher Freiheit in über- 
wältigender Weise verteidigt. Die 
intellektuelle Begründung der 
Planwirtschaft hat sich in Staub 
verwandelt. Diese Revolution 
erfolgte so plötzlich und war so 
durchschlagend, daß nur wenige 
in Washington ihre volle 
Bedeutung verstanden haben ... 
Doch wenn die wahre Bedeutung 
der Freiheits-Revolution der acht- 
ziger Jahre überall durchdringen 
wird — in Politik und Kultur - 
dann wird sich die Einstellung 
der Menschen insgesamt ändern 
.... Sobald diese Wende stattge- 
funden hat — bis zum Jahre 1996, 
so sage ich voraus — werden wir 
in der Lage sein, eine echte 


Hayek-Agenda aufzustellen, mit 
Pauschalbesteuerung, radikalen 
Ausgabenkürzungen, dem Ende ; 
des öffentlichen Schulmonopols, : 
einem Freimarkt-Gesundheits- 
system und der Eliminierung der 
familienzerstörenden Fürsorge- 
unterstützung. Im Gegensatz zum 
Jahre 1944 steht die Geschichte 
jetzt auf der Seite der Freiheit.« 


Der Beginn eines 
radikalen Aufstandes 


Ebenfalls im Sommer 1994 fand 
eine weitere, geheimere Ge- 
denkveranstaltung für von Ha- 
yeks »Road to Serfdom« in Can- 
nes, Frankreich, statt. Es war das 
Jahrestreffen der Mont Pelerin- 
Gesellschaft, der Institution, die 
von von Hayek im Jahre 1947 
gegründet worden ist, um seine 
spezielle Art der Konservativen 
Revolution voranzubringen und 
den radikalen Aufstand in Gang 
zu setzen, der jetzt die Macht- 
korridore in Washington und in 
einer Anzahl anderer Städte auf 
der ganzen Welt überrollt hat. 


Als er im Jahre 1944 in London 
»The Road to Serfdom« schrieb 
— er hatte den Lehrstuhl für 
Wirtschaftswissenschaften an 
der von der britischen Fabian 


Society gegründeten London 
School of Economics inne -, 
konnte von Hayek kaum eine 
Apologie für Adolf Hitler und 
den Nationalsozialismus verfas- 
sen. Stattdessen machte er einen 
eleganten Umweg und kam zum 
gleichen Schluß. Von Hayek ver- 
urteilte den Nationalsozialismus 
als klassischen Ausdruck für den 
dirigistischen, totalitären Sozia- 
lismus und brachte dann das 
falsche Argument vor, daß jede 
Form von dirigistischem Eingriff 
der Regierung in die Volks- 
wirtschaft die Freiheit erstickt, 
den freien Markt zerstört und 
zwangsläufig zu hitlerischem 
Totalitarismus führt. 


Von Hayek zählte Friedrich List, 
Deutschlands großen Ökonomen 
des »amerikanischen Systems«, 
und den Politiker Walter Rathe- 
nau aus der Weimarer Zeit zum 
gleichen »sozialistischen« Lager 
wie Hitler. Er prangerte List als 
Haupturheber der »deutschen 
These« an, daß »der Freihandel 
eine Politik sei, die einzig und 
allein von den Sonderinteressen 
Englands im 19. Jahrhundert dik- 
tiert wurde und nur ihnen dien- 
te«, 


Er schrieb über Rathenau, dessen 
Ermordung im Jahre 1923 ein 
wichtiger Schritt zur Macht- 
ergreifung der Nazis war: »Ideen 
ähnlich dieses (Anti-Individua- 
lismus) waren in den Büros des 
deutschen Rohstoff-Diktators 
Walther Rathenau geläufig, der 
im Rahmen einer umfassenderen 
Geschichte über das Wachstum 
der nationalsozialistischen Ideen 
doch einen wichtigen Platz ver- 
dient, auch wenn er wohl er- 
schauert wäre, hätte er die Kon- 
sequenzen seiner totalitären Wirt- 
schaftspolitik erkannt.« 


Außerdem waren die radikalen 
Alternativen, die von Hayek 
nannte — strenger Monetarismus, 
nahezu totale Deregulation und 
paneuropäischer Föderalismus — 
alles ein Ausdruck der gleichen 
feudalistischen Aussichten, die 
Hitlers Nationalsozialismus und 
die Tausend anderen Varianten 
des Konservativen Revolutionis- 
mus nach dem Ersten Weltkrieg 
hervorriefen. 


Während es sich scheinbar um 
eine Polemik gegen den dirigisti- 
schen Totalitarismus handelte, 
schlug »The Road to Serfdom« 
ein Feudalmodell für die Ge- 
sellschaft vor, das für die Mehr- 


heit der Menschen eine Rückkehr 
zur feudalen Sklaverei bedeuten 
würde. 


»Wir werden die Zivilisation in 
großem Rahmen nicht neu auf- 
bauen«, schrieb von Hayek. »Es 
ist kein Zufall, daß es im Leben 
der kleinen Völker im großen 
und ganzen mehr Schönheit und 
Anstand gegeben hat, und daß es 
unter den großen im Verhältnis, 
wie sie den tödlichen Fluch der 
Zentralisierung gemieden haben, 
mehr Glück und Zufriedenheit 
gab.« 


Viele der frühesten und treuesten 
Anhänger von von Hayeks neu- 
em »anti-sozialistischem« Kreuz- 


Aufstieg zur Macht gefördert hat 
und Mitglieder der Familie führ- 
ten die SS von ihrem Schloß in 
Regensburg aus. 

In seiner Programmrede beim 
Treffen der Mont Pelerin-Ge- 
sellschaft im Jahre 1980 in Palo 
Alto, Kalifornien, lobte Max von 
Thurn und Taxis frech die 
»Untergrundwirtschaft« als das 
perfekte »Hayekianische« System 
— komplett mit seinem Drogen- 
handel, ungehemmten Gewalt- 
verbrechen und Steuerhinter- 
ziehungen. 


Friedrich von Hayek wurde im 
Jahre 1899 in Wien geboren. 
Nachdem er an der Universität 
Wien seinen Doktor für politi- 
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ne 


Seit ihrer Zeit als britische Premierministerin gehört 
Margaret Thatcher zu den Förderern der Mont-Pelerin- 


Gesellschaft. 


zug waren selbst führende Spon- 
soren und Spieler in der Kon- 
servativen Revolution in Deutsch- 
land, Österreich und Groß- 
britannien. Zu den Gründungs- 
mitgliedern von von Hayeks 
Mont Pelerin-Gesellschaft ge- 
hörten zum Beispiel Max von 
Thurn und Taxis, der Chef der 
alten venezianischen oligarchi- 
schen Familie, die nach Bayern 
verpflanzt wurde. Die Familie 
Thurn und Taxis spielte eine her- 
ausragende Rolle bei der okkul- 
ten Thule Society, die Hitlers 


sche Wissenschaften gemacht 
und von 1923-24 in New York 
City zugebracht hatte, kehrte er 
nach Wien zurück, um an den 
Privatseminaren des Ideologen 
der österreichischen Schule, 
Ludwig von Mises, teilzuneh- 
men. 


Die österreichische Schule ist 
von Carl Menger (1840-1921), 
einem Gefolgsmann des Habs- 
burger und Wittelsbacher Herr- 
schergeschlechts gegründet wor- 
den. Er war ein fanatischer Geg- 


ner der Industrialisierungspolitik 
Preußens, die ausdrücklich Alex- 
ander Hamiltons Modell des 
»amerikanischen Systems der 
Volkswirtschaft« nachgeahmt 
hat. Menger war der erste der 
österreichischen Freimarktöko- 
nomen, die diese Ideen des ame- 
rikanischen Systems mit Staats- 
sozialismus gleichgesetzt haben 
und damit Friedrich List zusam- 
men mit Saint Simon, Hegel und 
Marx in einen Topf warfen. 


Menger schulte eine Generation 
österreichischer Wirtschaftswis- 
senschaftler, darunter Eugen von 
Boehm-Bawerk, Ludwig von 
Mises und Friedrich von Hayek. 
Vor seinem kurzen Zwischen- 
spiel in New York City nahm 
von Hayek zusammen mit dem 
künftigen bolschewistischen 
Führer Nikolai Bukharin an den 
Boehm-Bawerk-Seminaren in 
Wien teil. Diese Konvergenz 
von radikalen Freimarkt- und 
bolschewistischen Persönlich- 
keiten ist nicht so eigenartig wie 
es auf den ersten Blick erschei- 
nen mag. 


Boehms Beteuerungen der Un- 
vermeidlichkeit des Zusammen- 
bruchs des Kapitalismus auf- 
grund von »Überproduktion«, 
die durch Reinvestitionen von 
Gewinnen in neue Infrastruk- 
turprojekte, Forschung und Ent- 
wicklung und anderen Kapital- 
aufwand für technische Ver- 
besserungen durch Kreditme- 
chanismen verursacht wird, wa- 
ren direkt von Karl Marx gestoh- 
len. Und Boehm hat sich völlig 
der Idee der Überlegenheit der 
präkapitalistischen, feudalen In- 
nungsgesellschaft gegenüber dem 
modernen Industriestaat ver- 
schrieben, ein Thema, das [Bu- 
Karin] in seinem Werk »The 
Economic Theory of the Leisure 
Class« ausgeführt hat. 


Wegbereiter für die 


Schocktherapie-Politik 


Eine andere, wichtige Figur bei 
der Bildung der radikalen, anti- 
kapitalistischen Ideologie der 
österreichischen Schule, der 
»individualistische Philosoph« 
Jacob Burckhardt, griff die Gol- 
dene Renaissance des 15. Jahr- 
hunderts offen als eines der 
schlimmsten Ereignisse in der 
Geschichte an. Für Burckhardt 
repräsentierte die Feudalallianz 
zwischen Oligarchie und Kirche 
in der Zeit vor der Renaissance 
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Mont-Pelerin- 
Gesellschaft 


Das Vermächt- 
nis von Fried- 
rich von Hayek 


den Höhepunkt der Zivilisation. 
Es war ein Thema, das von 
Hayek über ein halbes Jahr- 
hundert später in »The Road to 
Serfdom« aufgegriffen hat. 
Burckhardt war für von Hayek 
die Inspiration und der Mentor 
für viele andere führende 
Persönlichkeiten der österreichi 
schen Schule sowie für den 
Nazi-Vorboten Friedrich Nietz- 
sche und den Nazi-Ideologen 
Martin Heidegger. 


Nach der Teilnahme an den von 
Mises-Seminaren Mitte der 
zwanziger Jahre wurde von 
Hayek der erste Direktor des 
österreichischen Instituts für 
Konjunkturforschung. Wesley 
Clair Mitchell gründete im glei- 
chen Zeitraum in den Verei- 
nigten Staaten eine parallele 
Institution — das Bundesamt für 
wirtschaftliche Forschung. Bei- 
de Institute gingen mit der 
falschen Vorstellung hausieren, 
daß wirtschaftliche Zusammen- 
brüche unvermeidlich sind und 
durch drakonische Sparmaß- 
nahmen und Kreditstreichungen 
gefördert werden sollten. Somit 
war die österreichische Schule 
Wegbereiter für die »Schock- 
therapie«-Politik, die viele Schwel- 
lenländer und vor kurzem auch 
die Länder des früheren War- 
schauer Pakts in den wirtschaft- 
lichen Ruin getrieben hat. 


Mitchell schulte später Milton 
Friedman. Im Jahre 1950 ging 
von Hayek nach Chicago und 
baute dort zusammen mit Mit- 
chell und Friedman an der 
Universität von Chicago als nord- 
amerikanischen Außenposten 
für den Wiener Apparat die so- 
genannte Chicago School auf. 


Im Jahre 1931 nahm von Hayek 
eine Einladung nach London an, 
um an der London School of 
Economics eine Reihe von 
Vorlesungen zu halten. Er über- 
nahm dort dann schließlich ei- 
nen Vollzeit-Lehrauftrag und 
schloß sich auch der britischen 
Fabian Society an. Im Jahre 
1939 rief er eine Organisation 
ins Leben, die sich bald zur 
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Mont Pelerin-Gesellschaft ent- 
wickelte. 


Zur Vorläufer-Gruppe, der Ge- 
sellschaft für die Erneuerung des 
Liberalismus, gehörten Frank 
Knight und Henry Simons, die 
beide von Friedman an der 
Universität von Chicago ge- 


Gesellschaft war es, die neue 
weltweite Feudalordnung durch- 
zuführen, die in von Hayeks 
»Road to Serfdom« beschrieben 
wurde. 


Die wichtigste Schwesterorgani- 
sation der Mont Pelerin-Ge- 
sellschaft war von Anfang an die 


Friedrich von Hayek setzte mit seiner Konservativen 
Revolution einen Aufstand in Gang, der heute die Macht- 
korridore in Washington beherrscht. 


schult wurden; der Sozialist der 
amerikanischen Fabian Society, 
Walter Lippmann; der Führer 
der Wiener Aristoteles-Gesell- 
schaft, Karl Popper; Ludwig von 
Mises; Sir John Clapham, ein 
hochrangiger Vertreter der Bank 
von England, der von 1940 bis 
1946 Präsident der British Royal 
Society war, dem herausragen- 
den Zentrum der britischen Mo- 
narchie für kulturelle Kriegsfüh- 
rung gegen die Ideen der Re- 
naissance. 


Das Ziel: eine weltweite 
Feudalordnung 


Diese Gruppe von Leuten — mit 
Ausnahme von Frank Knight, 
der gestorben war — kam auf 
Betreiben von Hayeks im April 
1947 in Mont Pelerin, Schweiz, 
zusammen und gründete die 
Mont Pelerin-Gesellschaft. Zu 
ihren Gründern gehörten Erz- 
herzog Otto von Habsburg, der 
österreichisch-ungarische Thron- 
erbe, und Max von Thurn und 
Taxis. Ausdrückliches Ziel der 


bereits gegründete paneuropäi- 
sche Union. Führende Mont 
Pelerin-Vertreter, darunter Otto 
von Habsburg und Walter Lipp- 
mann, spielten eine zentrale 
Rolle in der Pan-Europa-Be- 
wegung. Das Konzept einer 
paneuropäischen Föderation war 
ein Meilenstein von von Hayeks 
»The Road to Serfdom«, in dem 
der Ersatz des Nationalstaats 
durch ein »freundliches« Feu- 
dalsystem befürwortet wurde, 
das schließlich auf der Grund- 
lage der Vorschläge des üblen 
Lord Bertrand Russell — den von 
Hayek als einen der führenden 
Praktiker des britischen Libera- 
lismus des 19. Jahrhunderts 
pries — mit einer föderalistischen 
Weltinstitution verbunden wer- 
den sollte. 


Die Rolle von Graf 
Coudenhove-Kalergi 


Graf Richard Coudenhove-Ka- 
lergi, der Gründer der paneu- 
ropäischen Union, stammte aus 
einer Familie mit einer 800jähri- 


gen Tradition. Die Kalergis hat- 
ten auf der Insel Kreta ge- 
herrscht und sich im 13. Jahr- 
hundert den Vertrag ausgedacht, 
mit dem Kreta unter veneziani- 
sche Kontrolle kam. Die Familie 
emigrierte schließlich im Zuge 
der Kolonialisierung der »vene- 
zianischen Partei« und der Über- 
nahme der Britischen Inseln 
nach England. Doch bis zum 
Anfang des 20. Jahrhunderts 
besaßen die Kalergis noch einen 
Salon in Venedig, der dem 
Komponisten Richard Wagner 
Zuflucht bot. 


Im Jahre 1923 gründete Graf 
Coudenhove-Kalergie die Pan- 
Europa-Union, eine Organisa- 
tion, die die unmittelbare Unter- 
stützung genau der Leute ge- 
wann, die Hitler an die Macht 
brachten. Der erste, der der PEU 
beitrat, war Hjalmar Schacht, 
später Hitlers Wirtschaftsmi- 
nister und der Urheber von 
Hitlers Arbeitsprogrammen. An- 
dere Nazi- und faschistische 
Größen unterstützten ebenfalls 
die PEU oder waren Mitglieder, 
darunter Walter Funk, eigens 
von Schacht zum Nachfolger als 
Wirtschaftsminister auserwählt; 
Professor Karl Haushofer, der 
Leiter des geopolitischen Insti- 
tuts in München und führender 
Ideologe der Nazi-Partei sowie 
Benito Mussolini. 


Im Jahre 1943 schrieb Couden- 
hove-Kalergi »Kreuzzug für 
Pan-Europa: Autobiographie ei- 
nes Mannes und einer Be- 
wegung«, um den Boden für die 
Wiederbelebung seiner Vision 
eines feudalen Europa in der 
Nachkriegszeit zu bereiten — 
ungeachtet des Kriegsausgangs. 
Selbst zu diesem späten Zeit- 
punkt schrieb Coudenhove- 
Kalergi mit Stolz: »Haushofer, 
Schacht und Funk taten und tun 
wahrscheinlich alles, um Hitler 
von der Notwendigkeit der 
Schaffung einer Art europäi- 
schen Föderation unter deut- 
scher Hegemonie zu überzeu- 
gen.« Gleichzeitig genoß Pan- 
Europa die aktive Unterstützung 
von Winston Churchill; Nicho- 
las Murray Butler, dem Präsi- 
denten der Universität von Co- 
lumbia und Förderer der Frank- 
furter Schule; Otto von Habs- 
burg und Walter Lippmann. 


Von Beginn an war die Mont 
Pelerin-Gesellschaft als rebelli- 
sche Bewegung konzipiert, die 
sich der Durchführung der ha- 


yekschen Version der Konser- 
vativen Revolution verschrieben 
hatte. Seit dem Jahre 1947 hat 
die Gruppe alljährlich eine Ta- 
gung abgehalten, an der aktuelle 
und eventuelle künftige Mit- 
glieder teilnahmen. Die Mit- 
gliedschaft ist auf 500 Leute 
beschränkt. Es wird keine Mit- 
gliederliste veröffentlicht. Alle 
ihre Publikationen sind nur für 
den internen Gebrauch bestimmt 
und auch das Procedere für die 
Jahrestreffen wird nur an die 
Teilnehmer verteilt. 


Die Mont Pelerin- 
Gesellschaft 


Wir konnten in den Besitz einer 
Handvoll von Dokumenten der 
Gesellschaft gelangen, darunter 
das Procedere der Tagung aus 
dem Jahre 1980 in Palo Alto und 
ein Grußschreiben aus dem 
Jahre 1994 an die Teilnehmer 
des Jahrestreffens in Cannes, 
Frankreich. 


Trotz dieser Geheimniskrämerei 
können die Aktivitäten der Mont 
Pelerin-Gesellschaft nachvollzo- 
gen werden. Eine Handvoll 
Journalisten gehört zu den Mit- 
gliedern und ein Mitarbeiter der 
»National Review«, John Cham- 
berlain, hat auf den Seiten dieser 
Zeitschrift eine kurze Zusam- 
menfassung der alljährlichen 
Treffen seit dem Jahre 1980 ver- 
öffentlicht. Eine Liste einiger 
Mitglieder wurde von Journa- 
listen durch biographische Nach- 
forschungen bei führenden Per- 
sönlichkeiten der Heritage 
Foundation, der Reason Foun- 
dation, des Cato-Instituts und 
anderer führender, konservativer 
US-Denktanks rekonstruiert — 
die alle von Mont Pelerin- 
Mitgliedern beherrscht werden. 


Trotz gegenteiliger Propaganda 
wurde die konservative Revo- 
lution der Nachkriegszeit durch 
die Oligarchie von oben nach 
unten geführt. Die Mont Pelerin- 
Gesellschaft hat ein weltweites 
Netzwerk kleiner, steuerbefreiter 
Denktanks hervorgebracht, die 
es auf die Indoktrinierung zu- 
gänglicher Politiker abgesehen 
haben. 


Eine der Hauptfiguren bei diesen 
Bemühungen war Antony Fi- 
sher. Fisher wurde im Jahre 
1915 in London geboren und in 
Eton und Cambridge ausgebil- 
det. Im Jahre 1954 wurde er in 


die Mont Pelerin-Gesellschaft 
gewählt. Im folgenden Jahr 
gründete er als erste Tarnorgani- 
sation für Mont Pelerin das 
Institut für Wirtschaftsange- 
legenheiten in London. Weitere 
Mitbegründer dieses Instituts 
waren von Hayek, der damals an 
der Universität von Chicago 
war; Ralph Harris, ein Führer 
der British Eugenics Society — 
der zuvor dabei mitgeholfen 
hatte, Hitlers Rassengesetze auf- 
zustellen -; Keith Joseph und 
Allan Walters. Als Margaret 
Thatcher im Jahre 1979 an die 
Macht kam, zeigte sie dem IEA- 
Apparat ihre Dankbarkeit, 
indem sie Ralph Harris zum Peer 
auf Lebenszeit machte (Lord 
Harris of High Cross) und 
Antony Fisher und Allan Walters 
adelte. Walters kam als Mrs. 
Thatchers Wirtschaftsberater in 
die Downing Street No. 10. 


Fisher hatte die Mont Pelerin 
Subversion bereits dadurch ge- 
fördert, daß er im Jahre 1974 in 
Vancouver, Kanada, das Fraser 
Institut, im Jahre 1977 in New 
York City das Manhattan In- 
stitute und im Jahre 1978 in San 
Francisco das Pacific Institute 
for Public Policy Research ge- 
gründet hatte. Bis zum Jahre 
1978 hatte die Mont Pelerin- 
Gesellschaft auch den kleinen 
Denktank der Familie Coors, die 
Heritage Foundation, in Was- 
hington D. C. übernommen und 
im Vorgriff auf die Präsident- 
schaftskandidatur von Ronald 
Reagan im Jahre 1980 mit einer 
ehrgeizigen Überholung dieser 
Institution begonnen. Sir Keith 
Joseph, einer der Tory-Politiker, 
der bezüglich der »hayekschen 
Revolution« äußerst gründlich 
indoktriniert worden war, führte 
zusammen mit dem Ideologen 
der Fabian Society, Stuart But- 
ler, die britische Übernahme von 
Heritage durch. 


Nach der Wahl von Margaret 
Thatcher in Großbritannien kon- 
taktierte Fisher von Hayek, Mil- 
ton Friedman und andere führen- 
de Mont Pelerin-Persönlichkei- 
ten und legte eine ehrgeizige 
Expansionsbemühung dar: den 
Start für eine neue faschistische 
Internationale. 


Am Neujahrstag 1980 antworte- 
te von Hayek an Fisher: »Ich 
stimme Ihnen völlig darin zu, 
daß die Zeit gekommen ist, wo 
es wünschenswert und fast eine 
Pflicht ist, das Netzwerk von 


Graf Richard Coudenhove- 
Kalergi, Gründer der pan- 
europäischen Union, war 
für eine europäische Föde- 
ration unter deutscher He- 
gemonie. 


Instituten der Art des Londoner 
Instituts für Wirtschaftsange- 
legenheiten zu erweitern. Auch 
wenn es eine Zeit lang gedauert 
hat, bis sich sein Einfluß be- 
merkbar macht, hat er inzwi- 
schen meine optimistischsten 
Hoffnungen bei weitem über- 
troffen ... Was ich vor 30 Jahren 
behauptet habe, nämlich daß wir 
die sozialistischen Tendenzen 
nur dann schlagen können, wenn 
wir die Intellektuellen, die Mei- 
nungsmacher überzeugen kön- 
nen, scheint sich mir mehr als 
genug bestätigt zu haben. Ob wir 
das Rennen gegen die Aus- 
weitung der sozialistischen Wel- 
le noch gewinnen werden, hängt 
davon ab, ob wir die Ideen, die 
sich für die Jugend als weitaus 
akzeptabler erweisen als ich 
gehofft hätte, schnell und weit 
genug verbreiten können ... Die 
Zukunft der Zivilisation mag 
wirklich davon abhängen, ob wir 
genug Menschen von der künfti- 
gen Generation Intellektueller 
auf der ganzen Welt rasch genug 
werden erreichen können. Und 
ich bin mehr denn je davon über- 
zeugt, daß die von der IEA prak- 
tizierte »Methode< die einzige 
ist, die irgendwelche echten 
Ergebnisse hervorruft ... Dies 
sollte dazu benutzt werden, auf 
der ganzen Welt ähnliche In- 
stitute zu gründen und Sie haben 
jetzt die speziellen Fähigkeiten 
dafür erworben, dies zu tun. Es 
wäre gut verwendetes Geld, 


wenn große Summen für eine 
solch konzertierte Aktion ver- 
fügbar gemacht werden könn- 
ten.« 

Am 20. Februar 1980 gab Mar- 
garet Thatcher dem Projekt in 
einem Schreiben an Fisher ihre 
Zustimmung; und am 8. Mai 
sagte auch Milton Friedman den 
internationalen Bemühungen sei- 
ne Unterstützung zu: »Jede Er- 
weiterung der Institute dieser Art 
weltweit ist sicherlich etwas, 
was unbedingt wünschenswert 
ist.« 


Um diese weltweiten Bemü- 
hungen durchzuführen, gründete 
Fisher im Jahre 1981 die Atlas 
Economic Foundation. Ur- 
sprünglich befand sie sich in San 
Francisco und sie hat heute ihren 
Hauptsitz auf dem Campus der 
George Mason Universität in 
Fairfax, Virginia, nahe Washing- 
ton D. C. In einem strategischen 
Papier, das im Februar 1987 
geschrieben wurde, sprach Fi- 
sher von der Notwendigkeit, die 
»extremistische« Antiregierung, 
die radikale Freimarktpolitik des 
Mont Pelerin-Gesellschafts-Ap- 
parates durch Hunderte von klei- 
nen Denktanks auf jedem Konti- 
nent in eine »neue Orthodoxie« 
zu verwandeln. 

»Um die Öffentlichkeit zu infor- 
mieren, muß man jede An- 
deutung von etablierten Inter- 
essen oder Indoktrinierungsab- 
sichten vermeiden ... Außerdem 
fühlt sich eine zunehmende Zahl 
akademischer Experten frei, die 
Regierung zu kritisieren, wenn 
ihre Forschung nicht durch 
Regierungsbeihilfen unterstützt 
wird.« 


Heute gibt es in 38 Ländern, dar- 
unter in 12 lateinamerikanischen 
Ländern, in Rußland, Weißruß- 
land, Litauen und Polen und in 
den Drogenzentren auf den 
Bahamas und in Hongkong 108 
mit der IEA verbundene Denk- 
tanks. In England allein gibt es 
acht mit der IEA verbundene 
Institute, darunter das Adam 
Smith Institut und das David 
Hume Institut. In den Ver- 
einigten Staaten waren es bei der 
letzten Zählung 41, so unter 
anderem das Action Institut, das 
Andrew Jackson Institut, die 
John Locke Foundation und die 
Toward Tradition. In Auburn, 
Alabama, gibt es ein von Mises- 
Institut und es gibt derzeit Pläne, 
in der Gegend Miami, Florida, 
eine von Hayek-Universität zu 
gründen. 
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One-World-Ideologie 


Auf der 
UNO-Agenda 


steht 


ein Welt- 
Imperium 


In der Silvesterausgabe des Londoner »Economist«: »Die Welt 
im Jahre 1995« fordert Nico Colchester in einem Artikel unter 


der Überschrift: »Der langsame Tod des Nationalstaats« die 
Schaffung einer »Regierung oberhalb der Ebene des National- 


staats«. 


Colchester schrieb: »Die Bedro- 
hung vor oder die Hoffnung auf 
eine Regierung oberhalb der Ebe- 
ne des Nationalstaats wird in der 
Politik der reichen Länder im Jah- 
re 1995 eine starke Gegenströ- 
mung darstellen. Die große Kluft 
zwischen der unaufhaltsamen 
Notwendigkeit nach einer sol- 
chen Autorität und den unnach- 
giebigen Kräften, die sie ableh- 
nen, verdrängt die alte Rechts- 
Links-Trennung als größte Streit- 
quelle innerhalb der reifen De- 
mokratien. Die unaufhaltsame 
Notwendigkeit stammt vor allem 
von den wohlwollenden wirt- 
schaftlichen Tatsachen des Le- 
bens. Die von Institutionen ver- 
walteten Spargelder finden ihren 
Weg jetzt über Landesgrenzen 
wie Quecksilber und unterminie- 
ren die Macht der Regierungen, 
sich durch Inflation selbst zu fi- 
nanzieren. Großfirmen werden 
internationalisiert. Das gleiche 
passiert mit Eliten. So werden Re- 
gierungen und Firmenmanage- 
ments reduziert und konkurrieren 
um die Anlockung von Spargel- 
dern, Firmen und Eliten auf ihrem 
Territorium. Das ist ein Spiel, das 
ein gewisses Maß an internationa- 
lem Schiedsrichtertum erfordert.« 


Vorschlag für 
eine Finanzdiktatur 


Diese Propaganda der britischen 
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Schwedens Premierminister 
Ingvar Carlsson ist Vorsit- 
zender der UN-Kommission 
für Weltherrschaft. 


Finanzelite muß im Lichte des ge- 
genwärtig ablaufenden weltwei- 
ten Finanzkollapses gesehen 
werden. Die internationale Fi- 
nanzoligarchie möchte den 50. 
Jahrestag des Bestehens der Ver- 
einten Nationen dazu nutzen, das 
Verwaltungsorgan für ein faschi- 
stisches Weltfinanzsystem unter 
dem Slogan der »Weltherrschaft« 
zu schaffen. Auf diese Art und 
Weise hoffen sie, das auszulö- 
schen, was von dem souveränen 
Nationalstaat noch übriggeblie- 
ben ist und ihre eigene Herrschaft 


zu sichern. Ein Vorschlag zur Fi- 
nanzdiktatur unter dem Deck- 
mantel der »Weltherrschaft« wur- 
de auf dem Weltwirtschaftsfo- 
rum in Davos, Schweiz, gemacht, 
wo sich die Weltführer trafen, 
um die Wirtschafts-Agenda für 
das Jahr 1995 festzulegen. 


Die amtliche Kommission, die an 
der Reform der UNO arbeitet — 
die Kommission für Weltherr- 
schaft — präsentierte der versam- 
melten Elite am 26. Januar ihren 
Abschlußbericht unter dem Titel: 
»Unsere Weltnachbarn«. 


Die beiden Einflußagenten für die 
britische Finanzelite, Shridath 
Ramphal, ehemaliger Generalse- 
kretär des Commonwealth, und 
der schwedische Premierminister 
Ingvar Carlsson, waren anwesend 
in ihrer Eigenschaft als Vorsitzen- 
de der Kommission und sie er- 
klärten, daß der Bericht das 
Hauptrichtlinien-Dokument für 
den UNO-Sozialgipfel im März 
in Kopenhagen sein werde. Der 
»Reform«-Vorschlag der UNO 
wird den Delegierten des Sozial- 
gipfels unter der Überschrift: 
»Ein verstärkter Rahmen zur in- 
ternationalen Kooperation für die 
soziale Entwicklung im Sinne ei- 
ner Partnerschaft« präsentiert wer- 
den. 


Die »Herrschaft unter 
den Völkern« 


Die beiden Vorsitzenden erläu- 
terten, daß ihrer Meinung nach 
das Prinzip nationaler Souveräni- 
tät als das Hauptprinzip, von dem 
internationale Angelegenheiten 
geleitet werden, nicht mehr län- 
ger aufrechterhalten werden soll- 
te. Stattdessen führten sie den Be- 
griff »Herrschaft unter den Völ- 
kern« ein. Die Kommission 
schlägt vor, daß die UNO mehr 
Macht, genau gesagt diktatori- 
sche Macht, bekommen sollte 
und daß unter der Schirmherr- 
schaft der UNO neue Entschei- 
dungsorgane geschaffen werden 
sollten, wie ein Wirtschaftssi- 
cherheitsrat, ein mächtigeres in- 
ternationales Gericht und ein Sy- 
stem, um den nicht staatlichen 
Organisationen (NGOs) mehr 
Einfluß auf die Arbeit der UNO 
zu verleihen. 


Zu den Mitgliedern dieser Kom- 
mission gehören der ehemalige 
stellvertretende UNO-Generalse- 
kretär Brian Urquhart; der ehema- 
lige Weltbankpräsident Barber 


Conable; der ehemalige Minister 
für überseeische Entwicklung in 
Großbritannien, Frank Judd; der 
Finanzminister von Zimbabwe, 
Bernhard Chidzero, und Kanadas 
Maurice Strong, der bei der Auf- 
stellung der UNO-Agenda seit 
der Umweltkonferenz in Stock- 
holm im Jahre 1972 eine wichtige 
Rolle gespielt hat. 


Strong, der der Generalsekretär 
der Umweltkonferenz in Stock- 
holm im Jahre 1972 und in Rio de 
Janeiro im Jahre 1992 gewesen 
ist, nahm auch an dem Forum in 
Davos teil, wo er die Schaffung 
eines Wirtschaftssicherheitsrates 
forderte. Er sagte, dies sei nötig, 
um einen Zusammenbruch des Fi- 
nanzsystems aufgrund von »In- 
stabilitäten« wie der Krise in 
Mexiko zu vermeiden. 


Ein weiterer Teilnehmer an dem 
organisatorischen Vorstoß der 
Kommission über Weltherrschaft 
im Hinblick auf den Gipfel in Ko- 
penhagen ist Anders Wijkman aus 
Schweden, stellvertretender Ge- 
neralsekretär des UNO-Entwick- 
lungsprogramms (UNDP). Wijk- 
man, der Mitglied des internatio- 
nalen Beirats von Prinz Philips 
World Wide Fund for Nature 
(WWF) ist, hat oft gesagt, daß es 
besser wäre, wenn es nur 500 Mil- 
lionen Menschen auf der Erde 
gäbe. Wijkman wird in dem Be- 
richt der Kommission für Welt- 
herrschaft als einer ihrer Berater 
erwähnt. 


Was ist 
»Weltherrschaft«? 


Das Weltwirtschaftsforum in Da- 
vos begann einen Monat nach 
dem Zerplatzen der Finanzspeku- 
lations-Blase in Mexiko und es 
ging dort einzig und allein um die 
supranationale Regierung, die 
Colchester vom »Economist« for- 
derte. Bereits am ersten Tag warn- 
ten solche Handlanger der briti- 
schen Finanzwelt wie Boutros 
Boutros-Ghali, Mega-Spekulant 
George Soros und Maurice 
Strong vor den Gefahren der Fi- 
nanzspekulation und forderten 
»eine neue Wirtschaftsordnung«. 
Boutros-Ghali wies auf die »In- 
stabilitäten« der internationalen 
Währungsmärkte hin und ver- 
langte eine weltweite Koopera- 
tion gegen Währungsspekulatio- 
nen. 


Die Ramphal/Carlsson-Kommis- 
sion sprach bei der Präsentation 


ihres Berichts in Davos von der 
Notwendigkeit der Schaffung ei- 
nes Wirtschaftssicherheitsrats, der 
sich mit dem weltweiten Finanz- 
desaster befassen solle. Um zu 
verstehen, was die Kommission 
mit diesem Vorschlag meint, muß 
man sich den Bericht und die Dis- 
kussion hinter den Kulissen ge- 
nauer ansehen. Es ist die Absicht 
der UNO-Reformer, eine von der 
UNO geführte Weltherrschaft zu 
schaffen, die die Weltangelegen- 
heiten kontrolliert. Die UNO wird 
die Macht haben, im Hinblick auf 
alle politischen Themen wie Fi- 
nanzen, Handel, Industrie, Rü- 
stung, Demokratie, Umwelt und - 
durch den Kampf gegen die 
»Überbevölkerung« - sogar über 
sexuelle Gewohnheiten Entschei- 
dungen zu treffen. 


Einer der Ideologen hinter der Ar- 
beit der Kommission sowie bei 
den Vorbereitungen für den Gip- 
fel in Kopenhagen, Unar Kir- 
dar vom UNO-Entwicklungs- 
programm, beschrieb das Ziel der 
UNO-Reformer in einer überra- 
schend freimütigen Art in einem 
Papier fürden UNDP-Roundtable 
in Stockholm im Sommer letzten 
Jahres. Er zitierte einen Artikel 
aus dem »Economist« vom Ja- 
nuar 1993 über eine Person, die 
im Jahre 2992 auf die neunziger 
Jahre dieses Jahrhunderts zu- 
rückblickt. 


In dem Artikel wird die »Welt- 
herrschaft« mit dem Römischen 
Reich verglichen: »Das war eine 
ungeheuere Chance, wie sie die 
Welt selten zuvor erlebt hatte ... 
die Niederlage des kommunisti- 
schen Totalitarismus in den Jah- 
ren 1989-91 ... Vielleicht hat es 
seit dem Kampf von Actium im 
Jahre 31 vor Christus, der den 
»Pax Romana< möglich gemacht 
hat, nicht wieder eine solche 
Chance zur Erneuerung der Welt 
gegeben; und im Jahr 1991 war 
im Gegensatz zu 31 vor Christus 
die Überzeugung der Sieger von 
jedermanns Recht auf politische 
und wirtschaftliche Freiheit die 
zentrale Idee, auf der die Erneue- 
rung der Welt basiert hätte.« 

In dem Kommissionsbericht 
»Unsere Weltnachbarn« wird die- 
ses Konzept eines neuen Weltim- 
periums wie folgt beschrieben: 
»Mit Weltherrschaft meinen wir 
keine Weltregierung, da dies die 
Rolle von Staaten und Regierun- 
gen verstärken würde. Bei der 
Weltherrschaft geht es darum, die 
Menschen in den Mittelpunkt der 
Weltangelegenheiten zu stellen ... 


Per Definition impliziert die 
Weltherrschaft ein dezentralisier- 
tes System, das auf den Grundla- 
gen eines gemeinsamen Wartesy- 
stems aufgebaut ist.« 


In dem Kommissionsbericht wird 
die Rolle des britischen Empire 
betrachtet und man kommt zu 
dem Schluß, daß »eine gewisse 
Weltherrschaft durch die Ausü- 
bung von Herrschaft durch Im- 
perien, besonders das Britan- 
niens, existiert hat«. Dies war 
zwar »politisch stabil«, so heißt 
es in dem Bericht, doch es hat ei- 
nige Probleme geschaffen, die ei- 
ne künftige »Weltführung« ver- 
meiden sollte. Erstens, war das 
britische Empire »letztendlich 
unhaltbar« und zweitens, hat es 
einen »wirtschaftlichen Nationa- 
lismus« hervorgerufen. Das darf 
nicht wieder passieren. 


Das Ende 
der Geographie 


Der Ausgangspunkt für die Kom- 
mission ist, daß der Staat wegen 
moderner Waffen, der internatio- 
nalen Tendenz wirtschaftlicher 
Globalisierung und der Art der in- 
ternationalen »Bedrohungen« ge- 
gen die Menschheit, wie die soge- 
nannten Umweltgefahren, immer 
mehr von seiner Macht verliert. 
Sie bezeichnen diese Entwick- 
lung als das »Ende der Geogra- 
phie«. 


Die Kommission schreibt, »die 
Welt ist zu klein und zu überbe- 
völkert geworden« und deshalb 
»muß das Konzept weltweiter Si- 
cherheit ... über die ausschließli- 
chen staatlichen Interessen hinaus 
auf den Schutz der Menschen hin 
erweitert werden ... Das primäre 
Ziel weltweiter Sicherheit sollte 
es sein, Konflikte und Kriege zu 
verhindern und die Integrität der 
Lebenserhaltungssysteme des Pla- 
neten aufrechtzuerhalten, indem 
die wirtschaftlichen, sozialen, um- 
weltpolitischen, politischen und 
militärischen Zustände beseitigt 
werden, die die Sicherheit der 
Menschen und des Planeten ge- 
fährden und indem Krisen vorher- 
gesehen und bewältigt werden, 
bevor sie zu bewaffneten Kon- 
flikten eskalieren.« 


Als Beispiele für solche Gefahren 
»für die Menschen und den Pla- 
neten« nennt die Kommission 
verschiedene militärische und 
nicht militärische »Bedrohun- 
gen«. Zu den nicht militärischen 


Gefahren gehört das Ozonloch, 
der Verlust der Biodiversität, die 
Atomkraft und die sozialen Zu- 
sammenbrüche wie in Ruanda, 
Somalia und Haiti, die »zweifel- 
los durch Umweltschäden in Ver- 
bindung mit wachsendem Bevöl- 
kerungsdruck verschlimmert wor- 
den sind«. 


Die Kommission schlägt sodann 
vor, daß der UNO-Sicherheitsrat 
mehr Vollmachten erhalten soll, 
um mit diesen »Gefahren« fertig 
zu werden, indem er die Autorität 
bekommt, eine Reihe »weltweiter 
Rechte und Verantwortungsberei- 
che« für die Menschheit durch- 
zusetzen. 


Die Kommission schlägt vor, daß 
der Sicherheitsrat die Macht er- 
hält, jede Krise durch Sanktionen 
und durch den Einsatz von Ge- 
walt, sogenannte »Durchsetzungs- 
aktionen« zu lösen. Sie schlagen 
die Schaffung einer stehenden 
Streitmacht von 10.000 Soldaten 
»als überzeugender Entfaltung 
auf dem Boden« vor, so daß man 
in einem frühen Stadium eingrei- 
fen kann, um eine Gefahr für »die 
Sicherheit der Menschen oder des 
Planeten« abzuwenden. Sie sa- 
gen, »ein Polizist wäre kein sehr 
effektiver Polizist, wenn er einen 
Einbrecher beobachtet und im 
Rathaus dann erst ein Treffen ein- 
berufen muß, um einen Haftbe- 
fehl zu erwirken, bevor der Ein- 
brecher verhaftet werden kann«. 
Deshalb schlagen sie vor, daß 
sämtliche Militärstreitkräfte welt- 
weit von der UNO in ihrer neuen 
Eigenschaft als Weltpolizist kon- 
trolliert werden sollten. »Militär- 
streitkräfte sind nur für die Selbst- 
verteidigung oder unter UN- 
Schirmherrschaft ein legitimes 
politisches Instrument«, schrei- 
ben sie. 


Zur Durchsetzung 
der Diktate 


Der Kommissionsvorsitzende Ing- 
var Carlsson wurde gefragt, ob er 
Staaten, die die Umwelt bedrohen 
oder die die akzeptierten UNO- 
Regeln über Wirtschaftspolitik 
nicht anwenden, bombardieren 
wolle. Darauf antwortete er: »Ich 
schlage nicht vor, daß wir Bom- 
ben einsetzen sollten, um eine 
vernünftige Umweltpolitik durch- 
zusetzen, doch wir müssen in der 
Lage sein, sehr weit gehen zu 
können.« Die UNO-Blauhelme 
hätten dann also die gleiche Funk- 
tion wie die prätorianischen Wa- 


chen im Römischen Reich: die 
Durchsetzung der Diktate der 
Oligarchie. 


Diese Durchsetzungspolitik wird 
nicht auf einer Idee von Falsch 
und Richtig basieren, sondern auf 
einem faschistischen, politischen 
Machtplan. Das Modell, das die 
Kommission dafür ausgewählt 
hat, wie diese »Durchsetzungs- 
politik« angewendet werden soll, 
ist das Protokoll von Montreal aus 
dem Jahre 1987, das den Einsatz 
von CFC ohne wissenschaftli- 
chen Nachweis dafür, daß sie die 
Ozonschicht zerstören, verbot. 
Die Kommission bestätigt den 
Schwindel dieses Protokolls, 
wenn sie sagt, daß »sich die Wis- 
senschaft hinsichtlich der Aus- 
wirkungen der CFC auf die Ozon- 
schicht bei weitem nicht einig 
ist«; doch sie sagt, »wir ... können 
es uns nicht leisten abzuwarten, 
bis die wissenschaftlichen Unter- 
suchungen und Beweise abge- 
schlossen sind«. 


Fünf Vorschläge 
zur Weltherrschaft 


Um diese faschistische Weltherr- 
schaft allen Ländern und Völkern 
auf dem Planeten aufzuerlegen, 
schlägt die Kommission eine Re- 
form der existierenden Institutio- 
nen der UNO vor und verlangt die 
Schaffung einiger neuer. Ihre Vor- 
schläge lassen sich in fünf Punk- 
ten zusammenfassen: 


Wie oben erwähnt sagen sie, der 
Sicherheitsrat sollte mehr Macht 
bekommen, um einzugreifen, 
»bevor« ein bewaffneter Konflikt 
in einem Land beginnt oder im 
Falle von »Umweltschädigun- 
gen« sowie mangelndem »De- 
mokratieverhalten«. Sie schlagen 
auch formelle Änderungen an der 
Struktur des Sicherheitsrats vor, 
wodurch andere Länder zu per- 
manenten Mitgliedern, »jedoch 
ohne Vetorecht«, werden könn- 
ten. Die Kommission sagt, das 
Vetorecht sollte abgeschafft wer- 
den, aber erst nachdem der Si- 
cherheitsrat seine Macht verstärkt 
hat. Das bedeutet, daß es keine 
Garantie dafür gibt, daß die Per- 
manenten fünf, die jetzt ein Veto- 
recht besitzen — die Vereinigten 
Staaten, Großbritannien, Ruß- 
land, China und Frankreich - sei- 
ner Abschaffung zustimmen wer- 
den. 

Die Kommission schlägt die Grün- 
dung eines Wirtschaftssicher- 


heitsrats vor, der keine Durch- 
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Auf der 
UNO-Agenda 
steht ein Welt- 
imperium 
setzungsbefugnisse haben sollte 
und dessen Entscheidungen im 


Konsens getroffen werden sollten 
(kein Veto). Die Idee ist, daß er als 


Kontrollorgan für die Weltwirt-' 


schaft fungieren sollte, das die 
Gruppe der Sieben ersetzt und 
daß er die Arbeit aller Zweigorga- 
nisationen der UNO, nicht nur ih- 
re Arbeit in wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten, koordinieren soll- 
te. 


Der Weltgerichtshof sollte mehr 
Machtbefugnisse erhalten und 
»alle Mitglieder der Vereinten 
Nationen sollten die verbindliche 
Rechtssprechung des Weltge- 
richtshofs akzeptieren ... Wenn 
dies nicht freiwillig geschieht, 
sollte der Sicherheitsrat die Ent- 
scheidungen des Weltgerichts- 
hofs und anderer Rechtspflichten 
durchsetzen«. Jedes Mitglied 
könnte dann ein anderes Mitglied 
verklagen, wenn es »die akzep- 
tierte weltweite Ethik« verletzt, 
doch die fünf Mächte mit einem 
Vetorecht können natürlich jede 
Entscheidung verhindern, die ihre 
Interessen negativ beeinflussen 
würde. 


Die NGOÖ (nicht staatlichen Or- 
ganisationen) sollten ein »Peti- 
tionsrecht« erhalten. Der Sicher- 
heitsrat könnte über alles, was 
seiner Meinung nach eine Gefahr 
»für die Menschen oder den Pla- 
neten« darstellt, »frühzeitig ge- 
warnt« werden. Alle nicht staatli- 
chen Organisationen könnten 
über alles Petitionen einreichen 
und ihre Petitionen an einen »Pe- 
titionsrat« richten. Dieser Rat 
würde dann darüber entscheiden, 
»ob die Situation eine Gefahr sol- 
chen Ausmaßes darstellt oder 
eventuell darstellen könnte, daß 
sich der Sicherheitsrat darum 
kümmern muß«. 


Wenn die NGO »meinen«, daß 
die Entwicklung von Atomkraft 
in einem afrikanischen Land eine 
»Gefahr« für die Ökologie oder 
die Wirtschaft darstellt, bedeutet 
das natürlich, daß sie den Sicher- 
heitsrat dazu bringen könnten, 
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Gewalt einzusetzen, um die »Ge- 
fahr« zu stoppen, wenn es im In- 
teresse der Länder der Permanen- 
ten Fünf liegt. 


Um die Arbeit der UNO zu fi- 
nanzieren, sollte auf Flugzeugtik- 
kets oder auf die Nutzung der 
Meere oder des Weltraums eine 
internationale Steuer erhoben 
werden. 


Finanzieller 
Faschismus 


Wir wollen uns nun die Vorschlä- 
ge der Kommission zur Schaf- 
fung eines Wirtschaftssicher- 
heitsrats näher anschauen. Er soll 
»eine politische Führung darstel- 
len und den Konsens über interna- 
tionale Wirtschaftsthemen för- 
dern, wenn es um langfristige Be- 
drohungen für die Sicherheit im 
weitesten Sinne geht wie ökologi- 
sche Krisen, wirtschaftliche In- 
stabilität, steigende Arbeitslo- 
sigkeit, die Probleme der Um- 
wandlung in der ehemaligen 
Sowjetunion, Massenarmut, man- 
gelnde Nahrung. Er wäre mit dem 
Gesamtzustand der Weltwirt- 
schaft und mit der Förderung ei- 
ner tragbaren Entwicklung be- 
faßt.« 


Der Kommission zufolge sollte 
ein Weltforum geschaffen wer- 
den, das das Wirtschaftsforum der 
Gruppe der Sieben ersetzen soll, 
zu dem die führenden Industrie- 
nationen des Westens und Japan 
gehören. Der Rat soll die Arbeit 
der UNO mit dem Internationalen 
Währungsfonds und der Welt- 
bank koordinieren, die ihren Vor- 
schlägen zufolge ebenfalls mehr 
Macht bekommen sollten. Das 
zeigt, daß die Kritik der Kommis- 
sion an diesen Institutionen nicht 
ernst gemeint ist. 


Ein Staat soll sein 
Volk nicht mehr 
schützen 


Der Wirtschaftssicherheitsrat soll 
auch sicherstellen, daß die Aktio- 
nen zum Schutz der Umwelt, mit 
einer weltweiten Steuer für Um- 
weltverschmutzung durchgeführt 
werden. Er soll auch ein neues 
Hilfssystem durchsetzen, mittels 
dem Waffenexporteure und »un- 
demokratische« Regime und die- 
jenigen, die »die Umwelt zerstö- 
ren«, bestraft werden könnten. 

Doch die wichtigste Aufgabe des 
neuen UN-Organs sollte dem Be- 


richt zufolge die Kontrolle der in- 
ternationalen Finanzmärkte sein, 
indem sichergestellt wird, daß 
sich kein Land dem »Protektio- 
nismus« hingibt. Dies zeigt die 
wahre faschistische Natur des 
Vorschlags, denn ohne Anwen- 
dung protektionistischer Maß- 
nahmen kann ein Staat sein Volk 
nicht vor der internationalen Fi- 
nanzoligarchie oder anderen Aus- 
drücken von weltweitem Faschis- 
mus schützen. 


Das muß auch im Licht des inter- 
nationalen Finanzkollapses be- 
trachtet werden, etwas, das die 


Kommission wie folgt be- 
schreibt: 
»Da das internationale Wäh- 


rungssystem von privaten Kapi- 
talmärkten abhängt, unterliegt es 
der Gefahr eines Vertrauensverlu- 
stes in das System als Ganzem. 


Die Wirtschaftsgeschichte ist voll 
von Finanzcrashes und ein großer 
weltweiter Bankenkollaps konnte 
in den achtziger Jahren nur des- 
halb abgewendet werden, weil die 
Schwellenland-Schuldner gezwun- 
gen wurden, die Zinszahlungen 
weiterzuführen um so Insolven- 
zen der Banken in großem Um- 
fang zu vermeiden. Wachsende fi- 
nanzielle Unabhängigkeit erhöht 
das Risiko sich ausbreitender 
Panik, wenn das System an einem 
seiner schwächsten Punkte nach- 
gibt. 


Es ist nicht möglich, vorherzu- 
sagen, wo der Blitz als nächstes 
einschlagen wird, doch die Sor- 
gen des Marktes im Hinblick auf 
einige der neuen Finanzinstru- 
mente, wie Derivate, sind eine ge- 
sunde Warnung vor künftigen 
Stürmen, die das System gefähr- 
den könnten. Es müssen auch ei- 
nige neue, destabilisierende Fak- 
toren wie die Rolle, die die gro- 
ßen Mengen an Drogengeldern 
spielen, berücksichtigt werden.« 


Die Kommission fährt fort und 
meint; »auch das System flexibler 
Wechselkurse funktioniert nicht 
so gut wie es sollte. Es gibt zu viel 
Unbeständigkeit und große Nicht- 
übereinstimmungen bei wichti- 
gen Wechselkursen«. Doch das 
heißt nicht, daß wir wieder zu ei- 
nem System fester Wechselkurse 
und einer nationalen, protektioni- 
stischen Kreditpolitik ähnlich 
dem, was Venezuela vor einem 
halben Jahr tat, zurückkehren 
müssen: »In einer Welt globali- 
sierter, privater Kapitalmärkte ist 


es nicht möglich oder wün- 
schenswert, wieder ein System 
fester Wechselkurse und strenger 
öffentlicher Kontrolle über das 
internationale Währungssystem 
zu schaffen. Der Markt-»Geist« ist 
bereits aus der Flasche ent- 
wischt.« 


Die sinkende Titanic 
über Wasser halten 


Die faschistische »Lösung«, die 
sie vorschlagen, ist die Auferle- 
gung eines weltweiten Verbotes 
des Protektionismus und die 
Schaffung dieses Wirtschaftssi- 
cherheitsrats, »um die Überein- 
stimmung der politischen Ziele 
der internationalen Organisatio- 
nen zu gewährleisten« und »den 
Konsens schaffenden Dialog zwi- 
schen den Regierungen über die 
Entwicklung des internationalen 
Wirtschaftssystems zu fördern ... 


Seine Hauptaufgabe wäre es, die 
Haupttendenzen in der Weltwirt- 
schaft zu verfolgen und Signale 
zu setzen, die die Weltgemeinde 
führen könnten.« 


Die »Empfehlungen« des Wirt- 
schaftssicherheitsrats, der vor al- 
lem aus den reichen Ländern be- 
steht, könnten dann dem ganzen 
Sicherheitsrats mit seiner erhöh- 
ten Fähigkeit, seine Entscheidun- 
gen allen Staaten aufzuerlegen, 
unterbreitet werden. So glaubt die 
Kommission, daß es mit dem 
weltweiten Wirtschaftsfaschis- 
mus möglich wäre, die sinkende 
»Titanic«, das unmoralische Fi- 
nanzsystem des IWF und der 
Weltbank, über Wasser zu halten. 


Wie nahe stehen wir tatsächlich 
vor der Durchsetzung dieser Plä- 
ne? Ingvar Carlsson wurde in Da- 
vos gefragt, wie die Termine für 
die Durchführung der Vorschläge 
der Kommission aussehen und er 
antwortete, sie glauben, daß sie 
einige davon bereits in diesem 
Jahr genehmigt bekommen wer- 
den, wie zum Beispiel den Wirt- 
schaftssicherheitsrat. Über den 
Rest, sagte er, sollte auf einer 
Konferenz im Jahre 1998 ent- 
schieden werden. Nach Ansicht 
der Kommission ist es der Zweck 
des Kopenhagener Gipfels, die 
Triebkraft dafür aufzubauen. 


Für die republikani schen Kräfte 
auf der ganzen Welt ist es eine 
Gelegenheit, die Pläne für ein 
Weltimperium zu stoppen. 


One-World-Ideologie 


Der Gipfel in 
Kopenhagen 


Am 11. und 12. März waren über 100 Staats- und Regierungs- 
chefs zum UNO-Weltgipfel über soziale Entwicklung in Kopenha- 
gen zusammen gekommen. Den Dokumenten und Presse-Ver- 
öffentlichungen zufolge, die schon vor dem Gipfel von den 
Vereinten Nationen in Umlauf gebracht wurden, wurde die Kon- 
ferenz als ein »historischer Schritt« in Richtung »Auslöschung 
der Armut, Arbeitslosigkeit und sozialen Desintegration« darge- 
stellt. Doch die wahre Agenda der UNO-Bürokraten, die diese 
Konferenz ausgerichtet haben, allen voran Generalsekretär 
Boutros Boutros-Ghali, sieht ganz anders aus. 


Unter dem Deckmantel der Aus- 
löschung der Armut wurde auf 
dem Kopenhagener Gipfel ein 
Plan zur »Weltherrschaft« in Be- 
tracht gezogen, der die UNO in 
das verwandeln wird, was seine 
intellektuellen Paten wie Ber- 
trand Russell ursprünglich beab- 
sichtigt habe: eine Weltregierung, 
die den Nationalstaat ausrotten, 
Millionen von Menschen auf- 
grund der malthusianischen Prä- 
misse, daß die »Tragkraft« der 
Erde eine wachsende Bevölke- 
rung nicht aushalten kann, auslö- 
schen und die Welt nach der oli- 
garchischen Sicht regieren wird, 
derzufolge die Mehrheit der 
Menschen Lasttiere sind, die 
keine Ausbildung, moderne Ge- 
sundheitsfürsorge und steigende 
Lebensstandards benötigen. 


Der Gipfel gehört zu einem Paket 
von vier Konferenzen, das mit 
dem UNO-»Weltgipfel« in Rio 
de Janeiro im Juni 1992 begann, 
gefolgt von der Kairoer Bevölke- 
rungskonferenz im September 
1994 und der Konferenz in Ko- 
penhagen sowie einer Frauen- 
konferenz, die im nächsten Jahr 
in China stattfinden soll. 


Die Agenda für den Gipfel in Ko- 
penhagen wurde in dem »Bericht 
1994 über die menschliche Ent- 
wicklung« dargelegt, der vom 
UNO-Entwicklungsprogramm 
herausgegeben wurde. In dem 
Bericht wird verlangt, daß die 
Schwellenländer ihre sämtlichen 
nationalen Souveränitätsrechte 
abtreten, ihre bewaffneten natio- 
nalen Streitkräfte entwaffnen und 
demobilisieren und die gesamte 


Innenpolitik einem »Wirtschafts- 
sicherheitsrat« zur Genehmigung 
vorlegen. 


Weiter wurde in dem Bericht eine 
ungeheuere Vergrößerung der 
bürokratischen Macht der Verein- 
ten Nationen und ihrer ange- 
schlossenen Institutionen, darun- 
ter der Internationale Wäh- 
rungsfonds und die Weltbank, 
gefordert und die Schaffung 
einer Weltpolizei, eines Welt- 
gerichtshofs, einer Weltzentral- 
bank und eines Weltschatzamtes, 
einer Welt-Antimonopolbehörde 
und einer Welthandelsorganisa- 
tion verlangt. Es wurde auch 
eine »Weltbesteuerung« gefor- 
dert, die durch den Abbau der 
nationalen Militäreinheiten fi- 
nanziert würde, Steuern auf 
Umweltverschmutzung sowie die 
weltweite Besteuerung von Wech- 
selkursbewegungen. 


Das war im Juni 1994. Wie sieht 
es heute aus? Zunächst einmal 
erlitten die Malthusianer auf der 
Depopulationskonferenz in Kai- 
ro einen unerwarteten Rück- 
schlag. Der Vatikan und Kräfte 
in der islamischen Welt gehörten 
zu jenen, die sich am stärksten 
dafür einsetzten, die Regie- 
rungschefs der Welt daran zu 
hindern, die malthusianischen 
Prinzipien anzunehmen, die ih- 
nen in Kairo präsentiert wurden. 
Während die malthusianische 
Agenda zwar in Kraft bleibt, so 
wurden ihre Befürworter doch zu 
subtilerem Taktieren gezwungen. 
Im allgemeinen sind sie nicht in 
der Lage, die Regierungen dazu 
zu kriegen, ihre Pläne direkt zu 
propagieren und so verlassen sie 


sich stattdessen auf die nicht 
staatlichen Organisationen (NGO), 
die in der Organisation der 
Konferenz in Kopenhagen eine 
Führungsrolle übernahmen. 


Ignorieren 
der Realität 


Während in den UNO-Papieren, 
die für den Gipfel erstellt wur- 
den, zwar vorgegeben wird, die 
Krise zu beschreiben, der sich 
die Welt gegenüber sieht, wird 
jedoch keinerlei Lösung angebo- 
ten. In einer Publikation, die 
vom stellvertretenden UNO- 
Generalsekretär für öffentliche 
Informationen, Samir Sanbar, an 
Gipfelteilnehmer verteilt wurde 
und die den Titel »Notizen für 
Redner, Soziale Entwicklung« 
trägt, sind einige der Weltpro- 
bleme zusammengefaßt. Im Jah- 
re 1972 lebten 700 Millionen 
Menschen in Armut, heißt es 
darin. Heute sind es 1,3 Mil- 
liarden — jeder fünfte auf der 
Erde. Ungefähr 550 Millionen 
Menschen gehen jeden Abend 
hungrig zu Bett. Eineinhalb 
Milliarden Menschen haben 
nicht genug Wasser oder keine 
sanitären Anlagen zur Verfü- 
gung. Über eine Milliarde Men- 
schen haben weniger als einen 
Dollar pro Tag zum Überleben. 
Von der weltweit arbeitenden 
Bevölkerung in Höhe von 2,8 
Milliarden sind 30 Prozent ar- 
beitslos oder unterbeschäftigt. 


Sogar einige der grausamsten 
und destruktivsten Auswir- 
kungen des von der Weltbank 
und dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds diktierten strukturel- 
len Anpassungsprogramms in 
den armen Ländern werden in 
dem Papier besprochen. Es wird 
darin zugegeben, daß der IWF 
die Regierungen dazu gezwun- 
gen hat, ihre Sozialausgaben 
drastisch zu kürzen, die Lebens- 
mittelsubventionen zu reduzie- 
ren und Arbeitsplätze im öffentli- 
chen Dienst zu streichen, was 
alles zu weiterer Armut geführt 
hat. In Lateinamerika und in der 
Karibik sind die Ausgaben im 
Bildungswesen seit den achtzi- 
ger Jahren um 25 Prozent und 
mehr gesunken. 


Weltweit gibt es für 100 Mil- 
lionen Kinder keine Schulen, die 
sie besuchen können. Eine 
Milliarde Erwachsene sind An- 
alphabeten. Die Kosten für le- 
benswichtige Medikamente sind 


in untragbare Höhen gestiegen, 
während medizinische Einrich- 
tungen in vielen Schwellenlän- 
dern geschlossen werden muß- 
ten. 


Was sollte getan werden, um 
diese Probleme zu lösen? Der in- 
offizielle Erklärungs-Entwurf 
und das Aktionsprogramm für 
den Gipfel, das am 1. Februar 
von der UNO verteilt wurde, läuft 
auf eine lange Liste von 
Gemeinplätzen hinaus. Die Re- 
gierungschefs der Welt werden 
»die Bedeutung sozialer Ent- 
wicklung und menschlichen 
Wohlergehens für alle anerken- 
nen und diesen Zielen jetzt und 
bis ins 21. Jahrhundert hinein 
höchste Priorität verleihen«. Und 
sie werden »anerkennen, daß die 
Menschen auf der Welt auf ver- 
schiedene Art und Weise gezeigt 
haben, daß es dringend erforder- 
lich ist, grundlegende soziale 
Probleme, besonders die Armut, 
die Arbeitslosigkeit und den 
sozialen Ausschluß, die jedes 
Land betreffen, anzugehen«. Und 
siehe da, die Staats- und 
Regierungschefs werden sogar 
erklären: »Wir sind auch der tief- 
sten Überzeugung, daß die sozia- 
le und wirtschaftliche Ent- 
wicklung voneinander abhängen 
und sich gegenseitig verstärken.« 


Die alltägliche 
UN-Sprache 


Der Resolutionsentwurf und das 
Aktionsprogramm enthält vor 
allem UNO-»Sprache« der Art, 
wie sie von vielen UN-Konfe- 
renzen in den letzten Jahren ent- 
wickelt worden ist. Es gibt viele 
Hinweise auf die Notwendigkeit, 
»die Menschen fähiger zu 
machen« und überall wird das 
Wort »Entwicklung« durch den 
politisch korrekten Begriff »trag- 
bare Entwicklung« ersetzt. 
Globalisierung — das heißt, die 
Suche nach dem billigsten Ar- 
beitsmarkt — wird als Vorteil für 
die Wirtschaft begrüßt, obwohl 
zugegeben wird, daß die Markt- 
mechanismen eine potentielle 
Bedrohung für die soziale Ent- 
wicklung repräsentieren, wenn 
sie unkontrolliert gelassen wer- 
den. 


Aus dem Entwurf des Ak- 
tionsprogramms geht eindeutig 
hervor, daß das wahrscheinlichste 
Ergebnis des Kopenhagener 


Gipfel seine wertlose, prinzipiel- 
le Einigung darüber sein wird, 
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daß sich die Industrieländer ver- 
pflichten werden, 20 Prozent 
ihrer gesamten Entwicklungs- 
hilfe für Sozialprogramme einzu- 
setzen, während sich die Schwel- 
lenländer ihrerseits verpflichten 
werden, mindestens 20 Prozent 
ihres nationalen Haushalts für die 
soziale Entwicklung auszugeben. 
Dies wird das »Prinzip 20-20« 
genannt werden, ein weiterer, 
neuer Begriff im Vokabular der 
UNO-Sprache. 


Das ungelöste 
Schuldenproblem 


Obwohl die üblen Auswir- 
kungen der Weltbank- und IWF- 
Bedingungen offiziell erkannt 
werden, wird in dem Pro- 
grammentwurf von diesen Insti- 
tutionen lediglich die »Überprü- 
fung« ihres strukturellen An- 
passungsprogramms verlangt. 
Ansonsten verlangt das Pro- 
gramm eine weitere Verstärkung 
der Bretton Woods Institutionen — 
des IWF und der Weltbank. 


Es ist keine Rede von einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung oder 
neuen Finanzinstitutionen, nur 
eine vage formulierte Forderung 
nach Förderung »eines internatio- 
nalen Finanzsystems, das durch 
inter alia«x ein höheres Maß an 
Stabilität auf den Finanzmärkten, 
das einem stabilen und anhalten- 
den Wirtschaftswachstum und 
einer tragbaren Entwicklung 
dienlicher ist, was das Risiko 
einer Finanzkrise reduziert, die 
Stabilität der Wechselkurse ver- 
bessert, niedrige, reale Zinssätze 
langfristig schafft und stabilisiert 
und die Unsicherheiten der 
Finanzflüsse reduziert«. 


Dies ist sicher keine angemesse- 
ne Antwort auf die ernsten Prob- 
leme, denen sich das internatio- 
nale Finanzsystem gegen-über- 
sieht und wie sie sich in der 
Finanzkrise widerspiegeln, die 
im Dezember 1994 in Mexiko 
ausbrach. 

Der Programmentwurf enthält 
eine konkrete Maßnahme, die 
auf den gegenwärtigen Zustand 
der Weltwirtschaft eine echte 
Auswirkung haben könnte: Es 
gibt Bestimmungen für die 


32 [ODE 5/1995 


Aufhebung der Schulden der 
Dritten Welt. Doch der Vor- 
bereitungsausschuß hat diesen 
Bestimmungen auf seinem Ab- 
schlußtreffen am 27. Januar 
nicht vollständig zugestimmt. 
Deshalb sind sie zwar im inoffi- 
ziellen Textentwurf des Aktions- 
programms enthalten, doch die 
endgültige Entscheidung bezüg- 
lich ihrer Aufnahme in den offi- 
ziellen Text wird von den 
Weltführern auf dem Gipfeltref- 
fen in Kopenhagen getroffen. 


Ein Teil der Textvorschläge für 
Paragraph 11(e) des Aktionsplans 
lautet wie folgt: »Errei-chen einer 
effektiven, umfassenden, gerech- 
ten, entwicklungsorientierten und 
dauerhaften Lösung für das 
Außenschuldproblem durch die 
Ergreifung von dringenden Ak- 
tionen und Maßnahmen »inter 
alia« durch die Stornierung und/- 
oder Reduzierung verschiedener 
Schuldenarten...« 

Es ist kein Geheimnis, daß die 
internationalen Banken von 
London und New York in den 
letzten 20 Jahren jeden Ge- 
danken eines Schuldenmorato- 
riums zur Erleichterung des 
Leidens der Dritten Welt brutal 
bekämpft haben. Wenn die Welt- 
führer auf dem Gipfeltreffen in 
Kopenhagen ein Aktionspro- 
gramm verabschieden sollten, das 
eine allgemeine Bestimmung für 
die Streichung der Schulden um- 
faßt, so wäre das ein drama- 
tischer Bruch mit der derzeitigen 
Finanzpolitik und mit den Inter- 
essen der internationalen Fi- 
nanzinstitutionen. 

Der Vorbereitungsausschuß muB- 
te es auch den Weltführern über- 
lassen, in Paragraph 12(d) über 
den folgenden Vorschlag zur 
Kontrolle der Finanzspekulation 
zu entscheiden den Formulie- 
rungen in eckigen Klammern hat 
der Ausschuß nicht zuge- 
stimmt-: »Ergreifung von Maß- 
nahmen zur Reduzierung von 
Unzulänglichkeiten aus [illega- 
ler/übermäßiger] Anhäufung von 
Reichtum [durch Spekulations- 
gewinne oder unerwartete Ge- 
winne] [einschließlich durch 
Einsatz angemessener Besteue- 
rung] [in Übereinstimmung mit 
nationalen Prioritäten und Richt- 
linien].« Eine ausgezeichnete 
Bestimmung, die leider Gefahr 
läuft, aus dem Schlußdokument 
gestrichen zu werden. 


In dem Begleitartikel analysiert 
Torbjoern Jerlerup den jüngsten 
Bericht, der von der Kommission 


für Weltherrschaft für den Gipfel 
in Kopenhagen vorbereitet wurde 
und der zeigt, wie die Verfechter 
der Eine-Welt-Regierung der 
UNO die Abschaffung der natio- 
nalen Souveränität planen. In 
dem Programmentwurf für den 
Gipfel in Kopenhagen sind die 
Angriffe auf die nationale 
Souveränität subtiler. 


Abschaffung der 
nationalen Souveränität 


In Paragraph 9(e)verpflichten 
sich die Länder, »von einseitigen 
Maßnahmen, die nicht mit dem 
Völkerrecht und der Charta der 
Vereinten Nationen in Einklang 
stehen und die die Handelsbezie- 
hungen unter den Staaten, die 
vollständige Realisierung der 
sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung und das Wohler- 
gehen der Bevölkerung in den 
betroffenen Ländern behindern 
würden, Abstand zunehmen«. 


Mit anderen Worten, keine ein- 
seitigen nationalen, dirigistischen 
Wirtschaftsmaßnahmen, die ein 
Land wirklich retten könnten. 
Die interessantesten Paragra- 
phen über nationale Souveränität 
sind eigentlich jene Teile, denen 
der Vorbereitungsausschuß nicht 
zustimmen konnte. In dem Ab- 
schnitt über internationale Unter- 
stützung für nationale Bemü- 
hungen konnte der Vorberei- 
tungsausschuß der folgenden 
Formulierung des ersten Para- 
graphen (a) nicht zustimmen: 
»Aufrechterhaltung der Prinzi- 
pien der Souveränität, der territo- 
rialen Integrität und der politi- 
schen Unabhängigkeit der Staa- 
ten sowie Nichteinmischung in 
ihre inneren Angelegenheiten, 
wie es in der Charta der Vereinten 
Nationen vorgesehen ist.« 

Der Vorbereitungsausschuß konn- 
te auch dem Paragraph 17(e) 
nicht zustimmen, in dem es hieß: 
»Beseitigung von Hindernissen 
für das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker unter kolonialer, aus- 
ländischer oder fremder Be- 
satzung, die ihre soziale und wirt- 
schaftliche Entwicklung nachteilig 
beeinflussen.« 

Und schließlich gab es keine 
Einigung über die folgende Aus- 
sage in Paragraph 15(b): »Eineu- 
te Bekräftigung, daß das Recht 
auf Weiterentwicklung ein un- 
veräußerliches Menschenrecht 
ist, aufgrund dessen alle Men- 
schen und Völker das Recht 
haben, an wirtschaftlicher, sozia- 


ler, kultureller und politischer 
Entwicklung teilzunehmen und 
dazu beizutragen und daß alle 
Menschen die Verantwortung für 
die individuelle und kollektive 
Entwicklung haben und daß die 
Staaten in erster Linie die Ver- 
antwortung für die Schaffung der 
nationalen und internationalen 
Bedingungen haben, die für die 
Realisierung des Rechts auf 
Entwicklung günstig sind.« 

Wie bereits erwähnt, wurden die 
Staats- und Regierungschefsun- 
terwiesen, feierlich zu erklären, 
daß sie »zutiefst davon überzeugt 
sind, daß soziale und wirtschaftli- 
che Entwicklung voneinander 
abhängen und sich gegenseitig 
verstärken«. Leider zeigt der 
Entwurf des Aktionsprogramms 
für den Gipfel, daß dies eine 
absolut leere Aussage ist. 


Der Textentwurf zeigt keinerlei 
Verstehen über die Volkswirt- 
schaft als Produktion materieller 
Güter und Dienstleistungen und 
über wirtschaftliche Entwick- 
lung. Es gibt eine Menge Ver- 
weise auf die sogenannte »trag- 
bare Entwicklung« und die »pro- 
duktive Beschäftigung«, doch 
keinen Verweis auf eine produk- 
tive Initiative, die das reale 
Wirtschaftswachstum erleichtern 
könnte. Es existiert tatsächlich 
auch kein einziges Wort über ein 
Infrastrukturprojekt, einen um- 
fangreichen Technologietransfer 
oder tatsächliche wirtschaftliche 
Investitionen. 

Das Aktionsprogramm für den 
Kopenhagener Gipfel hält die Il- 
lusion von der »nachindustriel- 
len« Gesellschaft aufrecht. Es ist 
eindeutig verrückt, von einer so- 
zialen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung in einer nachindustriel- 
len Welt zu sprechen. Wo durch 
sollen Armut, Arbeitslosigkeit 
und soziale Desin-tegration be- 
seitigt werden, wenn Industriali- 
sierung und technologische Ent- 
wicklung als nicht wünschens- 
wert angesehen werden? 

In den oben erwähnten »Notizen 
für Redner« wird die Idee der 
industriellen Entwicklung als 
völlig altmodisch bezeichnet. Der 
stellvertretende Generalsekretär 
zitiert den UNO-Bericht über 
menschliche Entwicklung aus 
dem Jahre 1993: »Die Vor-stel- 
lung, daß die Produktion die 
Basis für alle anderen wirt- 
schaftlichen Aktivitäten ist, ist 
eine alte Illusion. Der Unter- 
schied zwischen Industrie und 
Dienstleistungen ist jetzt weitge- 
hend bedeutungslos.« 


Mexiko 


Ein Land 
wehrt sich 
gegen 
britische 
Netzwerke 


Die Verhaftung von Raül Salinas de Gortari am 28. Februar, der 
beschuldigt wird, die Ermordung des Chefs der mexikanischen 
Regierungspartei und Senatsführers Jose Francisco Ruiz Massjeu 
im September letzten Jahres geplant zu haben, hat in diesem 
bereits in starkem Aufruhr befindlichen Land ein politisches 
Erdbeben ausgelöst. Raül Salinas ist der Bruder des früheren 
Präsidenten Carlos Salinas de Gortari, dem George Bush Protege 
und einstigen Helden der Freimarkt-Ideologen - bis dieser sein 
Land in den Bankrott trieb. Bruder Raul, ein notorischer 
Gangster mit langjährigen Verbindungen zu maßoistischen 
Terrornetzwerken in Mexiko, die sich zu den Zapatista- 
Drogenterroristen von Chipas entwickelten, war lange als poli- 


tisch »unantastbar« angesehen worden. 


Nur wenige Tage zuvor hatte der 
mexikanische Generalstaatsan- 
walt Antonio Lozano im Zu- 
sammenhang mit der Ermordung 
des Spitzenkandidaten für das 
Präsidentschaftsamt, Luis Donal- 
do Colosio, die Verhaftung meh- 
rerer Personen angekündigt, dar- 
unter eines zweiten Revolver- 
helden, und hat damit den My- 
thos vom »Einzeltäter«, der von 
der Regierung Salinas verbreitet 
worden war, zum Platzen ge- 
bracht. 


Mord für fremde 
Interessen 


Mit der Verhaftung von Rail 
Salinas hat Präsident Ernesto Ze- 
dillo damit begonnen, die inlän- 
dische Seite eines internationalen 
Apparats zu demaskieren, der 
durch und durch vom britischen 
Geheimdienst bestimmt wird und 
mit dem die mexikanische Re- 
gierung destabilisiert und die 
Bevölkerung in den Griff der 
Zapatista-Drogenterroristen ge- 
bracht werden soll. Was immer 


klarer wird, ist, daß »alle Bäume 
im Wald« fallen könnten, bevor 
dies alles vorüber ist. 


Auf einer Pressekonferenz am 
28. Februar verlas der stellver- 
tretende Generalstaatsanwalt 
Pablo Chapa Bezanilla eine 11 
Seiten umfassende Erklärung, in 
der die Verhaftung von Raül 
Salinas als dem »intellektuellen 
Urheber« und Zahlmeister der 
Ermordung von Jose Francisco 
Ruiz Massieu am 28. September 
1994 angekündigt wurde. Raül 
Salinas war nicht nur in häufi- 
gem Kontakt mit dem flüchtigen 
ehemaligen Kongreßabgeord- 
neten Manuel Munoz Rocha 
gestanden, der bisher als der ein- 
zige »intellektuelle Urheber« 
des Mordes dargestellt worden 
war, sondern Salinas hatte ihm 
auch 80.000 Dollar gezahlt und 
ihm zur Flucht vor dem Gesetz 
verholfen. 


Ankläger Chapa Bezanilla sagte, 
die Beweise gegen Raul Salinas 
seien »absolut schlüssig«. In 
einem Rundfunkinterview am 


nächsten Tag deutete er auch die 
mögliche Komplizenschaft des 
früheren Präsidenten Carlos Sa- 
linas an und meinte, es könnte 
sein, daß Ruiz Massieu »dem 
Salinista-Projekt... in die Quere 
gekommen sein könnte. Es 
könnte sein, daß er bestimmten 
Interessen in die Quere gekom- 
men ist.« Auf die Frage, ob er 
beide Salinas-Brüder damit meint, 
antwortete Chapa: »Das ist rich- 
tig«. 


Trotz sofortiger und wütender 
Dementis des früheren Präsiden- 
ten fragt sich jedermann, warum 
die Regierung Salinas, die am 
30. November 1994 zuende war, 
trotz überwältigender gegenteili- 
ger Beweise für beide Morde an 
der absurden Theorie vom 
»Einzeltäter« festgehalten hatte. 
Der stellvertretende General- 
staatsanwalt Mario Ruiz Mas- 
sieu — der Bruder des Ermor- 
deten -, der unter Präsident 
Salinas mit den Ermittlungen 
beauftragt war, ist in der Tat 
selbst gerade beschuldigt wor- 
den, diese Ermittlungen behin- 
dert zu haben, indem er die 
Aufmerksamkeit absichtlich von 
Beweisen ablenkte, die Raül 
Salinas Verwicklung darin zeig- 
ten sowie sieben Ermittler besto- 
chen zu haben, die bei der Ver- 
tuschung helfen sollten! 


Die Hintermänner 
der Intrigen 


Paradoxerweise hatte Mario 
Ruiz Massieu im vergangenen 
Jahr für Schlagzeilen gesorgt, 
indem er Spitzenführer der PRI- 
Regierungspartei beschuldigte, 
seine Ermittlungen zu blockie- 
ren. Er war unter intensiv insze- 
nierten Protesten sowohl von 
seinem Posten zurückgetreten 
als auch aus der PRI ausgetreten, 
bevor er der PRD-Partei (Zapa- 
tistas) beigetreten ist. 


Der Skandal, der durch seine 
Anschluldigungen hervorgeru- 
fen wurde, paßte gut in die 
anglo-amerikanische Medien- 
kampagne, die die Morde zu der 
Zeit als die Arbeit der sogenann- 
ten »Antireform« — oder »Dino- 
saurier«-Fraktion der PRI dar- 
stellte — ein Verweis auf die 
Hardliners in der Regierungs- 
partei, die sich entschieden 
gegen jegliche Schlichtungs- 
versuche mit den Terroristen in 
Chiapas ausgesprochen hatten. 
Die Wahrheit, wie sie jetzt her- 


auskommt, ist, daß es genau der 
sogenannte »Reform«-Flügel — 
oder besser gesagt, der »Za- 
patista-Flügel« -— der Regie- 
rungspartei, zusammen mit dem 
ehemaligen Bürgermeister von 
Mexico City, Manuel Camacho 
Solis, und Leute wie Raul 
Salinas waren, die hinter den 
mörderischen Intrigen standen, 
die jetzt ans Licht kommen. 


Die Verschwörung zur 
Zerstörung Mexikos 


Wie im Laufe der letzten beiden 
Jahre immer wieder betont wur- 
de, sind der Aufstand von Chia- 
pas vom 1. Januar 1994 sowie 
die Ermordungen von Colosio 
und Ruiz Massieu und des 
römisch-katholischen Kardinals 
Juan Jesüs Posadas Ocampo im 
Jahr zuvor alle vom britischen 
Geheimdienst und der interna- 
tionalen Finanzoligarchie als 
Teil eines absichtlichen Kom- 
plotts zur Zerstörung Mexikos 
als einem souveränen Staat in- 
szeniert worden. Zur inländi- 
schen Seite dieser Verschwörung 
gehört ein Netz von politischen 
Gangstern und Terroristen wie 
Raul Salinas, die alle aus dem 
linken Sumpf der sechziger und 
siebziger Jahre stammten und als 
Teil dieses Destabilisierungs- 
szenarios gegen Mexikos natio- 
nale Institutionen den Zapatista- 
Aufstand in Chiapas hervor- 
brachten. Anführer dieser Brut- 
stätte von Verrätern ist Manuel 
Camacho Solis, dessen jüngst 
veröffentlichte »Memoirs« sich 
teilweise wie das Zapatista- 
Manifest lesen. 


Camacho machte in Begleitung 
zweier britischer Top-Einfluß- 
agenten — dem ehemaligen tan- 
sanischen Präsidenten Julius 
Nyerere und dem ehemaligen 
schwedischen Premierminister 
Ingvar Carlsson — eine Welt- 
reise, um einen jüngst fertigge- 
stellten Bericht der sogenannten 
Kommission der Weltherrschaft, 
dem alle drei angehören und der 
die Eine-Welt-Ordnung der briti- 
schen Oligarchie propagiert, 
publik zu machen. Bei einem 
Zwischenaufenthalt in der ehe- 
maligen britischen Kolonie 
Belize Mitte Februar, wo man 
den Bericht präsentieren wollte, 
soll sich Camacho mit »Sub- 
comandante Marcos«, dem ver- 
meintlichen Führer der Zapa- 
tistas getroffen haben. Camacho 
ist auch für seine enge Bezieh- 
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Mexiko 


Ein Land 
wehrt sich 
gegen 
britische 
Netzwerke 


ungen zu dem roten Bischof 
Samuel Ruiz aus San Cristöbal, 
Chiapas, bekannt, der als der 
wahre »Comandante« der Za- 
patistas bezeichnet wird. 


Nachdem er seine Präsident- 
schaftskandidatur für die PRI 
Ende 1993 an Colosio verloren 
hatte, setzte Camacho eine rach- 
süchtige, blutige Serie von Mor- 
den und Destabiliserungen in 
Gang, darunter die Revolte der 
Zapatistas im Januar 1994. 
Sodann benutzte er diese Revol- 
te dazu, sich die Ernennung 
eines »Friedensunterhändlers« 
der Salinas-Regierung mit den 
Zapatistas zu sichern, ein hoch- 
profilierter Posten, den er als 
Sprungbrett für das Präsidenten- 
amt zu nutzen hoffte. Am 23. 
März 1994 wurde der Kandidat 
Colosio auf einer Wahlveran- 
staltung ermordet. 


Lob von 
Henry Kissinger 


Camachos Zorn auf Luis Do- 
naldo Colosio, weil dieser ihn 
bei der Nominierung des Präsi- 
dentschaftskandidaten der PRI 
geschlagen hatte, war so offen- 
kundig, daß selbst Henry Kis- 
singer in einem Nachruf auf 
Colosio im April 1994 schrieb, 
daß Camacho es im Gegensatz 
zu den anderen Präsidentschafts- 
kandidaten abgelehnt hätte, Co- 
losio entweder zu »gratulieren 
oder ihn zu befürworten«. Kis- 
singer rühmte Camacho und 
erläuterte, wie er seine Rolle in 
Chiapas als »höchst sichtbare 
Plattform sah, um als Kandidat 
aufzutreten, der einen der klei- 
neren Parteien repräsentiert oder 
ım Extremfall als Ersatz für 
Colosio, falls der Kandidat der 
PRI scheitern sollte«. 


Colosios an Krebs erkrankte Witwe 
war deutlicher geworden und 
hatte Camachos Beteiligung an der 
Ermordung ihres Mannes vor 
ihrem Tod direkt ausgesprochen. 
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Camachos Feindseligkeit gegen- 
über dem jetzigen Präsidenten 
Ernesto Zedillo ist ebenfalls 
wohlbekannt und war schon 
Gegenstand zahlreicher Presse- 
kommentare, die Zedillo warn- 
ten, aufzupassen, was »hinter 
seinem Rücken« geschieht. Es 
ist deshalb nicht überraschend, 
daß die zahlreichen Rädchen in 
der Mordmaschinerie, die jetzt 
ans Licht kommen, auf die eine 
oder andere Art mit Camacho in 
Verbindung stehen. Es ist bei- 
spielsweise weithin bekannt, daß 
der verschwundene frühere Kon- 
greßabgeordnete Manuel Munoz 
Rocha, Raul Salinas scheinbarer 
Partner bei dem Mord an Ruiz 
Massieu, Camachos Präsident- 
schaftskandidatur begeistert un- 
terstützt hat. 


Das gleiche gilt für Hugo Andres 
Araujo, derzeit ein Senator und 
Chef der National Peasant’s 
Confederation der PRI. Araujo 
war ein langjähriger, enger 
Freund von Raül Salinas und 
soll Munoz Rocha auch geholfen 
haben, politisch an die Macht zu 
kommen. Araujo half Raul Sa- 
linas die maoistische Gruppe 
»Antorcha Campesina« (Peasant 
Torch) zu organisieren, die im 
Jahre 1985 in die Regierungs- 
partei PRI gebracht wurde, 
obwohl die Ermordung politi- 
scher Gegner, Landübernahmen, 
Kidnappings und die Entsen- 
dung radikaler Umstürzler in 
arme Gebiete zu ihren Ver- 
brechen gehörten. Im Jahre 1990 
schrieben mehrere mexikanische 
Publikationen, daß Raul Salinas 
Ernennung zum technischen 
Direktor von Pronasol Mit- 
glieder von Peasant Torch dazu 
ermutigt hat, »noch gewagtere 
Aktionen zu unternehmen«. 


Ermittlungen bis zur 
letzten Konsequenz 


Araujo war zusammen mit dem 
Marxisten Adolfo Oribe Alva, 
der wie der Unterkommandeur 
Marcos von den Zapatistas unter 
dem Marxisten Louis Althusse 
an der Sorbonne in Paris studiert 
hat, auch ein Mitbegründer der 
linken Gruppierung »Proletarian 
Line«. Die Sorbonne ist ein 
Zentrum zur Unterweisung von 
»Aktions-Anthropologen«, die 
mit dem britischen Geheim- 
dienst in Verbindung stehen, und 
anderen Verfechtern des Sepa- 
ratismus wie dem der Zapatistas 
in Chiapas. m 


Balkan 


Das Ende für 
eine pragma- , 
tische Politik . 


Wenn es für Kroatien und Bosnien und schließlich für den ganzen 
Balkan eine positive Lösung geben soll, müssen die Vereinigten 
Staaten und Deutschland Manipulationen der britisch-franzö- 
sisch-russischen Dreier-Entente jetzt entschieden ein Ende berei- 
ten. Es reicht nicht mehr, nur sogenannte programmatische 
Richtlinien einzuführen. In der gegenwärtigen explosiven Situa- 
tion gibt es keine Alternative zu einem vollständigen Bruch mit 
den britischen geopolitischen Plänen, das heißt, Rückzug der 
UNO-Truppen, Aufhebung des Waffenembargos gegen Bosnien 
und militärisch-logistische Unterstützung zur Durchsetzung der 
territorialen Integrität Kroatiens und Bosnien-Herzegowinas, 
Bestrafung des serbischen Aggressors und wirtschaftlicher 


Wiederaufbau. 


Chaos, Krieg und ein unkontrol- 
liertes Übergreifen in die ganze 
Region, wie bei den Ereignissen, 
die zum Ersten Weltkrieg führ- 
ten, zeichnet sich hinter und unter 
all den verschiedenen Plänen zur 
Abkühlung der Situation ab. Die 
verschiedenen Pläne — der letzte 
heißt Z4 (Zagreb 4) — erinnern 
den Beobachter an den interna- 
tionalen Finanzderivate-Markt, 
auf dem immer neue Pläne aus 
dünner Luft gesponnen werden. 
So wie die Finanzspekulations- 
blase platzt, so werden auch die 
Z4-Blasen und ähnliche Pläne 
platzen — mit blutigen Konse- 
quenzen. 

In Bosnien-Herzegowina wird 
die Führung und die belagerte 
Bevölkerung den Druck zur 
Kapitulation nicht akzeptieren. 
Der bosnische Präsident Alija 
Izetbegovic machte im bosni- 
schen Fernsehen klar, daß »der 
Frieden für das bosnische Volk 
sehr wichtig ist, aber nicht um 
jeden Preis«. Die bosnische 
Armee ist im letzten Jahr stärker 
geworden und es sind jetzt 
Vorbereitungen für ein gemein- 
sames Kroatisch-moslemisches 
Kommando der militärischen 
Streitkräfte in Bosnien-Herzego- 
wina im Gange. 

Die Vorbereitungen zum Rück- 
zug der Unprofor-Truppen laufen 
und könnten Realität werden, 
wenn sich der US-Kongreß an 
seine Entscheidung über die 


Aufhebung des Waffenembargos 
gegen die bosnische Armee am 
1. Mai hält. Die Tatsache, daß es 
für Illusionen über die explosive 
Situation keinerlei Spielraum 
gibt, wurde unterstrichen durch 
die serbische Behandlung von 
Bihac, die formelle Ankündi- 
gung eines gemeinsamen Kom- 
mandos der Truppen der bosni- 
schen Serben unter Radovan 
Karadzic und der Truppen der 
kroatischen Serben unter Gene- 
ral Martic und die jüngste kate- 
gorische Ablehnung der Idee der 
Anerkennung von Bosnien-Her- 
zegowina durch den Belgrader 
Spitzendiplomaten Vladimir Jo- 
vanovic. 


Der Haß auf die 
UN-Truppen 


In Kroatien befindet sich die 
Regierung auf sehr dünnem Eis. 
Die Unprofor-Truppen werden 
wegen ihres eklatanten Schutzes 
der serbischen Aggressoren 
zutiefst gehaßt. Diese Wut hat 
die kroatische Regierung dazu 
geführt, die Aufhebung des UN- 
Mandats für Ende März offiziell 
zu verkünden. Diese Ankündi- 
gung löste fieberhafte Versuche 
der Z4-Gruppe — Vertreter der 
Vereinigten Staaten, Rußlands, 
der Europäischen Union und der 
internationalen Konferenz für 
das ehemalige Jugoslawien - 


aus, zu verhindern, daß das 
geschieht, denn, wie sie das rich- 
tig sehen, die Situation würde 
ohne UN-Truppen vor Ort außer 
Kontrolle geraten. 

Es ist offensichtlich, daß eine 
ernstliche »Rückführung« von 
einem Drittel des kroatischen 
Territoriums ohne militärische 
Aktion nicht möglich ist - 


„etwas, das nicht im Interesse der 


kroatischen Regierung liegt, die 
weiterhin ihren Glauben an den 
Wunsch Serbiens zum Frieden 
und an die Möglichkeit von poli- 
tischen Vereinbarungen zum 
Ausdruck bringt, wahrscheinlich 
einschließlich Austausch von 
Territorien sowie mögliche Deals 
bezüglich Bosnien-Herzegowina. 
Seit diese Absichten der Offent- 
lichkeit wohlbekannt sind, trifft 
Presseberichten zufolge die 
gegenwärtige militärische Mobi- 
lisierung auf großen Widerstand 
von Seiten der Mehrheit der 
Bevölkerung. Das gleiche Land, 
das sich mit großem Enthu- 
siasmus widersetzte, als die ser- 
bische Aggression erstmals be- 
gann, scheint jetzt zunehmend 
abgeneigt zu sein, in einer derar- 
tigen Politik, die sie nicht ernst 
nehmen, eine aktive Rolle zu 
spielen. 

Der Z4-Plan, der gleichermaßen 
inakzeptabel ist, verleiht den 
Serben von Krajina in weiten 
Teilen des eroberten kroatischen 
Territoriums einen weitreichen- 
den, autonomen Status, beson- 
ders im westlichen Teil Kroa- 
tiens und er gibt den Krajina- 
Serben ihren eigenen Präsi- 
denten und ihr eigenes Parla- 
ment sowie eine eigene Wäh- 
rung. Die verbleibenden Teile 
des serbisch besetzten Territo- 
rıums in Westslowenien und 
Baranya würden nach fünfjähri- 
ger, durch die UN verwalteter, 
Regierung an Kroatien zurück- 
gegeben. Die Mehrheit serbi- 
scher Kommunen hätte den 
Status einer »Selbstregierung«. 
Eine Demilitarisierung würde 
erst nach drei Jahren beginnen. 


Eine solche Politik kann unmög- 
lich funktionieren. Die Krajina- 
Serben haben sie bereits abge- 
lehnt, weil sie für sie nicht weit- 
reichend genug ist, denn sie wer- 
den damit unter kroatische 
Flagge gestellt. Auch für Kroa- 
tien ist dieser Plan inakzeptabel, 
denn er belohnt die Aggressoren 
mit einem autonomen Status und 
gewährleistet in keinster Weise, 
daß die Hunderttausende von 
Flüchtlingen in ihre Heimat 


zurückkehren und sicher und in 
Frieden werden leben können. 
Eine andere Frage ist natürlich, 
wie jemand glauben könnte, daß 
die Unprofor, die bisher nur den 
serbischen Aggressoren gehol- 
fen hat, plötzlich eine Kehrt- 
wendung macht und hilft, die 
Rechte der Kroaten durchzuset- 
zen. 

Die kroatische Regierung be- 
müht sich unterdessen eifrig, die 
kroatische Opposition zu er- 
sticken, die gegen alle neuen 
Ausverkaufspläne ist. Vor kur- 
zem war die einflußreiche kroa- 
tische Kriegsveteranen-Organi- 
sation hohem Druck ausgesetzt 
und sollte ihren Präsidenten, 
eine führende Persönlichkeit in 
der kroatischen Opposition, 
General Spegelj, durch einen 
Vertreter ersetzen, der der Re- 
gierung wohlgesonnen ist. 

Wie andere erfolgreiche kroati- 
sche Generale war Spegelj, einer 
der führenden Verteidiger Kroa- 
tiens in der Eröffnungsphase der 
serbischen Aggression, im ser- 
bisch-kroatischen Krieg vorzei- 
tig in den Ruhestand geschickt 
worden. Spegelj gehört jetzt zu 
den wichtigsten Verfechtern 
einer moslemisch-kroatischen 
Allianz in Bosnien-Herzego- 
wina. Die kroatische Freiwilli- 
gen-Organisation, die den Kern 
effektiven Widerstandes, beson- 
ders zu Kriegsbeginn, repräsen- 
tiert, wurde im vergangenen Jahr 
durch eine Kampagne gegen 
ihren Präsidenten Zvonimir 
Trusic auf ähnliche Art und 
Weise neutralisiert. 


Bihac: Geschützte 
Todeszone 


Während es hinter den Kulissen 
zu allen möglichen Machen- 
schaften kommt, ist die kroati- 
sche Oppositionsbewegung Li- 
bertas aktiv dabei, die Allianz 
zwischen Moslems und Kroaten 
gegen den Völkermord zu orga- 
nisieren. Das jüngste, schreckli- 
che Symbol dieser Politik ist 
Bihac. 

Professor Separovic hat vor 
kurzem in Zagreb zusammen mit 
moslemischen und kroatischen 
Vertretern von Bihac eine Pro- 
testveranstaltung über die Situa- 
tion in Bihac organisiert, auf der 
er nochmals die rechtlichen He- 
rausforderungen der »Actio 
Popularis« gegen die UN-Ga- 
lionsfiguren Boutros Boutros- 
Ghali, Yasushi Akashi und 
Unprofor-Befehlshaber General 


Sir Michael Rose präsentierte. 
Im Verlaufe der Veranstaltung 
wurde das Bild in seinen grauen- 
haften Einzelheiten deutlich. 
Selbst Sprecher von der UN- 
Flüchtlingskommission (UNHCR) 
bestätigen jetzt die Hungersnot. 
Der Kessel um Bihac ist seit 
September 1991 umzingelt. Im 
Laufe des Jahres 1994 wurden 
Schätzungen der regionalen Be- 
hörden zufolge nur ein Viertel 
der erforderlichen Nahrungs- 
mittelvorräte von serbischer Sei- 
te durchgelassen. In den ersten 
40 Tagen dieses Jahres kamen 
nur fünf Prozent der erforderli- 
chen Vorräte durch. Der UNO- 
Flüchtlingskommission zufolge 
werden 600 Gramm Nahrungs- 
mittel pro Person zum Überle- 
ben benötigt, doch nur 53 
Gramm wurden in den letzten 
drei Monaten an die Bevöl- 
kerung ausgeliefert. 

In den Krankenhäusern von 
Bihac sterben die Menschen an 
Hunger. In einem Krankenhaus 
wird allein von 17 Kleinkindern 
und acht Neugeborenen berich- 
tet, die in den letzten zwei 
Monaten an Hunger starben. In 
den letzten drei Monaten sind 
160 Kinder zu früh geboren, 
weil die Mütter unter Ernäh- 
rungsmängel und psychischem 
Trauma litten. In vielen Fällen 
lag das Geburtsgewicht nur bei 
ungefähr einem Kilogramm. 
Selbst geringfügige Infektionen 
führen zum Tod, weil das 
Immunsystem der Menschen zu 
schwach ist. Außerdem fehlt in 
den Krankenhäusern Energie 
zum Heizen und andere nötige 
technische Einrichtungen für 
solche Dinge wie Transfusionen, 
Sterilisationsgerät, Dialyse etc. 


Hoffnung auf eine 
energische US-Politik 


Wie in Diskussionen deutlich 
wurde, weiß jedermann, daß die 
Situation an diesem Punkt sich 
nur ändern kann, wenn sich das 
Blatt vollständig wendet. Die 
Hoffnungen richten sich dabei 
auf die Vereinigten Staaten, auch 
wenn über das Tempo der 
Geschehnisse eine große Enttäu- 
schung herrscht, denn es wird 
damit eine gefährliche Dynamik 
geschaffen. 

Es wird nun erneut wieder von 
zunehmenden Spannungen zwi- 
schen Kroaten und Moslems in 
Bosnien-Herzegowina berichtet. 
Die sehr angespannte Situation 
in Mostar ist wohlbekannt. Doch 


es wird auch von Spannungen 
zwischen Kroaten und Moslems 
in Bosnien-Herzegowina berich- 
tet. Die sehr angespannte Situa- 
tion in Mostar ist wohlbekannt. 
Doch es wird auch von Span- 
nungen in Zentralbosnien be- 
richtet, weil es für über eine 
Million Flüchtlinge keine Per- 
spektive auf Anderung gibt. 

Ein Beispiel ist Tuzla. Aus histo- 
rischer Sicht ist die Zusammen- 
arbeit zwischen Kroaten und 
Moslems in dieser Region im- 
mer besonders gut gewesen, 
selbst während des kroatisch- 
moslemischen Krieges. Doch in 
eingeschlossenen Situationen 
wie dieser können Provoka- 
tionen von jeder Seite leicht in 
Gang gesetzt werden. 

In einem Artikel in der Tages- 
zeitung »Slobodana Dalmacija« 
hat der kroatische Analyst 
Srecko Jurdana die Politik von 
Präsident Bill Clinton analysiert. 
Jurdana stellt fest, Präsident 
Clinton kann keineswegs mit 
dem ehemaligen US-Präsidenten 
Georg Bush verglichen werden, 
auch wenn er etwas vorsichtig 
ist. In mancher Hinsicht könnte 
Clinton sogar als revolutionär 
bezeichnet werden. Er hat den 
Einsatz von US-Flugzeugen ge- 
gen die Serben empfohlen; 
durch die Washingtoner Verein- 
barung hat er den moslemisch- 
kroatischen Krieg in Bosnien 
beendet und er unterstützt die 
Integrität von Bosnien-Herzego- 
wina und Kroatien. 

Doch der wahrscheinlich wich- 
tigste außenpolitische Schritt 
Clintons, sagt Jurdana, war seine 
Rede in Berlin im vergangenen 
Jahr, in der er das Ende der 
»besonderen Beziehungen« zwi- 
schen Washington und London 
verkündete und den Ausbau der 
allgemeinen politischen und wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit 
mit Deutschland betonte. Jur- 
dana meint, Clintons Rede »imp- 
lizierte mehr als alles andere den 
vollständigen Wandel in der von 
Georg Bush begonnenen Bal- 
kanpolitik. Im Prinzip könnte er 
Washington in einen strategi- 
schen Hintergrund für jene Kräf- 
te verwandeln, die sich dem volks- 
mörderischen Expansionismus 
der von den Briten Abhängigen 
in Belgrad widersetzen.« 
Jurdana hat recht: Die rasche 
Realisierung dieses Potentials 
der Vereinigten Staaten wird 
nicht nur für diesen gepeinigten 
Teil der Welt, sondern auch für 
Europa und die ganze Welt ent- 
scheidend sein. 
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Hintergrund- 


Journal 


Die geo- 
politische 
Bedeutung des 
Megri- 
Streifens 


Der geographische Verlauf der 
geplanten Pipeline, die Ol vom 
Kaspischen bis ans Mittelmeer 
befördern soll, ist der Grund für 
das plötzliche starke internatio- 
nale Interesse am armenisch- 
aserbeidschanischen Krieg. Ruß- 
land will, daß die Pipeline über 
sein Territorium im Nordkauka- 
sus verläuft, das ist ein wichtiger 
Faktor des Tschetschenien-Krie- 
ges. 


Die Türkei ihrerseits setzt sich 
dafür ein, daß sich das von ang- 
lo-amerikanischen Interessen ge- 
leitete internationale Konsortium 
für eine Route entscheidet, die 
die Olfelder Kasachstans, Turk- 
menistans und Aserbeidschans 
mit der türkischen Mittelmeerkü- 
ste verbände. Die Türkei verfügt 
über eine etwa 12 km lange ge- 
meinsame Grenze mit der aser- 
beidschanischen Enklave Nach- 
itschewan, die vom übrigen 
Territorium Aserbeidschans ge- 
trennt ist, und zwar durch den 
20 km breiten Megri-Streifen 
armenischen Landes, der sich im 
Süden bis zur iranischen Grenze 
erstreckt sowie einen weiteren 
Streifen aserbeidschanischen Ter- 
ritoriums östlich des Megri-Strei- 
fens, von Armenien im Verlauf 
des Krieges besetzt, der im Nor- 
den an die umstrittene Region 
Berg-Karabach und im Süden an 
den Iran grenzt. Die Türkei will 
verhindern, daß die Pipeline 
durch armenisches Gebiet führt. 
da Armenien einen militärischen 
Beistandspakt mit Rußland abge- 
schlossen hat. Russische Trup- 
pen sind im Megri-Streifen sta- 
tioniert. Der türkische Vorschlag 
sieht vor, die Pipeline solle 
durch iranisches Gebiet verlau- 
fen, damit eine Verbindung zwi- 
schen Aserbeidschan und Nachit- 
schewan hergestellt werde. 


Die Amerikaner haben dagegen 
bereits erklärt, sie stiegen aus der 
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Finanzierung aus, wenn die 
Pipeline durch iranisches Gebiet 
verliefe. Der Vorschlag der Or- 
ganisation für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa (OSZE), 
internationale Friedenstruppen 
in Karabach und Teilen der von 
Armenien besetzten aserbeid- 
schanischen Gebieten zu statio- 
nieren und im Konflikt zu ver- 
mitteln, ist bisher der einzige 
Vorstoß in dieser Richtung. Bei 
allen anderen Konflikten auf 
dem Gebiet der früheren So- 
wjetunion — in Moldawien, Tad- 
schikistan oder Abchasien - hat 
sich die OSZE nicht als Alter- 
native zu Rußland als »Friedens- 
stifter« angeboten. 


Im armenisch-aserbeidschanischen 
Krieg hat die OSZE einen Ge- 
bietsaustausch zur Beilegung des 
Konflikts vorgeschlagen. Dabei 
würde Karabach und das besetz- 
te Land, das bisher Karabach 
von Armenien trennte, Armenien 
zugesprochen, während im Ge- 
genzug der Megri-Streifen und 
das Gebiet östlich davon Aser- 
beidschan zufiele oder zumin- 
dest unter internationale Auf- 
sicht gestellt würde. Damit 
ließen sich die geopolitischen 
Hindernisse der Pipelineroute 
aus dem Weg räumen. Eine 
rasche Umsetzung dieses Frie- 
densplans ist unwahrscheinlich. 
Armenien lehnt den Vorschlag 
ab, weil es sonst eingekreist und 
ohne direkte UÜberlandverbin- 
dung wäre. m 


Mexiko: 
Hilfspaket 
bringt keine 
Verbesserung 


Wie wir auf dem Höhepunkt der 
Mexikokrise erklärten, bedeutet 
Präsident Clintons 50 Milliarden 
Dollar Stabilisierungspaket kei- 
ne grundlegende Wende im 
internationalen schleichenden Fi- 
nanzkollaps, da die Krise in 
Mexiko lediglich ein Symptom 
sei. Weniger als zwei Wochen 
nach der Verabschiedung des 
Hilfspaketes setzten die mexika- 
nischen Devisen- und Finanz- 
märkte ihre Abwärtsfahrt fort. 
Auslöser war die Erklärung des 
US-Finanzministers Rubin, Me- 
xiko habe der Schlußverein- 
barung und den zu hinterlegen- 
den Sicherheiten für den ameri- 


kanischen Anteil bisher nicht 
zugestimmt. 


Die Erschütterungen leiteten 
eine neue Runde des weltweiten 
Finanzzusammenbruchs ein. So 
sank der US-Dollar inzwischen 
mit unter 1,40 DM fast auf ein 
Rekordtief. Vor allem schwä- 
chere Währungen wie das briti- 
sche Pfund, die italienische Lira 
und die spanische Peseta gaben 
aufgrund von massiven Verkäu- 
fen erheblich nach. 


Clinton 
gewinnt politi- 
schen Boden 
zurück 


Schon nach der Hälfte der »er- 
sten 100 Tage« des neuen Kon- 
gresses zeigen die Aufpeitscher 
der »Konservativen Revolution« 
erste Ermüdungserscheinungen. 
Newt Gingrich und Phil Gramm 
hatten geschworen, sie würden 
ihr Programm (»Vertrag mit 
Amerika«) in den »ersten 100 
Tagen« durch den republika- 
nisch kontrollierten Kongreß 
bringen. Tatsächlich sind bisher 
noch keine wesentlichen Ele- 
mente des »Vertrages« realisiert 
worden. Innerhalb der Repu- 
blikanischen Partei treten zudem 
die Spannungen zwischen dem 
gemäßigten Flügel um Bob Dole 
und der Gruppe um Gingrich und 
Gramm immer deutlicher zutage. 
Hinzu kommt, daß Präsident 
Clinton zum Gegenangriff über- 
gangenen ist und politischen 
Boden zurückgewinnt. 


Präsident Clinton hat ein gutes 
Gespür für die schwachen Flan- 
ken der frontal angreifenden 
Konservativen Revolution. Sym- 
ptomatisch hierfür ist seine In- 
tervention am 23. Februar, als er 
auf dem Kapitol mit 204 De- 
mokraten zusammentraf. Er griff 
die Pläne der Republikaner an, 
das Bundesprogramm für die 
Schulspeisung zu streichen, wel- 
ches 25 Millionen Schulkinder 
mit Mahlzeiten versorgt. Die Re- 
publikaner wollen es durch er- 
heblich gekürzte Pauschalzah- 
lungen an die Bundesstaaten er- 
setzen, die dann nicht nur für die 
Schulspeisung verwendet wür- 
den. Die Beseitigung des natio- 
nalen Schulspeisungsprogramms 
und der speziellen Nahrungsmit- 


telhilfe für Frauen, Säuglinge 
und Kinder (WIC) würde in den 
kommenden fünf Jahren sieben 
Milliarden Dollar »einsparen«. 
Clinton sagte: »Das vorhandene, 
funktionierende Programm hat 
vielen Millionen Kindern aller 
Rassen und Schichten im ganzen 
Land unendlich viel Gutes getan, 
und ich halte es für einen 
schrecklichen Fehler, es einzu- 
stellen oder zu unterminieren.« 


Der geschäftsführende Land- 
wirtschaftsminister Richard E. 
Rominger fügte hinzu: »Die 
generelle Kürzung der Nah- 
rungsmittelhilfen für Kinder 
könnte zunehmende Unterernäh- 
rung, Wachstumsstörungen und 
Eisenmangelanämie zur Folge 
haben, die die Intelligenz auf 
Dauer schädigen kann.« Als 
Gingrich am 23. Februar vor der 
Presse erschien, warfen die 
Reporter ihm vor, er nehme den 
Schulkindern das Essen weg, um 
die Senkung der Kapitalertrag- 
steuer für die Reichen zu finan- 
zieren. Der gewöhnlich selbstsi- 
chere Gingrich verlor die 
Fassung und fing an zu stammeln. 


In seiner Rede zur Lage der Na- 
tion hatte Clinton eine Initiative 
zur Anhebung des Mindestlohns 
in den Vereinigten Staaten an- 
gekündigt, der bei absurden 4,25 
Millionen Dollar pro Stunde 
liegt und etwa 2,5 Millionen 
Amerikanern bezahlt wird. Am 
21. Februar gab Vizepräsident 
Al Gore bekannt, Clinton werde 
demnächst den Bundesbehörden 
durch ein Präsidialdekret unter- 
sagen, Aufträge an Firmen zu 
vergeben, die auf Dauer Streik- 
brecher einstellen. Gore und 
Arbeitsminister Robert Reich 
nahmen an der Jahreshauptver- 
sammlung des Gewerkschafts- 
dachverbandes AFL-CIO in 
Boca Raton (Florida) teil und 
überbrachten das Versprechen 
des Präsidenten, er werde gegen 
drei weitere Gesetze aus dem 
»Vertrag«, welche Arbeitneh- 
merfragen betreffen, Veto ein- 
legen, darunter auch gegen Pläne 
der Republikaner, das Davis- 
Bacon-Gesetz aufzuheben. Die- 
ses untersagt der Regierung, 
Aufträge an Firmen zu erteilen, 
die die gewerkschaftlich ausge- 
handelten Tariflöhne unterschrei- 
ten. Vor diesem Hintergrund 
schrieb der einflußreiche Nach- 
richtenbrief auf dem Kapitol 
»Roll Call«, die Popularität des 
Präsident steige wieder, da ihn 
die Wähler »für das kämpfen 


sehen, woran er glaubt«. Der Ar- 
tikel nennt hier Clintons Einsatz 
für die Gemeindepolizei, Studen- 
tenkredite, die Erhöhung des 
Mindestlohns und Krankenbei- 
hilfe. 


Ein weiteres Indiz für die auf- 
kommende Unbeliebtheit der 
Gingrich-Anhänger war eine 
Nachwahl in Houston (Texas), der 
viertgrößten Stadt der Vereinig- 
ten Staaten. Bei den Kongreß- 
wahlen im November hatten die 
republikanischen Vertreter der 
Konservativen Revolution in 
Houston noch einen Erdrutsch- 
sieg errungen; nun erlitt die repu- 
blikanische Stadtratskandidatin 
Kathrine Tyra eine vernichtende 
Niederlage. Sie hatte sich für 
»weniger Regierung« und ein 
brutales Programm der »Fiskal- 
austerität« eingesetzt, und die 
Kürzung sämtlicher Haushalts- 
posten um zehn Prozent gefor- 
dert. Die Wahl gewann ein ge- 
mäßigter schwarzer Demokrat. 
Die Wahl ist von besonderer 
Bedeutung, da Texas die Heimat 
von George Bushs politischer 
Maschine und von Phil Gramm 
ist, dessen Präsidentschaftswahl- 
kampf in den kommenden Mona- 
ten Höhepunkt des Kreuzzugs 
der Konservativen Revolution 
sein wird. oO 


Es könnte 
weniger 

am Fall 
Whitewater 
dran sein, als 
es scheint 


Gegenwärtig arbeiten sich mehr 
als 100 Beamte des FBI unter der 
Leitung des Whitewater-Sonder- 
ermittlers Kenneth Starr durch 
sämtliche Finanztransaktionen in 
Arkansas, mit denen Bill und 
Hillary Clinton jemals in Ver- 
bindung standen. Starrs verzwei- 
felte Bemühungen scheinen aber 
nichts Substantielles zu erbrin- 
gen. 


Am 21. Februar veröffentlichte 
das »Wall Street Journal« auf 
dem Titelblatt einen Artikel mit 
der Überschrift: »Ein großes 
Geheimnis: Es könnte weniger 
am Fall Whitewater dran sein, als 
es scheint«. Dem »WSF« zufol- 


ge sind die kühnsten Vorwürfe 
im Fall Whitewater »von den 
Strafermittlern praktisch fallen- 
gelassen worden«. Die Autoren 
dokumentieren, daß es in »den 
neun Ermittlungsberichten... ent- 
weder keinerlei Hinweise auf 
Gesetzesverstöße gibt, oder daß 
sie bereits verjährt sind. Einige 
unwichtige Personen könnten 
wegen Wirtschaftsvergehen ver- 
urteilt werden, aber es glaubt 
praktisch niemand mehr, daß es 
doch noch zu einer Anklage 
gegen die Clintons kommt.« Der 
einzige Weg, der Sonderermittler 
Starr noch bleibt, ist zu versu- 
chen, »Vertuschung«, also Be- 
hinderung der Justiz nach- 
zuweisen, schreibt das »WSJ«. 
Dieser Artikel ist besonders rele- 
vant, da das Blatt bislang mit am 
schlimmsten gegen den Präsiden- 
ten wütete und regelmäßig jede 
neue »Skandalenthüllung« breit- 
trat, die zuvor im Londoner 
»Sunday Telegraph« und der 
»Times« erschienen war. 


Die britischen Hintermänner der 
Operationen gegen Clinton ge- 
ben aber nicht auf. Am 22. Fe- 
bruar erschien in der »Washing- 
ton Times« eine ganzseitige be- 
zahlte Anzeige von James Dale 
Davidson, der zusammen mit 
Lord Rees-Mogg den Nach- 
richtenbrief« Strategic Invest- 
ment« herausgibt. In dem Inserat 
wird Regierungsbeamten Vertu- 
schung im Fall Foster vorgewor- 
fen und behauptet: »Wenn die 
Details im Todesfall eines hohen 
Beamten wie Herrn Foster ver- 
tuscht werden können, wer von 
uns ist dann noch sicher?... (Die 
Vertuschung) wirft einen Schat- 
ten auf unser gesamtes wirt- 
schaftliches, politisches und ge- 
sellschaftliches System.« 


Clinton hand- 
lungsunfähig? 


Weltweit wird derzeit die briti- 
sche Desinformation verbreitet, 
US-Präsident Clinton befinde 
sich seit den Wahlen im No- 
vember unaufhaltsam auf dem 
politischen Abstieg. Es wird be- 
hauptet, die »Konservative Re- 
volution« von Gingrich und 
Gramm diktiere eine politische 
Wende nicht nur innen-, sondern 
sogar außenpolitisch. Diese ab- 
wegige Einschätzung zirkuliert 
auch in Rußland, China, Kroa- 
tien und vielen arabischen 


Ländern. Angesichts der politi- 
schen Realitäten in den USA 
macht diese Bewertung keinerlei 
Sinn. Berichte über Clintons 
»politischen Tod« sind - um mit 
Mark Twain zu sprechen - »stark 
übertrieben«. 


Trotz aller Bemühungen des Par- 
lamentssprechers Newt Ging- 
rich, des Senators Phil Gramm 
und anderer geht deren Pro- 
gramm, der »Vertrag mit Ame- 
rika«, nicht im Eilschritt durch 
den Kongreß, ist Präsident 
Clinton nicht handlungsunfähig, 
und die Republikanische Partei 
hat den Sieg bei den nächsten 
Präsidentschaftswahlen 1996 
keineswegs in der Tasche. Wie 
selbst der Londoner »Econo- 
mist« jüngst zugeben mußte, 
sind im Gegenteil die Demo- 
kraten mit dem Präsidenten an 
der Spitze zum Gegenangriff 
übergegangen und gewinnen zu- 
nehmend politischen Boden zu- 
rück. Nicht nur die Armen Ame- 
rikas, sondern auch die Mittel- 
schicht und die Industriearbeiter 
erkennen immer mehr, das »Spa- 
ren um jeden Preis« und »schlan- 
kere Regierung« einen weiteren 
Rückgang des Lebensstandards 
und unsichere Arbeitsplätze be- 
deuten. oO 


Verteidigungs- 
experte 
befürchtet 
Nord- 
Südkriege 


Spanien steht vor einem wirt- 
schaftlichen Scherbenhaufen. Zu- 
dem verliert die von Skandalen 
geschüttelte Regierung Felipe 
Gonzales zunehmend an Glaub- 
würdigkeit und Unterstützung. In 
dieser Lage planen Teile der spa- 
nischen Elite eine Reihe gefährli- 
cher Ablenkungsmanöver. Auch 
der sogenannte »Fischereikrieg« 
mit Kanada gehört dazu. Beide 
Seiten betrachten diesen Konflikt 
wohl als willkommene Gelegen- 
heit, die Bevölkerung von der 
heiklen Finanzlage abzulenken. 


In einem Artikel in der »Fi- 
nancial Times« vom 14. März er- 
klärt Marques de Tameron, sei- 
nes Zeichens Direktor des spani- 
schen Instituto de Cuestinones 
Internacionales y Political Exte- 


rior, im Mittelmeerraum wachse 
die Gefahr von Süd-Nord-Kon- 
frontationen. Dies sei auf den 
fundamentalen Gegensatz zwi- 
schen der europäischen und der 
nordafrikanischen Kultur zurück- 
zuführen. 


In Anlehung an die These vom 
»Zusammenstoß der Zivilisa- 
tion«, die von Samuel Huntington 
aufgebracht wurde, schreibt 
Tamaron weiter: »Die Spannun- 
gen zwischen Europa und den 
Ländern des Südens scheinen 
beunruhigend genau mit der 
Theorie des britischen Histori- 
kers Arnold Toynbee über unter- 
gehende Zivilisationen und ihre 
Randgebiete übereinzustimmen.« 
Toynbee habe sich mit dem »un- 
tergegangenen römischen Welt- 
reich« beschäftigt. Damals habe 
eine »reiche und skeptische Zi- 
vilisation« gegen ein »inneres 
und äußeres Proletariat« (die 
Barbaren) ankämpfen müssen. 
»Beide verachteten römische 
Werte und begehrten römischen 
Reichtum: eine explosive Mi- 
schung von Verachtung und 
Neid. Die Parallelen zur heutigen 
Zeit sind offenkundig.« 


Die spanische Verteidigungspoli- 
tik sei ein trauriges Beispiel für 
den Mangel an Weitsicht. »In den 
Beziehungen zu seinen südlichen 
Nachbarn muß Spanien das Beste 
hoffen, aber auf das Schlimmste 
vorbereitet sein. Spanien gebe 
nicht nur zuwenig für seine 
Verteidigung aus, sondern verfü- 
ge nicht einmal über ein wirksa- 
mes Raketenabwehrsystem, ob- 
wohl die Hälfte des spanischen 
Territoriums innerhalb der Reich- 
weite von Scud-C-Raketen liege, 
die theoretisch im algerischen 
Organ stationiert sein könnten. 
Geschosse mit Milzbrandsporen 
müßten nicht einmal zielgenau 
abgefeuert werden, um enormen 
Schaden anzurichten.« 
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Tschetschenien 


Das russische 
Sizilien 


Der Krieg in Tschetschenien fand für den Westen im Fernsehen 
statt. Russische Luftwaffe zerstörten die Hauptstadt Grosnyi und 
legten sie in Schutt und Asche. Der blutrünstige Feldzug Boris 
Jelzins gegen Tschetschenien wurde scharf verurteilt. Um so 
wichtiger ist es, der Frage nach den Wurzeln dieses Konfliktes 
nachzugehen, und vor allem, wie er mit den Vorgängen in der 


Moskauer Machtelite zusammenhängt. 


Hitoriker, die sich mit der großen 
Verbrecherrevolution in Rußland 
— so nennt man inzwischen, was 
sich seit Januar 1992 in der ehe- 
maligen Sowjetunion abspielt — 
befassen, werden über Tschet- 
schenien entweder mit Entsetzen 
oder mit Hochachtung schreiben. 
Letzteres wird der Fall sein, 
wenn diese Revolution am Ende 
die Oberhand behält. In jedem 
Fall aber müssen sie erwähnen, 
daß Tschetschenien das erste und 
bedeutendste Beispiel dafür ist, 
wie eine Wirtschaft samt dem all- 
täglichen Leben den Gesetzen 
des Verbrechens unterworfen 
wird. 


Die Verhältnisse 
in Tschetschenien 


In der russischen Presse war vor 
1993 kaum die Rede von der 
historischen Tradition Tschet- 
scheniens — den Gebräuchen, den 
zugrundeliegenden Ideologien 
und Konflikten in dieser Region 
sowie der Art und Weise, wie 
Kräfte von außerhalb — russische 
und andere — auf sie reagierten 
oder sie manipulierten. Populi- 
stische Autoren behandelten das 
Thema zunächst unter dem 
Blickwinkel einer kommunisti- 
schen, später einer pseudodemo- 
kratischen Ideologie. 


Als der Krieg Ende 1994 auf- 
flammte, schossen Veröffentli- 
chungen über Tschetschenien wie 
Pilze aus dem Boden, die meisten 
davon sind jedoch immer noch 
ideologisch gefärbt. Wer gegen 
Tschetschenien ist, beschreibt es 
als eine wilde Gegend voll blut- 
dürstiger Schurken, die einander 
nach dem Prinzip der Blutrache 
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Monaten einem brutalen Winter- 
krieg zum Opfer gefallen sind 
und Rußland, immer noch eine 
Atommacht, weiterhin einen 
verheerenden Krieg führt. 

Alle Autoren stimmen darin über- 
ein, daß die Nach, die im Terek- 
Tal und im Nordkaukasus leben, 
der Landschaftsform, durch die 
Tschetschenien geographisch ge- 
prägt ist, seit Jahrhunderten aus- 
geprägte Stammesbeziehungen 
pflegen. Sie sind heute nach 
Stammesgruppen, den soge- 


nannten Taips, organisiert. Die 
Vorfahren dieser Stämme lebten 
in den Bergen und führten oft 
gegeneinander Krieg. Bis auf 
den heutigen Tag sind die im Tal 
lebenden Taips den Gebirgs- 
bewohnern überlegen. 


Präsident Jelzin und der liberale Vizepremier Jegor Gajdar, 
der mit der bedingungslosen Öffnung der russischen 


Märkte sein Land den westlichen Spekulanten auslieferte. 


terrorisieren. Dabei lehnen sie 
sich an russische Autoren wie 
die melodramatische Schrift- 
stellerin Jelena Tscherskaja an, 
die die Tschetschenen als be- 
waffnete, kriegerische und grau- 
same Menschen schilderte, oder 
an den großen Dichter Ale- 
xander Puschkin, der »einen 
heimtückischen Tschetschenen 
seinen Dolch wetzend die Ufer- 
böschung hinaufsteigen« läßt. 
Die Sympathisanten Tschetsche- 
niens dagegen malen ein bukoli- 
sches Bild friedlicher Bergbe- 
wohner mit ausgeprägtem Na- 
tionalbewußt sein, die ihren 
Willen zur Selbstbestimmung 
durch einen Vertrag zwischen 
den Stämmen in die Tat umge- 
setzt haben. 

Es ist sicherlich lohnend, die 
Verhältnisse in Tschetschenien 
genauer zu studieren, wo 40.000 
Zivilisten innerhalb von zwei 


Es gibt insgesamt über 170 
Taips. Nicht alle haben gleiche 
Rechte und Möglichkeiten, son- 
dern es besteht eine Hierarchie, 
in der die reicheren und angese- 
henen Gruppen um den Einfluß 
wetteifern. Autoren der Mos- 
kauer Tageszeitung »Nesawissi- 
maja Gaseta«, die dazu neigen, 
die tschetschenischen Traditio- 
nen zu idealisieren, ignorieren 
dieses Faktum. 


Die Stammeshierarchie 
der Taips 


Die kriminelle Tradition in 
Tschetschenien ist zum Teil auf 
die geographische Lage zurück- 
zuführen. Tschetschenien ver- 
fügt über wenig eigene natürli- 
che Ressourcen, liegt aber an 
einer Handelsstraße, die vom 
Kaspischen Meer zur Küste des 


Schwarzen Meeres führt. Wenn 
der Reisende den langen Weg 
entlang der kaspischen Küste 
und durch den Salzmorast der 
Kalmückischen Republik ver- 
meiden will, muß er auf der 
Reise nach Nordwesten den Weg 
über Grosnyi, die Hauptstadt 
Tschetscheniens, nehmen. Die 
engen Uferstraßen und Schluch- 
ten des Terek bieten ebenso wie 
die Gebirgshänge oberhalb des 
Flusses gute Möglichkeiten, vor- 
überziehende Karawanen zu 
überfallen. 


So kam es, daß sich kriminelle 
Banden in dieser Gegend bilde- 
ten, die rein zufällig aus Tschet- 
schenen bestanden, weil diese 
eben dort lebten, und nicht etwa 
deshalb, weil Tschetschenen ih- 
rer Natur nach zum Gangstertum 
neigten. So erwarb Tschetsche- 
nien seinen Ruf als russisches 
Sizilien. 


Das zaristische Rußland wollte 
die Region hauptsächlich aus 
wirtschaftlichen Gründen unter 
seine Kontrolle bringen, denn 
die bewaffneten Tschetschenen- 
gruppen, die die Karawanen 
überfielen, schmälerten das Staats- 
einkommen. Noch mehr als die 
Zaren waren die Kaufleute an 
einer Unterwerfung Tschetsche- 
niens interessiert Aber erst Mitte 
des 19. Jahrhunderts wurde das 
Land von Rußland erobert. 


Die Sufi-Bruderschaften 
und der tschetschenische 
Nationalismus 


Der tschetschenische Nationalis- 
mus entwickelte sich als ein 
Mechanismus, die territoriale 
Kontrolle aufrechtzuerhalten. 
Diejenigen Taips, die aus 
gemischten Ghars hervorgegan- 
gen sind — ein Ghar ist ein Clan, 
der aus Familien mit mehreren 
Namen besteht — das heißt, die 
einen Anteil nicht-nachischen 
Blutes haben, werden weniger 
geachtet. Der frühere russische 
Parlamentssprecher Rußlands 
Chasbulatow kommt beispiels- 
weise aus einem gemischten 
Taip mit dem Namen Charat- 
schoj (früher als Tscherkessen 
bekannt), weswegen er in Ruß- 
land bessere Möglichkeiten 
hatte, nach oben zu kommen, als 
im kleinen Tschetschenien. 

Ebenso wäre es für den Präsi- 
denten der Kalmückischen Re- 
publik Kirsan Iljumtschinow, 
obwohl er Millionär ist, unmög- 


lich, seine Republik zu regieren, 
wenn er nicht eine Allianz mit 
den Führern des größten Stam- 
mes in der Hauptstadt Elista 
geschlossen hätte, da er selbst 
aus einem gemischten Stamm 
vom Don kommt. 


Anders als bei den Pamir-Se- 
paratisten in Tadschikistan ent- 
springt der Nationalismus der 
Tschetschenen kaum der Reli- 
gion; allerdings herrscht ein ge- 
spanntes Verhältnis zum ortho- 
doxen Christentum. 


Die Mehrheit der religiösen 
Tschetschenen gehört Sufi-Bru- 
derschaften an, einem Netz von 
Sekten innerhalb des Islam. Die 
erste, die in Tschetschenien wei- 
tere Verbreitung erlangte, war 
der Nakshbandei-Tarigat (Weg) 
des Sufismus. Auf ihn stützte 
sich der Imam Schamil (1798- 
1871) bei dem Versuch, eine 
militärische Theokratie aufzu- 
bauen. Er sah, daß man eine Na- 
tion nicht allein auf Stammes- 
zugehörigkeit gründen konnte, 
und versuchte, eine zuverlässi- 
gere Basis zu finden. Nach 
Schamils Niederlage und In- 
haftierung nahm der Einfluß sei- 
nes Tarigat ab, und der größte 
Teil seiner früheren Elite kon- 
vertierte zum Kadirei-Tarigat. 


Das Volk wurde nach 
Sibirien verbannt 


Nach dem Kaukasuskrieg, der 
1864 nach 142 Jahren immer 
wieder aufflammender Kämpfe 
endete, wurden die übrigen 
Nakshbandei-Scheichs prorus- 
sisch, sie unterstützten nach 
1917 auch die Bolschewisten. 
1925, 1929 und 1930 versuchten 
die Kadirei, die Macht zu erlan- 
gen, wurden jedoch rasch unter- 
drückt, obwohl die bewaffneten 
Rebellen nicht mehr als 100 
Mann in den Konflikten mit der 
Roten Armee verloren. 


Später, während der kurzen Zeit, 
als im Zweiten Weltkrieg der 
Nordkaukasus von deutschen 
Truppen besetzt war, verbünde- 
ten sich die Nakshbandei-Führer 
mit den Deutschen. Diese Tat- 
sache wurde 1989-91 bestritten, 
aber heute geben dies selbst die- 
jenigen zu, die für den Tschet- 
schenienführer Dudajew sind. 
Zur Strafe wurde das ganze Volk 
der Tschetschenen von Stalin 
nach Sibirien verbannt. Das glei- 


che Schicksal widerfuhr den 
Krimtartaren, den Adighe, den 
Tscherkessen, den Balkaren und 
den Wolgadeutschen. 


Unter Nikita Chruschtschow 
durften die Tschetschenen in 
ihre Heimat zurückkehren. Zu 
dieser Zeit wurde der kadirische 
Tarigat populärer. In Zelinograd 
(Akmola)/Kasachstan wurde spä- 
ter der radikalste Wierd (Bru- 
derschaft) von Vis-Hadji Sagi- 
jew gegründet. Dschokar Duda- 
jews Bruder Bekmuras ist Ustas 
(Lehrer) in diesem Wierd. Duda- 
jews Hauptrivale im September 
1991, Achmet Arsanow sowie 
seine heutigen heftigsten Wider- 
sacher Beslan Gantemirow und 
Umar Awturchanow gehören zur 
Nakshbandei-Opposition. 


Der Kadirei-Tarigat war im ge- 
birgigen Teil Tschetscheniens 
weiter verbreitet. Seit Doku 
Sawgajew, ein Talbewohner aus 
dem Nijaloj-Taip im Juli 1989 
zum Ersten Sekretär des tschet- 
schenisch-inguschischen Regio- 
nalkomitees der Kommuni- 
stischen Partei der Sowjetunion 
ernannt wurde, nehmen opposi- 
tionelle Aktivitäten der Berg- 
bewohner zu. 


Die Kommunisten im Kreml 
waren bei Ernennungen sehr 
vorsichtig: In praktisch jeder 
Sowjet- oder autonomen Repub- 
lik gehörte der oberste Re- 
präsentant der lokalen Volks- 
gruppe an, während der zweite 
Mann, sein Stellvertreter, ge- 
wöhnlich Russe war. Die einzige 
Ausnahme bildete Tschetsche- 
nien. Im Kreml befürchtete man, 
die ganze Region zu destabilisie- 
ren, wenn man das Gleich- 
gewicht im Taip störte. 


Als Michail Gorbatschow 1985 
an die Macht kam, war eines sei- 
ner ersten »Experimente« ein 
ziemlich sorglos durchgeführtes 
Revirement bei den regionalen 
Eliten. Das erste blutige Resultat 
zeigte sich 1986 in Kasachstan. 
Gorbatschow hatte in Kasach- 
stan Kolbin, einen dort unbe- 
kannten Russen aus Moskau, 
zum Ersten Sekretär des Re- 
publikkomitees der KPdSU 
ernannt. Am folgenden Tag lie- 
fen mehrere tausend Jugendliche 
in Alma Ata durch die Straßen, 
zerstörten Fahrzeuge und warfen 
Schaufensterscheiben ein. Gor- 
batschow mußte einen Rück- 
zieher machen und ersetzte Kol- 
bin durch Nursultan Nasarbajew, 


den heutigen Präsidenten Ka- 
sachstans. 


In Tschetschenien machte er das 
Gegenteil: Er benannte Saw- 
gajew, einen »nationalen Ka- 
der«, aber auch hier mißachtete 
er die Erfahrung seiner älteren 
und behutsameren Vorgänger in 
Partei und Staatsführung, die 
sich auf keinen Vertreter der 
tschetschenischen Elite verlas- 
sen wollten. 


Das Besitzstreben 
der Führenden 


Der erste Riß in der Stabilität im 
Nordkaukasus geht auf diese 
frühe Gorbatschow-Periode zu- 
rück. Wie wir es jetzt verstehen, 
war das wahre Ziel seiner Pe- 
restrojka die Umwandlung von 
Staatseigentum in das Privat- 
eigentum der führenden Männer. 
Das zeigt sich am besten in der 
sogenannten Kooperationsbe- 
wegung, die im Herbst 1987 
begann, als Unternehmensleiter 
aufgefordert wurden, »koopera- 
tive« (kollektiv privatisierte) 
Handelsfirmen zu gründen, die 
von Mitgliedern der Führungs- 
teams geleitet werden sollten. 
das gleiche geschah später mit 
ganzen Ministerien, deren lei- 
tenden Körperschaften in Kon- 
zerne und Gesellschaften umzu- 
wandeln waren. 


Zu dieser Zeit war die tschet- 
schenische Elite bereits in Mos- 
kau vertreten, nicht nur durch 
Ballettänzer und Wirtschafts- 
politiker, sondern auch durch 
einige hochrangige Führungs- 
persönlichkeiten. Salambek Cha- 
dschijew, neuerdings als Kan- 
didat für die Nachfolge Du- 
dajews nach dessen Niederlage 
gehandelt, war UdSSR-Minister 
für Erdölraffinerien. Eine wich- 
tigere Person, Jaragij Mama- 
dajew, jetzt Chef der tschet- 
schenischen Exilregierung« — 
wohlgemerkt nicht in Sibirien, 
sondern in London — war Ab- 
teilungsleiter im UdSSR-Mi- 
nisterium für Ol- und Gas- 
förderung. Sobald sie die Chan- 
ce hatten, aus ihren Positionen 
Kapital zu schlagen, taten sie 
dies und kamen als einflußreiche 
Politiker nach Grosnyj. 


Auf den ersten Blick unterschied 
sich Grosnyj 1990 nicht von 
Moskau oder St. Petersburg. Es 
gab dort die gleichen Oppo- 
sitionskundgebungen, bei denen 


die Korruption der örtlichen 
Funktionäre angeprangert und 
von Demokratie gesprochen 
wurde. Einige der Oppositions- 
politiker machten einen modera- 
ten Eindruck, andere waren radi- 
kal. In St. Petersburg hatte der 
lokale KPdSU-Chef Boris Gi- 
daspow zwei Rivalen, den 
gemäßigten Piotr Filippow und 
die radikale Marina Salye. In 
Grosnyj sah es genau so aus — 
aber es gab wichtige Unter- 
schiede. 


Dort veranstalteten diejenigen, 
die sich Demokraten nannten, 
selbst die radikalsten Antikom- 
munisten, ihre Demonstrationen 
unter dem grünen Banner des 
Islam. Zum anderen verfügten 
sie im Gegensatz zu den entspre- 
chenden Gruppen in Leningrad 
über erhebliche Geldmittel. 


Der dritte Unterschied ist wahr- 
scheinlich der wichtigste. Eine 
weitere Besonderheit, durch die 
sich Tschetschenien von allen 
anderen Regionen unterscheidet, 
ist die Tatsache, daß dem 
Volkskongreß der Tschetschenen 
im November 1990 Treffen der 
Taips vorausgingen, bei denen 
Tausende gezwungen wurden, 
sich nach dem Gesetz der Väter 
dem gemeinsamen Willen des 
Taip unterzuordnen und entspre- 
chend zu wählen. Und dieser 
gemeinsame Wille verlangt, daß 
die jeweiligen Vertreter eines 
Taip, die bei jeder Taip-Ver- 
sammlung ernannt werden, dann 
in allem, was sie tun, den 
gemeinsamen Willen des Taip 
repräsentieren. So ist jeder für 
seine Taten verantwortlich, und 
wenn ein Taip sich an einem 
anderen rächt, können seine 
Angehörigen ihre Nachbarn 
töten, wenn diese zu der opposi- 
tionellen Stammesgruppe gehö- 
ren. 


Die Rolle 
des Erdöls 


Dieses Detail erklärt gut die 
extrem antirussische Position 
Dschokar Dudajews. Für die 
Aufrechterhaltung seiner Macht 
war Rußland als Feindbild le- 
bensnotwendig, denn hätte sich 
die Lage auch nur im geringsten 
verändert, hätten ihn Stam- 
mesrivalitäten vernichten kön- 
nen. 


Natürlich trugen die Ölfrage und 
die Waffenlieferungen wesent- 
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lich zum Ausbruch des gegen- 
wärtigen Krieges bei. 1990 nah- 
men British Petroleum und 
andere Ölmultis die Ölfelder am 
Kaspischen Meer in der Nähe 
von Bakw/Aserbaidschan ins 
Visier. Deshalb waren sie am 
Ausgang des politischen Kon- 
flikts in Aserbaidschan, aber 
auch in Tschetschenien, beson- 
ders interessiert. Es lag ihnen 
sehr an einem schwachen, durch 
den Krieg mit Armenien um 
Karabach ausgezehrten und von 
ihnen abhängigen Aserbaid- 
schan. Außerdem waren sie an 
Zerwürfnissen zwischen Aser- 
baidschan und Rußland interes- 
siert, die den Öltransport in rus- 
sische Häfen unmöglich machen 
würden. Wenn es gelänge, Ar- 
menien zu einem Krieg mit der 
Türkei zu provozieren und man 
die Kurden dazu aufhetzen 
könnte, die Türkei zu destabili- 
sieren, bedeutete das den Un- 
tergang der ganzen Region, und 
das Ol würde dort zu herabge- 
setzten Preisen verkauft. 


In Aserbaidschan bevorzugten 
britische Interessen offensicht- 
lich den gewählten Präsidenten 
Abulfas Eltschibey gegenüber 
dem moskaufreundlichen Ajas 
Mutalibow. Aber als Eltschibey 
einen Vertrag unterzeichnet hatte, 
von dem besonders amerikani- 
sche Gesellschaften profitierten, 
verlor er die Macht in Aser- 
baidschan an das frühere Mit- 
glied des Politbüros der KPdSU 
Heidar Alijew, der BP einen 
Anteil von 20 Prozent an den 
neuen Ölförderungsanlagen ge- 
währte, wobei er auch seine 
Verwandten nicht vergaß, die in 
London gute Positionen erhiel- 
ten. Die amerikanische Firma 
Amoco behält einen Anteil von 
20 Prozent. 


Es schien, daß den Briten in 
Tschetschenien an einem radika- 
len, ausgesprochen antirussi- 
schen Politiker gelegen war, der 
die Öllieferungen durch Tschet- 
schenien im britischen Interesse 
kontrollierte. 


Wie spielte sich nun der Macht- 
kampf in Grosnyj ab? Am 20. 
November 1990 bekämpften 
einander zwei Gruppen von 
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»Nationaldemokraten«, die ge- 
mäßigten, angeführt von Letscha 
Umchajew und Salambek Chad- 
schijew — die zwei miteinander 
verbündeten, einflußreichen Taips 
angehören — und die radikalen, 


Der tschetschenische Prä- 
sident Dschokar Dudajew, 
er vertritt die eine Seite des 


Krieges zwischen zwei 


Clans. 


deren Führer Beslan Gante- 
mirow und Jaragiji Mamadajew 
waren. letzteren gelang es, die 
Kontrolle über die oppositionel- 
le Bewegung zu erringen. 
Dschokar Dudajew wurde zum 
Mitglied des Exekutivkomitees 
des tschetschenischen Volkskon- 
gresses gewählt. Später ergriff 
Gantemirow, der ehemalige Bür- 
germeister von Grosnyj, gegen 
Dschokar Dudajew die Waffen, 
und Regierungschef Mamada- 
jew, dem Korruption sowie die 
Verantwortung für den Mord an 
den Brüdern Uzijew in London 
vorgeworfen wurde, floh nach 
Moskau. 


Die Brüder Uzijew waren als 
Sonderbotschafter von Dudajew 
zu Handelsgesprächen nach 
London entsandt worden. ihre 
Mission wurde Mamadajew ge- 
genüber geheimgehalten, dem 
Dudajew damals schon miß- 
traute. Nach der Unterzeichnung 
von Verträgen mit amerikani- 
schen und deutschen Firmen 
wurden Ruslan und Nasarbek 
Uzijew im Februar 1993 ermor- 
det. Des Mordes angeklagt ist 
ein Mann namens Garik Ter- 
Oganesian, dessen Ehefrau Ali- 
son Ponting im russischsprachi- 
gen Dienst von BBC arbeitet. 


Jaragiji Mamadajew hatte schon 
viel im Sinne britischer geopoli- 
tischer Interessen getan. 1992, 
während er Regierungschef von 


Tschetschenien war, verschwan- 
den fast zehn Millionen Tonnen 
Erdöl ohne die erforderlichen 
Papiere aus der Republik. Der 
größte Teil dieser illegalen 
Fracht wurde ohne Begleit- 
papiere über Odessa und Ijit- 
schewsk transportiert. Danach 
reiste das Ol donauaufwärts und 
landete in Serbien. 


Russische Politiker, die Serbien 
so sehr lieben, kämen in größte 
Verlegenheit, wenn sie erklären 
müßten, warum ein muslimi- 
sches Land, das Rußland haßt, 
ein christlich-orthodoxes Land 
gegen ein anderes muslimisches 
Land, Bosnien, unterstützt. Was 
mögen Tschetschenien und 
Serbien gemein haben? Nichts 
als die Tatsache, daß beide zu 
Werkzeugen der Briten wurden. 


Im Februar 1994 gab Heidar 
Alijew schließlich unmittelbar 
nach einem Attentatsversuch 
gegen ihn bekannt, daß BP der 
für das neue Ölförderungsvorha- 
ben ausgewählte Partner sei. Er 
traf sich mit Premierminister 
John Major. Dann gaben Alijews 
Anhänger dem russischen Au- 
Benminister Andrej Kosyrew zu 
verstehen, daß die Tschet- 
schenien-Frage gelöst werden 
sollte. 


Geschäft und 
Krieg 


Der eigentliche militärische 
Konflikt in Tschetschenien be- 
ginnt im September 1994. Am 
20. September wird die endgülti- 
ge Zustimmung für die Teil- 
haberschaft an der Ölförderung 
bei Baku beschlossen. BP erhält 
17,1 Prozent, die aserbaidscha- 
nische Ölgesellschaft 20 Pro- 
zent. Andere Partner einschließ- 
lich Amerikanern und Türken 
gehen davon aus, daß das Öl 
durch Tschetschenien und Ruß- 
land nach Noworossisk trans- 
portiert wird. Russische Füh- 
rungskräfte brüsten sich damit, 
ihre Militärexperten könnten 
Dudajew in wenigen Stunden 
besiegen. Aber es kommt zu 
endlosen Rückschlägen. Nach 
zwei Monaten wird klar, daß das 
Ol nicht durch ein Gebiet trans- 
portiert werden kann, in dem ein 
Partisanenkrieg tobt. 


Ende November verkauft Aser- 
baidschan inmitten schwerer 
Kämpfe ein Viertel seines An- 
teils an eine iranische Ölfirma. 


Es heißt jetzt, es gebe nur einen 
Weg für den Transport des Ols 
von Baku: über Nachitschewan 
- einen Distrikt von Aser- 
baidschan, der durch Südarme- 
nien vom Rest des Landes abge- 
schnitten ist — Iran und die 
Zentraltürkei nach Iskenderun. 
Bis zum heutigen Tag ist noch 
kein einziges Pipelineprojekt 
ausgeführt, aber mehrere Kau- 
kasusvölker haben Tausende von 
Todesopfern und schwere wirt- 
schaftliche Rückschläge zu be- 
klagen. 


Die Moskauer 
Politik 


Kürzlich erklärte General Lew 
Rochlin, der Kommandeur einer 
jener beiden russischen Militär- 
einheiten, die Siege über Duda- 
jews Truppen errungen hatten, 
als Grund für diesen Teilerfolg 
des Krieges mit einem Satz: 
»Dudajew verließ sich auf Mos- 
kau, das heißt, seine Leute in 
Moskau, aber sie konnten ihm 
nicht helfen.« Der sonst sehr 
wortkarge General sprach nicht 
von Unterstützung durch Afgha- 
nistan oder Iran, durch litauische 
und ukrainische radikale Natio- 
nalisten oder Dudajew-Anhän- 
ger in den USA. Die Rolle des 
Faktors »Moskau« bei den Er- 
eignissen in Tschetschenien muß 
ernsthaft untersucht werden. 


Nicht nur gewöhnliche Russen, 
sondern selbst Mitglieder des 
russischen Föderationsrats (Ober- 
haus des Parlaments) fragen 
sich, warum die Abtrennung 
Tschetscheniens von Rußland 
nicht verhindert wurde, als 
Dudajew die Unabhängigkeit er- 
klärte; warum man ihn nicht 
militärisch besiegte, bevor er 
eine eigene Armee aufbaute; 
warum man Grosnyj nicht ein- 
fach den Energiehahn zudrehte, 
und warum man ihm Waffen 
einschließlich schwerer Artille- 
rie und Flugzeuge gegeben hat. 


Wer solche Fragen stellt, scheint 
die Lage in Rußland zu der Zeit, 
als Dudajew die Unabhängigkeit 
erklärte, vergessen zu haben. Es 
war September 1991 — nachdem 
Jelzin in Rußland die Macht 
errungen hatte, als aber Michail 
Gorbatschow noch Präsident der 
UdSSR war. 


Noch vor der Vereinbarung von 
Belaja Wesa zwischen den Präsi- 
denten Rußlands, der Ukraine 


und Weißrußlands war klar 
geworden, daß Gorbatschow 
keinerlei Regierungsgewalt mehr 
besaß. Damals mußte Jelzin, der 
noch keine zuverlässige eigene 
Mannschaft besaß, seine unqua- 
lifizierten und unerfahrenen 
Leute aus der Bergstadt Swerd- 
lowsk im Kaukasus — wo er der 
Führung der kommunistischen 
Partei angehört hatte — zur Lö- 
sung schwieriger internationaler 
und regionaler Konflikte heran- 
ziehen. 


Jelzins Machtergreifung im Au- 
gust 1991 war nicht das Er- 
gebnis irgendeiner »einstimmi- 
gen Entscheidung« im Zentral- 
komitee der KPdSU. Das war 
übrigens auch bei Gorbatschow 
1984-85 nicht der Fall gewesen. 
Viel größeren Einfluß auf den 
Machtwechsel übten bedeutende 
Veränderungen zwischen 1984 
und 1991 aus. 


Als Eduard Schewardnadse En- 
de 1990 überraschend von sei- 
nem Posten als Außenminister 
zurücktrat, war es in den oberen 
Rängen die Führung der UdSSR 
bereits klar, daß es im Sommer 
und Herbst des nächsten Jahres 
zu gravierenden Veränderungen 
kommen würde. Damals wurden 
Gelder der KPdSU schleunigst 
bei vielen Banken angelegt und 
in vielerlei Geschäfte investiert. 
Offenbar hatte das letzte Zen- 
tralkomitee der KPdSU einen 
Ersatz für Gorbatschow vorgese- 
hen. Im Mai 1991 sollte — nicht- 
offiziellen Quellen zufolge — 
Eduard Schewardnadse sein 
Nachfolger werden. Selbst nach 
der »August-Revolution« 1991 
erklärte Alexander Jakowiew, 
der Intrigant im Kreml, bei 
einem Gespräch von Aktivisten 
aller politischen Parteien am 
Runden Tisch: »Wir haben nicht 
den Präsidenten (Gorbatschow — 
der Verfasser), sondern das 
Präsidentenamt (der Sowjet- 
union — der Verfasser) gerettet.« 


Ein Teil der Gorbat- 
schowschen Reformen 


Die endgültige Entscheidung 
fiel also nicht bei dem geheimen 
Treffen, als Jakowlew, Jelzin, 
Alexander Ruzkoi und Gawril 
Popow am 21. August 1991 im 
Weißen Haus, dem russischen 
Parlamentsgebäude, zusammen- 
saßen und darauf warteten, daß 
es gestürmt würde. Erst mehrere 
Tage später — nach den drei 


Der ehemalige Nationali- 
tätenminister Sergej Scha- 
chraj. Er wollte den Alten 


endlich ihre Renten zahlen. 


plötzlichen Todesfällen — des 
Finanzmanagers der KPdSU 
Nikolaj Krutschina, des sowjeti- 
schen Innenministers Boris Pu- 
go und des Marschalls Ach- 
romejew — nachdem Gorbat- 
schow von den Putschisten wie- 
der freigelassen worden war und 
an zwei aufeinanderfolgenden 
Tagen Reden gehalten hatte, 
wobei er in der ersten noch von 
einer »kommunistischen Per- 
spektive«, in der zweiten von 
der »freien Marktwirtschaft« 
sprach, und nachdem die 
KPdSU schließlich aufgelöst 
war — wurde klar, daß Jelzin der 
oberste Mann auf dem Gebiet 
der UdSSR, und Gorbatschow 
der letzte Präsident dieses 
Staates war. Die KPdSU war die 
letzte politische Struktur, die 
das, was von der UdSSR übrig- 
geblieben war, zusammenhielt. 
Es gab andere Strukturen, die 
noch nicht zersplittert waren, 
darunter die Armee. 


Wieso gab das System der 
Ministerien, der zahlreichen 
mächtigen Strukturen, über die 
die Sowjetwirtschaft organisiert 
war, so schnell und ohne jeden 
Widerstand auf? Sie taten es gar 
nicht. Zu dieser Zeit waren sie 
bereits in halbprivate, kommer- 
zielle Strukturen umgewandelt. 
Das war Teil der Gorbat- 
schowschen Reformen, welche 
die Schaffung einer Anzahl 
mächtiger Kapitalkonzentra- 
tionen gefördert hatten. Im Lau- 
fe der Ereignisse wurden diese 
zur Basis für eine Opposition 
innerhalb der Nomenklatura 
gegen Jelzin, der sich nun auf 
andere Teile der Nomenklatura, 
nämlich die alte Sowjethie- 
rarchie, stützte. 


Das war die politische Basis für 
die künftigen Aktivitäten von 
Juriji Skokow, Alexander Sterli- 
gow, Arkadij Wolskij und ande- 
re, die nicht nur gegen die radi- 
kalen Reformer um Regie- 
rungschef Jegor Gajdar, sondern 
auch gegen Jelzins Autorität und 
Macht opponierten. Die Oppo- 
sition entstand jedoch nicht 
plötzlich, denn Jelzin versuchte, 
solange er konnte, ihre For- 
derungen zu erfüllen. Das war 
die Machtbasis für Jurij Lusch- 
kow, den jetzigen Moskauer 
Bürgermeister, den Jelzin ge- 
zwungenermaßen an die Stelle 
des unerfahrenen Gawril Popow 
berief, welcher zu offen sein 
eigenes Finanzimperium, eben- 
falls auf der Basis von Grund- 
stücksspekulation, aufbauen woll- 
te. 


»Bereichert 
euch!« 


Und das bildete auch die Macht- 
basis Jaragiji Mamadajews in 
Tschetschenien. Das war die 
Machtbasis der »Großen Ver- 
brecherrevolution«. Die inoffi- 
ziellen Monopole, die sich selbst 
überlassen waren, bereicherten 
sich selbst — nicht das Land. Die 
Kontrolle übten sie nun nicht mit 
den Mechanismen des »Partei- 
willens« aus, sondern mit finan- 
ziellen Tricks, ohne jede Über- 
wachung und ohne Verant- 
wortung für die Entwicklung 
von Industrie, Infrastruktur, 
Wissenschaft oder soziale Ver- 
sorgung. 


Eifrig verteilten sie Geld, mach- 
ten »Geschäftsreisen« ins Aus- 
land, verteilten wiederum Geld, 
bildeten mit ihresgleichen eine 
Lobby und verteilten wieder 
Geld, verkauften Rohstoffe und 
Grundstücke und verteilten, ver- 
teilten, verteilten — verschleu- 
derten das ehemalige Staatsei- 
gentum. Wo sie das nicht selbst 
tun konnten, stellten sie Ban- 
kiers an, um für schnellen Profit 
»das Geld arbeiten zu lassen«, 
und machten dadurch Rußland 
zum »Land der Banken«. Sie 
engagierten KGB-Offiziere, um 
Informationen über rivalisieren- 
de Monopole zu erhalten. An- 
dere stellten ausgesprochene 
Verbrecher und kräftige junge 
Kerle als Schuldeneintreiber 
direkt von der Straße an. Sie 
folgten Gorbatschows Instruk- 
tionen, die dem Ausspruch 
Bucharins aus den zwanziger 


Jahren entlehnt waren: »Berei- 
chert euch«. Törichte demokrati- 
sche Aktivisten waren unterdes- 
sen sicher, daß jeder reich wer- 
den könne, wenn erst die »radi- 
kalen Reformen« griffen. 


Als Gajdar im November 1991 
Regierungschef wurde, tat er 
genau das, was seine Vorgänger 
getan hatten. Er versuchte, die 
russischen Ministerien in Privat- 
firmen zu verwandeln und mehr 
Kapital in neue Anlageobjekte 
zu pumpen, die seine Regierung 
kontrollieren konnte. Die wirt- 
schaftliche Liberalisierung hatte 
ebenso wie die Steuerreform den 
Zweck, bestehende mächtige 
Konkurrenten auszuschalten. 
Gajdar stützte sich auf diese 
bewährten Methoden und schuf 
neue inoffizielle Monopole. Sei- 
ne engen Freunde nannten ihn 
einen »Institutionalisten« eher 
als einen Monetaristen, da er 
bestehende kriminelle Verbin- 
dungen »institutionalisierte«. 


Gajdars und Jelzins Karrieren 
waren auch vom Internationalen 
Währungsfonds (IWF) abhän- 
gig. Gajdar brauchte mehr Geld, 
gleich aus welcher Quelle. Er 
war aufs »Geldmachen« aus, 
egal mit welchen Mitteln, zum 
Beispiel durch eine tschet- 
schenische Erfindung - die 
gefälschte Bankanweisung. Er 
zwang die ganze produktive 
Wirtschaft zum Verbrechen, weil 
sein Steuergesetz nur durch die 
Verheimlichung von Einkom- 
men befolgt werden konnte. So 
machte er die ganze Gesellschaft 
zu Verbrechern. Dennoch setzte 
große Verbrecherrevolution le- 
diglich fort, die Gorbatschow 
zum Vater und den IWF zur 
Mutter hat. 


Ein sowjetischer 
Ölmanager 


Diese Hinweise auf Moskau sind 
eine notwendige Vorbemerkung 
zum dritten und wichtigsten 
Aspekt der Tschetschenienfrage. 
Es geht um die totale politische, 
wirtschaftliche und moralische 
Krise, die die große Verbrecher- 
revolution hervorgebracht hat. 


Tschetschenien-Historiker ha- 
ben ganz recht, wenn sie sagen, 
ein Taip sei keine kriminelle 
Struktur, sondern ein Modus des 
Zusammenlebens verschiedener 
Gruppen eines Volkes, ihres 
gegenseitigen Verstehens und 
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der gewaltfreien Aufteilung von 
Land und Einfluß. Dazu gehört 
ein gewisser Mechanismus, mit- 
einander zu reden oder zu ver- 
handeln, der auch im kriminel- 
len Milleu oder in der Geopolitik 
üblich ist. Die Besonderheit liegt 
jedoch darin, daß, wenn Geld 
und persönliche Ambitionen 
wichtiger werden als das Ge- 
schick des Landes und seines 
“ Volkes, kriminelle Beziehungen 
entstehen. Die nationalistische 
Bewegung in Tschetschenien 
wurde kriminell, als die An- 
häufungen von Geld wichtiger 
wurde als alles andere. 


Doku Sawgajew war nicht die 
schlechteste Wahl für die Lei- 
tung Tschetscheniens. Er war der 
erste Parteifunktionär in Ruß- 
land, der einen Teil des Par- 
teivermögens für Kinder und 
Alte ausgab. Aber er hatte 
machthungrige Rivalen, die be- 
gierig darauf waren, das Erdöl 
und die Erzeugnisse der Raffine- 
rien in der ganzen Republik zu 
kontrollieren. 


Jaragiji Mamadajew hatte viele 
Jahre in Moskau im UdSSR- 
Ministerium für Ol- und Gas- 
förderung verbracht. Er fühlte 
sich so weit von zu Hause weg 
ganz wohl. Als aber das System 
der Ministerien zusammenbrach, 
war ein an seine Vorteile ge- 
wöhnter Mann der Nomenkla- 
tura nicht sehr geneigt aufzuge- 
ben, was er hatte. Er wollte 
Macht, Geld und die gleichen 
Privilegien, aber auf andere 
Weise. Und er sah eine glänzen- 
de Möglichkeit, all das zu behal- 
ten — nicht als kleiner Schma- 
rotzer, der auf Kosten vieler 
Menschen lebt, sondern als der 
erste Schmarotzer seines eige- 
nen Volkes. Er begann eine neue 
Karriere. 


Jaragjj Mamadajews Leute 
brachten im Mai-Juni 1991 den 
Tschetschenischen Volkskon- 
greß unter ihre absolute Kon- 
trolle. Jelzin war noch nicht rus- 
sischer Präsident. Die zukünfti- 
ge tschetschenische Führung, 
die sich damals um Mamadajew 
herausbildete, wurde also nicht 
von Jelzin kontrolliert. Genauso 
wenig war sie Gorbatschow ge- 
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genüber loyal. Dudajew wird 
zwar später sagen, er bedaure 
die Zerschlagung der UdSSR, 
aber das ist rein populistisches 
Gerede, um sich bei Kom- 
munisten und Rentnern beliebt 
zu machen. 


Doku Sawgajew machte Fehler 
über Fehler, indem er versuchte, 
es jedem recht zu machen. Die 
Folge davon war, daß man ihn 
für schwach hielt und als einen 
»lokalen Gorbatschow« ansah. 


Für Jaragij Mamadajew wie für 
andere, die aufgrund ihrer frühe- 
ren Posten finanzielle Macht 
erlangten, besaß ein ehemaliger 
Regionalchef der KPdSU wie 
Boris Jelzin keine besondere 
Autorität. Als Mamadajew fak- 
tisch zum Oberhaupt eines unab- 
hängigen Staates wurde, be- 
trachtete er sich als Jelzin eben- 
bürtig. Aber statt selbst für die 
Präsidentschaft in Tschetsche- 
nien zu kandidieren, schaute er 
sich nach einem Jüngeren um, 
der leicht zu manipulieren wäre. 
Einen solchen fand er in General 
Dschokar Dudajew, einem der 
beiden tschetschenischen Gene- 
räle der Sowjetarmee, einem 
gefühlsbetonten Menschen und 
guten Redner. 


Am 19. August 1991 machte 
Sawgajew seinen letzten, ver- 
hängnisvollen Fehler - er unter- 
stützte die Putschisten des Staat- 
lichen Notstandskomitees und 
nicht Jelzin, da er immer noch in 
der Illusion lebte, es gäbe eine 
zuverlässige zentrale Autorität. 
Dies bedeutete das Ende seiner 
Karriere. 


Machtwechsel 
in Grosnyj 


Die Führer der separatistischen 
Opposition in Tschetschenien 
hatten bereits 199] ein Ab- 
kommen über das Ol von Baku 
im Visier, dessen baldige Un- 
terzeichnung sie erwarteten. Sie 
wußten, daß der Öltransportweg 
höchstwahrscheinlich durch 
Tschetschenien und Kabarda 
oder aber durch Georgien führen 
würde. Sie waren daran interes- 
siert, jede passende Gelegenheit 
zu ergreifen, an die Macht zu 
gelangen, und erwarben Ölraffi- 
nerien und lokale Olfelder. Da- 
bei waren sie so klug, ihr 
Vorhaben hinter antikommuni- 
stischer Rhetorik zu verbergen, 
während sie Zeit und zusätzliche 


Unterstützung für die Machter- 
greifung zu gewinnen hofften. 


Am 19. August 1991 fand in 
Grosnyj eine Großdemonstra- 
tion mit nationalistischen, anti- 
kommunistischen Parolen statt. 
Sie dauerte zwei Wochen und 
nannte sich Vereinigter Kongreß 
des Tschetschenischen Volkes. 
Dann wurde Doku Sawgajew, 
der Chef des Tschetschenischen 
Obersten Sowjets, mit anderen 
Ratsmitgliedern aus seinem 
Amtssitz hinausgeworfen. 


Diese von Mamadajew insze- 
nierte »Volksrevolution« fand 
am 6. September 1991 statt. Eini- 
ge Tage später besuchten Jelzins 
Beamte erstmals Tschet- 
schenien: Staatssekretär Genna- 
dij Burbulis, der Chef des 
Presse- und Informationsmini- 
steriums Michail Poltoranin, der 
stellvertretende Außenminister 
Fjodor Schelow-Kowedjajew, 
die Sonderberaterin des Präsi- 
denten für nationale Bezie- 
hungen Galina Starowojtowa 
sowie der spätere Sprecher des 
Obersten Sowjets der Russi- 
schen Föderation Ruslan Chas- 
bulatow. Auch Eduard Sche- 
wardnadse reiste nach Tschet- 
schenien. Burbulis und Polto- 
ranin versprachen Dudajew die 
Beförderung in einem höheren 
Generalsrang. 


Chasbulatow glaubte Dudajews 
Versprechen, die Blockade der 
Regierungsgebäude, des Gebäu- 
des des früheren Tschetsche- 
nischen Sowjets und der Fern- 
sehstation bald aufzuheben. In 
Anwesenheit Chasbulatows tra- 
fen sich Mitglieder des früheren 
Obersten Sowjets, um aus ihren 
Reihen 35 Leute für einen vor- 
läufigen Obersten Sowjet zu 
wählen, der am 18. November 
1991 freie Wahlen für das neue 
tschetschenische Parlament ab- 
halten sollte. 


Konsequenzen der 
Unabhängigkeitser- 
klärung 


Am 8. Oktober 1991 jedoch 
löste Dudajew den vorläufigen 
Sowjet auf und setzte für den 27. 
Oktober eine Parlaments- und 
Präsidentenwahl in Tschetsche- 
nien an. Darauf verkündete er, er 
sei zum Präsidenten gewählt 
worden, obgleich in Wirklich- 
keit nur etwa 17 Prozent für ihn 
gestimmt hatten. Dann erklärte 


er Tschetschenien für unabbän- 
gig und ernannte seine Re- 
gierung. Regierungschef wurde 
Jaragij Mamadajew. 


Am 6. November 1991 rief 
Boris Jelzin für Tschetschenien 
den Notstand aus. Seiner An- 
ordnung wurde nicht Folge 
geleistet. 


Ruslan Chasbulatow berichtete 
über das Geschehen in einem in 
»Smena« veröffentlichten Inter- 
view vom 27. Januar 1995: 
»Mehrere Flugzeuge mit unbe- 
waffneter Besatzung landeten 
auf Grosnyjs Flughäfen, wäh- 
rend die Waffen nach Mosdok in 
Nordossetien gebracht wurden. 
Zwei Stunden lang liefen die 
Soldaten herum, bis sie vom 
Verteidigungsministerium Be- 
fehl erhielten, zurückzufliegen. 
Der Minister für Nationalitäts- 
angelegenheiten Schachraj bat 
mich mit der Erklärung, er 
könne »Jelzin nicht finden«, 
selbst nach Grosnyj zu fliegen. 
Ich rief Arsanow, den Chef der 
Stadtverwaltung von Grosnyj, 
an. Er sagte, die Straßen wären 
menschenleer und Dudajew sei 
geflohen. Dudajew war wirklich 
drei Stunden lang verschwun- 
den, wurde dann aber wieder 
gesehen, als klar war, daß die 
Ausrufung des Notstands ohne 
Konsequenzen geblieben war. 
Da wurde mir berichtet, Mar- 
schall Jewgenij Schaposchni- 
kow und General Barannikow 
(der damalige Innenminister) 
weigerten sich unter Berufung 
auf Gorbatschow, Truppen in die 
Stadt zu führen. Ich rief Gor- 
batschow an, und dieser be- 
stätigte, daß er befohlen habe, 
keine Truppen zu schicken.« 


So war die duale Machtsituation 
— Jelzin Präsident Rußlands, 
Gorbatschow Präsident der 
UdSSR - schuld an Jelzins erster 
Niederlage in Tschetschenien. 
Die Tatsache, daß Gorbatschow 
bei der Armee größeren Einfluß 
hatte als Jelzin, ist leicht zu 
erklären: Da die russischen 
Truppen noch nicht »kommer- 
zialisiert» waren, hielten sie for- 
mal noch an der alten Disziplin 
fest und gehorchten dem Kom- 
mandeur der UdSSR Schapo- 
schnikow, der einen höheren 
Rang als der russische Ver- 
teidigungsminister Pawel Grat- 
schow hatte. 


Jelzins glückloser Versuch, Du- 
dajew zu besiegen, wurde von 


den Radikalliberalen, besonders 
vom selbsternannten »antifa- 
schistischen« Flügel des Demo- 
kratischen Rußland, als »schwe- 
rer politischer Fehler« gewertet. 
In liberalen Kreisen hatte Galina 
Starowojtowa die meisten 
Sympathien für Dudajew. Sie 
hatte schon 1988 die Karabach- 
Bewegung in Armenien unter- 
stützt. Obwohl sie sich lautstark 
für Armenien, und gegen den 
KGB ausgesprochen hatte, fing 
sie plötzlich an, zugunsten As- 
erbaidschans zu sprechen, als 
Heidar Alijew, der frühere aser- 
baidschanische KGB-Chef und 
Mitbesitzer des Kaspischen Öl- 
konsortiums, wieder an die 
Macht kam. 1991 wollte sie 
Rußland in 72 einzelne Länder 
aufteilen. Im Sommer 1994 
sprach sie von der »friedlichen 
Heimkehr der Krim nach 
Rußland«. Sie fährt oft nach 
London, wo ihr Sohn bereits 
wohnt, sowie nach Washington. 


Starowojtowa bestand auf der 
Aufhebung des Notstands, tele- 
fonierte mit Dudajew und schil- 
derte den Medien dessen »ritter- 
liches« und »demokratisches« 
Verhalten. Im November 1993 
werden dann die abgeschla- 
genen Köpfe von drei Wider- 
sachern Dudajews als Zeichen 
seiner Macht - oder seiner 
besonderen Art der »Ritterlich- 
keit«? — in Grosnyj ausgestellt. 


Waffenvorräte der 
russischen Truppen 


Bei ihrem Rückzug ließen die 
russischen Truppen Waffenvor- 
räte zurück. Neuerdings taucht 
vor allem Schaposchnikows 
Name in diesem Zusammenhang 
auf. Aber als Schachraj ihn im 
Januar 1995 in einem Fern- 
sehprogramm des Senders 
Ostankino direkt darauf an- 
sprach, schob der Marschall die 
Verantwortung auf Gratschow 
und Gajdar. Der gerade erst 
ernannte Gajdar war zwar nicht 
in der Lage gewesen, ein solches 
Waffengeschäft in die Wege zu 
leiten, aber später stellte sich 
heraus, daß er inoffizielle Kon- 
takte zu den gleichen Waffen- 
lieferanten und Joint Ventures 
im Baltikum hatte wie Dudajew. 


Gajdars Mannschaft hatte eher 
mit einem anderen bekannten 
tschetschenischen Geschäft zu 
tun, nämlich mit der berüchtig- 
ten gefälschten Bankanweisung. 


Im März und April 1992 began- 
nen kriminelle Machenschaften 
mit riesigen Geldsummen, die 
aus »heißer Luft« bestanden, als 
klar wurde, daß Gajdars Steuer- 
politik nicht funktionierte und 
die Zahlungskrise eine soziale 
Explosion verursachen konnte. 


Die Sache mit den gefälschten 
Anweisungen kam heraus, als 
Georgij Matjuschin Direktor der 
Zentralbank war. Nachdem man 
ihn durch den ehemaligen 
Direktor der Bank der UdSSR 
Viktor Geraschtschenko ersetzt 
hatte, hat man von Matjuschin 
nichts mehr gehört. Aber das 
Gerücht ist nicht verstummt, daß 
eine Gruppe prominenter russi- 
scher Banken das kriminelle 
Geld zu großen Teilen »gewa- 
schen« hat. 


Im Frühjahr 1992 berichtete 
Schaposnikow, damals Ober- 
kommandierender der GUS- 
Streitkräfte, der russischen Füh- 
rung, Dudajew habe vorgeschla- 
gen, gemeinsame Truppen zu 
zwei gleichen Teilen unterhal- 
ten. Der spätere Verteidigungs- 
minister Gratschow behauptete, 
er habe alle Waffen aus Tschet- 
schenien abgezogen. Es er- 
scheint aber glaubwürdiger, daß 
gar keine abgezogen wurden. 
Als sie später verkauft wurden, 
erhielten einige hochrangige 
Führungskräfte in Moskau ihren 
Anteil. Vielleicht betrug der ja 
50 Prozent. 


Als sich die beiden früheren 
staatlichen Waffenhandelsfir- 
men, die frühere Ingenieur- 
hauptabteilung und die techni- 
sche Hauptabteilung des Ver- 
teidigungsministeriums, die nach 
zwei Jahren der Halbprivati- 
sierung natürlich entsetzlich 
korrupt waren, 1993 schließlich 
zum Staatlichen russischen 
Waffenkonzern zusammenschlos- 
sen, wurde Marschall Schapo- 
schnikow zum Vertreter des 
Präsidenten dieser Firma er- 
nannt. Später erfuhr man, daß 
der Erste Stellvertretende Re- 
gierungschef Oleg Soskowez 
und der Vorsitzende des Föde- 
rationsrats Wladimir Schumeiko 
um Einfluß in dem Konzern 
wetteiferten. Gegen Schumeiko, 
den früheren Leiter eines Mili- 
tärbetriebes, wurde im Sommer 
1993 vom Obersten Sowjet 
wegen Korruption in großem 
Umfang ermittelt. Das einzige 
Ergebnis war der Rücktritt des 
Innenministers Andrej Dunajew 


und des Sicherheitsministers 
viktor Barannikow; Schumeiko 
trat nicht zurück. Später unter- 
stützte Jelzin seine Bewerbung 
um das Amt des Vorsitzenden 
des Föderationsrats, und eine 
Zeitlang wurde er als möglicher 
Nachfolger Jelzins gehandelt. 


Schumeiko und 
Dudajew 


Wladimir Schumeiko spielte 
offensichtlich eine wichtige 
Rolle bei den Ereignissen in 
Tschetschenien und für das per- 
sönliche Schicksal Dschokar 
Dudajews. Im März 1992, als 
die Opposition gegen Dudajew 
in Tschetschenien ihre erste 
Demonstration gegen Korrup- 
tion und Arbeitslosigkeit plante, 
erhielt der Separatist Dudajew 
150 Millionen Rubel aus Mos- 
kau. Im August 1992, eine 
Woche vor den geplanten Ak- 
tionen der Opposition, kamen 
noch einmal 500 Millionen 
Rubel aus Moskau. 


Im Dezember begab sich Jaragij 
Mamadajew persönlich nach 
Moskau, wo er diesmal 2,5 Mil- 
liarden Rubel verlangte. Die 
Opposition bereitete einen über 
die ganze tschetschenische Re- 
publik ausgedehnten Streik vor. 
Das zentrale Problem in Tschet- 
schenien war der unaufhaltsame 
wirtschaftliche Zusammen- 
bruch, der sich in dem Hunger 
alter Menschen zeigte, denen 
man ein halbes Jahr lang die 
Rente schuldig geblieben war. 
Die Republik war zur kriminell- 
sten Gegend Rußlands gewor- 
den. 


Wieder bekam Mamadajew das 
Geld trotz des Skandals mit den 
gefälschten Anweisungen. Als 
schließlich Isa Alirojew, ein 
Mitglied des russischen Ober- 
sten Sowjets, nach der Quelle 
dieser Geldmittel forschte, stell- 
te er fest, daß die Spur zum 
Ersten Stellvertretenden Premier- 
minister der russischen Re- 
gierung, dem heutigen Sprecher 
des Föderationsrats Wladimir 
Schumeiko, führte. 


Die Region 
in Flammen 


Der Spätherbst 1991 war eine 
Zeit verstärkter separatistischer 
Aktivitäten im Kaukasus. Die 
tschetschenische Opposition 


versuchte, sich mit Georgien 
unter Swiad Gamsachurdia zu 
verbünden. Eine andere Gruppe 
von Tschetschenen bemühte sich 
um die Allianz mit den Adighe 
und Tscherkessen mit dem Ziel 


der Bildung eines »Groß- 
Tscherkessien«. 
Hier überschnitten sich die 


Interessen Dschokar Dudajews 
und Rusland Chasbulatows eine 
Zeitlang. Als Abkömmling eines 
Taips tscherkessischen Ur- 
sprungs unterstützte Chasbu- 
latow später die Idee einer 
Konföderation der Gebirgs- 
völker — Adighe, Kabardino- 
Balkaren, karakalpakische Tscher- 
kessen, Tschetschenen und In- 
guschen —, während Dudajew 
versuchte, einen noch weiter 
gefaßten Block unter seiner 
Führung zu bilden, genannt 
»Kaukasische Heimat«, zu dem 
noch Georgien und Abchasien 
gehören sollten. 


Die Verbindung von Adighe und 
Tscherkessen hat eine religiöse 
Basis, die sich wesentlich von 
Dudajews Tarigat Kadireia un- 
terscheidet. Nachdem sich Du- 
dajew mit Gamsachurdia über- 
worfen hatte, bekam er keine 
Unterstützung von den Führern 
der Balkaren, Tscherkessen und 
Adighe mehr. 


1991-92 war die Lage in Geor- 
gien prekär. Schon 1990 hieß es, 
ein Konflikt stünde bevor. Es 
kam dann jedoch nicht zum 
Ausbruch von Feindseligkeiten, 
da man auf einem Treffen hoch- 
rangiger Persönlichkeiten des 
organisierten Verbrechens in 
Suchumi überein gekommen 
war, daß Tourismus einträglicher 
sei als ein Krieg. Der Krieg 
begann dann erst 1992, als 
Abchasien plötzlich erklärte, es 
wolle sich an Rußland an- 
schließen. Nach der Bombardie- 
rung des Hafens von Poti war 
klar, daß das kaspische Öl nicht 
durch Georgien fließen würde. 
Ebenso war klar, daß von der 
Transportroute Baku-Grosnyj- 
Noworossisk nicht nur die russi- 
sche Führung, sondern auch die 
Eliten der nordkaukasischen 
Republiken — Adighien, Tscher- 
kessien, Balkarien und Nord- 
ossetien — profitieren würden. 
Da war es kein Wunder, daß sie 
sich Moskau gegenüber loyal 
verhielten. 


Es gab Hinweise darauf, daß 
ausländische Interessen in der 
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Tschetschenien 
Das russische 
Sizilien 


Region im Spiel waren. Das 
Auftauchen von Begriffen wie 
»Groß-Tscherkessien« oder 
»Groß-Adighien« riecht nach 
britischem Geheimdienst und 
könnte auch von der Türkei oder 
Saudi-Arabien gefördert worden 
sein. Dschokar Dudajew bekam 
wenig Unterstützung aus dem 
muslimischen Nachbarrepubli- 
ken, abgesehen von gewissen 
Zeichen der Sympathie aus 
Dagestan. Deshalb warb er um 
die Unterstützung aus den musli- 
mischen Nachbarrepubliken, ab- 
gesehen von gewissen Zeichen 
der Sympathie aus Dagestan. 
Deshalb warb er um die Un- 
terstützung der Türkei, die eige- 
ne Gründe gegen die nördliche 
Öltransportroute hatte. Die Tür- 
kei unterstützte ihn nicht direkt, 
aber die Dudajew-freundlichen 
Aktivitäten der radikalen Bos 
Gurd (Graue Wölfe) in Aser- 
baidschan sind ein Zeichen indi- 
rekter Unterstützung. 


Skandal um 
Dudajew 


Im August 1993, drei Monate 
bevor der abgeschlagene Kopf 
seines Bruders auf dem Zen- 
tralplatz von Grosnyj ausgestellt 
wurde, veröffentlichte der tsche- 
tschenische Oppositionsführer 
Ruslan Labasanow Geheimdo- 
kumente Dudajews. Es handelt 
sich um die Operation »Spinn- 
gewebe«: Dabei geht es um die 
Verschiebung von Erdölproduk- 
ten nach Minsk, Briansk und 
Alma Ata; fünf Milliarden Rubel 
(Wert von 1992) werden bei 
einer Bank in Grosnyj dispo- 
niert, und die Erdölprodukte ver- 
schwinden. Dudajew ordnet eine 
gerichtliche Untersuchung an, 
die Prüfer werden umgebracht, 
der Fall zu den Akten gelegt. 


Eine andere Operation umfaßt 
40 Städte. Diesmal geht es um 
640 Millionen Rubel und zwei 
Millionen Dollar; das Geld geht 
ein, die Waren verschwinden; 
wieder wird der Prüfer ermordet 
und der Fall zu den Akten 
gelegt. 


Eine weitere Operation trägt den 
Namen »Impuls«: »Den Fall zu 
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Verbrannte Erde in Grosnyj, das Ergebnis eines Krieges, 
der sich zwischen halbkriminellen Clans abspielt. 


den Akten legen« lautet eine 
handschriftliche Notiz Duda- 
jews. Innerhalb von zwei Jahren 
haben solche Operationen 25 
Milliarden Dollar eingebracht. 


Am 20. März 1993 wurden zwei 
Flugzeuge mit Papiergeld im 
Gesamtwert von 2,5 Milliarden 
Rubel beladen und von Tal- 
linn/Estland nach Tschetsche- 
nien geschickt. Die alten Bank- 
noten sollten gegen neue umge- 
tauscht werden. Nichts kam 
zurück. 


Einmal wurden die Vertreter 
Tschetscheniens selbst hereinge- 
legt von einem gewissen Kri- 
woschapkin, der sich als 
Verwalter eines nicht existieren- 
den »Kultur- und Handels- 
zentrums« der Jakutischen Re- 
publik in Sibirien ausgab. Er bot 
fünf Tonnen Gold für 2,78 
Milliarden Rubel an. Als er das 
Geld hatte, wurde er nicht mehr 
gesehen. 


In Tschetschenien war es die 
leichteste Sache der Welt, einen 
Waffenschein zu bekommen. 
Man brauchte nur zu sagen: »Ich 
habe das Gewehr auf einem 
Markt gekauft«, und schon hatte 
man den Waffenschein. 


So ist es nicht übertrieben, wenn 
man Tschetschenien eine »Frei- 
verbrechenszone« nennt. Als 
sich Dudajew an seine radikalli- 


beralen Freunde in Litauen 
wandte und sagte: »Wir sind 
euer Tor zum Süden, und ihr seid 
unser Tor zum Westen«, wußte 
jeder, was er damit meinte. 
Drogen wurden auf tschet- 
schenischen Märkten offen ver- 
kauft. 


Je krimineller die Gesellschaft 
Tschetscheniens und je chaoti- 
scher seine Wirtschaft wurde, 
desto mehr wuchsen die Span- 
nungen zwischen den Taips. In 
einer kriminellen Atmosphäre 
hing das Ansehen eines Men- 
schen oder eines Taips von der 
Menge seines gestohlenen Gel- 
des ab. Verdacht, Neid und Haß 
blühten. Die einzige Möglich- 
keit, zu Geld zu kommen, war 
die Spekulation. Das kulturelle 
Leben lag am Boden. 


Falsche Unabhängigkeit, die 
sich auf doppelten und dreifa- 
chen Betrug gründete, spaltete 
die Gesellschaft. Die reichsten 
Taips waren mit dem Leben 
zufrieden, so wie es war, aber 
jeder wollte mehr Einfluß haben. 
Alte Traditionen, die den Zu- 
sammenhalt zwischen den Taips 
gewährleisteten, galten nicht 
mehr. Dadurch wurde Dudajews 
Macht ausgehöhlt, und darum 
wurde auch der Krieg zwischen 
den Taips zu einem russisch- 
tschetschenischen Krieg, weil 
einer der Taips Rußland um 
Hilfe bat. 


Im Frühjahr 1993 verschlechter- 
te sich Dschokar Dudajews La- 
ge. Nach einer riesigen opposi- 
tionellen Demonstration löste er 
am 17. April sein Parlament auf, 
so wie es Jelzin fünf Monate 
später in Rußland tat. Das 
Parlament leistete Widerstand 
und verlangte einen Volksent- 
scheid. Am 4. Juli vernichteten 
Dudajews Leute das Wahlbüro 
und die Stimmzettel des Volks- 
entscheids. Eine Demonstration 
der Opposition wurde mit Pan- 
zerfahrzeugen zerschlagen. 


Dudajews Vetter Schamil wurde 
getötet. Dudajew löste den 
Stadtrat auf. Dessen Vorsit- 
zender Beslan Gantemirow wur- 
de zu seinem Feind. Vier Taips 
forderten Dudajew vor einen 
Schariat (Gericht). Er kam nicht. 
Dann erklärte einer der Oppo- 
sitionsführer, Umar Awturcha- 
now, den Distrikt Nadteret- 
schnaja zur Tschetschenischen 
Republik Terek. 


Keine politische 
Lösung 


Die Situation beruhigte sich bis 
zum Frühjahr 1994, als Aw- 
turchanow sich in Moskau mit 
Sergey Schachraj, dem Minister 
für Nationalitätenfragen, traf. 
Schachraj erklärte sich einver- 
standen, in der Staatsduma ein 
Gesetz zur »Regelung der Be- 
ziehungen« zwischen den regie- 
renden Körperschaften Ruß- 
lands und Tschetscheniens« ein- 
zubringen. Dieses entsprach in 
etwa dem vorher zwischen 
Rußland und Tatarstan geschlos- 
senen Vertrag. 


Zur selben Zeit schlugen Sergej 
Schachraj und Ramasan Abdula- 
tipow, ein prominenter russi- 
scher Politiker, der Dagestan im 
Föderationsrat vertrat, ein Ge- 
spräch der politischen Organi- 
sationen des Nordkaukasus am 
»runden Tisch« vor. Dudajew 
rief Schachraj an und sagte, er 
wolle mit Jelzin allein sprechen. 
Da schaltete sich plötzlich 
Schumeiko ein und sagte, Jelzin 
solle Dudajew als Präsidenten 
anerkennen. Schachraj sagte 
darauf, man dürfe sich unmög- 
lich über den Beschluß des russi- 
schen Obersten Sowjets, der 
damals nicht mehr bestand, hin- 
wegsetzen, der sich geweigert 
habe, Tschetscheniens Unab- 
hängigkeit anzuerkennen. Er 
bestand darauf, daß die russische 


Regierung alten Menschen im 
Distrikt Nadteretschnaja Renten 
zahlen solle, und sagte, nur 
durch freie Wahlen könnten die 
Probleme Tschetscheniens ge- 
löst werden. Mehrere Tage da- 
nach trat Schachraj plötzlich 
vom Amt des Ministers für 
Nationalitätenfragen zurück und 
wurde durch Nikolaj Jegorow 
ersetzt. Nach unbestätigten Mel- 
dungen war Schachraj nicht 
wegen Tschetschenien zurück- 
getreten, sondern weil Schu- 
meiko ständig gegen ihn intri- 
giert haben soll. 


Am 27. Mai versuchte ein unbe- 
kannter Terrorist, Dudajew zu 
ermorden, der dies zum Anlaß 
für eine antirussische Kampagne 
nahm. Er schrieb einen gehar- 
nischten Brief an Jelzin, worauf- 
hin dessen Adjutant Sergey 
Filatow, der bis dahin Dudajew 
unterstützt hatte, vor einer 
»Schewardnadse-Variante« in 
Tschetschenien warnte. Er mein- 
te damit, daß Doku Sawgajew 
als Führer nach Tschetschenien 
zurückkehren könnte wie seiner- 
zeit Schewardnadse nach Geor- 
gien. Zwei Monate später traf 
sich Awtuschanow, der aus dem 
gleichen Taip wie Sawgajew 
stammt, mit Filatow. Awtur- 
chanow war jetzt Chef des Über- 
gangsrats, den die Zentral- 
behörden in Moskau von diesem 
Zeitpunkt an unterstützten. 


Am 4. August erließ der Über- 
gangsrat ein »Machtdekret«, das 
freie Wahlen verfügt, sowie eine 
«Vereinbarung über die Auf- 
teilung der Befugnisse« zwi- 
schen Rußland und Tschet- 
schenien. 


Im Juli und August besuchten 
der sich selbst als russischen 
Nationalisten propagierende Ge- 
neral Sterligow und Nikolaj 
Kosizyn, der Adjutant des Ko- 
sakenführers Ataman Ratijew, 
Grosnyj. 


Die Russische Union der Ko- 
sakentruppen, die früher Ratijew 
unterstand, war ursprünglich als 
Wachdienst für »demokratische 
Geschäftsleute« gegründet wor- 
den. Sie besteht als Alternative 
zur Kosakenunion unter Ataman 
Martinow. 


Dudajew und Kosizyn schlossen 
mit Sterligows Unterstützung 
einen Vertrag, durch den die 
Kosakentruppen und die Re- 
publik Itschkeria (Tschet- 


schenien) sich verpflichteten, 
den Partner bei Kriegshand- 
lungen zu unterstützen, soweit 
diese seiner Verteidigung die- 
nen. Sterligow machte in der 
südrussischen Stadt Rostow 
Station und versuchte die Ko- 
saken zu überreden, eine eigene 
unabhängige Republik zu grün- 
den. 


Die weiteren 
Ereignisse bis 
zum Ultimatum 


11. August 1994. Dudajew kün- 
digt die Mobilmachung an. 


1.-5. September. Der Kampf 
zwischen Dudajews Leuten und 
der Opposition beginnt. 


10. September. Dudajew feiert 
den dritten Jahrestag der Un- 
abhängigkeit. 


20. September. Unterzeichnung 
des Vertrags über das Ol von 
Baku. 

28. September. Erste russische 
Speznas-Einheiten erscheinen in 
Tschetschenien. 


30. September. Oppositionelle 
Hubschrauber greifen Dudajews 
Flugplatz an. 


6. Oktober. Der russische Ver- 
teidigungsminister Pawel Grat- 
schow trifft sich heimlich mit 
dem Präsidenten von Kabar- 
dino-Balkaria Walerij Kokow. 


13. Oktober. Saindi Tscholtajew, 
Verwaltungschef des Über- 
gangsrats, trifft sich mit Sergej 
Filatow in Moskau. 


15. Oktober. Oppositionelle Trup- 
pen nähern sich ungehindert 
dem Präsidentenpalast in Gros- 
nyj und betreten ihn. Der Palast 
ist leer. Sie ziehen sich zurück 
und bleiben nur 40 km vor der 
Stadt stehen. Dieser Überfall 
wird als Generalprobe für den 
Entscheidungsschlag gegen Du- 
dajew bezeichnet. 


19. Oktober. Plötzlicher Angriff 
durch Dudajews Truppen. Die 
Einheit Baslan Gantemirows 
wird aufgelöst, Urus-Martan be- 
setzt. 


21. Oktober. Umar Awturcha- 
now bittet Jelzin, Tschernommyr- 
din und Gratschow, einzugreifen 
und das Abschlachten friedlicher 
Einwohner zu beenden. 


Ende Oktober. Es beginnt eine 
sogenannte »Transportblocka- 
de« unter Aufsicht von Filatow, 
Schachraj und Präsidentenbe- 
rater Emil Pain. Die Truppen 
geraten in Unordnung, kommen 
und gehen, ohne daß irgendet- 
was wirklich blockiert würde. 
Ausländische Beobachter kön- 
nen nicht ausmachen, was vor 
sich geht. 


18. November. Schachraj wird 
von allen mit Tschetschenien 
zusammenhängenden Aufgaben 
entbunden. In Mosdok stellt 
General Kotenkow neun Batail- 
lone tschetschenischer Frei- 
williger zusammen. 


26. November. Die Oppositions- 
truppen greifen Grosnyj von 
neun Seiten an. Die Bataillone 
sind schlecht koordiniert, die 
Kommandeure besitzen keine 
Stadtpläne. Die Panzer rücken 
vor, lassen die Infanterie zurück. 
Als sie am Präsidentenpalast 
haltmachen, schießen Dudajews 
Soldaten aus dem Hinterhalt mit 
Granatwerfern auf sie. Die 
Infanterie dringt in den Palast 
ein und beginnt zu plündern. Die 
Soldaten ziehen sich zurück, las- 
sen die Panzer stehen. 


29. November. Unter Andro- 
hung des Ausnahemzustands 
stellt Jelzin beiden Gegnern ein 
Ultimatum. 


Keiner der Politiker 
ist besser als der andere 


Die sizilianische Maffia wäre in 
Italien nie auf den Plan getreten, 
wenn die staatlichen Institu- 
tionen Italiens nicht so marode 
gewesen wären. Die Chronik der 
Ereignisse in Tschetschenien 
beweist am besten, daß die tota- 
le Kriminalisierung der postso- 
wjetischen Gesellschaft Tschet- 
schenien zum russischen Sizi- 
lien gemacht hat. 


Das liberale »moralische Glau- 
bensbekenntnis« — »Lebe für 
dich selbst, für dein Vergnügen, 
kümmere dich nicht um andere 
und nimm, soviel du kannst« — 
begann sich schon vor Gor- 
batschow während der soge- 
nannten Stagnationsperiode der 
siebziger und frühen achtziger 
Jahre durchzusetzen, als die 
führenden alten Männer, die 
kaum noch sprechen konnten, 
unfähig waren, dem Volk Ent- 
wicklungsimpulse zu geben. 


Wie hätten sie das auch tun kön- 
nen, da sie nur für ihr eigenes 
Vergnügen hinter den hohen 
Zäunen ihrer Partei-Datscha leb- 
ten? Das ist der moralische 
Ursprung eines Jegor Gajdar, 
Sohn eines Generals der 
Nomenklatura, der selbst zur 
Nomenklatura gehörte und erzo- 
gen war, keine Rücksicht auf 
seine Mitbürger zu nehmen. Das 
ist der Ursprung der Psychologie 
der Macht, die sich auf Ei- 
gentum stützt, das der Eigen- 
tümer nicht selbst verdient hat. 
Das ist der Ursprung der Psy- 
chologie der Kriminalität, der 
Psychologie des Krieges und der 
Psychologie der Geopolitik. 


Keine der erwähnten Personen 
ist gut. Jelzin ist nicht besser als 
Dudajew, und Mamadajew nicht 
schlimmer als Schumeiko. In der 
russischen wie in der tschet- 
schenischen Elite sind die Be- 
ziehungen von äußerstem Miß- 
trauen, Neid und Haß geprägt. 


Über die tschetschenische Tra- 
gödie kursieren zwei große 
Lügen. Die erste ist die Be- 
hauptung, die eine Seite bestün- 
de aus Patrioten, die andere aus 
Gangstern. Die zweite Lüge ist 
die Behauptung, auf der einen 
Seite seien die Aggressoren, auf 
der anderen ein tapferes, kühnes, 
freiheitsliebendes Volk. 


Beides stimmt nicht. Der Krieg, 
der sich in Rußland zur Zeit 
abspielt, ist ein Krieg zwischen 
halbkriminellen Clans, genauso 
wie in Tschetschenien. Es ist der 
Krieg eines Clans der russischen 
Nomenklatura gegen einen an- 
deren Nomenklatura-Clan in 
Tschetschenien mit unterschied- 
lichen Bundesgenossen. Die 
Tragödie besteht darin, daß 
weder die Kämpfenden noch die 
armen Menschen, die auf beiden 
Seiten umkommen, merken, daß 
sie alle von der gleichen Quelle 
des weltweiten UÜbels manipu- 
liert werden, obwohl es in die- 
sem Fall doch offensichtlich ist. 


A> 
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Rußland 


Streit mit 
Ukraine 
beigelegt 


Verborgen durch den Krieg in Tschetschenien war im Laufe des 
Monat Februar ein einzelner Prozeß im Gange, bei dem Rußland 
die konkrete Kooperation mit den früheren sowjetischen 
Kernrepubliken Ukraine, Weißrußland und Kasachstan gesucht 
—- und gefunden hat. Im Falle von Weißrußland und Kasachstan 
gehört dazu die wirtschaftliche, politische und militärische 
Reintegration. Was besonders eigenartig an diesem Prozeß ist, 
der auf weitere Veränderungen in Moskau hindeutet, ist die 
abrupte Umkehr in der Haltung Rußlands gegenüber der Ukraine 
und zwar von Provokation und Sabotage einer potentiell gemein- 
samen Wirtschaftskooperation zu erneuten engen wirtschaftli- 
chen Bindungen auf der Basis der Nichteinmischung in die 


Souveränität der Ukraine. 


Diese geänderte Dynamik wurde 
bei dem Treffen der Premier- 
minister von Rußland, Weißruß- 
land und Kasachstan am 4. Feb- 
ruar in Moskau sichtbar, bei dem 
eine Vereinbarung zur Gründung 
einer Zollunion zwischen den 
drei Staaten getroffen wurde. 
Dem Ereignis ging ein Meilen- 
stein-Abkommen im Januar 
zwischen Rußland und Kasach- 
stan zur Schaffung gemeinsamer 
bewaffneter Streitkräfte vo- 
raus — ein Ereignis, das in den 
westlichen Medien unbeachtet 
blieb. 


Zollunion und koordi- 
nierte Außenpolitik 


Die Entwicklungen mit Weißruß- 
land und Kasachstan waren zwar 
sehr wichtig, doch sozusagen »im 
Kommen« und deshalb nicht 
überraschend. Doch der Inte- 
grationspfad erhielt mehr Schwung 
durch einen zweitägigen Besuch 
des Präsidenten der russischen 
Föderation, Boris Jelzin, am 21. 
und 22. Februar in Weißrußland, 
bei dem er und der Präsident 
Weißrußlands, Alexander Luka- 
schenko, in der weißrussischen 
Hauptstadt Minsk einen »Vertrag 
über Freundschaft, gut nachbar- 
schaftliche Beziehungen und Ko- 
operation« unterzeichneten. 
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Jelzins Verträge bedeuten 
eine enge wirtschaftliche 
Bindung auf der Basis der 


Nichteinmischung in die 
Souveränität der Ukraine. 


Der Vertrag bekräftigte die Zoll- 
union, legte eine koordinierte 
Außenpolitik fest, den gemeinsa- 
men Schutz der Grenzen Weiß- 
rußlands und bestätigte erneut 


den kollektiven Sicherheits- 
vertrag aus dem Jahre 1992. 


Wie vom russischen Verteidi- 
gungsminister Pavel Gratchow, 
der zusammen mit Jelzin in 
Minsk weilte, angekündigt wur- 
de, wurde eine Einigung erzielt 
über die Stationierung von russi- 
schen Flugzeugen auf »ver- 
schiedenen« Luftstützpunkten 
Weißrußlands und die beiden 
ABM-Flugkörper-Frühwarnsy- 
steme auf weißrussischem Terri- 
torium gingen offiziell in russi- 
sches Eigentum über. Ein Ver- 
tragsentwurf zur Schaffung ge- 
meinsamer bewaffneter Streit- 
kräfte mit einem gemeinsamen 
Kommando in Moskau wurde 
formuliert und soll zu einem 
späteren Zeitpunkt in diesem 
Jahr unterzeichnet werden. 


Eine überraschende 
Entwicklung 


Die positive Überraschung des 
Monats gab es am 10. Februar, 
als Rußland und die Ukraine 
ihren lange Zeit steckengeblie- 
benen Vertrag über Freundschaft 
und Kooperation in der ukraini- 
schen Hauptstadt Kiew para- 
phieren. Der Vertrag lag seit 
September auf Eis, weil Rußland 
provozierend und für die 
Ukraine unakzeptabel darauf 
bestand, daß der Vertrag eine 
Klausel über die Gewährung 
einer doppelten Staatsbürger- 
schaft für die 12 Millionen in der 
Ukraine lebenden Russen ent- 
halten solle und weil Moskau es 
abgelehnt hatte, die Frage der 
offenstehenden Schulden der 
Ukraine für Erdgaslieferungen 
aus Rußland gütlich zu regeln. 
Das russische Außenministe- 
rium unter Andrei Kozyrev hatte 
bei der Durchsetzumg dieser 
Forderungen eine führende Rolle 
gespielt. 


Dann machte Moskau in beiden 
Punkten plötzlich eine Kehrt- 
wendung. Wie durch die Er- 
eignisse klargeworden ist, kam 
diese Kehrtwendung durch die 
Führung der russischen mili- 
tärisch-industriellen Komplexes 
und des Militärs in Verbindung 
mit Premierminister Viktor 
Schernomyrdin zustande. Die 
russische Delegation in Kiew, 
die den Vertrag paraphierten, 
wurde von Oleg Soskovyets an- 
geführt, einer führenden Person 
im militärisch-industriellen Komp- 
lex und Rußlands erstem stell- 


vertretenden Premierminister. 
Dem Vertrag wurde unter Eli- 
minierung der Klausel über die 
»doppelte Staatsbürgerschaft« 
zugestimmt. 


Dem Besuch ging zunächst hin- 
ter den Kulissen eine Verein- 
barung zur Beseitigung der 
Sackgasse über die Erdgas- 
schulden voraus. Diese Verein- 
barung wurde am 17. Februar 
offiziell, als unter der Leitung 
von Schernomyrdin, dem frühe- 
ren Chef’ von Gazprom, dem rus- 
sischen Gasproduzenten und 
Exporteur, über die ausstehen- 
den Schulden der Ukraine für 
Gaslieferungen im Jahre 1994 
ein Abkommen getroffen wurde. 
Nach den Bedingungen dieses 
Abkommen wurden über die 1,4 
Milliarden Dollar Schulden fol- 
gende Vereinbarungen getroffen: 
500 Millionen Dollar wurden 
umgeschuldet; die Ukraine 
stimmte zu, 600 Millionen Dol- 
lar durch Warenlieferungen ab- 
zudecken und über die restlichen 
300 Millionen Dollar einigte 
man sich dadurch, daß Gazprom 
die Möglichkeit zum Kauf von 
Anteilen an ukrainischen Öl- 
und Gaseinrichtungen wie Raffi- 
nerien und Pipelines erhielt. 


Damit ist die fortlaufende Lie- 
ferung von Erdgas gesichert, das 
für die ukrainische Industrie und 
für den privaten Heizbedarf und 
Warmwasser absolut lebensnot- 
wendig ist. 


Rußland bekommt die 
Schwarzmeerflotte 


Bei den Gesprächen in Kiew 
wurde auch der andere, große 
Konflikt zwischen Rußland und 
der Ukraine, die Klärung der 
Frage der Schwarzmeerflotte, 
gelöst. Hier bekam das russische 
Militär was es wollte. Es wurde 
vereinbart daß Rußland nomi- 
nell 85 Prozent der Flotte erhält. 
In Wirklichkeit ist die ganze 
Flotte jetzt — abgesehen von 
Küstenpatrouillenbooten — im 
formalen Besitz Rußlands. Und 
was noch wichtiger ist, der 
wichtigsten Forderung des russi- 
schen Militärs wurde stattgege- 
ben: die Ukraine stimmte zu, 
Rußland den dauerhaften Besitz 
des Hauptmarinestützpunktes der 
Schwarzmeerflotte in Sebasto- 
pol auf der Krim zu überlassen. 


Die Vertragsbedingungen, die 
eindeutig in überwältigender 


Weise zugunsten von Rußland 
ausfallen, unterscheiden sich 
dennoch kam von dem, was die 
ukrainische Regierung von Prä- 
sident Leonid Kuchma bereits 
im September 1994 zu geben 
bereit gewesen ist. 


Mit der Paraphierung des Ver- 
trages ist endgültig der Weg frei 
für den inzwischen viermal ver- 
schobenen Jelzin-Kuchma-Gip- 
fel, bei dem der Vertrag unter- 
zeichnet werden soll. 


Die Kooperation 
beginnt 


Wie wichtig dieser von Soskov- 
yets und dem militärisch-indu- 
striellen Komplex erreichte 
Durchbruch ist, wurde bereits 
innerhalb einer Woche deutlich, 
als die Triebkraft der bilateralen 
Kooperation, die mit der Para- 
phierung des Vertrages begann, 
spürbar wurde. 


Am 18. Februar unterzeichneten 
Rußland und die Ukraine ein 
wichtiges Kooperationsabkom- 
men im militärisch-industriellen 
Sektor. Dieser Sektor ist sowohl 
für die russische wie für die 
ukrainische Wirtschaft am wich- 
tigsten. Für die Ukraine einmal 
mehr, weil der Anteil von ukrai- 
nischen Industriearbeitern in 
militärischen und mit dem Mili- 
tär in Verbindung stehenden 
Industrien im Verhältnis zu den 
Beschäftigten in der Industrie 
insgesamt höher ist als in 
Rußland. 


Rußland und die Ukraine einig- 
ten sich auf die Bildung einer 
gemeinsamen Gruppe mit 
Namen International Air Engi- 
nes zum Bau von Flugzeugen, 
Waffenlieferungen an Rußland 
und Lieferungen von Bauteilen 
für die russische Raumfahrt. Der 
Vertrag wurde von Viktor Gluk- 
hyk, dem Chef des russischen 
Staatskomitees für die Rü- 
stungsindustrie, und dem ukrai- 
nischen Verteidigungsminister 
Wladimir Shmarov unterzeich- 
net. Beide betonten, Daß die 
Verträge den militärisch-indu- 
striellen Unternehmen, die durch 
die Stornierung von Aufträgen 
nach der Auflösung der Sow- 
jetunion Probleme bekommen 
hatten, helfen sollen. 


Die Verträge haben auch schon 
einige konkrete Ergebnisse ge- 
bracht. Glukhyk kündigte an, 


daß Rußland sein altes Trans- 
portflugzeug IL-76 durch die 
Transportflugzeuge 400 AN-70 
ersetzen will, die in der Ukraine 
hergestellt werden. Schmarov 
hat außerdem den russischen 
Vorschlag gebilligt, daß die 
Ukraine 19 TU-160 Lang- 
streckenbomber für die russi- 
sche Luftwaffe baut und be- 
zeichnete dies und das AN-70 
Projekt als die ersten Schritte für 
eine weitreichende Kooperation 
zwischen dem militärisch-indu- 
striellen Komplex beider Län- 
der. 


Glukhyk vertiefte diesen Punkt 
noch weiter und meinte, die 
Russen werden auch militäri- 
sche Hardware von Firmen im 
Industriegürtel der östlichen und 
südlichen Ukraine kaufen. Er 
nannte vor allem die Absicht, 
wieder Raketen und Raketen- 
bauteile vom ukrainischen riesi- 
gen »Yuzhmash« — Komplex in 
Dniepropetrovsk zu kaufen, der 
unter einem Direktor, Leonid 
Kuchma, der inzwischen Präsi- 
dent der Ukraine geworden ist, 
der führende Raketenproduzent 
in der ehemaligen UdSSR gewe- 
sen ist. 

Diese Verträge sind von unge- 
heuerer politischer und wirt- 
schaftlicher Bedeutung für die 
Ukraine, weil sie die Grundlage 
für das nagende Problem der 
Arbeitslosigkeit im Industrie- 
gürtel bilden, in dem die meisten 
Russen als ethnische Minderheit 
in der Ukraine leben. Unter der 
Bedingung wirtschaftlicher Sta- 
bilität hat diese Minderheit 
gezeigt, daß sie für die Ver- 
lockungen, sich anti-ukrainischen 
Separatistenbewegungen anzu- 
schließen, »nicht anfällig« ist. 
Vom Standpunkt Rußlands aus 
zeigen diese Verträge einen ge- 
sunden Impuls des militärisch- 
industriellen Komplexes, daß es 
für Rußland wichtiger ist, im 
Bereich fortgeschrittener Indu- 
strien seine wahre Stärke aufzu- 
bauen und zu bewahren als nicht 
mit der Ukraine zu kooperieren 
und so lieber seiner Wirtschaft 
zu helfen als das imperiale Spiel 
der wirtschaftlichen und politi- 
schen Destabilisierung der Uk- 
raine zu spielen. I 
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Pakistan 


Der Konfes- 


sionskrieg 
wird zur Be- 


drohung 


für 


die Regierung 


Der sinnlose Mord an 20 Mitgliedern der Shia-Gemeinschaft 
durch nicht identifizierte Täter, der am 25. Februar in zwei Shia- 
Moscheen in Karachi verübt worden war, deutet auf den Beginn 
einer neuen Welle von Konfessionskämpfen zwischen der Sunnis- 
Mehrheit und der Shias-Minderheit in Pakistan hin, die für Saudi 
Arabien und den Iran von lokalen Gruppen durchgeführt werden. 
Aus der Hafenstadt Karachi wird bereits vonVergeltungsmorden 


berichtet. 


Der grausame Mord an den Shia- 
Gläubigen, der an das Hebron- 
Massaker an der israelisch be- 
setzten West Bank durch einen 
zionistischen Fanatiker im ver- 
gangenen Jahr erinnert, mit dem 
die israelisch-palästinensischen 
Friedensbemühungen gekippt wer- 
den sollten, wird für die bereits 
arg in Bedrängnis geratene Re- 
gierung von Premierministerin 
Benazir Bhutto eine zusätzliche 
Belastung darstellen, die völlig 
ratlos ist und nicht weiß, wie sie 
mit dem immer weiter fortschrei- 
tenden Zusammenbruch von 
Recht und Ordnung im Land fer- 
tigwerden soll. Dies ist besonders 
schlimm in Karachi, der kom- 
merziellen Hauptstadt Pakistans 
und bei weitem der wichtigsten 
Hafenstadt des Landes. 


Die Mohajir Qaum Bewegung 
(MQM) - eine Gruppierung der- 
jenigen, die Indien verlassen und 
sich seit der Teilung des Sub- 
kontinents im Jahre 1947 in Pa- 
kistan niedergelassen hat — hat 
ihre Gewalttätigkeiten in Karachi 
und in einigen anderen Städten in 
der Provinz Sindh fortgesetzt, wo 
die Mohajirs vorherrschend prä- 
sent sind. Die MQM fordert mehr 
wirtschaftliche Macht und politi- 
schen Einfluß und fordert den 
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Heimatstützpunkt der Pakistan 
People’s Party (PPP) heraus, 
dem Hauptbestandteil in dem 
Regierungsbündnis, das Paki- 
stan heute regiert. 


Die Stufe der Gewalt, die durch 
Agitationen der MQM seit mehr 
als einem Jahrzehnt verursacht 
wurde, ist beispiellos und es gibt 
keinerlei Hinweise darauf, daß 
die Regierung in Islamabad ir- 
gend eine Vorstellung davon hat, 
wie sie den Konflikt durch Ver- 
handlungen lösen kann. Statt 
dessen hat sich Islamabad durch 
seine eigene Mißachtung von 
Recht und Ordnung gerächt. Die 
Folge ist, daß Karachi heute eine 
der gefährlichsten Städte auf der 
ganzen Welt ist. 

Schlimmer noch ist vielleicht 
die Tatsache, daß Karachi zum 
schwachen Bindeglied Pakistans 
geworden ist, wo Stellvertreter- 
kriege von externen Kräften ge- 
führt werden, die Konfessions- 
und religiöse Konflikte verursa- 
chen und die Integrität der Na- 
tion von innen heraus untergra- 
ben. Bisher hat das feudale Pa- 
kistan noch keine Antwort dar- 
auf gefunden. 


Im Gegensatz dazu gehört der 
Kampf zwischen Shia und Sunni 


in Karachi eher zu einer jünge- 
ren Entwicklung, obwohl sich 
die beiden Sekten in Punjab, der 
nordwestlichen Grenzprovinz, 
und Azad Kashmir — dem zu Pa- 
kistan gehörenden Teil Kasch- 
mirs — schon seit Jahren be- 
kämpfen. Provokationen gegen 
die Shias in Karachi gehen bis 
auf das Jahr 1984 zurück, als 
Sunni Extremisten eine Shia- 
Moschee und mehrere umlie- 
gende Geschäfte, die Personen, 
welche der Shia-Gemeinschaft 
angehörten, besitzen, während der 
Feierlichkeiten zum Ashura, dem 
Opferfest, niederbrannten. 

Doch in den folgenden Jahren 
lag das Schlachtfeld für Extre- 
misten, die zu den beiden Ge- 
meinschaften gehörten, anders- 
wo, während Karachi heftige 
Gewalttätigkeiten erlebte, die 
von den Heroin- und Haschisch- 
händlern‚der MQM und den 
PPP-Aktivisten, übereifrigen Ver- 
tretern von Recht und Ordnung, 
Sindhi-Sezessionisten und den 
orthodoxen, von der Jamaat un- 
terstützten, Vertretern der mosle- 
mischen Liga und ihren studenti- 
schen Tarngruppen inszeniert 
wurden. 


Das neueste 
Problem 


Pakistan, ein Staat von 110 Mil- 
lionen Menschen, wird von den 
Sumni beherrscht. Es gibt 20 bis 
30 Millionen Shias. Vor 1980, 
oder genauer, vor der sowjeti- 
schen Invasion in Afghanistan 
im Jahre 1979 und als der Aja- 
tollah Ruhollah Khomeini durch 
eine gewalttätige islamische Re- 
volution im Iran an die Macht 
kam, waren heftige Zwischen- 
fälle zwischen Shias und Sunnis 
in Pakistan zu selten, als daß sie 
irgendjemanden in Sorge ver- 
setzt hätten. Doch der Erfolg der 
islamischen Revolution unter 
Ajatollah Khomeini und die 
Entscheidung der herrschenden 
Elite Pakistans, ein strategischer 
Partner des Westens zu werden, 
um der sowjetischen Bedrohung 
der »freien Länder« Südasiens 
entgegenzuwirken, ließ Pakistan 
in den Mittelpunkt umfangrei- 
cher Intrigen und Konflikte 
rücken. Während der Drogen- 
handel und illegale Waffen- 
schmuggel einfach dazugehörte, 
um die sogenannte Jihad in 
Afghanistan aufrecht zu erhal- 
ten, wurden die ausländischen 
Interessen in Pakistan deutlich 
verstärkt. 


Für die Saudis war Pakistan ein 
natürlicher Verbündeter, der ge- 
festigt werden mußte. Die mei- 
sten Sunnis, die dem orthodoxen 
Deobandi Orden angehörten, 
waren für den orthodoxen Waha- 
bismus Saudi Arabiens emp- 
fänglicher als für den in Zen- 
tralasien vorherrschenden Sufis- 
mus. Das Interesse der Saudis an 
Pakistan, das von westlichen 
Theoretikern und Geostrategen 
oft angetrieben wurde, bestand 
darin, zu helfen, in Islamabad 
eine Führung an die Macht zu 
bringen, die prosaudisch ist und 
interessiert daran, ihre Nachbarn 
— große und kleine — zu beein- 
flussen, während sie gleichzeitig 
den Goodwill im Namen der sau- 
dischen Regierung propagiert. 


Große, von den Saudis finan- 
zierte, Moscheen, waren das 
sichtbare Ergebnis des saudi- 
schen Unterstützungsspektrums. 
Das unsichtbare Ergebnis be- 
steht aus saudischer Unter- 
stützung der politischen Partei; 
unzähligen akademischen Insti- 
tutionen sowie vielen isla- 
mischen Schulen wie der Jama- 
at-e-Islami und solch geschulten 
Mördern wie den Anjuman 
Sipah-e-Sahaba (ASS) in Punjab 
und den angeblichen Killern 
vom 25. Februar in Karachi, den 
Sipah-e-Sahaba Pakistan (SSP). 
Während die Rolle der Jamaat 
darin bestand, islamische Ortho- 
doxie im Stile von Wahabi als 
Sturmbock gegen alle demokra- 
tischen politischen Kräfte zu be- 
nutzen, wurden die Sipah-e-Sa- 
haba dazu benutzt, pro-iranische 
Interessengruppen zu dezimie- 
ren und Shia-Führer und Bewe- 
gungen zu eliminieren. 


Wenn die saudische Agenda für 
Pakistan skrupellos erscheinen 
mag, so ist das doch nichts ande- 
res als das, was der Iran unter 
dem Deckmantel von »freundli- 
chen Schritten durch ein freund- 
schaftliches Land« getan hat. 
Die Shia-Gruppierungen der 
Tehrik-e-Nifaz-e-Figh-Jaffriya 
(TNFJ) der nordwestlichen Grenz- 
provinz oder die Tehrik-e-Jaff- 
riya (TJ), die in Karachi aktiv 
sind, haben alle wie paramilitäri- 
sche Kräfte und ein exaktes 
Ebenbild der ASS agiert. Es ist 
auch klar, daß die Sipah-e- 
Sahaba zwar politisch mit der 
moslemischen Liga Pakistans, 
besonders der Nawaz Sharif 
Gruppe — dem Hauptgegner für 
Premierministerin Bhuttos Re- 
gierungskoalition — verbunden 


ist, doch daß die TNF)J mit der 
PPP in Einklang steht. 


Es ist auch die Frage, wie eng 
die TNFJ in der nächsten Zeit 
mit der Bhutto-Regierung ver- 
bunden bleiben wird, wenn die 
Morde, wie sie zum Beispiel am 
25. Februar stattfanden, künftig 
nicht gestoppt werden. Die Mor- 
de in den beiden Shia-Moscheen 
in Karachi stellen wahrschein- 
lich eine Botschaft an Premier- 
ministerin Bhutto über die Dinge 
dar, mit denen bei der nächsten 
Welle der Gewalt zu rechnen ist. 


Der erste große Shia-Sunni Kon- 
flikt in den letzten Jahren kam im 
Mai 1984 ans Licht, als berichtet 
wurde, daß ca. 200 bis 300 
Menschen in Zusammenstößen 
zwischen Shias und Sunnis in 
Gilgit in Azad Kashmir getötet 
worden sind. Diese Zusammen- 
stöße fanden um Gilgit und seine 
Nachbardörfer herum statt und 
Augenzeugen berichten, daß die 
Armee und die Polizei dabei 
eine »passive« Rolle eingenom- 
men hat. Pakistans Chef-Kriegs- 
rechtsverwalter zu der Zeit, Ge- 
neral Zia ul-Haq, schmiß die Re- 
gierung von Azad Kashmir kur- 
zerhand raus, zensierte die Nach- 


MARSHA FREEMAN 


HIN ZU NEUEN WELTEN — 
die Geschichte der 
deutschen Raumfahrtpioniere 


Die ersten Schritte des Menschen auf den Mond 
werden, wenn der grüne Zweckpessimismus ein- 
mal verflogen ist, als eine der größten Leistun- 
gen des 20. Jahrhunderts anerkannt werden. 

Das Zeitalter der Raumfahrt begann mit der Ent- 
wicklung und dem Start der A-4 vor 50 Jahren. 
Die Bedeutung dieser Tat können auch Leute 
nicht schmälern, die mit politischen Hinterge- 
danken die Weltraumpioniere aus Peenemünde 
als Kriegsverbrecher und Nazis verleumden wol- 


len. 


Marsha Freeman erzählt die lebendige und begei- 
sternde Geschichte der Männer, die mit der 
A-4 (V-2) die erste Rakete entwickelten, welche 
den Dunstkreis der Erde verließ, die in den USA 
weiterarbeiteten und den ersten Menschen zum 
Mond und sicher wieder zurück brachten. 


richtenmeldungen und löste die 
Provinzversammlung von Azad 
Kashmir auf. Während der Zu- 
sammenstöße behaupteten aus- 
ländische Diplomaten, die über 
die Zwischenfälle berichteten, 
daß Aktivisten der Shia-Ge- 
meinschaft Slogans vorgebracht 
hätten wie »Nieder mit Saudi 
Arabien« und »Nieder mit Pa- 
kistan«. 


Heranziehen 
von Killern 


Kurz nachdem der Zwischenfall 
von Gilgit ans Licht gekommen- 
war, tauchte die Anjuman Sipah- 
e-Sahaba Gruppe in Punjab auf. 
Zu dem Zeitpunkt war weithin 
bekannt, daß die ASS der mili- 
tante Arm der Jamaat-e-Islami 
war, einer prosaudischen, po- 
litischen Gruppierung mit einer 
kleinen Basis, aber einer Menge 
Geld. Bald wurde Punjab zum 
Jagdgebiet der ASS und ein sinn- 
loser Mord folgte dem anderen. 


Trotz massivem Zeter- und Mor- 
diogeschrei von Seiten der fried- 
liebenden pakistanischen Bürger 
wurde nichts unternommen, um 
die von der ASS verübte Gewalt 


zu zügeln. Im Jahre 1988, Wo- 
chen bevor Zia ul-Haq zusam- 
men mit einer Reihe seiner eng- 
sten Freunde aus der Armee bei 
einem Flugzeugabsturz getötet 
wurde, hatte die Ermordung des 
TNFJ-Chefs Allama Husseini in 
der nordwestlichen Grenzpro- 
vinz Wut hervorgerufen. Auch 
der Iran nahm die Sache nicht 
auf die leichte Schulter und ent- 
sandte einen persönlichen Abge- 
sandten von Ayatollah Khomeini 
zur Teilnahme am Begräbnis 
von Allama Husseini. 


Die Ermordung von Allama 
Husseini und der von der ASS 
gegen die Minderheiten im all- 
gemeinen und die Shias im 
besonderen gepredigte Haß hal- 
fen der Shia-Gemeinschaft mehr 
Kader zu rekrutieren, um der 
ASS gegenüberzutreten. Die ASS 
wurde auch beschuldigt, zwei 
iranische Diplomaten in Punjab 
getötet zu haben. Trotz Protesten 
aus Teheran war es offensicht- 
lich, daß Islamabad nicht in der 
Lage war, entweder die ASS 
oder die TNFJ effektiv zu zü- 
geln. 

Unterdessen wird der Stellver- 
tretungskrieg zwischen den bei- 


den islamischen Rivalen am 
Golf, Saudi Arabien und Iran, in 
Pakistan weiter auf Kosten un- 
schuldiger Pakistanis ausgetra- 
gen. Pakistans endlose Einmi- 
schungen in Afghanistan, viel- 
leicht auf Betreiben einiger 
westlicher Mächte, hat die Span- 
nungen zwischen den Shia-Ex- 
tremisten und den Sunni-Mör- 
dern innerhalb Pakistans noch 
gefördert. 


In Afghanistan haben sowohl 
Saudi Arabien als auch Iran ihre 
Ansprüche auf ein Stück von 
dem zentralasiatischen Kuchen 
angemeldet und wetteifern mit- 
einander um einen islamischen 
Einflußbereich, über den der 
Handel mit Zentralasien und 
religiöse Bekehrungen in Zen- 
tralasien mit Hingabe durchge- 
führt werden können. Weder die 
Saudis noch die Iraner haben 
irgendeine Absicht gezeigt, daß 
sie ihre Hände von Afghanistan 
nehmen wollen und Pakistan 
wärmt sich seine Hände natür- 
lich weiterhin am afghanischen 
Feuer. 
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Afghanistan 


Veränderung 
des Gleich- 
sewichts in 
Zentralasien 


Obwohl es in der westlichen Welt schon lange in Vergessenheit ge- 
raten war, findet sich Afghanistan nun erneut in den Schlagzeilen 
der westlichen Presse wieder. Die Meldungen konzentrieren sich 
dabei auf das Auftreten einer neuen Gruppe in Afghanistan, den 
Taliban — was bedeutet Religionsstudenten -, die seit ihrem plötz- 
lichen Auftreten im September vergangenen Jahres fast ein 
Drittel des Landes erobert haben. Obwohl es keine schlüssigen 
Beweise dafür gibt, deutet immer mehr darauf hin, daß die gut 
ausgerüsteten Taliban vom pakistanischen Geheimdienst (ISD, 
Saudi Arabien und den Vereinigten Staaten unterstützt werden. 


Nach der Niederlage der sowjeti- 
schen Roten Armee und deren 
anschließendem Rückzug aus 
Afghanistan im Jahre 1989 haben 
die afghanischen Mujahideen 
drei Jahre lang weiter gegen die 
kommunistische Regierung ge- 
kämpft und nach ihrem Sturz im 
Jahre 1992 haben sie untereinan- 
der weiter gekämpft. Versorgt mit 
Waffen und Geldern von Afgha- 
nistans unmittelbaren Nachbarn 
und anderen Ländern haben die 
rivalisierenden Mujahideen-Grup- 
pen unbarmherzig die Relikte 
dieses einst stolzen Landes zer- 
stört. 


Mit dem Koran 
in der Hand 


Mit dem Koran in der einen Hand 
und einer AK-47 in der anderen 
haben die Taliban das politische 
Gleichgewicht im Land drastisch 
verändert. Doch nicht alle sind 
Religionsstudenten, wie uns die 
meisten Nachrichtenmeldungen 
glauben machen wollen. Der 
Hauptteil besteht aus ehemaligen 
Mujahideen, die aus von den 
Pushtun beherrschten Provinzen 
im Süden kommen. Eine große 
Anzahl von Religionsstudenten 
wurde auch von den Madrassas 
oder Religionsschulen und Flücht- 
lingslagern jenseits der Grenze in 
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Pakistan rekrutiert. Die Taliban, 
die mit ein paar hundert Mann 
begannen, sind inzwischen auf 
weit über 25.000 Mann unter 
Waffen angewachsen. 


Die erste Eroberung der Taliban 
begann vor acht Monaten, als sie 
ein Arsenal in der Nähe der paki- 
stanischen Grenze einnahmen. 
Später drangen sie in Kandahar, 
der alten königlichen Stadt im 
Süden, Afghanistans zweitgröß- 
ter Stadt, ein. Nach heftigen 
Kämpfen nahmen sie die Stadt 
ein und richteten ihre Aufmerk- 
samkeit auf den Süden, die Re- 
gion in der in erster Linie Mohn 
angebaut wird. Dort setzten sie 
die Mohnfelder in Brand und 
exekutierten die Drogenhändler. 
Von Kandahar aus marschierten 
die Taliban in Richtung Kabul 
im Nordwesten, das ca. 300 
Meilen entfernt lag. Mit erstaun- 
lichem Erfolg kamen sie in 
Richtung Hauptstadt rasch vor- 
wärts und nahmen dabei eine 
Stadt nach der anderen ein. 


Ein waffen- 
freies Land 


Ihren größten Sieg errangen sie 
gegen Gulbuddin Hekmatyars 
Hizbe-Islami, der sich mit dem 
Kriegsherrn im Norden, Abdul 


Rashid Dostam, einem ehemali- 
gen kommunistischen General, 
gegen die Streitkräfte von Präsi- 
dent Burhanuddin Rabbani und 
seinen militärischen Kämpfer 
Ahmad Shah Masood verbunden 
hatte. 


Die Taliban sagen, daß sie nicht 
nach Macht streben, sondern 
eine islamische Regierung be- 
fürworten und die Entwaffnung 
aller Mujahideen-Gruppen im 
Land fordern. »Wir wollen ein 
waffenfreies Afghanistan und 
wir werden versuchen, die Waf- 
fen einzusammeln, die die Zer- 
störung in unserem Land verur- 
sacht haben«, soll ein Sprecher 
der Gruppe vor kurzem gesagt 
haben. 


Die Taliban tauchten zu einer 
Zeit auf, als der Sondergesandte 
der Vereinten Nationen in Afgha- 
nistan, Mahmoud Mestiri, eifrig 
damit beschäftigt war, die end- 
gültigen Einzelheiten des jüng- 
sten Friedensplans für das Land 
auszuarbeiten. Der Prozeß ver- 
zögerte sich, weil die Re- 
gierung offiziell darauf bestand, 
daß die Taliban ebenfalls an dem 
Friedensprozeß teilnehmen soll- 
ten. Präsident Rabbani, dessen 
Amtszeit am 28. Dezember ver- 
gangenen Jahres ablief, hat die 
bedingungslose Beteiligung der 
Taliban an der Interims-Regie- 
rung verlangt. Da alle vorheri- 
gen Friedenspläne wie die in 
Peshawar, Islamabad und Mecca 
erreichten, gescheitert sind, gibt 
es für den gegenwärtigen Plan 
kaum Hoffnung. Außerdem ha- 
ben die Taliban Rabbanis Forde- 
rung mit den Worten abgelehnt, 
daß sie nicht mit »Verbrechern« 
zusammenarbeiten werden. 


»The Hindu«, der englischspra- 
chigen Tageszeitung aus Madras 
zufolge, die über enge Kontakte 
innerhalb des indischen Außen- 
ministeriums verfügen soll, soll- 
te der Interims-Rat von Sultan 
Mahmood Ghazi geführt wer- 
den, einem Cousin des früheren 
Königs Zahir Shah, wobei der 
ehemalige Premierminister Mo- 
hammed Yousof diesen Posten 
wieder übernehmen sollte. Die 
Hälfte des 30köpfigen Organs 
sollte aus Vertretern der Muja- 
hideen und den Chefs der ver- 
schiedenen Regionen bestehen 
und die andere Hälfte aus unab- 
hängigen Personen. Die Taliban 
werden die Pushtun-Mehrheit 
repräsentieren und ihre militäri- 
sche Kontrolle blieb bisher auf 


von Pushtun beherrschte Ge- 
biete beschränkt. 


Dunkle Ursprünge 
der Taliban 


Über die dunklen Ursprünge der 
Taliban wird viel spekuliert. Zu 
ihren möglichen Sponsoren ge- 
hören Pakistan, die Vereinigten 
Staaten und Saudi Arabien. In 
den letzten Jahren haben Ver- 
treter Pakistans mehr als einmal 
ihren Wunsch zum Ausdruck 
gebracht, für den Handel mit 
Zentralasien eine Landroute zu 
etablieren — eine Landroute, die 
durch Afghanistan gehen müßte. 
Der pakistanische Hafen von 
Karachi ist die nächstgelegene 
Hafenstadt für die Staaten Zen- 
tralasiens und über den Luftweg 
liegt Islamabad näher an Tasch- 
kent, der Hauptstadt von Usbe- 
kistan, als an Karachi. 


Dushanbe, die Hauptstadt von 
Tajikistan, ist nur eine Flug- 
stunde von Islamabad entfernt 
und über den Landweg durch 
Afghanistan beträgt die Ent- 
fernung zwischen Dushanbe und 
Karachi 2.720 Kilometer. Im 
Gegensatz dazu ist der iranische 
Hafen Bandar Abbas 3.400 km, 
Wladiwostock 9.500 km und 
Rostov an der Don 4.200 km 
entfernt. 


Obwohl Pakistan nicht das Geld 
dafür hat, um in Zentralasien zu 
investieren, hoffte es, seine kur- 
ze Landroute bis ans Meer ver- 
markten und Dienstleistungen 
wie Transport, Bankwesen, Ver- 
sicherungen und Geschäftsschu- 
lungsprogramme liefern zu kön- 
nen. Es hat auch viel Sach- 
kenntnis und internationale Kon- 
takte zu bieten, um bei der 
Entwicklung der Textilindustrie 
in Zentralasien zu helfen. Es gab 
nur eine Bedingung dafür - 
Frieden in Afghanistan — denn 
Pakistans Landzugang zu Zen- 
tralasien wurde über Kabul kon- 
trolliert. Für Turkmenistan und 
das südliche Usbekistan verläuft 
die kürzeste Meeresroute durch 
Iran, doch für alle anderen 
Staaten verläuft sie durch Afgha- 
nistan und Pakistan. 


Wenn die antike Seidenstraße 
wieder geöffnet würde, würde 
Pakistan tatsächlich zum Tor 
nach Zentralasien, was seine 
Politik und Wirtschaft sehr stark 
begünstigen würde. Doch der 
Einsatz im Spiel um Einfluß in 


Zentralasien ist sehr hoch. 
Pakistan sieht sich solch starken 
Konkurrenten wie Rußland ge- 
genüber, das das alte sowjetische 
Empire beansprucht sowie der 
Türkei und dem Iran. 


Um die chaotische Stadt Kabul, 
die die Taliban jetzt versuchen 
zu kontrollieren, zu umgehen, 
existiert ein Vorschlag zum 
Wiederaufbau der Straße von 
Termez nach Mazar-e-Sharif in 
Nordafghanistan und dann zur 
Einnahme der Provinz Balkh. 
Nordafghanistan bleibt unter der 
Kontrolle der usbekischen Miliz 
unter Rashid Dostum, der sich 
mit fast allen Staatschefs in 
Zentralasien, die in der Vergan- 
genheit Verbindungen zu den 
Bolschewisten hatten, gut ver- 
steht. 


Der Plan besteht darin, die 
Waren von Quetta nach Karachi 
zu bekommen - ein leichter 
Transportweg. Die Pakistanis 
sind auch dabei, in Gwadar an 
der Küste von Makran einen 
Hafen zu bauen. Pakistan hat 
Kasachstan und Kirgistan eine 
neue Route von Alma Ata nach 
Xinjiang vorgeschlagen, die auf 
den Karakorum-Highway treffen 
soll, welcher von der chinesi- 
schen Grenze nach Islamabad 
verläuft. Diese Route wird aller- 
dings nur die Sommermonate 
über passierbar sein, doch sie 
würde Zentralasien mit China 
und Pakistan verbinden, was das 
alte Turkestan zum ersten Mal in 
der Geschichte zum Meer hin 
öffnen würde. 


Die Politik der 
Großmächte 


Das wichtigste Ergebnis der 
sowjetischen Invasion in Afgha- 
nistan und des anschließenden 
Bürgerkriegs ist, daß die Grenze 
zwischen Zentralasien oder zwi- 
schen den turktatarisch spre- 
chenden Menschen und den 
Pushtuns, der größten Gruppe in 
Afghanistan, die vorher entlang 
der nördlichen Hänge von Ma- 
zar-e-Sharif und dem Fluß 
Amudar’ya verlief, de facto 
geändert wurde und nach Süden 
in Richtung Kabul und die 
Hindu Kush Berge verlegt wor- 
den ist. 


Acht von Afghanistans neun 
Provinzen werden jetzt von 
Menschen aus Zentralasien be- 
wohnt, vor allem denjenigen, die 


in den letzten Jahren vor der 
Sowjetherrschaft geflohen sind. 
Vier Millionen Tajiks, 1,5 Mil- 
lionen Usbeken, eine halbe 
Million Turkomenen und mehre- 
re Tausend nomadische Kyrgyz 
und Pamiri-Ismaelis (Aga Khanis) 
sollen jetzt in Afghanistan leben. 


Während des Krieges in Afgha- 
nistan hatten die Sowjets es auf 
den östlichen Pushtun-Gürtel 
von Afghanistan abgesehen und 
hatten mit Afghanistans Provin- 
zen im Norden ein leichtes 
Spiel. Im Krieg wollte man die 
ethnischen Spannungen zwi- 
schen denjenigen turktatarischer 
Abstammung und den Pushtuns 
innerhalb Afghanistans schüren. 
Unterdessen leisteten die Verei- 
nigten Staaten und Pakistan dem 
Bild von Hekmatyar, dem voll- 
ständig korrupten Pushtun, Vor- 
schub, während die sowjetische 
Propagandamaschinerie Ahmed 
Shah Masood förderte. 


Mit der Revolte von General 
Rashid Dostum gegen seinen 
Mentor Najibullah im Jahre 
1992 wurde das Schicksal des 
Kabuler Regimes besiegelt und 
der Norden als separate turktata- 
rische politische Entität von den 
Usbeken kontrolliert. Die Us- 
beken haben jetzt mit ihren 
Pushtun-Brüdern weniger gemein- 
sam als je zuvor. So hat die 
sowjetische Invasion des Jahres 
1979 zur de facto Teilung Afgha- 
nistans geführt. 


Der alte 
britische Plan 


Der Vorstoß der Taliban, die vor- 
wiegend ethnische Pushtuns 
sind, hat auch die geographische 
Teilung zwischen den von den 
Pushtun beherrschten Provinzen 
vom Rest der ethnischen Grup- 
pen hervorgehoben. Die Tajiks, 
die zweitgrößte ethnische Grup- 
pe, zu denen Masood und 
Rabbani gehören, befinden sich 
vor allem in den nördlichen und 
nordwestlichen Provinzen des 
Landes. Dostums usbekische 
Gruppe erhält aktive Unter- 
stützung vom Präsidenten des 
benachbarten Usbekistan, dem 
ehemaligen Kommunisten Islam 
Karimov. 


Sollten die Taliban in ihren jetzi- 
gen Gebieten bleiben oder wenn 
es zu einer Provokation ethni- 
scher Feindseligkeiten kommen 
sollte, könnte das sehr wohl die 


effektive Teilung des Landes 
nach dem alten britischen Plan 
des Geheimdienstagenten Ber- 
nard Lewis bedeuten. Dies 
könnte auch nicht wünschens- 
werte Konsequenzen für Paki- 
stan haben, denn seine Grenz- 
provinz im Nordwesten, in der 
vorwiegend Pushtun wohnen, 
grenzt im Süden an Afghanistan. 


Unterdessen weisen Berichte, 
die nach Indien durchsickern, 
darauf hin, daß die Talıban 
ausschließlich in Regionen vor- 
stoßen, die von den Pushtun 
kontrolliert werden. Die Taliban 
machen auch noch weitere 
Unterscheidungen: diejenigen 
Mujahideen-Gruppen in der 
Nähe zu Saudi Arabien wurden 
nicht angerührt, was weiterhin 
den Verdacht hat aufkommen 
lassen, daß der saudische und 
pakistanische Geheimdienst mit 
stillschweigender Unterstützung 
der Vereinigten Staaten die Tali- 
ban führt. 


Die Taliban haben sich nicht in 
von Dostum kontrollierte Regio- 
nen gewagt. Wenn sie Dostums 
Gebiet nicht angreifen, behaup- 
tet »The Hindu«, dann akzeptie- 
ren Pakistan und Saudi Arabien 
de facto den ursprünglichen Plan 
der Sowjets, Afghanistans Gren- 
zen zu verkleinern, während 
Nordafghanistan zur Pufferzone 
oder zum Kampfplatz wird. Das 
würde verhindern, daß der »isla- 
mische Fundamentalismus« der 
Pushtuns nach Norden kommt 
und würde die GUS-Staaten 
gegen die »Angriffe« der Fun- 
damentalisten quasi immun ma- 
chen. Unterdessen hat der Iran 
Befürchtungen darüber zum 
Ausdruck gebracht, daß die 
neuen Kräfte, die sich in Afgha- 
nistan auftun, es auf die Shias 
dort abgesehen haben. 


General Dostum soll gedroht 
haben, daß jeder Schritt seitens 
der Taliban zur Eroberung 
Kabuls oder anderen Territo- 
riums im Norden zu einer ausge- 
prägten ethnischen Konfronta- 
tion und Teilung Afghanistans 
entlang der Pushtun und Nicht- 
Pushtun-Linien führen könnte. 


Unerwartete Reaktion 
der Chinesen 


Die Entwicklungen in diesem 
Teil der Welt bleiben in Peking 
nicht unbemerkt. China hat 
bereits seine Feindschaft gegen- 


über allen islamischen Provo- 
kationen in Xinjiang, das auch 
das »chinesische Turkestan« ge- 
nannt wird, gezeigt. China wür- 
de auch nicht lange damit zö- 
gern, den Karakorum-Highway 
— die Pakistan mit China im 
Norden verbindet — abzuriegeln, 
wenn es fragliche Aktivitäten 
feststellt, die von Islamabad aus 
gelenkt werden. 


Ein Aufstand in Xinjiang vor 
zwei Jahren unterstreicht die 
Nervosität der Chinesen über 
das Auftreten von islamischen 
Bewegungen in dem Gebiet. Es 
gibt Berichte über einen Auf- 
stand im April 1992, der von 
Abdul Kasim, einem islami- 
schen Führer der Bewegung 
Freies Ostturkestan angeführt 
worden ist. Den chinesischen 
Behörden zufolge ist die Grup- 
pe, die aus Uighurs und Kyrgyz 
besteht, von den afghanischen 
Mujahideen bewaffnet und trai- 
niert worden. Es wurde rück- 
sichtslos hart durchgegriffen und 
die islamischen Führer wurden 
verhaftet. 


China, das die Angelegenheit 
sehr ernst genommen hat, hat 
den Khunjerab-Paß und den 
Karakorum-Highway geschlos- 
sen und Pakistan darüber infor- 
miert, daß China seine Bezie- 
hungen mit diesem Land in 
Zweifel ziehen würde, wenn Is- 
lamabad die Aktivitäten der isla- 
mischen Militanten auf pakis- 
tanischem Boden nicht unter 
Kontrolle bekommen kann. 


Das Beispiel Pakistan sollte für 
die Vereinigten Staaten eine 
Warnung sein, nicht in eine Falle 
zu gehen, die die britischen 
Geopolitiker, die in dieser Re- 
gion über umfassende Erfah- 
rungen verfügen, aufstellen 
könnten. China wird die Ope- 
rationen der Vereinigten Staaten, 
mit denen die regionalen Proble- 
me »gelöst« werden sollen, nicht 
wohlwollend betrachten. 
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Naher Osten 


Die Lähmung 
des Friedens- 
Prozesses 


Eine internationale Konferenz über »Die Zukunft der Mittel- 
meer-Region nach dem Friedensprozeß«, die vom 18. bis 20. Fe- 
bruar in Paris stattfand, zeigte, daß die Nahost-Friedensbemü- 
hungen in eine tiefe Krise abgleiten. Während sich zwar viel über 
die verschiedenen Dispute sagen läßt, die an die Oberfläche ka- 
men, liegen die Ursachen dieser Krise doch außerhalb der Re- 


gion. 


Ursache Nummer Eins war der 
Vorstoß der Briten und ihrer Ver- 
bündeten, den Prozeß um jeden 
Preis zu stoppen. Dies geschieht 
durch eine Welle von Bombenat- 
tentaten in Israel und in den palä- 
stinensischen Territorien, die 
Dutzende von Toten und Verwun- 
deten hinterließen. In politischer 
Hinsicht effektiver war die Blok- 
kierung der Entwicklungshilfe für 
die Palästinenser durch die 
Weltbank, was die politische 
Glaubwürdigkeit von Yasser Ara- 
fat und seine Fähigkeit, mit den 
palästinensischen Aufwieglern, 
besonders der Hamas-Gruppe, 
fertigzuwerden, unterminiert hat. 
Ursache Nummer Zwei — subjek- 
tiver, aber genauso tödlich - ist 
die vorherrschende Meinung in 
der Region, daß Präsident Clinton 
schwach ist und von den konser- 
vativen Revolutionären im Kon- 
greß bedrängt wird. Diese Fakto- 
ren haben dazu beigetragen, daß 
die Parteien ihren Schwerpunkt 
vom wirtschaftlichen Bereich auf 
die Diskussion politischer The- 
men verlagert haben: in der Tat ei- 
ne tödliche Verlagerung. 


Auf der Konferenz kamen zusam- 
men der israelische Außenmini- 
ster Shimon Peres, der Präsident 
der palästinensischen Verwal- 
tungsbehörde, Arafat, und der 
ägyptische Außenminister Amr 
Moussa, die während ihres Auf- 
enthaltes in Paris nicht nur auf der 
Konferenz, sondern auch bei an- 
deren Gelegenheiten zusammen- 
kamen. Sie trafen sich auch mit 
französischen Politikern, auch 
wenn sich diese Gespräche 
scheinbar als erfolglos erwiesen 
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haben. Über Satellit sprachen au- 
ßerdem noch der israelische Pre- 
mierminister Yitzhak Rabin, Jor- 
daniens König Hussein und der 
ägyptische Präsident Hosni Mu- 
barak vor der Konferenz. 


Die Konferenz wurde von Radio 
Shalom, einer in hebräischer 
Sprache sendenden Pariser Ra- 
diostation gesponsert, die den 
Friedensprozeß sehr stark unter- 
stützt. Man wollte versuchen, ein 
internationales Forum zu schaf- 
fen und gleichzeitig auf die wich- 
tige jüdische Gemeinde in Frank- 
reich Einfluß nehmen. Sie wird 
von der rechten Jabotinsky-Strö- 
mung beherrscht, die den Hardli- 
ner der Likud-Partei, Ariel Sha- 


ron, und die israelische Siedlerbe- 
wegung großzügig unterstützt. 
Die Siedlerbewegung ist führend 
in den britischen Bemühungen, 
die Friedensvereinbarungen zum 
Scheitern zu bringen. 


Man ist weitgehend der Ansicht, 
daß die Konferenz von der Regie- 
rung des französischen Premier- 
ministers Edouard Balladur miß- 
braucht wurde, der versuchte, sie 
in eine Wahlkampfveranstaltung 
für seine Präsidentschaftskandi- 
datur zu verwandeln. Obwohl 
nicht nur Balladur, sondern auch 
Verteidigungsminister Frangois 
Leotard, Haushalts- und Kommu- 
nikationsminister Nicolas Sarko- 
zy und Außenminister Alain Jup- 
p& anwesend waren, hat die fran- 
zösische Regierung keinerlei 
neue Initiativen angekündigt. 
Balladur redete sogar der rechten 


jüdischen Gemeinde das Wort 
und es fehlte nur noch, daß er von 
Jerusalem als der Hauptstadt Is- 
raels sprach. Am Ende der Konfe- 
renz befand sich seine Regierung 
dennoch inmitten einiger Skanda- 
le und zeigte, daß die politische 
Szene Frankreichs noch instabiler 
ist als der Nahost-Friedenspro- 
zeß. 


Angesichts der Tatsache, daß 
Frankreich derzeit den Vorsitz in 
der EU hat, war das Fehlen ir- 
gendwelcher konkreter Vorschlä- 
ge seitens der französischen Re- 
gierung besonders enttäuschend. 
Der israelische Außenminister 
Peres hielt es sogar für ange- 
bracht, sich auf inoffizieller Ebe- 


ne mit dem Pariser Bürgermeister 
Jacques Chirac, Balladurs Riva- 
len bei den Präsidentschaftswah- 
len, zu treffen. Peres traf auch mit 
dem Präsidentschaftskandidaten 
der Sozialisten, Lionel Jospin, 
zusammen. Die israelische Arbei- 
terpartei unterhält traditionell en- 
ge Beziehungen zu den französi- 
schen Sozialisten. 


Pessimistische 
Atmosphäre 


Im Gegensatz zu den internatio- 
nalen Nahost-Konferenzen, die in 
jüngster Zeit stattgefunden ha- 
ben, herrschte bei dieser eine 
deutlich kalte Atmosphäre vor. In 
den Reden von Peres, Moussa 
und Arafat bei der Eröffnungssit- 
zung wurden mehr die Unter- 
schiede zwischen den verschiede- 


Ariel Sharon und seine Sied- 
lerbewegung ist führend in 
den britischen Bemühun- 


gen, den Friedensprozeß 
zum Scheitern zu bringen. 


nen Parteien betont als das Poten- 
tial für einen Wandel. Diese poli- 
tische Wende steht in direktem 
Zusammenhang mit der Vorstel- 
lung eines schwachen Präsident 
Clinton nach den US-Wahlen, die 
zur Halbzeit seiner Amtszeit 
stattfanden. Dies wurde nirgend- 
wo deutlicher als im Zusammen- 
hang mit dem ägyptischen Disput 
über Israels atomare Schlagkraft. 
Amr Moussa brachte Agyptens 
Forderung vor, daß Israel den 


Atomwaffensperrvertrag  unter- 
zeichnen müsse, wenn Ägypten 
unterschreiben soll, sobald der 
Vertrag zur Verlängerung ansteht. 
In den letzten Wochen hat dieses 
Thema die ägyptisch-israelischen 
Beziehungen an ihren tiefsten 
Punkt seit Jahren gebracht. Agyp- 
tische wie israelische Beobachter 
gleichermaßen weisen darauf hin, 
daß dieses Thema jahrelang nicht 
zur Diskussion gestanden hat. 


Ein ägyptischer Journalist, der 
zwar klarmachte, daß der Disput 
keineswegs darauf abzielte, den 
Friedensprozeß zunichte zu ma- 
chen, betonte, daß »Agypten und 
Israel Rivalen sind; sie sind keine 
Feinde, sie sind Rivalen«. Er wies 
darauf hin, daß das Thema Atom- 
kraft für Agypten »eine Status- 
frage« ist und Ägypten meint, daß 
sich der Friedensprozeß in einem 
Stadium befindet, wo »Israel das 
meiste dabei herausgeholt hat« 
und die Agypter sind der Über- 
zeugung, daß sie als das führende 
arabische Land »zumindest als 
gleichwertig mit Israel« angese- 
hen werden müssen. Er wies dar- 
auf hin, daß die Atomfrage zeigt, 
daß »manche gleicher sind als 
andere«. Der Journalist betonte 
dennoch, daß ein »quid pro quo« 
erreicht werden könnte, sobald 
Agypten das Gefühl hat, daß es 
die Unterstützung der USA be- 
kommt, die es benötigt. 


Doch die Rede von Moussa rief 
eine ungewöhnlich energische, 
wenn nicht gar ärgerliche, Reak- 
tion von Peres hervor, der sagte, 
Israel könne sein Abschreckungs- 
mittel nicht zu einem Zeitpunkt 
aufgeben, wo sich Länder wie der 
Iran offen seiner Zerstörung ver- 
schrieben haben. 


Weltbanksabotage in 
bezug auf Hilfsgelder 


Auf der Konferenz erschien die 
Kluft zwischen Israelis und Palä- 
stinensern so groß wie nie zuvor. 
Die israelische Verhandlungspo- 
sition wurde von der Sorge über 
die Bombenattentate der islami- 
schen Jihad und Forderungen 
beherrscht, daß die Palästinenser 
mehr tun sollen, um dem Terroris- 
mus Einhalt zu gebieten. Der is- 
raelische Umweltminister Yossi 
Sirid, ein Führer der israelischen 
Friedensbewegung, spiegelt zwar 
den Konsens innerhalb der israe- 
lischen Regierung über das The- 
ma Terrorismus wider, doch er 
ging immerhin so weit und gab 


der Gründung eines palästinensi- 
schen Staates seine volle Unter- 
stützung. Dennoch vertrat er zur 
Terrorismusfrage einen harten 
Kurs. 


Die Hauptsorgen des Palästinen- 
serchefs waren politischer Natur: 
der Status von Jerusalem, die is- 
raelischen Siedlungen in den be- 
setzten Gebieten und die Grenzen 
des palästinensischen Staates. 
Doch die Situation hat sich durch 
die Sabotage der Weltbank im 
Hinblick auf Hilfsgelder für die 
wirtschaftliche Rehabilitierung 
und Entwicklung der palästinen- 
sischen Territorien eindeutig 
verschlechtert. Jedermann war 
sich einig darüber, daß dies die 
Voraussetzung dafür ist, daß die 
palästinensische Verwaltungsbe- 
hörde ihren erforderlichen politi- 
schen Kampf gegen ihre Auf- 
wiegler führen kann. 


Mehrere israelische Sprecher be- 
schrieben sogar die sich ver- 
schlechternden Bedingungen und 
nannten die verschiedenen wirt- 
schaftlichen Hilfsmaßnahmen im 
einzelnen, darunter den Bau von 
Wasserentsalzungsanlagen, drin- 
gend benötigte Gesundheitsein- 
richtungen und Arbeitsplätze 
schaffende Industriezonen so- 
wohl in Gaza als auch an der West 
Bank. 


Dr. Avishay Braverman, Präsi- 
dent der Ben Gurion Universität 
von Negev, zeigte in seiner Prä- 
sentation die Notwendigkeit der 
Entsalzung als einzig lebensfähi- 
ge Lösung für das Wasserproblem 
und unterstrich das nahezu voll- 
ständige Versagen der Weltbank 
und anderer internationaler Insti- 
tutionen, hinsichtlich der Wirt- 
schaftsentwicklung für die Palä- 
stinenser Fortschritte zu machen. 
Er betonte, daß das »Haus nahezu 
in Flammen steht« und daß der 
ganze Friedensprozeß gefährdet 
ist. 


In einem Kommentar über die 
Pattsituation zwischen den israe- 
lischen und palästinensischen Un- 
terhändlern sagte Nabil Shaath, 
Minister für Planung und interna- 
tionale Verhandlungen in der pa- 
lästinensischen Verwaltungsbehör- 
de, in einer abschließenden Pres- 
sekonferenz, daß er die israeli- 
sche Führung in einem Zustand 
der »Lähmung« sähe und der 
Grund dafür sei »nicht verständ- 
lich«. Er fügte hinzu, daß die ein- 
zige Möglichkeit, die Pattsitua- 
tion zu durchbrechen, darin be- 


stünde, vorwärts zu gehen, beson- 
ders hinsichtlich Sicherheit und 
anderer Probleme, während man 
gleichzeitig die Diskussionen 
über solche Themen wie die ab- 
schließende Vereinbarung über 
die Siedlungen, Grenzen und Je- 
rusalem eröffnet. 


Während die letzten beiden The- 
men die schwierigsten sind und 
den größten Kompromiß erfor- 
derlich machen würden, ist die 
Frage der Siedlungen das heißeste 
Thema für die Palästinenser und 
die israelischen Befürworter des 
Friedensprozesses. Die Siedlun- 
gen werden von den Palästinen- 
sern und auch von vielen Israelis 
als eine Bedrohung angesehen 
und neben den immer schlechter 
werdenden wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen sind die Palästinenser 
der Meinung, daß sie zeigen, daß 
der ganze Friedensprozeß kaum 
eine Veränderung gebracht hat. 


Die Siedlerbewegung ist eines der 
wichtigsten Werkzeuge der briti- 
schen Operationen gegen den 
Friedensprozeß, wie sich gezeigt 
hat. Mit einer Führung, die entwe- 
der von Jabotinsky-Extremisten 
oder religiösen Fundamentalisten 
beherrscht wird, wird sie fast aus- 
schließlich durch Kräfte außer- 
halb Israels unterstützt. 


In Frankreich ist die Herut die 
führende rechte jüdische Organi- 
sation sowie ihre Jugendgruppe, 
die Betar. Ihr Führer ist Jacques 
Kupfer, der erst eine Woche vor 
der Konferenz für den Likud- 
Führer Benjamin Netanyahu in 
Paris eine Spendensammelveran- 
staltung abgehalten hat, die neun 
Millionen Francs für die Siedler- 
bewegung einbrachte. Während 
es sich bei der amerikanischen Jü- 
dischen Verteidigungsliga und 
der Kach-Partei eher um jüdische 
Kinder der Mittelklasse handelt, 
die zu Schmalspur-Gangstern ge- 
worden sind, sind ihre Kollegen 
in Frankreich eher regelrechte 
Gangster. Auf der Konferenz wa- 
ren sie sehr deutlich sichtbar und 
fünf von ihnen wurden während 
der Rede des israelischen Um- 
weltministers Sirid von Sicher- 
heitspersonal aus dem Konfe- 
renzraum geleitet. Obwohl es nie- 
mand öffentlich zugeben würde, 
ist man der Meinung, daß Kupfer 
die inoffizielle Unterstützung des 
französischen Innenministers Char- 
les Pasqua genießt. 

Während Rabin die Frage der 
Siedlungen zunächst einmal bei- 
seitegeschoben hat, sind er und 


seine Regierung damit befaßt, sie 
größtenteils zu demontieren. Yos- 
si Sirid sagte, seine Partei wolle 
über 92 Prozent der besetzten Ge- 
biete übergeben und man glaubt, 
daß es sich bei den restlichen acht 
Prozent um die großen Siedlun- 
gen handelt, die die Vorortgebiete 
Jerusalems bilden. Diese sind 
vorwiegend von Israelis besetzt. 
Ein ehemaliger israelischer Bot- 
schafter bei der Konferenz mein- 
te, daß »Rabin hinsichtlich der 
Siedlungsfrage etwas tun muß; er 
ist an die Verträge gebunden. Es 
mag zwar unpopulär sein, aber er 
sollte es tun«. 


Der Konflikt unter 
den Israelis 


Die Siedler sind nicht nur eine 
Bedrohung für die palästinensi- 
schen Bestrebungen, sondern 
auch eine Bedrohung für den 
Staat Israel und selbst die zionisti- 
schen Prinzipien. Die Siedler ha- 
ben mehr als einmal mit Bürger- 
krieg gedroht, wenn die Regie- 
rung sich gegen sie wenden soll- 
{e, 

Rabbi Yoel Bin-Nun, Chief Rabbi 
der Gush Emunium, der gegen- 
wärtig in einer Siedlung lebt, 
sprach vor der Konferenz. Er prä- 
sentierte das Warenzeichen des 
Zionismus und des Friedens der 
Siedler und leugnete eigentlich, 
daß eine Nationalität wie »Palä- 
stinenser« neben der »arabi- 
schen« Nationalität überhaupt 
existiert und schloß mit den Wor- 
ten, wenn Frieden eintreten sollte, 
dann »wird der kulturelle Kampf 
beginnen«, nicht zwischen Palä- 
stinensern und Israelis, sondern 
unter den Israelis selbst, zwischen 
denjenigen, die einen religiösen 
Staat Eretz Yisrael haben wollen 
und jenen, die Israel als einen sä- 
kularen Staat und einen Scheide- 
weg zwischen Europa und Nah- 
ost, Asien und Afrika ansehen. 
Gegen den Rabbi konterte der is- 
raelische Schriftsteller Abraham 
B. Yehosha leidenschaftlich. Er 
verurteilte nicht nur den Zionis- 
mus von Bin-Nun, sondern er er- 
klärte auch, daß »das Recht auf 
Rückkehr« aller Juden in den 
»Staat Israel«, wie es von den 
Vereinten Nationen definiert und 
anerkannt ist, der Kernpunkt des 
Zionismus ist. Er machte nach- 
drücklich klar, daß der israelische 
Staat auf internationalen Konven- 
tionen und nicht auf biblischen 
Texten oder historischen Ansprü- 
chen basiert, die 3000 Jahre alt 
sind. = 
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Vertrauliches 


Frankreich: 
Pasqua gerät 
außer 
Kontrolle 


Angesichts einer wachsenden 
Anzahl von Skandalen, die sich 
um den französischen Minister- 
präsidenten Eduard Balladur und 
vor allem dessen Innenminister 
Charles Pasqua ranken, tritt letz- 
terer, offensichtlich geistig aus 
der Bahn geworfen, eine immer 
extremere Flucht nach vorne an, 
um von seiner eigenen Situa- 
tion abzulenken. Damit werden 
nicht nur seine Chancen, nach 
der französischen Präsident- 
schaftswahl im April und Mai 
zum Ministerpräsidenten aufzu- 
steigen, immer geringer, auch 
auf Ministerpräsident Balladur 
wächst der Druck, seinen unge- 
liebten Innenminister fallenzu- 
lassen. 


Am 18. und 19. Februar wurde 
der Name Balladur zum ersten 
Mal im Zusammenhang mit dem 
illegalen Abhören von Telefo- 
naten zwischen dem französi- 
schen Richter Eric Halphen und 
dessen Schwiegervater Pierre 
Marechal genannt. Balladur er- 
klärte daraufhin am 20. Februar 
zu seiner Entlastung, er sei von 
der französischen Kriminalpoli- 
zei (Police judiciaire, PJ) irrege- 
führt worden. Damit deutete sich 
an, daß Balladur bereit sein könn- 
te, Pasqua zu »opfern«, sollte 
sich der Skandal ausweiten. 
Aufgrund der darauffolgenden 
Empörung wurde der Chef der 
Police judiciaire, Jacques Fran- 
quet, ein enger Vertrauter Pas- 
quas, zum Rücktritt gezwungen. 
Damit war erstmalig seit Aufbau 
der PJ 1907 ein Chef dieser 
Polizei zurückgetreten. 


Das gutinformierte Satire- und 
Skandalmagazin »Le Canard 
Enchaine«, das über ein umfas- 
sendes Dossier über Pasqua ver- 
fügt, berichtete, die Abhöraffäre 
stelle lediglich die Spitze des 
Eisbergs dar. Bald werde es zu 
neuen Skandalenthüllungen über 
Pasqua und andere im Zu- 
sammenhang mit illegaler Par- 
teienfinanzierung kommen. 
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Genau zu diesem Zeitpunkt ging 
der Pasqua-Apparat in die Offen- 
sive. Sensitive nachrichten- 
dienstliche Dokumente wurden 
der Tageszeitung »Le Monde« 
zugespielt, in der fünf amerikani- 
sche Diplomaten der Spionage 
beschuldigt wurden. Dabei stell- 
te »Le Monde« vor allem die 
Rolle des von Pasqua geleiteten 
Inlandsgeheimdienstes DST her- 
aus, der die angebliche amerika- 
nische Spionage aufgedeckt ha- 
be. Pasqua habe, so die Zeitung, 
persönlich innerhalb des Kabi- 
netts auf einen Schlag gegen die 
»US-Agenten« gedrängt. 


Zudem wurde berichtet, Pasqua 
habe persönlich, ein außerge- 
wöhnliches Vorgehen für einen 
Innenminister, mit der amerika- 
nischen Botschafterin Pamela 
Harriman Kontakt aufgenommen 
und auf einer Ausweisung der 
Diplomaten bestanden. Als der 
französische Außenminister Alain 
Jupp sagte, es sei skandalös, 
daß derartige sensitive Doku- 
mente so leichtfertig der Presse 
zugespielt worden seien, und 
eine Untersuchung der Ange- 
legenheit forderte, reagierte der 
Wahlkampfmanager Balladurs 
Nicholas Sarkozy am 23. Feb- 
ruar mit der Erklärung, eine sol- 
che Untersuchung werde bereits 
von Pasqua selbst angestellt. 
Pasqua seinerseits ließ aus 
Afrika verlauten, nicht er, son- 
dern die USA hätten die Do- 
kumente an die Presse gegeben, 
und berichtete unter Bruch diplo- 
matischer Regeln noch weitere 
Einzelheiten seiner Gespräche 
mit der amerikanischen Bot- 
schafterin, wobei er das Verhal- 
ten der USA als »äußerst schwer- 
wiegenden«, Verstoß bezeichne- 
te. Diese Außerungen wurden 
von der US-Regierung in unge- 
wöhnlicher scharfer Form unter 
persönlichen Angriffen gegen 
Pasqua zurückgewiesen. 


Verschiedene Kabinettsmitglie- 
der, darunter Juppe und Ver- 
teidigungsminister Francois Leo- 
tard, distanzierten sich darufhin 
von Pasqua, und verschiedene 
Gegenkandidaten Balladurs for- 
derten bereits seine Entlassung. 
Auch die französische Öffent- 
lichkeit ließ sich bisher von 
Pasquas Ablenkungsmanövern 
nicht beeindrucken. 


Pasquas Probleme mit den USA 
könnten sich bald noch verschär- 
fen. Wie es heißt, verfügen die 
amerikanischen Behörden über 


“Unterlagen, die Pasqua erheblich 


schaden könnten. Im Januar hieß 
es in der Wochenzeitung »L’Ex- 
press«, Pasquas Vertrauter Jean- 
Charles Marciani, der als der 
»französische Oliver North« be- 
zeichnet wurde, habe sich in der 
Begleitung eines französischen 
Beamten befunden, der von der 
amerikanischen Drogenfahn- 
dung wegen Heroinschmuggels 
verhaftet worden war. 


Londons Pläne 
für Italien 


Finanzkreise in London speku- 
lieren derzeit massiv gegen die 
italienische Währung. Die Lira 
fällt derzeit fast täglich auf neue 
Rekordtiefen. Die Spekulation 
verfolgt das Ziel, massive Haus- 
haltskürzungen und tiefe Ein- 
schnitte in das soziale Netz 
durchzusetzen. Die bisherigen 
Sparmaßnahmen des Minister- 
präsidenten Lamberto Dini wer- 
den für nicht ausreichend gehal- 
ten. Nach Ansicht der Londoner 
Kreise, in denen George Soros 
eine wichtige Rolle spielt, wäre 
eine Mitte-Links-Regierung am 
besten geeignet, den Widerstand 
der Bevölkerung gegen die dra- 
konische Sparpolitik zu neutrali- 
sieren. 


Als geeignete Alternative gilt 
eine Kombination aus der frühe- 
ren kommunistischen PDS und 
der »progressiven Mitte« um 
Romano Prodi. Gleichzeitig ist 
London aber auch mit der Füh- 
rung der italienischen Rechten 
im Kontakt. 

Am 14. — 15. Februar hielt sich 
Gianfranco Fini, Chef der Alle- 
anza Nazionale (der früheren 
MSI) in London auf. Er hielt eine 
Rede vor dem Royal Institute for 
International Affairs (RITA) und 
traf sich zu Privatgesprächen mit 
Vertretern der Rothschild-Bank. 
Am 23. Februar unterstützte 
Lord Rees-Mogg Fini in einem 
Editorial der »Times«. Rees- 
Mogg ist der Ansicht, eine 
rechtsgerichtete Regierung sei 
am besten in der Lage, die Spar- 
und Privatisierungspolitik durch- 
zusetzen und eine anglo-italieni- 
sche Achse gegen Frankreich 
und Deutschland aufzubauen. 


»Nahezu alle Beobachter«, schrieb 
er, »glauben, daß eine Reform 
der italienischen Finanzen radi- 
kal sein muß, wenn sie etwas 


bewirken soll, und nur eine stabi- 
le Regierung mit einer starken 
Mehrheit sei dazu in der Lage. 
Ich halte Gianfranco Fini, auch 
wenn er umstritten ist, für einen 
echten Demokraten, einen Poli- 
tiker der legitimen rechten Mitte. 
Nach meiner Ansicht wird es im 
Juni in Italien zu allgemeinen 
Wahlen kommen, die eine über- 
wältigende Mehrheit für die 
Rechte ergeben werden. Es wird 
zur Bildung einer Koalitions- 
regierung unter Berlusconi und 
Fini und einer umfassenden Fi- 
nanzreform kommen. Italiens 
Erfolg ist für Europa und beson- 
ders für England entscheidend. 
Wenn sich eine Europäische 
Union mit einem deutsch-franzö- 
sischen Zentrum und einer 
Peripherie herausbildet, sind 
Italien und England die beiden 
stärksten Volkswirtschaften im 
äußeren Kreis. Wir werden ver- 
suchen, die Kraft des Zentrums 
auszugleichen.« 


Rees-Moog, ein Intimus der 
Baroness Thatcher und Sprecher 
des »Clubs der Inseln«, sitzt im 
Vorstand von Jacob Rothschilds 
St. James Place Capital, dessen 
Generalmanager Nils Traube 
ebenfalls dem Vorstand von 
Soros’ Quantum Fund angehört. 


Kissingers Re- 
de im Chat- 
ham House 


Am 31. März versammelten sich 
7000 britische Elitevertreter zu 
einer Konferenz mit dem Titel 
»Britanniens Rolle in der Welt« 
im Londoner Royal Institute for 
International Affairs, dem soge- 
nannten »Chatham House«. Zu 
den Konferenzrednern gehörten 
der britische Thronfolger Prinz 
Charles, Premierminister John 
Major sowie der britische Außen- 
minister Douglas Hurd, der auch 
die Idee zu dieser Konferenz 
hatte. Ziel war es, einen neue dip- 
lomatisch-politische Offensive ein- 
zuleiten, womit dem Bild eines po- 
litisch und wirtschaftlich schwachen 
Englands begegnet werden soll. 


Einziger Redner aus den USA war 
der frühere Außenminister Henry 
Kissinger. Seine Rede wird nun in 
den USA wie in Großbritannien 
von all denen gepriesen und 
zitiert, die Präsident Clintons 
Entschluß, die »Sonderbezie- 
hungen« zwischen den USA und 


Großbritannien zu beenden, um- 
kehren wollen. 


Unter der Überschrift »Freunde in 
London« war in der europäischen 
Ausgabe des »Wall Street Jour- 
nal« zu lesen, Clinton habe 
London »aufs Nebengleis gescho- 
ben«, anstatt sich mit einem 
»langjährigen Verbündeten zu 
beraten«. Dies sei um so schmerz- 
hafter, wenn man die Gründe 
dafür betrachtet: In Washington 
gehe man davon aus, daß von 
Deutschland im zunehmenden 
Maße wesentliche Entscheidung 
in Europa ausgingen. 


»Manche in Washington verstei- 
gen sich gar zu der Idee, die engen 
Beziehungen zu England fallen- 
zulassen und statt dessen enge 
Beziehungen zu Deutschland auf- 
zunehmen«, heißt es in dem 
Artikel weiter. Im Gegensatz dazu 
habe Henry Kissinger in seiner 
Rede zu Recht auf einige negative 
Auswirkungen der amerikani- 
schen Außenpolitik hingewiesen. 
Es sei eine schlechte Idee, 
Deutschland zur europäischen 
Führungsmacht zu küren - 
schlecht für Deutschland und 
Europa. Das »Journal« lobt den 
»weisen Rat« Kissingers an die 
Adresse Londons, seine Aktivi- 
täten in der Europäischen Union 
zu verstärken, um so die Ent- 
wicklung Europas besser beein- 
flussen zu können. 


1982 hatte Kissinger schon ein- 
mal im Chatham House gespro- 
chen. Damals erklärte er, in seiner 
Amtszeit als US-Außenminister 
habe er praktisch als Einflußagent 
des britischen Außenministeriums 
gearbeitet. oO 


Britischer 
Krieg gegen 
die USA im 
Pazifik 


Die derzeitige geopolitische 
Strategie der britischen Oligarchie 
im asiatisch-pazifischen Raum ist 
praktisch eine Wiederauflage der 
britischen Politik zwischen 1941 
und 1955. Der politische Konflikt 
zwischen Winston Churchill ei- 
nerseits und US-Präsident Frank- 
lin Roosevelt und General Douglas 
MacArthur andererseits liefert den 
Schlüssel zum Verständnis der 
gegenwärtigen Lage in der Re 


gion. Am 28. März erklärte La- 
Rouche dazu, der damaligen Aus- 
einandersetzungen entspreche der 
derzeitige Konflikt zwischen der 
Regierung Clinton und London, 
wobei Henry Kissinger und die 
Kreise um George Bush auf briti- 
scher Seite stünden. 

Unter Bezugnahme auf die Aus- 
einandersetzung zwischen Roose- 
velt und Churchill bemerkt La- 
Rouche: »Die Briten unterstützten 
die chinesischen Kommunisten, 
weil sie China spalten und die 
amerikanischen Politik gegenüber 
der chinesischen Republik zer- 
stören wollten. Seit den 30er 
Jahren, selbst als nominelle Ver- 
bündete der USA, lenkten die 
Briten die japanische Politik. Das 
gilt auch für die Machtübernahme 
des Militärs sowie die Angriffe 
auf die Mandschurei und später 
auf Pearl Harbor. In den 20er und 
30er Jahren waren sich die USA 
dieser Gefahr bewußt und hatten 
einen Kriegsplan zur Verteidi- 
gung gegen die verbündeten 
Kräfte Englands und Japan ausge- 
arbeitet. Englands Plan sah vor, 
Japan in der Pazifikregion so stark 
werden zu lassen, daß die USA 
bis Mitte der fünfziger Jahre 
damit beschäftigt sein würden, 
Japan zu besiegen. 

Mit dem Koreakrieg hatten sie ihr 
Ziel fast erreicht. Dabei waren sie 
bereit, Australien zu opfern, was 
allerdings durch General Mac- 
Arthur verhindert wurde. 

1945 war Japan vollständig iso- 
liert, so daß eigentlich keine Not- 
wendigkeit für den Abwurf der 
Atombombe mehr bestand. Nach 
der Entlassung MacArthurs als 
Kommandeur im Koreakrieg setz- 
te sich die Politik »begrenzter 
Kriege« durch, was direkt in das 
Vietnam-Debakel mündete.« 


Heute sei es wiederum britische 
Strategie, die amerikanische Poli- 
tik vor allem gegenüber China, 
Korea und Japan zu stören. Ein 
Schwerpunkt sei dabei der briti- 
sche Versuch, für die Zeit nach 
dem Tode Dengs Bürgerkriegs- 
ähnliche Zustände in China zu 
erzeugen. Japan bezahle nun mit 
einem Banken- und Finanzzu- 
sammenbruch dafür, daß die 
Regierung zunehmend auf Frei- 
handelskurs einschwenkte. Die 
Schwächung der japanischen Li- 
beraldemokraten sei das Werk des 
LDP-Politikers Ichiro Ozawa 
gewesen, der eng mit London und 
Kissinger zusammenarbeite. 


Die heute dominierende Macht- 
gruppe in Japan im Umkreis der 


japanischen Zentralbank ist im 
wesentlichen von britischen Inte- 
ressen beherrscht. Darüber hinaus 
gelang es der britischen Monar- 
chie nach dem Tode Kaiser 
Hirohitos 1989, ihren Einfluß auf 
die japanische Kaiserfamilie aus- 
zuweiten. m 


Arabisch-jüdi- 
scher Geld- 
wäscherring 
ausgehoben 


Die palästinensisch-israelischen 
Gespräche sind aufgrund der 
jüngsten Bombenattentate »isla- 
mischer« Terroristen ins Stocken 
geraten. Auf einer Nahost-Kon- 
ferenz in Paris erklärte der PLO- 
Chefunterhändler Nabil Shaath 
kürzlich, die israelische Führung 
sei »paralysiert« und nicht in der 
Lage oder nicht willens, sich in 
wichtigen Verhandlungsfragen 
zu bewegen. Halte diese Si- 
tuation an, drohe der gesamte 
Friedensprozeß zu scheitern. 
Hochrangige Beobachter auf bei- 
den Seiten stimmen überein, daß 
die Frage der Siedlungen in den 
besetzten Gebieten das zentrale 
Problem sei. Die Regierung Ra- 
bin ist derzeit zu Zugeständ- 
nissen in dieser Frage nicht be- 
reit, obwohl Rabin kein Freund 
der Siedler ist. So wurde er 
Anfang der Woche mit der 
Außerung zitiert, er sei nur für 
98 Prozent der israelischen Be- 
völkerung verantwortlich. Die 
Siedlerbewegung erklärte, sie sei 
mit den übrigen zwei Prozent 
gemeint. Die Siedlerbewegung, 
die von einflußreichen britisch 
kontrollierten Kreisen der »zio- 
nistischen Rechten« aus den 
USA, Frankreich und England 
unterstützt wird, funktioniert 
praktisch als »Fünfte Kolonne« 
und vertritt eine Ideologie, die 
den Überzeugungen der israeli- 
schen Gründerväter diametral 
entgegengesetzt ist. 


In zweierlei Hinsicht deutet sich 
eine Veränderung der Lage an. 
Erstens wurde die Ernennung 
eines neuen Chefs des Geheim- 
dienstes Shin Beth mit dem 
Decknamen Kaf bekanntgege- 
ben. Dabei soll es sich um einen 
44jährigen Experten für rechts- 
extremistische jüdische Gruppen 
handeln. Die Ernennung löste 
bereits Proteste rechtsgerichteter 


israelischer Kreise aus. Zweitens 
gelang es der Jerusalemer Poli- 
zei, einen großen Geldwäsche- 
ring auszuheben, der sich aus 
»ultraorthodoxen« Juden und Pa- 
lästinensern aus Ostjerusalem 
zusammensetzte. 


Der Ring schmuggelte über eine 
Milliarde Dollar an Bargeld und 
Gold aus Israel heraus und depo- 
nierte sie bei bestimmten schwei- 
zerischen und deutschen Ban- 
ken. Nach Angaben des Jeru- 
salemer Polizeisprechers Shmu- 
lik Ben Ruby werden noch 
Geldtransfers zwischen dem 
Ring und palästinensischen Ter- 
rorgruppen untersucht. Der 
Schlag gegen den Geldwäsche- 
ring wird allgemein im direkten 
Zusammenhang mit der Ent- 
scheidung US-Präsident Clin- 
tons gesehen, die Konten arabi- 
scher und jüdischer Terrorgrup- 
pen in den USA einzufrieren. 


Russisches 
Militär stellt 
Ultimatum 


Die russischen Streitkräfte haben 
die Regierung unmißverständ- 
lich aufgefordert, sie noch in die- 
sem Jahr mit allem Notwendigen 
auszustatten, das für eine moder- 
ne und effektive Armee erforder- 
lich sei. Am Vorabend des Tages 
der Streitkräfte am 23. Februar 
veröffentlichten die Befehls- 
haber sämtlicher Waffengattun- 
gen eine gemeinsame Erklärung, 
in der sie die umgehende 
Schaffung einer Berufsarmee 
forderten. Diese benötigte neben 
moderner Ausrüstung auch eine 
neugefaßte Militärtheorie und - 
doktrin, eine deutliche Auf- 
stockung der Bewaffnung sowie 
eine Reform der Verwaltung und 
Ausbildung. 


Am selben Tag erschien in der 
Militärtageszeitung Krasnaja 
Swesda der bisher schärfste 
Kommentar gegen die russische 
Führung, der vorgeworfen wur- 
de, die Bedürfnisse der Streit- 
kräfte zu vernachlässigen. »Die 
Tragödie in Tschetschenien war 
eine bittere Lektion, die beweist, 
daß sich mangelndes Interesse 
für die Bedürfnisse der Streit- 
kräfte rasch zu mangelndem In- 
teresse für Rußland auswachsen. 
kann.« 
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Deutschland 


Aus der 
Geschichte 
der Konser- 


vativen 


Revolution 


Es gibt ein altes Sprichwort, das lautet, »die Geschichte wird von 
der Gewinnerseite geschrieben«, ein sehr gutes Beispiel für die- 
sen Gemeinplatz ist die Analyse des Aufstiegs des Faschismus in 
den zwanziger und dreißiger Jahren. Tausende von Seiten sind in 
den letzten siebzig Jahren darauf verwendet worden, zu be- 
haupten, daß der Nationalsozialismus ein Auswuchs des Anti- 
semitismus, der Gewerkschaftsgegner oder der Rassenmerkmale 
der Deutschen selbst gewesen ist. Fast alle diese wissenschaftli- 
chen Arbeiten waren eine Vertuschung der wahren Natur und ei- 
ne Unterstützung der Bewegung, die Millionen von Menschen 


den Tod brachte. 


Mitte der sechziger Jahre veröf- 
fentliche Lyndon LaRouche seine 
einzigartige Analyse des Fa- 
schismus. Indem er die »allge- 
mein herrschenden« Ansichten 
zurückwies, erklärte LaRouche, 
daß der Faschismus als die Ver- 
kettung mehrerer radikaler Bewe- 
gungen begann - links und rechts, 
populistisch und aristokratisch, 
proletarisch und anti-industrielle 
Agrarier — alle verbunden durch 
einen heftigen Haß gegen den 
modernen Nationalstaat und eine 
vollständige Mißachtung der Un- 
verletzlichkeit der Menschen- 
rechte des Individuums. 


Die Nazis 
ohne Hakenkreuze 


Vor dreißig Jahren warnte LaRou- 
che davor, daß es sehr leicht neue 
»Nazis ohne Hakenkreuze« ge- 
ben könnte, daß sich radikale 
Okologen und Populisten der 
Neuen Linken mit den »Bud- 
get-Kürzern« der sogenannten 
Rechten des »post-industriellen 
Zeitalters« zusammentun könn- 
ten, um ohne die offenkundigen 
Manifestationen des Antisemitis- 
mus oder Schaftstiefel-Militaris- 
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mus eine Bewegung der Wirt- 
schaftsstrukturen der Nazis zu 
schaffen. 


Es ist bezeichnend, daß in den al- 
lerersten Angriffen auf LaRou- 
che, die von der Anti-Defama- 
tions-Liga (ADL) oder B’nai 
B’rith organisiert wurden, durch- 
weg seine Antifaschismus-These 
hervorgehoben wurde. Ein Arti- 
kel LaRouches vom Ende der 
siebziger Jahre mit dem Titel 
»Nazis ohne Hakenkreuze« wur- 
de - und wird immer noch - wie- 
derholt falsch zitiert, indem be- 
hauptet wird, LaRouche müsse 
bezüglich Faschismus »nach- 
sichtig« sein, weil er behauptet, 
der Antisemitismus sei nicht die 
»Ursache« für den Nationalso- 
zialismus. Ebenso waren ver- 
schiedene Gruppen der alten und 
neuen Linken — die traditionell 
jeden, der mit ihnen nicht über- 
einstimmte, als »Faschisten« be- 
zeichnete — wütend darüber, wie 
LaRouche ihre eigenen Wirt- 
schaftstheorien mit denen von 
Hjalmar Schacht, dem Wirt- 
schaftsminister der Nazis, gleich- 
setzen konnte. Die Heftigkeit die- 
ser Angriffe kommt teilweise von 
der Tatsache her, daß LaRouche 


grundlegend die betrügerischen 
Geschichten offengelegt hat, mit 
denen diese Gruppen jahrelang 
Leute rekrutiert und Geld be- 
schafft haben. 


Die wahre Geschichte des Fa- 
schismus macht deutlich, daß die 
durch den Aufstieg von Newt 
Gingrich und seiner Verbündeten 
signalisierte »Revolution« — mit 
ihren Angriffen auf die Men- 
schenrechte des Individuums und 
den philosophischen Kern unse- 
rer auf Industrie basierenden Re- 
publik — die Revolution ist, vor 
der LaRouche gewarnt hat. Diese 
Männer und Frauen als »Faschi- 
sten« zu bezeichnen, ist kein 
übertriebenes Pejorativum, son- 
dern genaugenommen der korrek- 
te Begriff. 


Konservative 
Revolution als Ziel 


In den letzten 30 Jahren ist La- 
Rouches Analyse bestätigt und 
durch verschiedene historische 
Studien in ihren Einzelheiten 
noch vervollständigt worden. Ei- 
ne dieser Studien ist Armin Moh- 
lers »Die Konservative Revolu- 
tion«, ein Buch, das ursprünglich 
im Jahre 1949 veröffentlicht, nie 
aus dem Deutschen übersetzt und 
von der Bewegung LaRouche erst 
in den achtziger Jahren entdeckt 
worden ist. 


Mohler war Schweizer, der sich 
bei den Nazis freiwillig zur aus- 
ländischen Abteilung der SS ge- 
meldet hatte. Nach dem Krieg 
wurde er Chef der Siemens-Stif- 
tung, einer großen philanthropi- 
schen Institution in Deutschland. 
Mohlers Ziel war es, den Natio- 
nalsozialismus als das erfolgrei- 
che Produkt einer viel weitrei- 
chenderen und längerfristigen 
kulturellen Entwicklung zu er- 
klären. Er erledigt diese Aufgabe 
mit einem gewissen Einblick, der 
jedoch genährt wird vom Feuerei- 
fer des Apologeten: Mohler 
möchte zeigen, daß das, was er als 
»die konservative Revolution« 
bezeichnet — geläutert von den 
unglücklichen Exzessen der Na- 
zis — ein gültiges Ziel bleibt. 


Mohlers Buch, das jüngst in vier- 
ter Auflage erneut erschienen ist, 
wird in einigen Kreisen tatsäch- 
lich immer noch als Lehrbuch 
gelesen. Seine Beschreibung der 
Ideologien der ersten »konserva- 
tiven Revolution« paßt so gut zu 
bestimmten Außerungen der letz- 


ten Zeit in Amerika, daß Newt 
Gingrich, Rush Limbaugh, Ollie 
North und ihre Mitdenker mit 
gleicher Genauigkeit entweder 
als konservative Revolutionäre 
oder Faschisten bezeichnet wer- 
den können. 


Das »Dritte Reich« 
und die »Dritte Welle« 


Vor einhundert Jahren glaubte 
man weithin, daß sich Europa und 
Amerika an der Schwelle zu ei- 
nem radikalen Übergang in eine 
neue Ara befinden. Zu der Zeit 
gab es Hunderte von Gruppen, die 
sich öffentlich zu dem, was allge- 
mein die »New Age Revolution« 
genannt wurde, bekannten. Die 
führende englischsprachige Zei- 
tung dieser Ideen trug sogar den 
Titel »New Age«. 


Es ist fast amüsant, daß das heuti- 
ge »New Age« - das auf seinen 
Hypermodernismus so großen 
Wert legt - eine exakte Kopie des 
ersten »New Age« ist. Wie heute 
gehören auch zu den Revolutio- 
nären vor einem Jahrhundert eine 
große Palette von Linken und 
Rechten, von antisemitischen Na- 
tionalisten und Internationalisten, 
die für eine »Neue Weltordnung« 
sind, Okkultisten und sogenannte 
Christen, plus eine Vielzahl prak- 
tizierender neuer Psychologen, 
deren Psychogeschwätz eine 
Shirley Maclaine oder Arianne 
Huffington beschämen würden. 


Alle diese Gruppen hatten ihre 
Wurzeln in der früheren Bewe- 
gung der Romantik, die von 
Großbritannien als philosophi- 
sches Gegengewicht zu den Aus- 
wirkungen der amerikanischen 
Revolution unterstützt wurde. Al- 
le diese Gruppen behaupten, daß 
der moderne Nationalstaat, der 
auf wissenschaftlichem und tech- 
nologischem Fortschritt basierte 
— das Modell, das durch die ame- 
rikanische Republik bis hin zum 
Bürgerkrieg auf einzigartige Art 
und Weise veranschaulicht wird — 
auf geistig intellektueller Ebene 
veraltet sei. 


Eine sehr einflußreiche Version 
dieser These war die Idee, daß die 
westliche Gesellschaft den Natio- 
nalstaat durch ein supranationales 
»Drittes Reich« ersetzen müsse — 
das erste und zweite Reich waren 
Rom und Byzanz. Wie Alwin 
Tofflers dritte Nonsens-Welle 
heute, wurde mit der These des 
Dritten Reiches behauptet, daß 


die Menschen durch die moderne 
Technologie zwar näher zusam- 
mengerückt seien, doch daß die 
Gesellschaft aus dem gleichen 
Grund ihre geistig-intellektuelle 
Einheit verloren habe, die wie- 
dergewonnen werden müsse. 


Diese Idee wurde als erstes von 
Dmitrij Mereschkowskij, dem 
Mitbegründer des russischen 
Symbolismus, der ein einflußrei- 
cher Schriftsteller in Deutschland 
wurde, populär gemacht. Sig- 
mund Freuds verleumderische 
»Psychoanalyse« Leonardo da 
Vincis beispielsweise basiert auf 
einer Studie Mereschkowskijs 
von diesem Künstler. Meresch- 
kowskij meinte, die Hauptstadt 
des »Dritten Reichs« des New 
Age wäre Moskau. Sein enger 
Freund, der Anthroposoph Moel- 
ler van den Bruck, war der Mei- 
nung, das Hauptquartier sollte 
Deutschland sein und schrieb ein 
Buch zu dem Thema »Das Dritte 
Reich«. Als die Nazis später ihr 
eigenes Drittes Reich verkünde- 
ten, entging dieser Bezug nie- 
mandem. 


Der Wille 
zur Macht 


Diesen Gruppen war auch der 
Haß auf die intellektuelle und mo- 
ralische Unabhängigkeit des Indi- 
viduums gemeinsam — die Idee 
des Menschen im Ebenbild des le- 
bendigen Gottes — die die westli- 
che Zivilisation seit der Zeit der 
Renaissance charakterisiert hatte 
und die in der amerikanischen 
Verfassung zum Gesetz erhoben 
wurde. Sie behaupteten vielmehr, 
daß das Individuum seine Identi- 
tät daraus herleitet, daß es in die 
höhere Spiritualität der Rasse - je 
nach deren jeweiliger Orientie- 
rung -, der internationalen Arbei- 
terklasse oder des Geheimwis- 
sens der wenigen auserwählten 
Experten eintaucht. 


Ein auffallendes Merkmal dieser 
Ideologie war eine starke Nostal- 
gie für das Mittelalter, die Zeit vor 
der Entwicklung der National- 
staaten, als 95 Prozent der Bevöl- 
kerung praktisch in Sklaverei leb- 
ten und die Gesellschaft durch die 
unbestrittene Autorität der Kirche 
in ihrer Allianz mit der ritterli- 
chen Oligarchie zusammengehal- 
ten wurde. In diesem Punkt folgte 
diese Gruppe Friedrich Nietz- 
sche, dem Philosophen vom Ende 
des neunzehnten Jahrhunderts, 
den Mohler richtigerweise als Pa- 


Für LaRouche begann der Faschismus aus der Verkettung 
mehrerer radikaler Bewegungen. 


ten der Konservativen Revolution 
bezeichnet. 


Nietzsches Ziel war es, das zu 
schaffen, was er den »umgekehr- 
ten Platonismus« nannte: den 
Verlauf der Philosophie seit der 
Zeit Platos und Sokrates’ umzu- 
kehren und zu einer primordiale- 
ren Form geistigen Lebens zu- 
rückzukehren, die durch den Irra- 
tionalismus und die ekstatischen 
Orgien eines Dionysos gekenn- 
zeichnet ist. Auf diese Art, sagte 
Nietzsche, stellt der Mensch seine 
verlorene Einheit mit der Natur 
wieder her, gibt die nutzlosen Zü- 
ge jüdisch-christlicher Moral auf 
und schafft seine moralischen 
Werte auf der Grundlage seines 
eigenen individuellen »Willens 
zur Macht« neu. 


Nietzsche machte sehr deutlich, 
daß die blutige Tyrannei der mit- 
telalterlichen Aristokratie das 
Modell für seinen »Willen zur 
Macht« war. 


In seinem 1887 erschienenen 
Buch »Genealogie der Moral« 
fragt er: »Was ist die wirkliche 
ethymologische Bedeutung für 
»gut< in den verschiedenen Spra- 
chen?« Er beantwortet die Frage 
damit, daß »das Gute« ursprüng- 
lich bedeutete, »das Adlige« oder 
das »Aristokratische«; anderer- 
seits, behauptete er, bedeuteten 
unsere Worte für »schlecht« ur- 
sprünglich »gewöhnlich, plebe- 
Jisch, einfach«. Was wir wirklich 
unter »das gute« verstehen, 
schloß Nietzsche, sind die Werte 


der alten, ritterlichen Oligarchie — 
die ungebildeten, gepanzerten 
Burschen, die nur in Gewalttätig- 
keit und unmittelbarer Befriedi- 
gung ihrer Bedürfnisse geschult 
wurden - bevor sie von der christ- 
lichen Moral besiegt wurden. 


Wiederaufleben von 
Nietzsches Ideen 


Diese oligarchischen Werte, sagt 
er, sind die wahren, freien Werte: 


»Die ritterlich-aristokratischen Wert- 
urteile setzen eine mächtige Physi- 
kalität voraus, eine blühende, ja 
überströmende Gesundheit, zu- 
sammen mit dem, was dazu dient, 
sie zu erhalten: Krieg, Abenteuer, 
Jagd, Tanz, Kriegsspiele und im 
allgemeinen all das, was lebhafte, 
freie, fröhliche Aktivitäten bein- 
haltet ... Denn im Grunde handelt 
es sich dabei um die gleiche, aktive 
Kraft, die in größerem Rahmen bei 
jenen Künstlern der Gewalt und 
Organisatoren vorhanden ist, die 
Staaten aufbauen ... nämlich, der 
Instinkt für Freiheit — in meiner 
Sprache »der Wille zur Macht« —.« 


Es ist ein tragisches Zeichen un- 
serer Zeit, daß wir uns jetzt im 
zweiten Jahrzehnt eines größeren 
Wiederauflebens der Ideen von 
Nietzsche auf den amerikani- 
schen und europäischen Campi 
befinden. An der Universität in 
Maryland hat beispielsweise so- 
eben monatelang ein Nietzsche- 
Symposium stattgefunden. Die 
Nietzsche-Revivalists sagen, daß 


Nietzsche mißverstanden wird 
und versuchen, zu beweisen, daß 
Nietzsche selbst Hitler nie unter- 
stützt hätte, auch wenn der Philo- 
soph für die Nazis zu einem Hel- 
den geworden ist. Sie verweisen 
normalerweise auf den am häu- 
figsten zitierten Abschnitt in 
Nietzsches Werk, ebenfalls aus 
»Genealogie der Moral«: 


»Ich habe den Begriff »Staat« 
verwendet. Es ist offensichtlich, 
was damit gemeint ist- ein Rudel 
blonder Raubtiere, eine Eroberer- 
und Herrenrasse, die, organisiert 
für den Krieg und mit der Fä- 
higkeit zum Organisieren, ihre 
schrecklichen Klauen ohne zu zö- 
gern auf ein Volk legt, das in der 
Anzahl vielleicht ungeheuer 
überlegen, aber dennoch formlos 
und nomadisch ist. So hat es 
schließlich mit den Staaten auf 
der Erde begonnen.« 


Die Apologeten behaupten, daß 
Nietzsche nicht an die Sturmtrup- 
pen der Nazis denkt, wenn er hier 
über die »blonden Tiere« und die 
»Herrenrasse« spricht. Nietz- 
sches andere Aussagen, in denen 
er Ariertum und deutschen Natio- 
nalismus verurteilt, plus der dem 
Zusammenhang gemäßen Beweis 
seines extravaganten, polemi- 
schen Deutsch, daß sie suggerie- 
ren, zeigen, daß er in Wirklichkeit 
von »Löwen« spricht. Und eigen- 
artigerweise haben die Apologe- 
ten hier recht. Nietzsche spricht 
von Löwen - und das ist der 
Punkt! Nietzsche dachte, daß sei- 
ne neue Oligarchie so »frei« sein 
sollte wie ein erhabener Löwe, 
der seiner plebejischen Beute im 
afrikanischen Grasland den Hals 
durchbeißt. 


Der Orden der 
neuen Tempelherren 


So wird deutlich, daß sich zwar 
Hitler gerne als Erbe Nietzsches 
präsentiert hat, doch daß der heu- 
tige Prinz Philip von England und 
seine unmenschlichen Anhänger 
im World Wide Life Fund for Na- 
ture viel eher Anspruch auf diesen 
Titel haben. 


Nietzsches Verlangen nach einer 
wiedererwachten, feudalen Oli- 
garchie wurde nach seinem Tode 
im Jahre 1900 recht populär. Eine 
der Hauptgruppen, die an diesem 
Wiederaufleben in Deutschland 
beteiligt waren, war der Orden 
der Neuen Tempelherren, gegrün- 
det von Jörg Lanz von Liebenfels. 
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Er entstand nach dem Vorbild der 
Ritter des Tempels, einem Ritter- 
orden von Adeligen, der im 12. 
Jahrhundert von dem Zisterzien- 
ser-Mönch Bernard von Clair- 
vaux als eine internationale Ar- 
mee von Rittermönchen gegrün- 
det wurde, die in das Massaker 
von Moslems und anderen 
»Glaubensfeinden« verwickelt wa- 
ren. 


Indem er Bernards mystische 
Schriften mit dem okkulten ari- 
schen Rassismus verflocht, schuf 
von Liebenfels eine Organisation, 
die sich einem Deutschland ver- 
schrieb, das von einer neuen Ras- 
senaristokratie regiert werden 
sollte. Die Hakenkreuzfahne 
wehte zum ersten Mal im Jahre 
1907 über Deutschland, als sie 
über einem bayerischen Schloß 
gehißt wurde, das von Liebenfels 
als Hauptsitz für seinen Orden ge- 
kauft hatte. 

Der Orden der Neuen Tempelher- 
ren warb mehrere wichtige Per- 
sönlichkeiten an, darunter den 
schwedischen Dramatiker August 
Strindberg und eine große Anzahl 
deutscher Adliger wie Prinz 
Hans-Heinrich XV. von Pless. 
Von Liebenfels selbst behauptete, 
von einer deutschen Ritterfamilie 
der Antike abzustammen, doch in 
Wirklichkeit war er als Adolf 
Lanz, Sohn von Eltern aus gedie- 
gener Mittelklasse, geboren wor- 
den. Als Adolf Hitler vor dem 
Ersten Weltkrieg ein hungernder 
Künstler war, der in billigen Ab- 
steigen lebte, gehörte ein kom- 
pletter Satz von »Ostara«, der 
Zeitschrift des Ordens der 
Neuen Tempelherren, zu den 
wenigen Dingen, die er besaß. 


Die gleiche Seite 
der Barrikaden 


Man darf nicht glauben, daß die 
mittelalterliche Wiedererweckung 
der konservativen Revolution auf 
Rechte und renegate Christen be- 
schränkt war. Sie wurde auch ge- 
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teilt von Leuten wie Georg Lu- 
käcz, dem ungarischen Bol- 
schewiken, der später der Führer 
des Kulturkampfes in der Kom- 
munistischen Internationalen und 
einer der Gründer der sogenann- 
ten Frankfurter Schule der Neo- 
marxisten wurde. Nach Lukäczs 
Ansicht hing der Erfolg des Bol- 
schewismus im Westen von der 
Subversion des philosophischen 
Kerns der westlichen jüdisch- 
christlichen Zivilisation ab. Um 
dies zu erreichen, muß der Mar- 
xismus »die religiöse Macht ge- 
winnen, mit der man die ganze 
Seele erfüllen kann« und, so Lu- 
käcz, »zur unerbittlichsten und 
genauesten Synthese seit der 
Christenheit des Mittelalters« 
werden. 


Es sollte klar sein, daß Lukäcz 
und seine atheistischen Freunde 
nicht über die echte Christenheit 
sprachen, sondern einfach ver- 
suchten, die bedauerlichen, auto- 
ritären Aspekte der Christenheit 
aus der Zeit der Inquisition an ei- 
ne neue, quälende Ideologie an- 
zupassen; dabei griffen sie auf die 
proto-sozialistischen Ideen der 
Positivisten des 19. Jahrhunderts 
wie J. S. Mill und Auguste Comte 
zurück, die versucht haben, auf 
der Grundlage dessen, was da- 
mals »Katholizismus ohne Chri- 
stentum« genannt wurde, eine 
diktatorische neue Weltordnung 
zu schaffen. 


Bis zum Ersten Weltkrieg war es 
also unmöglich, die Konservative 
Revolution zu analysieren, indem 
man die alltäglichen Kategorien 
von »links« oder »rechts« ver- 
wendete. Wir bekommen eine 
Vorstellung von der Situation, in- 
dem wir den Fall von Lukäcz’ 
Freund Paul Ernst anschauen. 


Wie Benito Mussolini begann 
Ernst seine Karriere als aufwieg- 
lerischer Marxist, der in den acht- 
ziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
mit Friedrich Engels zusammen- 
gearbeitet hat. Um die Jahrhun- 
dertwende wurde er als Dichter 
und Verfasser einiger Theater- 
stücke mit mittelalterlichen The- 
men berühmt und gelangte zu der 
Überzeugung, daß die technolo- 
gische Zivilisation den Menschen 
von seinen wahren kulturellen 
Wurzeln entfremdet habe. 


»Wir müssen uns von dem Bin- 
deglied zwischen den Kulturvor- 
stellungen und den Eroberungen 
der Zivilisation befreien«, schrieb 
er. »Barbaren benutzen Elektrizi- 


tät und überfliegen die Wolken, 
doch nur kultivierte Menschen 
haben tiefe Gefühle und hochflie- 
gende Gedanken.« 


Nach dem Ersten Weltkrieg wur- 
de Ernst zu einem offenkundigen 
Feudalisten, der den Parteikreisen 
der Nationalsozialisten Partei sehr 
nahe stand. 


Die westliche 
Zivilisation 
zu Fall bringen 


Während seiner Übergangsphase 
lebte Ernst zwei Jahre lang mit 
Georg Simmel zusammen. Sim- 
mel ist heute zusammen mit sei- 
nem engen Freund Max Weber 
am besten bekannt als einer der 
Begründer der modernen Sozio- 
logie. Simmel war auch Präsident 
der Berliner Loge der B’nai B’rith 
und er war der formale Leiter die- 
ser Organisation in Deutschland. 
Simmel hatte in Deutschland kei- 
ne akademische Position inne, 
doch er nahm privat Studenten an, 
darunter Jos& Ortega y Gasset, 
später der Theoretiker des spani- 
schen Falangismus; Bela Balacz, 
später der führende Filmtheoreti- 
ker in der Sowjetunion; den Kul- 
tursoziologen Karl Mannheim 
und Lukäcz, dem er Ernst vor- 
stellte. Lukäcz und Ernst wurden 
enge Freunde und Lukäcz wurde 
sogar der rechtliche Vormund für 
Ernst’ uneheliches Kind. 


Ernst und Simmel spielten bei 
Lukäcz’ ersten intellektuellen Er- 
folgen eine entscheidende Rolle. 
Von 1910 bis 1927 hielt Lukäcz 
mit seinem Sponsor Ernst pflicht- 
getreu die Korrespondenz auf- 
recht, obwohl er dabei war, ein 
hochrangiger Kommunist zu wer- 
den und sein Mentor zum Nazi 
wurde. In einem seiner letzten 
Briefe an Ernst schrieb Lukäcz: 
»Wie sehr sich unser beider Vor- 
stellungen auch voneinander un- 
terscheiden mögen, eine Diskus- 
sion ist möglich, solange unsere 
Urteile über den Kapitalismus 
ähnlich sind. Ich glaube, daß Sie 
fast bei jeder Frage falsch liegen, 
doch Sie stehen nicht auf der an- 
deren Seite der Barrikaden.« 


Kommunisten und Faschisten, 
Menschen, die sich Juden oder 
Christen nannten — alle verbun- 
den durch den Wunsch, die west- 
liche Zivilisation zu Fall zu brin- 
gen. 

Die Bewegung des Nationalso- 
zialismus in ihren Anfängen war 


ebenfalls ein Mischmasch einer 
konservativen Revolution, der 
sich nicht kategorisieren ließ. 
Heinrich Himmler war Mitglied 
mehrerer geheimer Rassengrup- 
pierungen, die sich unter dem 
Motto »zurück zur Natur« einer 
Geflügelfarm-Kommune_ anschlos- 
sen. Als er später Chef der SS 
wurde, übernahm er von Lieben- 
fels’ Tempelherrn-Phantastereien, 
um die Rituale für seine fanati- 
schen neuen »arischen Tapfer- 
keitsorden« zu schaffen. 


Die Brüder Gregor und Otto 
Strasser waren ursprünglich Füh- 
rer der nationalen bolschewisti- 
schen Organisation der Arbei- 
terklasse. Der aus der Oberklasse 
kommende Albert Speer, später 
Hitlers Architekt und Rüstungs- 
zar in Kriegszeiten, war Mitglied 
von Graf Richard Coudenhove- 
Kalergis’ pan-europäischer Union. 
Mehrere Männer, die im Dritten 
Reich Führungspositionen ein- 
nehmen sollten — darunter Alfred 
Rosenberg, Gottfried Feder, Die- 
trich Eckart und Rudolf Hess - 
waren Mitglieder der geheimen 
Thule-Gesellschaft, die von Ba- 
ron Rudolf von Sebottendorf ge- 
gründet worden ist. Baron Rudolf 
war ein Anhänger von von Lie- 
benfels und wie der Neue Tem- 
pelherr betrog auch er: Er war als 
Adam Glauer, Sohn eines Lo- 
komotivführers, geboren wor- 
den. 


Arbeiterpartei als 
Rekrutierfassade 


Ungeachtet dessen wurde Sebot- 
tendorfs Thule-Gesellschaft ein 
Hafen für Oligarchen und die 
wichtigste Macht hinter den Ku- 
lissen in Bayern ergab sich nach 
Deutschland im Jahre 1918. Als 
ein Attentäter der Thule-Gesell- 
schaft, Graf Arco-Valley, den so- 
zialistischen Präsidenten Bayerns 
Anfang des Jahres 1919 ermor- 
dete, übten die Sozialisten Ver- 
geltung, indem sie vier echte Ari- 
stokraten exekutierten, die zur 
Thule-Gesellschaft gehörten, dar- 
unter Prinz Gustav von Thurn und 
Taxis. 


Die Familie derer von Thurn und 
Taxis, eine der einflußreichsten 
Adelsfamilien Europas, spielte 
später bei der Unterstützung der 
Nazis eine große Rolle. Ebenfalls 
im Jahre 1919 schuf die Thule- 
Gesellschaft die deutsche Arbei- 
terpartei als eine Rekrutierfassa- 
de, um Arbeiter anzuziehen, von 


denen man nicht zulassen konnte, 
daß sie mit den Fürsten und Baro- 
nen der Thule-Gesellschaft ver- 
kehren. Dieser Partei trat Adolf 
Hitler, damals noch ein unbedeu- 
tender Informant des deutschen 
militärischen Geheimdienstes, bei 
und machte sie zu der nationalso- 
zialistischen deutschen Arbeiter- 
partei — den Nazis. 


Als Hitler an die Macht kam, war 
die Masse der Konservativen Re- 
volution erfreut und es gab viele 
Bücher und Artikel von Leuten, 
die behaupteten, Sponsoren des 
Nationalsozialismus zu sein. Se- 
bottendorf beispielsweise veröf- 
fentlichte sein »Bevor Hitler 
kam« im Jahre 1933 und behaup- 
tete darin, dem Führer alles beige- 
bracht zu haben, was er weiß. 
Doch Hitler begann Bündnisse 
mit viel mächtigeren Sponsoren 
der Konservativen Revolution zu 
schließen. 


Ab dem Jahre 1934 fanden sich 
die »unbequemeren« frühen An- 
hänger Hitlers im Gefängnis oder 
im Exil wieder oder sie waren tot. 
Sebottendorf beispielsweise wur- 
de im Jahre 1934 verhaftet und 
sämtliche Exemplare seines Bu- 
ches wurden beschlagnahmt. Er 
wurde als unbedeutender Diplo- 
mat in die Türkei abgeschoben 
und beging Selbstmord, als 
Deutschland im Jahre 1945 kapi- 
tulierte. 


Heideggers Verführung 
der Intellektuellen 


Ende der dreißiger Jahre gab es 
eine weitverbreitete These, daß 
das Dritte Reich »die Gosse war, 
die an die Macht gekommen ist« - 
daß Hitler und seine Anhänger 
nur einfache Gangster seien, die 
durch eine unglückliche Kombi- 
nation von Umständen an die 
Macht gekommen waren. Diese 
These ignoriert bequemerweise, 
warum hochrangige Finanzinte- 
ressen in Europa und Amerika 
Hitler unterstützt und sämtliche 
Alternativen zu einer Nazi-Regie- 
rung im Jahre 1933 aktiv neutrali- 
siert haben. Sie erklärt auch nicht, 
warum Deutschlands Studenten 
und Intellektuelle — mit bemer- 
kenswert mutigen Ausnahmen - 
so rasch auf die Nazis hereinge- 
fallen sind. 

Offen gesagt, die Intellektuellen 
sind verführt worden und der 
Hauptführer war der Philosoph 
der Konservativen Revolution: 
Martin Heidegger. In den zwanzi- 


ger Jahren kündigte Heidegger 
zur Erledigung von Nietzsches 
Aufgabe der Zerstörung der letz- 
ten Überreste »platonischer Me- 
taphysik« — wie Heidegger es 
nannte — eine intellektuelle Revo- 
lution an. Der Einfluß von Platon 
und Sokrates - dem Ursprung der 
Renaissance, des Christentums 
von Augustin und des Judentums 
von Philo — war das wirkliche 
Problem, sagte Heidegger; es be- 


brauchten geistigen Erneuerung 
Deutschlands unterstützen soll- 
ten. 


Eine gute Einschätzung von Hei- 
deggers Wirkungskraft liefert ei- 
ne Anekdote von Georg Picht - 
nach dem Krieg lutherischer 
Theologe - der im Jahre 1933 bei 
Heidegger studierte: »Im Herbst 
1933 ging ich mit zwei Mitglie- 
dern aus Heideggers Seminar die 


Hjalmar Schacht im Gespräch mit Montagu Norman, dem 
Präsidenten der britischen Notenbank. 


deutete das Wachstum der Wis- 
senschaft und der Komplikatio- 
nen des Lebens, so daß der 
Mensch keine »authentische« 
Existenz mehr leben konnte. 


Ende der zwanziger Jahre wurde 
Heidegger zum einflußreichsten 
Intellektuellen Deutschlands und 
es war »politisch korrekt«, auf 
deutschen Campi seine Denun- 
zierung des republikanischen 
Deutschland als einen dekadenten 
Staat, der seine Werte verloren 
hat, nachzuplappern. 


Die philosophische 
Blindheit 


Als Heidegger selbst im Jahre 
1933 der NSPD beitrat und den li- 
beralen Rektor der Universität 
Freiburg ersetzte, der sich gewei- 
gert hatte, Nazi-Erlasse durchzu- 
führen, war das eine unmißver- 
ständliche Botschaft an Deutsch- 
lands Intellektuelle und Studen- 
ten, daß sie ihre Abscheu vor Hit- 
lers Antisemitismus und Kriegs- 
hetze ablegen und seine Bewe- 
gung als erste Phase der stark ge- 


Kaiserstraße hinunter — rechts ei- 
ne Bohnenstange von einem 
SS-Mann, links ein SA-Mann und 
ich, ein Zivilist, in der Mitte. Na- 
türlich diskutierten wir über Poli- 
tik. Ich sagte etwas über die jüng- 
sten Greueltaten, Der SS-Mann 
brüllte daraufhin so laut, daß sich 
die Leute auf der anderen Stra- 
Benseite umdrehten: »Es gibt eine 
Sache, die für uns alle natürlich 
offensichtlich ist. Jetzt, in der er- 
sten Phase der Revolution, wer- 
den wir von einer Bande Krimi- 
neller regiert.< Das war nicht un- 
charakteristisch für die Gesin- 
nung des Teils der Studenten- 


schaft, die unter Heideggers Ein- 


fluß von der Idee besessen waren, 
daß die wahre Revolution aus der 
Universität kommen müsse.« 


Die philosophische Blindheit, die 
Heidegger unter deutschen Intel- 
lektuellen hervorrief, läßt sich an 
einer weiteren, noch prägnante- 
ren Geschichte von Picht über Fe- 
lix Jacoby, einen führenden Pro- 
fessor der klassischen Literatur 
und Anhänger Heideggers er- 
kennen. Im Jahre 1933 sollte Ja- 
coby eine Vorlesung über den rö- 


mischen Dichter Horaz geben. Er 
begann mit den folgenden Wor- 
ten: »Als Jude befinde ich mich in 
einer schwierigen Situation. 
Doch als Historiker habe ich ge- 
lernt, historische Geschehnisse 
nicht von einer persönlichen Per- 
spektive aus zu betrachten. Ich 
habe seit dem Jahre 1927 für 
Adolf Hitler gestimmt und schät- 
ze mich glücklich, im Jahr des na- 
tionalen Aufstandes eine Vorle- 
sung über den Dichter des römi- 
schen Kaisers Augustus geben zu 
können. Denn Augustus ist die 
einzige Figur in der Weltge- 
schichte, die man mit Adolf Hitler 
vergleichen kann.« 


Völkermord als 
»Wohlfahrtsreform« 


Als Hitler an die Macht kam, 
machte er keinerlei Versuch, sei- 
ne Verachtung für die Mehrheit 
der menschlichen Rasse und die 
gesamte moderne Zivilisation zu 
verbergen. Mit anderen Worten, 
er klang sehr ähnlich wie Lord 
William Rees-Mogg von der 
neuen Konservativen Revolution. 
Doch die meisten Menschen 
überzeugten sich damals einfach 
selbst, indem sie sich sagten, Hit- 
lers Aussagen seien Übertrei- 
bungen, um Stimmen zu bekom- 
men und die Radikalen in seiner 
eigenen Partei zu beschwichti- 
gen. 


Wenn man etwas über das Dritte 
Reich weiß, so ist es das, was die 
Nazis im Jahre 1943 taten — welt- 
weiter Krieg, Völkermord und 
Europa verwandelt in eine Frei- 
handelszone der Plünderei und 
Sklaverei. Doch die Schrecken 
des Jahres 1943 waren das not- 
wendige Produkt der »Konserva- 
tiven Revolution« der Nazis des 
Jahres 1933. An diese frühen 
Maßnahmen erinnert man sich 
nicht so gut, doch sie waren da- 
mals recht populär und man spürt 
in bestimmter Politik, die heute 
diskutiert wird, eine frostige Re- 
sonanz. 


Zu den ersten Tagesordnungs- 
punkten der Nazis gehörte eine 
kompromißlose Rechtsreform, 
um dem angeblichen »Wohl- 
fahrts-Sozialismus« der Weima- 
rer Republik und seiner »Milde 
hinsichtlich Verbrechen« ein En- 
de zu setzen. Für viele Straftaten 
wurde die Todesstrafe gefordert, 
während Zigeuner, Gewerkschafts- 
führer und andere »Unruhestif- 
ter« ohne richtige »arische Wer- 
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Deutschland 


Aus der 
Geschichte 
der Konser- 
vativen 
Revolution 


te« von einer stark erweiterten Po- 
lizeitruppe fertiggemacht wur- 
den. Überwachung wurde offi- 
ziell gefördert, in erster Linie ge- 
genüber Juden. Die Regierung 
begründete dies damit, daß sie 
behauptete, die Juden seien kri- 
minelle Parasiten, die für die 
elenden wirtschaftlichen Zustän- 
de verantwortlich seien. 


Bald schrieben die Nürnberger 
Gesetze ein rassisch reines Ari- 
sches Reich vor und die Juden 
wurden als »illegale Immigran- 
ten« eingestuft - auch wenn ihre 
Familien schon jahrhundertelang 
in Deutschland gelebt hatten — die 
keine Rechtsansprüche mehr er- 
halten könnten. Schließlich wur- 
den die Juden massenweise ver- 
haftet. Ein derart großer Teil der 
Bevölkerung endete im Gefäng- 
nis, daß das Regime ein Pro- 
gramm startete, um Häftlinge ar- 
beiten zu lassen und sie wurden 
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als Sklavenarbeiter an verschie- 
dene große Privatfirmen ausge- 
liehen. 

In der Anfangszeit des Regimes 
genehmigte Hitler auch ein Pro- 
gramm mit dem Codenamen T-4, 
in dem die Euthanasie für »Le- 
ben, das es nicht wert war, gelebt 
zu werden« - so der amtliche Jar- 
gon - legalisiert wurde. Die gei- 
stig Zurückgebliebenen, die von 
Geburt an Kranken oder an einer 
tödlichen Krankheit Leidenden 
wurden durch eine tödliche Injek- 
tion getötet. Eine große Anzahl an 
Obdachlosen, darunter ganze Fa- 
milien, wurden offiziell als »von 
Natur aus antisozial« bezeichnet 
und ermordet. Man darf nicht 
vergessen, daß die Nazis T-4 ver- 
schwiegen behandelten, doch daß 
es sich nicht um ein geheimes 
Programm handelte. Es wurde so- 
gar als »eine kostenreduzierende 
Maßnahme und Wohlfahrtsre- 
form« propagiert. 

Diese frühe Politik der Nazis wie 
die Einwanderungsreform, Ge- 
fängnisreform und die Gesund- 
heits- und Wohlfahrtsreform 
schmolz um das Jahr 1941 herum 
mit dem Lagersystem zusammen, 
in dem sich Millionen von Men- 
schen zu Tode arbeiteten. 

Doch es gab ein paar wenige 
Menschen, die so klug waren und 
im Jahre 1933 den späteren Alp- 
traum vorhersagten — und es gab 
ein paar wenige, die den Mut hat- 
ten, ihnen zu glauben. DO 


Deutschland 


Krankheit 
ist gestörtes 


Gleich- 


gewicht 


Claus-F. Claussen 


Das Leben des Menschen besteht erkennbar aus dem eng mitein- 
ander verwobenen Zusammenspiel aus Körper, Funktion, Geist 
und dem sogenannten unentschlüsselbaren Numinosum. Das 
menschliche Leben ist während seines Fortschreitens auf dem 
Zeitstrahl fortlaufenden körperlichen funktionellen, aber auch 
seelisch-geistigen Veränderungen unterworfen. Diese Verände- 
rungen im Sinne von Goethe bezeichnen wir auch als Metamor- 


phosen. 


Ohne besondere Hilfen von außen 
hat der Mensch eine mittlere Le- 
benserwartung von etwa 40 Jah- 
ren. Wenn die Kinder wieder Kin- 
der haben, könnte der Elternteil in 
der Generationenfolge absterben. 
denn dann ist im prähistorischen 
und frühen historischen Rück- 
schluß seine das volle Leben tra- 
gende biologische Kraft erschöpft 
und dann würden - ohne vielfälti- 
ge Prothesen wie Zahnersatz, 
Sehhilfen, Hörhilfen, Hygiene 
und vor allem Medikamente — 
Mangel, Infektionen, Trauma und 
vor allem nicht mehr hinreichen- 
de Angepaßtheit an die Umwelt 
das Leben begrenzen. 


Welche Medizin 
soll es sein? 


Die Gesundheit der breiten 
Schichten der Bevölkerung für ei- 
ne Lebenserwartung fast bis zum 
80. Lebensjahr ist eine außeror- 
dentlich große zivilisatorische 
und Sozialleistung, die nur in der 
Gemeinschaft der Menschen mit 
einer vielfältigen Arbeitsteilung 
und einem großen tradierten und 
weiter vermehrten medizinischen 
Wissen erreichbar ist. 


Den ersten beiden Lebensphasen 
fügen die Menschen bei uns jetzt 
eine dritte ausgedehnte und 
selbstbezogene Lebensphase mit 


hoher Lebensqualität hinzu. Die 
erste Lebensphase besteht in der 
Wachstums-, Erziehungs- und 
Ausbildungsphase bis etwa zum 
25. Lebensjahr. Es folgt die 
eigentliche Produktions- und Fa- 
milienphase in der Zeit vom 25. 
bis 50. Lebensjahr. In der dritten 
Lebensphase, der Erfahrungs- 
und Selbstverwirklichungsphase, 
erreicht der Mensch vom Durch- 
schnittsmenschen nicht gekannte 
Lebensqualität, wenn er körper- 
lich und geistig altersentspre- 
chend gesund ist. Für diese Phase 
wird von unserer Bevölkerung ein 
besonderer Lebensgenuß durch 
Gesundheit erwartet. Die psycho- 
soziale Ganzheit mit mannigfalti- 
ger Geselligkeit und differenzier- 
tem Freizeitanspruch mit Freizeit 
und Medienkonsum, aber auch 
mit einem gesteigerten Konsum 
von Gesundheitsleistungen, stellt 
eine neue Herausforderung für 
die gesamte Gesellschaft und spe- 
ziell für die moderne Medizin dar. 


Aber welche Gesundheitsleistung 
und welche Medizin sollen das 
sein? 


Die Probleme 
der Antibiotika 


In allen Gesetzestexten, die den 
Grundkonsens des Gemeinwohls 
herstellen, ist uns das Leben als 


sogenannter höchster Wert quasi 
heilig. 

Die Biologie als die Wissenschaft 
vom Lebendigen hat uns viele 
Einblicke in die Erscheinungsfor- 
men und Gesetzmäßigkeiten des 
Lebens vermittelt. Der Bios ist als 
belebte Welt ein Teil des Kosmos, 
und so verstehen wir uns heute 
auch gemeinsam mit unseren bio- 
logischen Mitgeschöpfen. 


Die Schulmedizin hat ihre großen 
Erfolge der Lebensverlängerung 
durch die Bekämpfung der bakte- 
riellen Volksseuchen während der 
letzten 100 Jahre zu einem großen 
Teil mittels der sogenannten Anti- 
biotika erreicht. Dies sind aber 
Medikamente, deren Hauptwir- 
kung darin besteht, gezielt einen 
Teil des uns umgebenden Lebens 
zu zerstören. Durch den Blick auf 
die Antibiotika-Wirkung in Parti- 
kularbereichen des Lebens ist der 
Schulmedizin zuweilen die Wahr- 
nehmung für das Ganze des sym- 
biotischen Lebens abhanden ge- 
kommen. Die immer extremer 
zerteilende Analyse von einzel- 
nen Funktionen, deren universel- 
le Zusammenschau des Gesamt- 
mosaiks wohl keinem einzelnen 
Menschen heute mehr möglich 
ist, wurde zum Kern des moder- 
nen medizinischen Lehrgebäu- 
des. 


Gewaltige Personal-, Apparate- 
und Technikinvestitionen in den 
Krankenhäusern wurden mit ei- 
ner ähnlich strukturierten ambu- 
lanten Medizin vernetzt. Um der 
gesamten Bevölkerung kosten- 
mäßig den Zugang zu einer sol- 
chen mechanisierten Medizin zu 
ermöglichen, wurden komplizier- 
te und immer teurere staatsorga- 
nisierte Institutionen wie Kran- 
kenkassen, Berufsgenossenschaf- 
ten usw. notwendig. 


Besonderen Medizinern und 
Randgruppen der Medizin blieb 
es vorbehalten, in der Medizin 
dem seit Jahrtausenden bekann- 
ten harmonischen Zusammen- 
schwingen der Gesamtheit psy- 
chophysischer Lebensäußerun- 
gen nachzuspüren. Es entwickelte 
sich immer stärker eine mit dem 
Rhythmus des Lebens schwin- 
gende Richtung der Medizin, die 
ich als probiotische Medizin be- 
zeichnen möchte. In diese »ewige 
Richtung« der Medizin flossen in 
der Synthese von Homöopathie 
und Allopathie, das heißt, durch 
die Verschmelzung von Tradition 
und Moderne, auch jüngste Er- 
kenntnisse der Biologie, der Bio- 


chemie und der Kybernetik ein. 
Ganz besonders hervorzuheben 
ist hier das Konzept der Homo- 
toxikologie, wie es von Hans- 
Heinrich Reckeweg begonnen 
wurde. 

Die Medizin lebt aus der Notwen- 
digkeit individuell erkrankter 
Personen, eine ärztliche Behand- 
lung zu erfahren. Angesichts der 
Kompliziertheit der Gesundheit, 
wie auch der Krankheit jedes ein- 
zelnen Menschen sind viele un- 
terschiedliche Behandlungswege 
denkbar, die dann sogar zu ähnli- 
chen oder sogar gleichartigen 
Heilungserfolgen führen können. 
Deshalb gilt letztlich zur Beurtei- 
lung der ärztlichen Heilerfolge 
der alte Satz des Paracelsus: »Wer 
heilt hat recht!« Mag der Heiler 
nun seinen Therapieplan sehr 
wissenschaftlich analysiert und 
determiniert, oder mag er ihn 
auch nur intuitiv zur Anwendung 
gebracht haben. 


Das medizinische 
Dogma 


Dementsprechend ruht das große 
Gebäude unserer Medizin auch 
auf den drei wichtigsten erkenn- 
baren Säulen, die wir folgender- 
maßen bezeichnen möchten: 


Erstens, das medizinische Dog- 
ma, welches über Jahrtausende 
hinweg tradiertes Wissen aufbe- 
wahrt, konzentriert und an die 
nächste Generation weitergibt. In 
seiner scholastischen Systemati- 
sierung handelt es sich aber eher 
um eine allgemeine Richtschnur, 
denn um konkrete Anweisungen 
im Einzelfall. Dieses Dogma ist 
aber unerläßlich, um von Genera- 
tion zu Generation unser heutiges 
medizinisches Wissen in ihrer je- 
weiligen Entwicklungshöhe wei- 
terzugeben. Dabei müssen wir es 
aber auch hinnehmen, daß sich 
sogenannte Schulen des Dogmas 
prägend und richtungsweisend 
bemächtigen. 


Zweitens: Was die Medizin in den 
letzten zwei Jahrhunderten außer- 
ordentlich stark weiterbefördert 
hat, ist die Medizintechnik. Hier- 
her zählt u.a. die Entwicklung 
heute unerläßlicher Apparate wie 
Röntgengeräte, Elektrokardio- 
graphen, Elektroencephalogra- 
phen, biochemische Testgeräte 
für Blutzucker und andere Blut- 
parameter, aber auch die techni- 
sche Entwicklung von modernen 
allopathischen Arzneimitteln und 
selbst die Systematisierung der 
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Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 
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Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts ‚MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath « Mensch oder Ratte » 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit « Harvard und die psychedelische 
Revolution «e Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 


Humanistische Literatur + Musik 
Verlag + Vertrieb, Postfach 3324 
D-65023 Wiesbaden 


Deutschland 


Krankheit 
ist gestörtes 
Gleich- 
gewicht 


Außenseitermedizin, der Homöo- 
pathie und der Homotoxikologie 
sowie auch der Phytotherapie. 


Drittens: Die Heilkunst ist die ei- 
gentliche Verbindung des heilen- 
den Menschen mit dem Kranken. 
Trotz aller großen Erfolge der Ap- 
parate-Medizin ist Arztsein ohne 
die eigentliche Heilkunst nicht 
denkbar. Hier gilt im Sinne von 
Aristoteles »Ohne Künstler kein 
Kunstwerk«. Der Arzt muß sich 
bei jedem einzelnen Patienten 
von den Störungen in der Totalität 
von Körper, Funktion, Geist und 
Seele und sozialer Einbindung ein 
gesamtes Bild machen und dieses 
»Krankheitsbild« dann durch eine 
Idee einer individuellen Therapie 
zu beeinflussen suchen. 


Erkrankung der 
Kopfsinne 


Da in der derzeitigen Schulmedi- 
zin die analysierende und verä- 
stelnd weiter aufzweigende Ge- 
dankenuntergliederung vorherr- 
schend geworden ist, ist es für die 
heutigen Arzte außerordentlich 
wichtig, daß sie nicht übersehen, 
daß in der Homöopathie, wie 
auch in der Homotoxikologie tra- 
diertes ärztliches Wissen in einem 
holistischen Sinne weiterbewahrt 
wird. 

Persönlich betone ich diesen holi- 
stischen Aspekt der klassischen 
Medizin ganz bewußt, da ich als 
Neurootologe wohl zu den mo- 
dernen Superspezialisten mit 
elektronischen Meßgeräten und 
Computern gehöre. Die Neuro- 
otologie befaßt sich mit der Syste- 
matik und den Erkrankungen der 
Kopfsinne. Dazu zählen insbe- 
sondere der Gleichgewichtssinn 
mit seinen Störungen, Hörver- 
minderung, akustische Wahrneh- 
mungsverzerrung und Ohrgeräu- 
sche, ferner die Geruchs- und Ge- 
schmacksstörungen sowie einige 
besondere Oberflächenwahrneh- 
mungen im Kopf-Hals-Bereich. 


Durch das zivilisatorisch begün- 
stigte medizin- und sozialgeför- 
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derte Älterwerden der Menschen 
treten in der zweiten Lebenshälfte 
vermehrt Kopfsinnesstörungen 
auf, wie zum Beispiel Schwindel, 
Taumeligkeit, Ohrgeräusche, Hör- 
verminderung, welche die lebens- 
phasenangepaßte Entfaltung und 
die Lebensqualität der betroffe- 
nen Menschen außerordentlich 
stark beeinträchtigen. Gerade 
durch Schwindelanfälle, Ohrge- 
räusche und Hörstörungen fühlen 
sich die Patienten in ihrem sozia- 
len und genießenden Kommuni- 
kationsverhalten beim Medien- 
konsum und in der Freizeit 
schwer beeinträchtigt. 


Die altersbedingten Zerfallser- 
krankungen des menschlichen 
kybernetisch strukturierten Su- 
persinnes »Gleichgewicht«, der 
sich aus einem weit verbreiteten 
Hardwareanteil innerhalb des 
menschlichen Zentralsystems mit 
der Verknüpfung durch eine kom- 
plizierte Software aufbaut, zählt 
heute zu den häufigsten Alters- 
erkrankungen, die einen akuten 
Arztbesuch bei uns notwendig 
machen. Wir gehen von Millio- 
nen von Patienten mit Alters- 
schwindel aus. Auch die Zahl der 
Altersohrgeräuschpatienten ist au- 
Berordentlich stark angestiegen. 


Als Neurootologe habe ich erfah- 
ren, daß mit Hilfe einer modernen 
apparatemedizinischen Netzwerk- 
technik tatsächlich Störungen in- 
nerhalb des Zentralnervensystems 
nach Ort und Umfang der Funk- 
tionsbeeinträchtigung aufgedeckt 
werden können. Die rein morpho- 
logische Technik des Röntgens 
und Inspizierens mit speziellen 
bildgebenden Verfahren war nur 
sehr begrenzt hilfreich. Den 
Durchbruch zu einer verbesser- 
ten neurootologischen Diagnostik 
brachte die netzwerkartige Ana- 
lyse zeitveränderlicher Funktio- 
nen und deren Darstellung mittels 
Zeitfunktionsgrafiken. An die 
verbesserte Diagnostik von Ver- 
tigo, Nausea und Tinnitus mußte 
sich dann auch eine verbesserte 
Therapie anschließen zur eigent- 
lichen Realisierung dieser Fort- 
schritte zum Wohle des Patien- 
ten. 


Die Suche nach 
der Harmonie 


Bei der Therapie dieser Erkran- 
kungen sind wir u.a. darauf ge- 
stoßen, daß uralte phytotherapeu- 
tische Prinzipien, wie wir sie aus 
Ostasien zum Beispiel vom Fä- 


cherblattbaum her kennen, bei be- 
stimmten nachweisbaren Erkran- 
kungen außerordentlich hilfreich 
sind. Ebenfalls konnten wir mit 
unserer Technik nachweisen, daß 
ein aus der Praxis heraus als sehr 
bewährt eingestuftes homöopa- 
thisches bzw. homotoxikologi- 
sches Medikament beim altersbe- 
dingten »Syndrom des verlang- 
samten Hirnstammes« außeror- 
dentlich hilfreich ist. Eine Kate- 
gorie des menschlichen Alterns 
ist unter anderem die Verlangsa- 
mung aller biochemischen und 
funktionellen Prozesse. 


Mit unseren hochempfindlichen 
bahnenanalytischen Meßverfah- 
ren konnten wir bei einer be- 
stimmten Gruppe von Patienten 
feststellen, daß sowohl die vesti- 
bulo-okuläre Gleichgewichtsbahn, 
wie auch die Hörbahn im Hirn- 
stamm auffällig verlangsamt ist. 
Verwendet man zur Behandlung 
der daraus resultierenden Kopf- 
sinneserkrankung mit Taumelig- 
keit, Schwindelanfällen, Hörstö- 
rungen und vor allem auch 
schwindelbegleitenden Ohrgeräu- 
schen eine bekannte homotoxiko- 
logische Rezeptur aus Schierling, 


Kokkelskörnern, Amber und Stein- . 


öl an, dann sieht man und erfährt 
von seinen Patienten, daß diese 
wieder aufblühen, in ihren Ge- 
danken und ihrem Antrieb klarer 
werden, daß die Ohrgeräusche zu- 
rückgehen und daß die Schwin- 
delzustände sich wieder norma- 
lisieren. Diese Wirkung ist auch 
in Doppelblindstudien experi- 
mentell nachweisbar. 


An diesem und an anderen Bei- 
spielen habe ich selbst immer 
wieder erfahren, daß die Medizin 
heute ganzheitlich betrachtet wer- 
den muß. Eine von mir nach- 
drücklich befürwortete, mit dem 
Leben schwingende probiotische 
Therapie ist mehr als eine einfa- 
che Symptomenkorrektur. Ent- 
sprechend dem metamorphose- 
bedingten Lebensstadium soll sie 
wieder die Harmonie zwischen 
Körper, Funktion, Geist, Seele 
und Umwelt herstellen. 


Jugendkult genauso 
falsch wie 
Greisenherrschaft 


Indem wir das Wort »Metamor- 
phosestadium« hervorheben, wei- 
sen wir aber gleichzeitig schon 
darauf hin, daß vom Schicksal 
schon bei unserer Geburt in unse- 
rem Lebensplan die fortwährende 


Verwandlung zum Tode hin ein- 
gebaut wurde. Der Jugendkult ist 
sicher genauso falsch wie die 
Greisenherrschaft. Durch die Ver- 
mischung aller Metamorphose- 
stadien in einer lebendigen 
menschlichen Gesellschaft sind 
dann alle Lebensstadien wie in ei- 
ner klassischen Familie gleichzei- 
tig nebeneinander vorhanden und 
beeinflussen sich prägend gegen- 
einander und auch in der Sicht des 
Arztes. 


Die menschlich-ganzheitliche Sei- 
te in der ärztlichen Therapie 
kommt besonders in der Durch- 
dringung der modernen techni- 
schen Entwicklung mit der ural- 
ten Basis der Homöopathie und 
der Homotoxikologie zustande. 


Vor diesem Hintergrund entwik- 
kelt sich wohl auch die Präven- 
tivmedizin, die Umweltmedizin, 
die rehabilitative Medizin, die al- 
tenpflegerische Medizin, die dro- 
gentherapeutische Medizin, die 
Seuchenmedizin und die So- 
zialmedizin. 


Andererseits befruchten aber 
auch die klinische Medizin und 
die Laborforschung die klassi- 
sche Homöopathie und die Ho- 
motoxikologie. 


Durch das bemerkenswerte Älter- 
werden breiter Bevölkerungs- 
schichten bei tatsächlicher gleich- 
zeitiger Erhaltung geistiger Akti- 
vität und Mobilität findet die bis- 
herige Medizin auch ihre Bestä- 
tigung, wenn man sie an dem 
klassischen Satz des Paracelsus 
mißt: »Wer heilt hat recht!«. Die- 
sen Gewinn an menschlicher 
Fortentwicklung sollten wir — 
wenn nur irgendwie möglich — 
nicht durch die Welle etatpoliti- 
scher Sparbeschlüsse gefährden. 


Professor Dr. Claus-F. Claussen 
ist Extraordinarius für Neurooto- 
logie an der Hals-Nasen-Ohren- 
Klinik der Universität Würzburg. 


Bonn 


Deutsche 
Banker 


flicken 


cherben 
zusammen 


Der Zusammenbruch der britischen Barings-Bank zeigt deutlich, 
daß das Wachstum bei den Derivate-Spekulationen eine solche 
Größenordnung erreicht hat, daß das Weltfinanzsystem bedroht 
ist, was heißt, daß entscheidende Maßnahmen unternommen 
werden müssen, um die Spekulanten deutlich herauszukristalli- 
sieren und ihren Einfluß auf den Derivate-Markt zu beseitigen. 
Das sagte Otmar Issing, Mitglied des Direktoriums der deutschen 
Zentralbank, in einem Interview mit dem Bayerischen Rund- 
funk, das dann landesweit von vielen anderen Medien aufgegrif- 


fen wurde. 


Dieses Interview kennzeichnete 
eine dramatische Wende in der 
öffentlichen Debatte über die 
Geldmarktpolitik und kündigte 
das »Umschwung«-Phänomen in 
Deutschland an, denn es kam von 
einem hochrangigen Banker, der 
vor dem 3. März die zweifelhafte 
Auszeichnung besaß, daß er die 
Existenz eines derartigen »Sy- 
stemrisikos« leugnete. 


Blauäugigkeit bei 
Politikern 


Im September 1993 wies Ingrid 
Matthäus-Maier, die Finanzex- 
pertin der SPD in einer Dis- 
kussion auf dem SPD-Parteitag 
entschieden zurück, daß es in 
Deutschland eine Debatte über 
Derivate und den Zustand des 
Weltwährungssystems, wie sie 
von dem damaligen Vorsitzen- 
den des Bankenausschusses im 
amerikanischen Repräsentanten- 
haus, Henry Gonzales, in Gang 
gesetzt worden war, gibt. 


Jetzt, einen Tag, nachdem man 
von dem Zusammenbruch der 
Barings-Bank erfahren hat, ge- 
hörte sie zu den ersten, die 
nach Notmaßnahmen gegen die- 
se »höchst gefährlichen« Finanz- 


instrumente verlangte. Die Me- 
dien brachen mit einem lang- 
jährigen Tabu und präsentierten 
ihrem Publikum Tabellen und 
detaillierte Berichte darüber, um 
was es sich bei »diesen Deriva- 
ten« handelt, woher sie kommen 
und welche Risiken sie bergen. 


Das Wort »Derivate« wurde 
innerhalb von zwei oder drei Ta- 
gen zu einem geläufigen Begriff. 
Die Medien verwendeten auch 
den Begriff »Casino« oder »Ka- 
russell«, um die Praktiken von 
Traders wie Nicholas Leeson 
von der Barings Bank zu be- 
schreiben. 


Die Tageszeitung »Die Welt« 
schrieb sogar am 28. Februar, 
daß »das Spielen im Casino si- 
cherer ist als die Spekulation mit 
Derivaten«. 


Die finanzielle 
Revolution ißt ihre 
eigenen Kinder 


Die »Frankfurter Rundschau«, 
eine andere führende deutsche 
Tageszeitung, schrieb am 28. 
Februar, daß der Barings-Fall 
beweise: wenn eine »echte Bank« 
- im Gegensatz zu »Nicht-Ban- 


ken« — untergehen kann, dann 
gibt es Schwachpunkte im Welt- 
währungs- und Bankensystem 
des Derivatehandels als Ganzem: 
»Die finanzielle Revolution ißt 
ihre eigenen Kinder.« 


Finanzminister Theo Waigel gab 
mindestens ein Mal pro Tag ein 
Interview und sagte, er schließe 
kategorisch aus, daß »so etwas in 
Deutschland passieren Könnte«. 
Doch es ist in Deutschland be- 
reits zu großen Ausfällen gekom- 
men, wie der spektakuläre zwei 
Milliarden DM Verlust an Ol- 
Derivaten, den der US-Zweig der 
Metallgesellschaft Anfang des 
Jahres 1994 gemeldet hat. 


Am Ende der ersten Woche nach 
dem Barings-Zusammenbruch 
wurden Forderungen nach Not- 
bestimmungen auf den Finanz- 
märkten und nach Besteuerung 
von Derivaten fast überall laut. 
In einem beispiellosen, zweistün- 
digen Live-Special über DLR am 
3. März fragte selbst der Mo- 
derator der Sendung, »ob man 
Derivate nicht einfach ganz ver- 
bieten sollte«. 


Der fatale Fehler all dieser 
Vorschläge, einschließlich des 
Vorschlags von Issing, ist, daß 
mit ihnen die große Illusion auf- 
rechterhalten wird, daß man die 
ganze Krankheit unter Kontrolle 
bringen kann, wenn eines der 
größeren Phänomene eingedämmt 
oder reguliert wird. 

Glücklicherweise gab es einige 
Stimmen, die hinsichtlich der 
Optionen zur Reparatur des Sy- 
stems von innen haraus skepti- 
scher waren. Die Wochenzei- 
tung »Die Woche« schrieb am 
3. März, daß der Barings-Fall er- 
neut gezeigt hat, wie weit das 


Weltfinanzsystem abgeglitten ist, 
daß mit mehr spektakulären Aus- 
fällen sicher zu rechnen ist, weil 
die Weltwirtschaft von einer 
»riesigen 35 Milliarden Dollar 
schweren Dampfwalze« ergrif- 
fen wurde, die auf dem ganzen 
Planeten Unheil anrichtet. 


Auf das Schlimmste 
vorbereiten 


Es gibt keinerlei Abhilfe dafür, 
schrieb »Die Woche«, es sei 
denn, das System als Ganzes und 
nicht nur der Aspekt Derivate 
wird unter Kontrolle gebracht. 
Diese Ansicht spiegelte sich 
auch in einer Analyse wider, die 
von der Schweizer Tageszeitung 
»Neue Zürcher Zeitung« am 
6. März veröffentlicht wurde und 
in der es heißt, daß es an der Zeit 
ist, sich »auf das schlimmste 
Szenario« vorzubereiten — was 
den Zusammenbruch nicht nur 
einer Großbank, sondern des 
ganzen Weltfinanzsystems im- 
pliziert. 


Das »Handelsblatt«, Deutsch- 
lands Wirtschafts-Tageszeitung, 
schrieb am 7. März, daß ange- 
sichts der grundlegenden Wand- 
lung des Weltfinanzsystems in 
den letzten zehn Jahren eine ein- 
zelne Aktion zur Eindämmung 
der Derivate scheitern würde. 
Wenn man das ganze System als 
solches unberührt lassen würde, 
wäre die einzige Abhilfe, die 
noch übrig ist, so die Tages- 
zeitung sarkastisch, Aufkleber 
für Investoren mit dem Hinweis 
herzustellen, daß »der Finanz- 
minister warnt, daß das Geschäft 
mit dieser Bank für Ihre finan- 
zielle Gesundheit gefährlich ist«. 


Deutschland- 


Journal 


Die AUM- 
Sekte und die 
Destabilisie- 
rung Eurasiens 


Es ist bislang noch ungeklärt, ob 
die Sekte AUM-Shinrikyo tat- 
sächlich für den Giftgasanschlag 
in der Tokioter U-Bahn am 20. 
März verantwortlich ist. Die 
Umstände dieses Terroran- 
schlags und die gewaltige inter- 
nationale Medienaufmerksam- 
keit, die seither der AUM gewid- 
met wird, deuten auf eine geopo- 
litische Destabilisierung, die 
über Japan hinaus auch China, 
Rußland, Indien und die USA 
treffen soll. Um dies zu verste- 
hen, muß man die Fehlschlüsse 
und teilweise bewußten Dumm- 
heiten der sogenannten »Terro- 
rismusexperten« und »Sekten- 
spezialisten« ignorieren. Der mo- 
derne terrorismus seit 1968 ist 
kein spontanes und »soziolo- 
gisches Phänomen«, zu dem sich 
verblendete, irrational Extre- 
misten oder »religiöse« Fana- 
tiker hinreißen lassen. Terroris- 
mus ist immer »verdeckte Er- 
satzkriegführung«. Der moderne 
Terrorismus wird immer durch 
Elemente von Nachrichtendien- 
sten, Regierungsapparaten oder 
einflußreichen privaten Inter- 
essen kontrolliert, gesteuert oder 
zumindest beeinflußt. 


Das Profil und die Verbindungen 
der AUM-Sekte lassen eine deut- 
liche Einflußnahme britischer 
Nachrichtendienstkreise vermu- 
ten. Die deutlichen »Spuren« 
britischer Kontrolle über die 
Aktivitäten der Sekte und das 
anhaltende internationale Inter- 
esse lassen auf möglicherweise 
schwerwiegende geostrategisch 
Konsequenzen des Terroran- 
schlags schließen. Wie wir wie- 
derholt berichteten, sind briti- 
sche Geopolitiker derzeit im Zu- 
sammenhang mit eurasischen 
Infrastrukturentwicklungsvor- 
haben vorrangig an einer De- 
stabilisierung Eurasiens und vor 
allem Chinas interessiert. Drei 
Ermittlungsrichtungen hinsicht- 
lich der Rolle von AUM sind 
dabei hervorzuheben: 
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Nach Berichten aus Japan und 
China verfügt die Führungs- 
gruppe der AUM-Sekte über 
politisch höchst sensitive inter- 
nationale Verbindungen, so zum 
Beispiel zum Apparat des in 
Indien lebenden, tibetanischen 
Führers Dalai Lama. Ganz abge- 
sehen von dem religiösen Status 
des Dalai Lama und den legiti- 
men Anliegen der Tibeter kann 
es keinen Zweifel gaben, daß der 
Apparat des Dalai Lama eng mit 
britischen, US-amerikanischen 
und anderen Geheimdiensten ver- 
bunden ist. Prinz Philips »World- 
wide Fund for Nature« arbeitet 
auf engste mit dem Apparat des 
Dalai Lama zusammen. Dabei 
geht es weniger um die »Natur« 
als um geopolitische Absichten 
der britischen Oligarchie bezüg- 
lich Chinas. Seit britische Geo- 
politiker auf Bürgerkrieg und die 
Aufsplitterung Chinas in der Zeit 
nach dem Tode Dengs hinarbei- 
ten, werden gerade die Verbin- 
dungen des Dalai Lama zur 
AUM-Sekte seitens chinesischer 
Regierungskreise besonders auf- 
merksam beobachtet. So zeigte 
sich die chinesische Führung 
über die Einladung des Dalai 
Lama zu einem offiziellen 
Besuch nach Japan, der am 29. 
März begann, deutlich verärgert. 


Ebenfalls höchst bedeutsam sind 
die Verbindungen der AUM- 
Sekte zur Kamarilla um Präsi- 
dent Boris Jelzin in Moskau. Der 
Verbindungsmann der AUM- 
Sekte in Moskau ist kein gerin- 
gerer als Oleg Lobow, der Jel- 
zin-Intimus und Vorsitzende des 
mächtigen russischen Sicher- 
heitsrates. Zusammen mit dem 
AUM-Sektenführer Asahara grün- 
dete Lobow bereits 1991 die 
»Russisch-Japanische Universi- 
tät« in Moskau. Asahara wurde 
im Kreml von Lobow empfan- 
gen, der 1992 und 1993 dem 
AUM-Führer Gegenbesuche ab- 
stattete. In diese Verbindungen 
war auch das sowjetische (später 
russische) Außenministerium ein- 
geschaltet, das in der zweiten 
Jahreshälfte 1991 von Boris Pan- 
kin geleitet wurde. Pankin war 
zur Zeit der Ermordung Olof 
Palmes sowjetischer Botschafter 
in Stockholm und 1992-93 russi- 
scher Botschafter in London. 
Pankin war direkt daran betei- 
ligt, die Verleumdung zu ver- 
breiten, LaRouche und seine 
Mitarbeiter seien für den Mord- 
anschlag auf Palme verantwort- 
lich. Interessanterweise brannte 
sechs Tage nach dem Tokioter 


Giftgasattentat das Büro der 
AUM-Sekte in Moskau aus. 

Bisher liegt keine zufriedenstel- 
lende Erklärung für die Tatsache 
vor, warum am 19, März nur we- 
nige Stunden vor dem Tokioter 
Anschlag ein Artikel in der 
»Sunday-Times« veröffentlicht 
wurde, in dem behauptet wurde, 
Japan werde zunehmend zum 
Zielgebiet terroristischer Ner- 
vengasanschläge. Dabei ging es 
um einen mysteriösen Vorfall 
vom Juli 1994, als in Japan sechs 
Menschen an dem Nervengas 
Sarin starben, das aus einem 
Leck ausgeströmt war. In dem 
Artikel heißt es, damals sei auch 
die AUM-Sekte verdächtigt wor- 
den, und es hätten monatelang 
Ermittlungen stattgefunden. Es 
ist schwer vorstellbar, daß ein 
Artikel mit derartig direkten 
Hinweisen gerade zu diesem 
Zeitpunkt veröffentlich wurde, 
ohne daß hochrangige britische 
Nachrichtendienstkreise Kennt- 
nis von den Vorbereitungen zu 
dem jüngsten Giftgasanschlag in 
Tokio hatten. 


Fernseh- 
kameras in 
Gerichtssälen? 


Seitdem in Amerika Millionen 
von Menschen den Mordprozeß 
gegen den ehemaligen Football- 
star ©. J. Simpson verfolgen, 
wird auch in Deutschland darü- 
ber diskutiert, ob in deutschen 
Gerichtssälen Fernsehkameras 
zugelassen werden sollten. Wäh- 
rend die einen, z. B. der n-tv- 
Geschäftsführer Karl-Ulrich Kuh- 
lo, auf den Paragraphen 169 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes 
(GVG) aus dem Jahr 1871 hin- 
weisen, der für Verhandlung und 
Urteilsverkündung, Öffentlich- 
keit vorschreibt: — Öffentlichkeit 
im Jahr 1995 heiße Fernseh- 
öffentlichkeit -, berufen sich die 
anderen auf die guten Gründe, 
die in Satz 2 des Paragraphen das 
Fernsehen und den Rundfunk 
ausdrücklich von der Verhand- 
lung fernhalten: der Schutz der 
Persönlichkeitsrechte von Zeu- 
gen, Angeklagten und aller am 
Verfahren Beteiligten stände 
einer Fernsehübertragung entge- 
gen. Hinzu komme die Gefahr, 
die der Vorsitzende des Rechts- 
ausschusses des Bundestages, 
Horst Eylmann (CDU), betont: 
daß eine »kühlere, rationale 


Wahrheitsfindung« gefährdet sei, 
weil die Beteiligten am Ende nur 
noch »für die Rampe« reden 
würden. Fast alle Gegner einer 
Fernsehübertragung aus dem 
Gerichtssaal verweisen auf das 
amerikanische Medienspektakel 
um den Simpson-Prozeß, der für 
die Befürworter der Auslöser 
ihrer dringenden Forderung nach 
Court-TV ist. 


Welche Prozeßöffentlichkeit wird 
von der Öffentlichkeit selbst ge- 
wünscht? Das Institut für De- 
moskopie Allensbach hat jetzt 
kürzlich dieses Thema in einer 
repräsentativen Bevölkerungs- 
umfrage aufgegriffen. Eine der 
Fragen, die von Allensbach aus 
gestellt wurden, lautete: »Bei 
uns in Deutschland dürfen 
während einer Gerichtsverhand- 
lung keine Fotos oder 
Fernsehaufnahmen gemacht 
werden. In Amerika dagegen 
werden Gerichtsverfahren auch 
direkt vom Fernsehen übertra- 
gen. Fänden Sie es gut, wenn 
man auch in Deutschland bei 
besonders interessanten Pro- 
zessen die Gerichtsverfahren 
übertragen würde, oder fänden 
Sie das nicht gut?« 


Nur etwa jeder dritte Befragte 
(30 Prozent) beantwortete die 
Frage mit: »Fände ich gut«. Die 
Mehrheit war sich in der Um- 
frage in West (61 Prozent) und 
Ost (60 Prozent) darin einig, daß 
Fernsehübertragungen von Ge- 
richtsverfahren nicht gut wären. 


Einigkeit in der Negativein- 
schätzung solcher Übertragun- 
gen besteht nicht nur zwischen 
Ost und West in Deutschland, 
sondern auch — wie kaum bei 
einer anderen Frage — zwischen 
jüngeren und älteren Befragten 
und sogar unter den Anhängern 
der verschiedenen Parteien. Über- 
all ist eine Mehrheit von rund 60 
Prozent eindeutig gegen ein sol- 
ches Fernsehgericht der neuen 
Art mit echten Angeklagten und 
Zeugen: kein Fernsehspiel wie 
vom Leben geschrieben, sondern 
das Leben selbst als Gerichtstag 
in Millionen von Wohnzimmern. 


Daß dabei am Ende das Fern- 
sehen einen unguten Einfluß auf 
den Gerichtsverlauf nehmen 
würde, davon ist ebenfalls die 
Mehrheit überzeugt. Auf die 
Frage: »Was denken Sie, hat 
eine Fernsehübertragung einen 
Einfluß auf den Prozeßverlauf, 
ist ein Verfahren dadurch weni- 


ger sachlich und fair, oder hat die 
Übertragung im Fernsehen da 
keinen Einfluß auf das Verfah- 
ren?« lautete bei 69 Prozent der 
Bevölkerung die Antwort: »Ich 
denke, das Gerichtsverfahren 
wird dadurch weniger fair und 
sachlich.« DO 


Theo Waigels 
schlechtes 
Gedächtnis 


Nach dem Zusammenbruch der 
Barings Bank aufgrund von De- 
rivatspekulationen erklärte Fi- 
nanzminister Theo Waigel, eine 
vergleichbare Katastrophe könn- 
te sich in Deutschland niemals 
ereignen. Waigel drückte sein 
besonderes Vertrauen in die 
deutschen Derivathändler und 
die existierenden Bankenvor- 
schriften aus, die »wirksame 
interne Kontrollmechanismen« 
vorsehen. Waigel sprach sich 
gegen jede »Verurteilung« von 
Finanzderivaten aus. Als Ge- 
dächtnishilfe für den gestreßten 
Finanzminister sei an folgende 
Ereignisse erinnert: 


Juni 1987: Volkswagen verliert 
260 Millionen Dollar bei Spe- 
kulationen mit Devisenfutures. 


Oktober 1988: Der Industrie- 
konzern Klöckner verliert 380 
Millionen Dollar durch Waren- 
termingeschäfte. 


Dezember 1993: Der deutsche 
Traditionskonzern Metallgesell- 
schaft gerät durch Derivatspeku- 
lationen seiner US-Tochter MG 
Corp. an den Abgrund. Deriva- 
tive Olgeschäfte führen zu Ver- 
lusten von etwa zwei Milli- 
arden DM. Banken müssen mit 
drei Milliarden DM einsprin- 
gen. 


Juni 1994: Der deutsche Sport- 
bodenhersteller Balsam, einer 
der größten weltweit, meldet 
zusammen mit der Finanzgruppe 
Procedo, hinter der die großen 
deutschen Banken und Versiche- 
rungsgesellschaften stehen, Ver- 
luste in Höhe von zwei Mil- 
liarden DM. Balsam hatte bei 
einem Jahresumsatz von 400 
Millionen DM 14 Milliarden DM 
in Derivatspekulationen ange- 
legt. Die deutsche Bank war mit 
15 Prozent direkt an Balsam 
beteiligt. 


November 1994: Der Kölner 
Versicherungskonzern Colonia 
verliert mit Derivaten einen drei- 
stelligen Millionenbetrag. Auch 
verschiedene andere deutsche 
Versicherungsgesellschaften 
müssen erhebliche Verluste hin- 
nehmen. 


Januar 1995: Der Bürgermeister 
der Gemeinde Neckarwestheim 
in Baden-Württemberg Horst 
Armbruster wird verhaftet. Er 
hatte beinahe das gesamte Ver- 
mögen der Gemeinde in Höhe 
von 40 Millionen DM ver- 
spekuliert. Der Hauptteil der 
Gelder stammte aus Steuer- 
zahlungen des örtlichen Kern- 
kraftwerks. 


Der jüngste Bericht der Deut- 
schen Bundesbank veranschlagt 
das Nennwertvolumen aller offe- 
nen Derivatkontrakte deutscher 
Banken auf 8000 Milliarden 
DM. & 


Deutscher 
Bank Armen- 
recht vor Ge- 
richt verwehrt 


Der Sachsenmilch AG und damit 
unmittelbar auch dem Großaktio- 
när Deutsche Bank ist von dem 
Dresdner Landgericht die Ge- 
währung von Armenrecht ver- 
weigert worden. Gerichts be- 
kannt sei, »daß die Großaktio- 
närin als größte bundesdeutsche 
Bank die Kosten des Recht- 
streites aufbringen kann«, heißt 
es in einem Beschluß des Land- 
gerichts Dresden vom 28. Fe- 
bruar 1995, der der Nachrich- 
tensprecher ddpADN vorliegt 
(AZ: 41-0-925/94). Die Deut- 
sche Bank hält mehr als ein 
Viertel am Grundkapital der 
Sachsenmilch AG. 


Das Unternehmen begehrte Ar- 
menrecht, um sich Klagen von 
Kleinaktionären widersetzen zu 
können. Diese werfen der Sach- 
senmilch AG und der Deutschen 
Bank vor, die vor allem mit 
Mitwirkung des Bankhauses zu- 
stande gekommenen Hauptver- 
sammlungsbeschlüsse zur Her- 
absetzung des Grundkapitals seien 
einzig mit der Zielsetzung ergan- 
gen, die circa zehn Prozent 
Kleinaktionäre aus der Aktien- 
gesellschaft herauszudrängen und 


einem (zukünftigen) Mehrheits- 
aktionär 300 000 bis 400 000 
Mark Verlustvorträge zufließen 
lassen zu können. Es handelt sich 
dabei um mehrere tausend Klein- 
aktionäre. 


Verpflichtet zur Übernahme der 
bei einem Prozeß anfallenden 
Kosten sind aber dem Land- 
gericht Dresden zufolge auch die 
auf seiten der Sachsenmilch AG 
stehenden wirtschaftlich Be- 
teiligten, also vor allem die 
Deutsche Bank. Eine Sanierung 
der Sachsenmilch AG würde ins- 
besondere auch dem wirtschaftli- 
chen Interesse der Großaktionäre 
dienen, da die derzeit aufgrund 
der Vermögenslage der Antrag- 
stellerin praktisch wertlosen Ak- 
tien an Wert gewinnen würden 
und möglicherweise Dividende 
ausbezahlt werden würde. Da 
dadurch wirtschaftliche Auswir- 
kungen auf die Vermögenslage 
der Großaktionärin bestünden, 
müsse die Deutsche Bank auch 
für die Kosten aufkommen, und 
es könne ihr kein Armenrecht 
gewährt werden. 


Derivat- 
verluste der 
Deutschen 
Bank 


Am 14. März kam es zu deutli- 
chen Kurseinbrüchen bei den 
Aktienkursen der Deutschen Bank, 
als sich Gerüchte verbreiteten, daß 
das größte deutsche Bankinstitut 
Verluste bei Derivatgeschäften 
erlitten habe. Außerdem hieß es, 
Bankers Trust habe ein großes 
Paket mit Deutsche-Bank-Aktien 
verkauft. Zunächst gab es zwar 
ein Dementi, schließlich mußte 
die Deutsche Bank aber zugeben, 
ein führender Finanzmakler der 
Bank in Paris, der gegen interne 
Kontrollvorschriften verstoßen 
habe, sei entlassen worden. Des- 
sen Spekulationen mit französi- 
schen Staatsanleihen und Pariser 
Börsenindex-Derivaten hatten zu 
Verlusten von 15 Millionen DM 
an einem einzigen Tag geführt. 


Während Verluste dieser Größen- 
ordnung für die Deutsche Bank 
eher »peanuts« sind, zeigt diese 
Angelegenheit, daß niemand ge- 
gen Derivatverluste immun ist. 
Der Umfang von Derivataktionen 
der Deutschen Bank wird auf 


1000 Milliarden DM geschätzt. 
Verluste bei Derivatgeschäften 
von lediglich drei bis fünf Prozent 
würden somit sämtliche Kapitalre- 
serven der Bank aufzehren. Auch 
die Bayrische Vereinsbank in 
München hat ihren Chefhändler 
für Devisenderivate Bastian Diyk- 
man entlassen. Das »Wall Street 
Journal« vermutet den Grund in 
schweren Spekulationsverlusten 
aufgrund des Kursrückgangs von 
Dollar und Lira. 


Kostolany 
verurteilt 
Finanzkasino 


Nach dem Zusammenbruch der 
Barings Bank hat Andr& Ko- 
stolany, ein bekannter Finanz- 
marktexperte alter Schule, in der 
ARD einige recht »unkonventio- 
nelle« Wahrheiten über die De- 
rivatspekulation ausgesprochen. 
Er sagte, nahezu alle Topmanager 
der Banken ermunterten, junge, 
geldversessene Derivathändler zu 
immer riskanteren Spekulationen. 
Diese jungen Finanzmakler, so 
sagte er voraus, würden bald ihre 
Computerarbeitsplätze verlieren 
und sich als das betätigen müs- 
sen, wofür sie besser geeignet 
wären, nämlich beispielsweise 
Staubsauger zu verkaufen. 


In einem Interview zog er über 
die »Einzeltäter«-Theorie im Zu- 
sammenhang mit dem Barings- 
Kollaps her: »Für den Kollaps der 
Barings-Bank ist die Bank allein 
verantwortlich. Sie engagierte 
den jungen Mann (Nick Leeson) 
und stellte ihm Hunderte von 
Millionen Dollar zur Verfügung 
zu dem Zweck, damit auf den 
Terminmärkten von Osaka und 
Singapur zu spielen. Er ist in den 
Spielsaal gegangen, hat gespielt 
und verloren. Basta.« OD 
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Zu guter 


|Kavaı 


Graffiti — die 
Mehrheit klagt 
darüber und 
fordert man 
müßte etwas 
dagegen unter- 
nehmen 


Malerei, die im buchstäblichen 
Sinne aus dem Untergrund her- 
aus entstanden ist. Zuerst waren 
die New-Yorker U-Bahnschäch- 
te und Waggons über und über 
mit Farbe, mit Bildern, Schrift- 
zeichen und Sprüchen ver- 
schmiert. Erst nachdem die Putz- 
kolonnen resigniert hatten, be- 
merkte man, daß im Chaos und 
im üppigen Gestrüpp der 
Schmierereien und Verschande- 
lung zugleich auch Bilder ent- 
standen waren, in denen das hek- 
tische und überreizte Lebens- 
gefühl der medien- und bilder- 
überfluteten Menschen seinen 
künstlerisch faszinierenden Aus- 
druck fand. Der New Yorker 
Graffiti-Sprayer Keith Harring 
avancierte fast über Nacht zum 
weltweit gefragten Galeriestar. 
Seitdem wurde die westliche 
Welt von San Francisco bis an 
die Berliner Mauer mit Farben 
und Pictogrammen verziert und 
verschmutzt. Die Mauer selbst 
ist dabei zum Kunstwerk gewor- 
den, das inzwischen in prächti- 
gen Kunstbänden und zu einem 
Bruchteil auch im Berliner Mau- 
ermuseum am Checkpoint Char- 
lie zu besichtigen ist. Graffiti- 
besprühte Eisenbahnzüge verär- 
gern die Bundesbahn und erfreu- 
en die Sammler, die die besprüh- 
te und meistens recht teure Mi- 
niaturausgabe begeistert als hüb- 
sche Rarität auf ihrem privaten 
Hobbygleisnetz laufen lassen. 


Das Institut für Demoskopie 
Allensbach hat in seiner jüngsten 
Erhebung die Bevölkerung ge- 
fragt, ob und in welchem Maße 
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man an solchen Graffiti Gefallen 
findet. Die Frage lautete: »Man 
sieht ja heute viele Graffiti, die 
mit Sprühdosen an Häuserwände 
oder Züge gesprüht worden sind. 
Finden Sie solche Graffiti ei- 
gentlich ganz nett, gefallen die 
Ihnen, oder finden Sie die nicht 
nett, gefallen Ihnen solche Graf- 
fiti nicht?« Etwa jeder dritte 
Befragte (30 Prozent) äußert sich 
positiv. 60 Prozent sehen darin je- 
doch eher eine Verschandelung 
der Umwelt, von Mauern und 
öffentlichen Wänden und Flä- 
chen. 


Wenn man die Ergebnisse der 
Allensbacher Umfrage genauer 
analysiert, zeigt sich jedoch, daß 
dort, wo früher die Berliner 
Mauer auf ihrer Westseite als die 
weltweit größte Graffiti-Aus- 
stellungswand stand, auch heute 
noch die geografische Grenze 
der Graffitibegeisterung verläuft. 
In den neuen Bundesländern gibt 
es bis jetzt nur eine Minder- 
heit von 16 Prozent, die die 
Kunst aus der Sprühdose schön 
findet. 


Aber auch im Westen sind es vor 
allem die jungen Leute, die die 
Graffiti nicht als eine spezielle 
Art der Umweltverschmutzung, 


sichtspunkt betrachten. 53 Pro- 
zent der unter 30jährigen in son- 
dern unter ästhetischem Ge- 
Westdeutschland finden diese 
moderne Wandmalerei schön. 


Aus der älteren Generation der 
über 59jährigen fühlen sich nur 
zehn Prozent imstande, den 
ästhetischen Gesichtspunkt der 
Jüngeren nachzuvollziehen. 


Im Blick auf den Westen, wo die 
Graffitimalerei von vielen wohl- 
wollend betrachtet wird, ist man 
versucht, die Freude an diesen 
Bildern oder dieser Zeichenma- 
lerei mit einem Hinweis auf 
Bildung oder Nicht-Bildung zu 
erklären. Auch wenn Graffiti mit 
ihrer unverkennbaren Herkunft 
aus der Comic-Malerei sozusa- 
gen zur Populärkultur gehören, 
sind es nämlich im Westen fast 
ausschließlich Menschen mit 
einer höheren Schulbildung (41 
Prozent), die Gefallen daran din- 
den, während Befragte, die nur 
eine Volksschule absolviert ha- 
ben, im allgemeinen an Graffiti 
nichts Gutes oder Schönes fin- 
den können. Diesen Bildungs- 
unterschied beim Urteil über 
Graffiti gibt es im Osten jedoch 
nicht. In Ostdeutschland urteilen 
die Bessergebildeten fast noch 


negativer als Personen mit einfa- 
cher Schulbildung. 

So vielfältig komplizert und bunt 
wie die Graffitimalerei, die in 
den letzten Jahren zu einem 
merkwürdigen und aufdringli- 
chen Phänomen unserer Lebens- 
welt geworden ist, sind auch die 
Hintergründe, die zu einer positi- 
ven oder negativen Betrachtung 
dieser Malerei führen. Jungsein, 
Lebensraum West und - je nach- 
dem — Schulbildung gehören zu 
den Einflußfaktoren, die bei der 
Beurteilung eine Rolle spielen. 
Nicht zuletzt gehört dazu aber 
auch der politische Standpunkt, 
den der Betrachter einnimmt. 
Auch wenn inzwischen Aus- 
länder-raus-Parolen und Haken- 
kreuzschmierereien im Graffiti- 
kontext plakatiert werden: fast 
immer findet sich gleich dane- 
ben, darunter oder quer darüber- 
gesprüht die entsprechende linke 
Antwort. Denn Graffitis sind in 
der Hauptsache eine Domäne der 
Linken. Auch die Allensbacher 
Umfrage bestätigt das. Je weiter 
links jemand steht, um so größer 
ist die Begeisterung für Graffiti. 


Jeder zweite in Deutschland (49 
Prozent) dagegen klagt und for- 
dert: »Man müßte unbedingt 
etwas dagegen tun.« oO 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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